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Die verordnungen über das Deutſche Kreditabkommen von 1032). 


No. des RPräſ. über das Deutſche Kreditabkommen von 1932 v. 27. Februar 1932 — RGBl J, 85 — [„Not BO,“; 
urchfV O. über das Deutſche Kreditabkommen von 1932 v. 27. Februar 1932 — RGBl. I, 86 — [, DurchfVO.“ J.) 


Von Miniſterialrat Karl Bernard, Berlin. 


Das KredAbk. iſt ein privatrechtlicher Vertrag. Seinem 
wie dalt nach iſt es, ſowohl was die Eigenart der Abmachungen 
dee die Höhe des Obiekts anlangt, wohl ohne Vorgang in 
he Wirtſchaftsgeſchichte der Völker. Eine rechtliche Veſonder⸗ 
eit liegt darin, daß der Deutſche Ausſchuß in dem KredAbk. 
berpflichtungen übernommen hat, die über den Machtbereich 
er von ihm vertretenen Firmen weit hinausgehen, deren 
defüllung alſo davon abhängt, daß auch andere Perſonen 
10 die Vertragsparteien ihr Verhalten — Tun oder Unter⸗ 
aſſen — dem Vertragsinhalt und Vertragszweck anpaſſen. 
fi a dieſe anderen Perſonen — im weſentlichen handelt es 
85 um die Kunden der inländiſchen Banken — durch den 
ſenctrag ſelbſt nicht gebunden ſind, ſo ſtand von vornherein 
lei daß das KredAbk. deutſcherſeits nur dann erfüllbar 
par wenn die vertraglichen Pflichten der Vertrags⸗ 
„teien eine Ergänzung dadurch erfahren, daß die Reichs⸗ 
ar erung für einen weiteren Kreis von dem KredAbk. mittel⸗ 
85 betroffener Deutſcher geſetzliche Pflichten ſchafft. Bei 
5 auf der Hand liegenden Bedeutung des KredAbk. für die 
utſche Geſamtwirtſchaft hat die Reichsregierung die deutſchen 
zerhandlungspartner nicht im Zweifel gelaſſen, daß im 
nahmen des Notwendigen die geſetzgeberiſche Hilfe gewährt 
erden ſolle Im Kred Abk. ſelbſt iſt die Erwirkung der er⸗ 
traafrlichen deutſchen VO. dem Deutſchen Ausſchuß zur ver⸗ 
ſtaclichen Pflicht gemacht worden, eine Abmachung, die 

atsrechtlich geſehen faſt grotesk anmutet, aber aus den 
ſcheldeuteten Zuſammenhängen immerhin verſtändlich er⸗ 
eu. Nach der Einleitung Abſ. 4 des KredAbk. hat der 
deutsche Ausſchuß dafür Sorge zu tragen, „daß durch die 
bl itſche Regierung, ſolange das neue Abkommen in Kraft 
eibt, alle beftehenden VO. aufrechterhalten werden und 


608 ) Der Inhalt des „Deutſchen Kreditabkommens von 1932“ 
ETAGE.) wird als bekannt vorausgeſetzt. Es ſei verwieſen auf 
em z, „Das Berliner Stillhalteabkommen“: JW. 1982, 441} 
gawinski, „Die Regelung der Akzeptkredite im deutſchen Kredit⸗ 
baltemmen von 1932“: JW. 1932, 558; „Golddiskontbank und Still⸗ 
und abkommen“: „Der deutſche Volkswirt“ 6. Jahrg. Nr. 20, 645 
kredſchließlic auf die erſchöpfendſte Darſtellung Simon, „Deutſches 
itabkommen von 1932“: BankArch. XXXI Nr. 9, 10, 11. 


ſolche neuen VO. erlaſſen und aufrechterhalten werden, die 
erforderlich ſind, um den Beſtimmungen dieſes neuen Ab⸗ 
kommens Geltung zu verſchaffen, und daß alle VO., die 
mit den Beſtimmungen des neuen Abkommens nicht in Ein⸗ 
klang ſtehen, aufgehoben oder abgeändert werden, und daß 
keine VO. erlaſſen werden, die einen weſentlichen Eingriff 
in die ſich aus dem neuen Abkommen ergebenden Verpflich⸗ 
tungen darſtellen“. Namentlich ſollen die BD. ſicherſtellen, 
daß die deutſchen Firmen ihre ausländiſchen Bankgläubiger 
nicht unterſchiedlich behandeln, was Rückzahlung oder Ge⸗ 
währung von Sicherheiten anlangt, daß ferner die deutſchen 
Firmen auch, ſoweit die Gewährung von Sicherheiten in Be⸗ 
tracht kommt, ihre Gläubiger in Deutſchland nicht anders 
ſtellen als ihre ausländiſchen Bankgläubiger, wobei es in 
beiden Fällen gleichbedeutend ſein ſoll, ob die ausländiſchen 
Bankgläubiger dem Kred Abk. beitreten oder nicht. Die VO. 
ſollen ferner „unerlaubte Kapitalbewegungen“ verhindern und 
ſchließlich ſichern, daß alle deutſchen Firmen, die dem Aus⸗ 
land in einer entweder unter das Baſeler Stillhalteabkommen 
oder das Kred übe. fallenden Form verſchuldet find, dem Ab⸗ 
kommen beitreten. 

Durch eine VO. des RPräſ. v. 27. Febr. 1932 tft die 
Reichsregierung zu den Maßnahmen ermächtigt worden, „die 
erforderlich ſind, um die Durchführung des Kred Abk. ſicher⸗ 
zuſtellen“, wobei im Hinblick auf die unvermeidlichen Ein⸗ 
griffe in private Rechtsbeziehungen, die das Kred Abk. mit 
ſich bringt, zur Vermeidung von Zweifeln hinzugefügt wor⸗ 
den iſt, daß „Anſprüche auf Entſchädigung aus den Maß⸗ 
nahmen der Reichsregierung nicht entſtehen“. > 

Auf Grund der Ermächtigung durch den RPräſ. hat 
die Reichsregierung — ebenfalls unter dem er 1932 
— eine Durchf VO. erlaſſen. 

Bei Abſetzung der DurchfVO. iſt grundſätzlich an⸗ 
geſtrebt worden, überflüſſige Vorſchriften zu vermeiden, alſo 
Pflichten durch die VO. zu begründen, zu deren vertraglicher 
Übernahme die Vertragſchließenden auch ohne neue geſetzliche 
Grundlagen berechtigt waren. Wenn gleichwohl einige — 


ſtreng genommen — nicht erforderliche Vorſchriften in die 
VO. mit aufgenommen worden find, jo hat dies meiſt 
123 
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feinen Grund in der Überlegung, daß es im Rahmen einer 
abſchließenden Regelung eines beſtimmten Fragenkreiſes viel⸗ 
leicht zu Unklarheiten hätte führen können, wenn eine be⸗ 
ſtimmte Frage ohne ausdrückliche Regelung gelaſſen wor⸗ 
den wäre. Auch war bisweilen die Beſorgnis für die Ein⸗ 
fügung einer ſolchen Vorſchrift maßgebend, daß ihr Fehlen 
zu einem an ſich unberechtigten Schluß aus dem Gegenteil 
Anlaß geben könnte. 

Schon das Baſeler Stillhalteabkommen war bekanntlich 
nur mit geſetzgeberiſcher Hilfe durchführbar. Die damals er⸗ 
laſſenen drei DurchfVO. find durch den Abſchluß des Kred⸗ 
Abk. nicht etwa ohne weiteres gegenſtandslos geworden, ge⸗ 
ſchweige denn, daß ſie durch die neue VO. ausdrücklich auf⸗ 
gehoben worden wären. Die früheren DurchfVO. haben viel⸗ 
mehr ſoweit durchaus Geltung zu beanſpruchen, wie etwa 
Kredite von dem neuen Abkommen nicht betroffen werden, 
weil der ausländiſche Gläubiger es abgelehnt hat, dem 
Kred Abk. beizutreten. In einem ſolchen Fall gelten, wenn 
am 1. März 1932 das Kreditverhältnis noch nicht völlig 
abgewickelt iſt, für die weitere Abwicklung die DurchfVO. 
zum Baſeler Stillhalteabkommen. Soweit dagegen Kredit⸗ 
verhältniffe zunächſt von dem Baſeler Stillhalteabkommen 
betroffen waren, dann aber in den Geltungsbereich des 
neuen Kred Abk. gleichſam hinübergenommen worden find, 
regelt ſich v. 1. März 1932 an die Rechtsbeziehung zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner nur nach dem neuen Abkommen 
und demgemäß nach den VO., die zur Durchführung dieſes 
neuen Abkommens getroffen worden ſind. Dem ſteht auch 
nicht entgegen, daß an einigen Stellen des Kred Abk. auf 
die Regelung des früheren Abkommens verwieſen iſt; denn mit 
einer ſolchen Verweiſung wird die frühere Regelung ohne 
weiteres Beſtandteil der neuen Regelung. 

Wenn davon abgeſehen worden iſt, die früheren Durchf⸗ 
VO. in ihrer zeitlichen Geltung zu verlängern und, nur ſoweit 
erforderlich, ergänzende Vorſchriften anzufügen, ſo hat dies 
den Grund, daß geſetzestechniſch hierbei eine kaum lesbare, 
aus einer Fülle von Verweiſungen und Anderungen be⸗ 
ſtehende VO. entſtanden wäre, die von den Beteiligten als 
— wenigſtens äußerlich genommen — Rechtswirrwarr emp⸗ 
funden worden wäre. Es erſchien deshalb zweckmäßiger — 
ſelbſt auf die Gefahr einiger Wiederholungen —, das Durch⸗ 
führungsrecht erſchöpfend neu zu regeln. Daß einige Fragen 
offen geblieben ſind, muß zugegeben werden. Die Mög⸗ 
lichkeit, daß z. B. die Umwandlung kurzfriſtiger Kredite 
in langfriſtige Vermögensanlagen noch zu geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen zwingt, beſteht immerhin. Wenn vorläufig Vor⸗ 
ſchriften ſolchen Inhalts fehlen, ſo beruht dies auf dem 
Wunſch der Reichsregierung, ſoweit es irgend angängig iſt, 
geſetzlichen Zwang zur Durchführung des Abkommens zu 
unterlaſſen, zumal wenn begründete Hoffnung beſteht, durch 
vertragliche Vereinbarungen, Einwirkungen der Reichsbank 
und dergleichen Ergebniſſe ſicherzuſtellen, auch ohne daß der 
Geſetzgeber eingreift. 

Die folgende Darſtellung lehnt ſich an die Einteilung 
der DurchfVO. an. Dabei iſt zu beachten, daß dieſe DurchfVO. 
keine deviſenrechtlichen Vorſchriften enthält. Was auf dem 
Gebiete der Deviſenbewirtſchaftung zur Sicherſtellung der 
Durchführung des KredAbk. zu veranlaſſen und nicht ohnehin 
im Rahmen der geltenden BD. durch Anweiſungen an die 
Deviſenbewirtſchaftungsſtellen zu erreichen iſt, wird den 
Gegenſtand einer beſonderen VO. bilden. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 

Nach § 1 Abſ. 2 gilt die DurchfVO. nur für Schuld⸗ 
verhältniſſe, die von dem Kred Abk. betroffen werden, „ſoweit 
ſich aus Wortlaut oder Zweck einer Vorſchrift nichts an⸗ 
deres ergibt“. 

Betroffen werden von dem KredAbk. kurzfriſtige Kredit⸗ 
linien, die von ausländiſchen Bankgläubigern deutſchen Bank, 
Handels⸗ oder Induſtriefirmen zur Verfügung geſtellt worden 
ſind. Der Begriff „kurzfriſtige Kreditlinien“ umfaßt nach 
Ziff. 1 Abſ. 2 des Abkommens alle Akzepte, Zeitgelder, Bar⸗ 
vorſchüſſe und andere Formen der Verſchuldung, die auf 
beſonderer Vereinbarung beruhen, ſoweit die Verbindlichkeiten 
den Gegenſtand eines Beitritts zu dem Baſeler Stillhalte⸗ 


er 
abkommen gebildet haben oder noch bilden werden. S gar 
umfaßt der Begriff alle weiteren Akzepte, Zeitgelder, fi 
vorſchüſſe und andere Formen des Bankkredits, ar oft. 
in der Zeit zwiſchen dem 31. Juli 1931 und dem 8. de 
1931 beſtanden haben und für einen Zeitraum liefen, net 
über den 29. Febr. 1932 hinausgeht, aber deſſen Cue 
noch in die Laufzeit des Kred Abk. fällt, alſo vor dem ik, 5 
1933 liegt; dabei iſt der Begriff des Bankkredits nog en 
ſonders dahin erläutert worden, daß er Verbindlich, 
einſchließt, die aus Garantien, Indoſſamenten ‚oder an 
bedingten Verbindlichkeiten (contingent liabilities) in keiten 
auf Bankkredite herrühren, ſobald ſolche Verbindlich edi 
unbedingt (actual liabilities) geworden ſind. Für alle K en, 
linien gilt, daß fie nur dann dem KredAbk. une 
wenn ſie auf eine andere Währung als Reichsmark la 1 
Wenn vorgeſehen iſt, daß unter Umſtänden eine, ul 
ſchrift der DurchfVO. ſich auch beziehen kann auf en, 
verhältniſſe, die nicht von dem Kred Abk. betroffen we bar 
ſo handelt es ſich hierbei ſtets um Maßnahmen, die mitte 3 
dem KredAbk. und feiner Durchführung dienen ſollen. Han 
denken iſt hierbei an § 10 DurchfVO., wonach Sichere, 
einer ausländiſchen Bank, die dem Abkommen nicht beit 
von einem inländiſchen Schuldner nur mit Zuſtimmung 3 
Reichsbank beſtellt werden dürfen, an die Borſchriften he 
§ 13, wonach unter Umſtänden eine inländiſche Bank, mit 
daß fie ſelbſt mit dem KredAbk. etwas zu tun hat, ſich ober 
einer ausländiſchen Bank in bezug auf Zahlungen det 
Sicherheiten auszugleichen hat und an die Vorſchrifte und 
88 24 Abſ. 2, 27, wonach die Deutſche Golddiskontbank on 
die anderen inländiſchen Banken gewiſſe Auskünfte auch ger 
Perſonen verlangen können, die das KredAbk. möglich 
weiſe unmittelbar nichts angeht. 


N 
An dem KredAbk. ſelbſt find beteiligt auf deu, 
Seite — von der Reichsbank und der Deutſchen Golddis 150 
bank abgeſehen — „deutſche“ Bankinſtitute, Handels⸗ ver 
Induſtriefirmen. Die Begriffe, die das KredAbk. hier engt 
wendet, ſind in Ziff. 1 des Abkommens genau abgeg u 
worden. Das Abkommen ſelbſt nimmt auf das Saarpr obne 
keine Rückſicht, ſpricht alſo ſchlechthin von „deut nen 
Schuldnern und dergleichen, während ſich aus dem Zuſan ale 
hang ergibt, daß der Begriff hier überwiegend territo 
Bedeutung hat, alſo abgeſtellt werden muß auf die 988. 
wärtige deutſche Gebietshoheit. In 8 1 Abſ. 2 Durchf im 
iſt deshalb der Grundſatz ausgeſprochen worden, daß e 
Rahmen der VO. das Saargebiet als „Ausland“ zu ae 
fei, was geſetzestechniſch — zur Vermeidung fonft f 0 
geſetzter Wiederholungen — eine Vereinfachung bedeutet, 10 
unerwünſcht es ſonſt ſein mag, eine ſolche Wendung 1 
Papier zu bringen. Die Begriffe „inländiſch“ und gab 
ländiſch“ ſind territorial zu verſtehen ($ 1 Abſ. 2 © 
DurchfVO.). 10 
§ 2 DurchfVoO. befaßt ſich mit dem Beitritt zu die 
Abkommen. Dabei iſt zu beachten, daß die Ausſchüſſe, her 
das Abkommen getroffen haben, den Gläubigern en, 
Schuldnern, die von ihnen vertreten werden, nur empfe net 
beizutreten, während der einzelne Gläubiger oder len 
erſt durch einen beſonderen Akt feinen Beitritt volld zu 
Nach Ziff. 22 KredAbk. treten ausländiſche Gläubigen zen 
dem Abkommen in der Form bei, daß ſie ihren det, 
Schuldnern ſpäteſtens am 1. März 1932 ihre Beit 8 
erklärung ſchriftlich unter Verwendung eines beſtimmten die 
heitlichen Vordrucks anzeigen, wobei in dem Schreiben 


dem Schrei) em 
Kreditlinie, auf die ſich der Beitritt bezieht, im eigenen 
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unterworfen. Dem trägt 8 2 DurchfVoO. dadurch Rechnung, 
B der Beitritt des deutſchen Schuldners als vollzogen gilt, 
enn der ausländiſche Bankgläubiger ihm mitgeteilt hat, er 
der Gläubiger — ſei dem Abkommen beigetreten. Durch 
tritt ugang der Gläubigermitteilung gilt zwar auch der Bei⸗ 
ne Schuldners als vollzogen, aber wie 82 Satz 2 
er 180. ausdrücklich Harftellt, nicht in dem Sinne, daß 
Schuldner damit Angaben des Gläubigers über das 
ſcheddverhältnis anerkennt. Beſtehen inſoweit Meinungsver⸗ 
I entheiten — z. B. über Höhe, Fälligkeit, Verzinſung 
tro dergleichen — ſo iſt ihre Austragung dem Schuldner 
s feines Beitritts zu dem Abkommen unbenommen. 


II. Akzeptkredite. 


Si Die Behandlung der Akzeptkredite bildet — worauf auch 
ton (a. a. O. S. 22) hinweiſt — das Kernſtück des Kred⸗ 
ber; Für den Geſetzgeber bieten die Akzeptkredite indeſſen 
i ältnismäßig wenig Anlaß zu Maßnahmen, weil im gro⸗ 
gi, und ganzen die Vereinbarungen der ausländiſchen Bank⸗ 
gaubiger und der inländiſchen Schuldner ſich ohne die Hilfe 
Str VO. ausführen laſſen. Ebenſo wie für das Baſeler 
erf halteabkommen war aber auch für das neue Abkommen 
zu derlich, durch VO. die Kunden der inländiſchen Banken 
Ir verpflichten, ſoweit fie von dieſen einen ausländiſchen 
zeptkredit eingeräumt erhalten hatten, den Banken ent- 
zu der einen eigenen Wechſel oder einen ſog. Garantiebrief 
gefpbergeben. Die Verhandlungen, die zu dem Abkommen 
lehrt haben, waren nach dem Zeugnis aller an ihnen Be⸗ 
Anden geradezu beherrſcht von dem Beſtreben der Aus⸗ 
hab er, alle erdenklichen Sicherheiten zu erhalten. Deshalb 
ie 1 ſich die ausländiſchen Banken nicht damit begnügt, daß 
tif en inländiſchen Banken geſtellten Sicherheiten treuhände⸗ 
f ür ſie — die ausländiſchen Banken — gehalten werden 
a ſondern ſie haben die Herſtellung einer unmittelbaren 
rbindlichkeit der Kunden der inländiſchen Banken gegenüber 
bar ausländiſchen Banken verlangt. Im weſentlichen ſieht 
Ne Halb § 3 DurchfVO. in Übereinſtimmung mit der 2. Durchf⸗ 
Une Baſeler Abkommen vor, daß der Kunde einer in⸗ 
ein iſchen Bank, dem dieſe bei einer ausländiſchen Bank 
en Akzeptkredit verſchafft hat, entweder einen Eigenwechſel 
zu hergeben hat, der an die inländiſche Bank oder ihre Order 
fei zahlen iſt und nach Wechſelſumme, Währung und Fällig⸗ 
g mit dem von der ausländiſchen Bank angenommenen 
die let übereinſtimmt, oder aber einen Garantiebrief, der an 
der ausländiſche Bank gerichtet iſt und den Inhalt hat, daß 
Hr; unde die ausländiſche Bank zu befriedigen ſich ver⸗ 
de, wenn etwa die inländiſche Bank ſelbſt bei Fälligkeit 
Funk iich tun ſollte. Im Verhältnis zwiſchen inländiſcher 
oh und ihrem Kunden hat die Bank das Recht zu wählen, 
er Kunde den Eigenwechſel oder den Garantiebrief zu 

fi geben hat. Die Bank iſt aber vertraglich verpflichtet, 
ban hierbei nach den Weiſungen der ausländiſchen Akzept⸗ 
den zu richten, der alſo praktiſch das Wahlrecht zuſteht. Für 
ſord all, daß ein Kunde binnen zehn Tagen nach Auf⸗ 
erung den Eigenwechſel oder den Garantiebrief nicht über⸗ 
— haben ſollte, kann die inländiſche Bank verlangen, daß 
hal Präſ. des LFin A., in deſſen Bezirk der Kunde feinen Sitz 
er Die Urkunden ausſtellt. Dieſe Regelung iſt erſtmalig in 
worde. DurchfVO. zum Baſeler Stillhalteabkommen getroffen 
he en; die ausländischen Banken haben dann im neuen Kred⸗ 
die; dieſe Löſung ſich zu eigen gemacht und in Anlehnung an 
des tühere Durchf VO. ſchon in dem Kred Abk. ſelbſt den Präſ. 
oa Fin A. in der angedeuteten Weiſe eingeſchaltet. Der Präſ. 
lich Fin‘. verpflichtet durch feine Unterſchrift ausſchließ⸗ 
t den Kunden ſelbſt. Der Kunde wird auch dann verpflich⸗ 
2 nenn etwa die beſonderen Vorausſetzungen für eine Er⸗ 
955 ollziehung nicht vorliegen. Damit ſind Streitigkeiten über 
„Rechtsgültigkeit der Unterzeichnung durch den LFinA⸗ 
laß die auf der Behauptung beruhen, es habe gar kein An⸗ 
kudbeſtanden, einen Eigenwechſel oder Garantiebrief auszu⸗ 
Un igen, von vornherein ausgeſchloſſen. Dagegen wird unter 
danſtänden eine Schadenserſatzpflicht des Reichs gegenüber 
unt Kunden dann zu bejahen fein, wenn der LFin APräſ. 
falt Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
ir die Erſatzvollziehung vorgenommen hat. Die unter der 


Herrſchaft des Baſeler Stillhalteabkommens und der zu ſeiner 
Durchführung erlaſſenen VO. aufgetauchte Streitfrage, ob nur 
bei einer eigentlichen Weigerung des Kunden, die verlangte 
Urkunde auszuſtellen, die Erſatzvollziehung ſtatthaft ſei, oder 
ob z. B. auch bei ſchwerer, die Ausſtellung der Urkunde un⸗ 
möglich machender Erkrankung eines Kunden die Erſatzvoll⸗ 
ziehung verlangt werden könne, iſt durch eine gewiſſe Ande⸗ 
rung des Wortlauts im Kred Abk. und damit auch in der 
DurchfVO. gegenſtandslos geworden. Die Erſatzvollziehung 
ift, ohne daß es auf die perſönlichen Verhältniſſe des Kunden 
— Weigerung, Krankheit, Verreiſtſein u. dgl. — ankäme, 
dann ſtatthaft, wenn zehn Tage, nachdem die Aufforderung 
zur Übergabe der Urkunden ergangen war, fruchtlos ver⸗ 
ſtrichen ſind. 


III. Sicherheiten. 


Das KredAbk. unterſcheidet zwiſchen den ſog. Global⸗ 
ſicherheiten (Ziff. 6 Kred Abk.) und den beſonderen Sicher⸗ 
heiten, die zur Sicherung eines Akzeptkredites beſtellt worden 
find (Ziff. 7a Kred Abk.). Dabei find unter Globalſicher⸗ 
heiten Sicherheiten jeder erdenklichen Art zu verſtehen, die 
einer inländiſchen Bank beſtellt worden ſind, nicht um einen 
Anſpruch aus einem beſtimmten Geſchäft, ſondern alle An⸗ 
ſprüche zu ſichern, die der Bank aus der Geſchäftsverbindung 
mit dem Kunden entſtehen können. Den Globalſicherheiten ſind 
aber gleichgeſtellt ſolche Sonderſicherheiten, die ein Kunde 
ſeiner inländiſchen Bank für einen Kredit beſtellt hat, der mit 
dem Auslandskredit nichts zu tun hat. Sonderſicherheiten 
dieſer Art werden im folgenden demnach als unter den Be⸗ 
griff Globalſicherheit mitfallend behandelt. 

Die DurchfVO. verwendet den Ausdruck „Globalſicher⸗ 
heit“ übrigens nicht; ſie ſpricht im 8 5 von der „beſonderen 
Sicherheit, die für einen Akzeptkredit beſtellt worden iſt“ und 
im 86 von „Sicherheiten irgendwelcher Art“, mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß dazu nicht die beſonderen Sicherheiten für 
Akzeptkredite gehören. Ausdrücklich klargeſtellt wird, daß zu 
den Globalſicherheiten auch „Bürgſchaften, Kreditverſiche⸗ 
rungen und Zurückbehaltungsrechte“ gehören (8 6 Abi. 2), 
eine Klarſtellung, deren es nach deutſchem Rechte wohl kaum 
bedurft hätte, ſondern die mehr zur Beruhigung der Aus⸗ 
landsgläubiger Aufnahme gefunden hat; allenfalls hätte ein 
Zweifel beſtehen können, ob das allgemeine kaufmänniſche Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht ohne weiteres zu den Globalſicherheiten 
zu rechnen iſt. 

Sonderſicherheiten für Akzeptkredite und Globalſicher⸗ 
heiten ſollen nach dem Kred Abk. von der inländiſchen Bank 
treuhänderiſch für die ausländiſche Bank gehalten werden, 
Globalſicherheiten allerdings nur, wenn ſie entweder eine 
Forderung der inländiſchen Bank aus der Einräumung eines 
ausländiſchen Akzeptkredits oder eines ſolchen ausländiſchen 
Kaſſekredits ſichern, bei dem der Kunde der ausländiſchen 
Bank ausdrücklich namhaft gemacht worden war, an dem Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem Kredit und der Anleihung des 
Kreditbetrages von der ausländiſchen Bank alſo kein Zweifel 
obwalten kann. 

Bei eineni Akzeptkredit ift durch den Eigenwechſel oder 
den Garantiebrief eine unmittelbare Verpflichtung des Kun⸗ 
den der inländiſchen Bank gegenüber der ausländiſchen Bank 
geſchaffen. Demgemäß haben die ausländiſchen Banken ver⸗ 
langt, daß die Sonderſicherheit für einen Akzeptkredit die 
Forderung der ausländiſchen Bank gegen den Kunden aus 
dem Eigenwechſel oder dem Garantiebrief ſichern ſoll. Dies 
ſtellt 8 5 Abſ. 3 Durchf VO. klar. e 

Anders dagegen verhält es ſich mit den Globalſicher⸗ 
heiten. Bei einem Kaſſekredit iſt der Kreditnehmer nur der 
inländiſchen Bank verpflichtet. Hätte man auch hier vor⸗ 
geſehen, daß die Globalſicherheiten eine Forderung der aus⸗ 
ländiſchen Bank gegen den kreditnehmenden Kunden ſichern 
ſollen, ſo hätte man zunächſt der ausländiſchen Bank eine 
Forderung gegen den Kunden verſchaffen müſſen, etwa da⸗ 
durch, daß die inländiſche Bank ihre Forderung gegen ihren 
Kunden der ausländiſchen Bank abgetreten hätte. Weil man 
dies vermeiden wollte, iſt beſtimmt worden, daß Global⸗ 
ſicherheiten die Forderung der ausländiſchen gegen die in⸗ 
ländiſche Bank ſichern, die deren Forderung gegen ihren Kun⸗ 
den entſpricht. Dies gilt auch, ſoweit Globalſicherheiten für 


e 
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einen Akzeptkredit haften, wiewohl hier wegen des Vor⸗ 
liegens eines Eigenwechſels oder Garantiebriefs auch ohne 
Abtretung eine andere Regelung möglich geweſen wäre. Man 
hat aber offenbar die ohnehin zu befürchtende Unüber⸗ 
ſichtlichkeit der in bezug auf Sicherheiten gegebenen Rechts⸗ 
verhältniſſe nicht verſtärken wollen und ſich deshalb für eine 
gleichmäßige Behandlung der Globalſicherheiten entſchieden, 
gleichviel ob ſie einen Akzeptkredit oder einen Kaſſekredit 
bedecken. In der DurchfVO. hat dies in 8 6 Abſ. 5 feinen 
Niederſchlag gefunden. 

Die inländiſchen Banken ſollen, wie geſagt, die Sicher⸗ 
heiten treuhänderiſch für die Auslandsbank halten. Äußerlich 
geſehen verändert ſich durch die Erfüllung dieſer Pflicht an 
dem früheren Zuſtande der Dinge zunächſt nichts. Ein der 
inländiſchen Bank übergebenes Fauſtpfand verbleibt in ihrem 
Beſitz, eine ihr beſtellte Hypothek bleibt auf ihren Namen be⸗ 
ftellt; ein Bürge, der ſich für den Kunden verbürgt hat, bleibt 
der Inlandsbank verhaftet. Daß die inländiſche Bank Dritten 
gegenüber berechtigt bleibt, über die Sicherheiten ſo zu ver⸗ 
fügen, wie fie darüber hätte verfügen können, wenn das Kred⸗ 
Abk. ihr keine Verpflichtungen gegenüber der ausländiſchen 
Bank auferlegt hätte, wird durch 8 8 Abſ. 2 DurchfVO. aus⸗ 
drücklich klargeſtellt. Anders liegt die Sache jedoch im Innen⸗ 
verhältnis zwiſchen Inlandsbank und Auslandsbank. Hier 
zeigt ſich, daß in Wirklichkeit nicht mehr die Inlandsbank an 
den Sicherheiten berechtigt ift, ſondern allein die Auslands⸗ 
bank, was namentlich im Falle eines Konkurſes über das 
Vermögen der inländiſchen Bank zu beſonderen Regelungen 
geführt hat (vgl. unten zu IV). 

Sonderſicherheiten, die für einen Akzeptkredit beſtellt 
ſind, darf die inländiſche Bank nicht ohne weiteres verwerten; 
vielmehr iſt ſie gezwungen, die Sicherheit ausſchließlich zur 
Sicherung des Akzeptkredits zu halten und ein etwaiges 
Surrogat der Sicherheit demſelben Zwecke zuzuführen. So⸗ 
weit dagegen Globalſicherheiten beſtellt worden ſind, iſt die 
inländiſche Bank freier geſtellt, weil ſie andernfalls, was die 
Auslandsbanken anerkannt haben, in ihrem Geſchäftsbetrieb 
unerträglich behindert worden wäre. Deshalb dürfen die in⸗ 
ländiſchen Banken Globalſicherheiten „im Rahmen des Bank⸗ 
üblichen“ verwalten und verwerten (§ 8 Abſ. 1 Durchf O.). 

Was den Zeitpunkt anlangt, zu dem die Auslandsbank 
das Recht an den Sicherheiten erwirbt, ſo beſtimmen SS 5 
Abſ. 2, 6 Abſ. 3 DurchfVO. in Übereinſtimmung mit dem 
Kred Abk., daß das Recht an den Sicherheiten übergeht, ſo⸗ 
bald die Inlandsbank die Anzeige an die Auslandsdank ab- 
ſendet, ſie halte für dieſe treuhänderiſch die Sicherheit. Bei 
Globalſicherheiten, die ihrer Natur nach einem ſtändigen 
Wechſel unterliegen können, erſtreckt ſich das Recht der aus⸗ 
ländiſchen Bank (8 6 Abſ. 4 DurchfVO.) auf die Sicherheiten 
in ihrem jeweiligen Beſtande. Da dieſe Globalſicherheiten 
nicht nur zur Sicherung des aus Auslandsmitteln finanzierten 
Kredits beſtellt worden ſind, ſondern auch alle anderen Kre⸗ 
dite, welche die Inlandsbank ihrem Kunden gewährt hat, dek⸗ 
ken ſollen, ſo erwirbt in einem ſolchen Falle die Auslandsbank 
nur zu einem verhältnismäßigen Anteil ein Recht an den 
Sicherheiten. Dieſer Anteil beſtimmt ſich nach dem Ver⸗ 
hältnis, der — kurz geſagt — Auslandskredite zu der Ge⸗ 
ſamtheit der von der Inlandsbank ihrem Kunden gewährten 
Kredite. Hat alſo z. B. eine inländiſche Bank ihrem Kunden 
einen Kredit von 500 000 % gewährt, wovon 200000 % 
auf einen mit Auslandsmitteln finanzierten Kredit entfallen, 
während die reſtlichen 300 000 % mit Auslandsgeld nichts 
zu tun haben, ſo iſt die Auslandsbank an den Globalſicher⸗ 
heiten, die der Kunde ſeiner Bank beſtellt hat, zu zwei Fünf⸗ 
teln berechtigt. Auch bei den Sonderſicherheiten für Akzept⸗ 
kredite kann es vorkommen, daß die Sicherheit nicht in vol⸗ 
lem Umfange der Auslandsbank haftet, nämlich dann, wenn 
mehrere Gläubigerbanken an dem Akzeptkredit beteiligt ſind. 
Möglich iſt hierbei, wenn es auch nur ſehr vereinzelt vor⸗ 
gekommen ſein wird, daß an einem einheitlichen Akzeptkredit 
eine Auslandsbank und eine Inlandsbank als Akzeptanten be⸗ 
teiligt find. Auch hier müßte ſich die Auslandsbank mit 
einem durch die Beteiligung beſtimmten Anteile an der 
Sonderſicherheit begnügen. 

Soweit einer ausländiſchen Bank ſowohl eine Sonder⸗ 


digung aus den Globalſicherheiten verlangen (87 Bucht ee 
fell“ 
verlangt 
ſieht 
t 


deshalb von ei wechſelmäßi tung frei, weil 
b iner mechfelmäßigen Haftung f 17 bes 


Eine nicht im Kred Abk. vorgeſehene, aber durch Erda 
gen, die im deutſchen Recht begründet liegen, gerechtfet bie 
Regelung trifft § 8 Abſ. 4 DurchfVoO., eine Regelung ur, 


dan ⸗ 


Urge 
heit treuhänderiſch für eine Auslandsbank hält, der 1 
oder Kreditverſicherer alſo materiell der Auslandsban den 


ſoweit er an die inländiſche Bank leiſtet. Dieſe Bestimmung 


eingetretenen Rechtsänderungen zu überſehen vermögen etwa 


10 


e 
ir 


: aßen 
verſicherer nicht frei werden; hier wird alſo gewisser un 


e 
Soweit aber Bürgen oder Kreditverſicherer mut. 
lichen inländiſchen Banken — leiſten, tritt das Geleiſtete gleich 
ſam an die Stelle der Bürgſchaft oder Hreditverſiche mee 
haftet alſo nunmehr der ausländiſchen Bank als Sichere 


ſtun 
iner 
a 


ten 
heiten verwerten können, ſtellen Vorſchriften des angeben ch 
bel 


entweder von vornherein in Gelddepots beſtanden haben anbelt 
die ſich in ſolche Geldbeträge durch Verwertung verw ihren 


ſonſtigen Geldbeträgen vermiſcht werden. den 
ban 


dürfen. Die Einſchaltung der Reichsbank entſpricht 9 ode 
Rolle, die ihr als Überwacherin der Ausführung des rn, 
Abk. zugewieſen iſt. Zugleich iſt damit für Fälle ganz 
ſonderer Art eine Möglichkeit offengehalten worden. 


1. Jahrg. 1932 Heft 14 


Aufſätze 


981 


ER BE Sl un nn er Be EEE Br re FG ——ů — — 


1 
V. Konkurs über das Vermögen einer inlän⸗ 
diſchen Bank. 


Die ausländiſchen Banken ſind natürlich in erſter Reihe 


d 5 
mah intereſſiert, daß im Ernſtfall, alſo bei Zahlungs⸗ 
Sütbigleit einer ihnen verſchuldeten inländiſchen Bank, ihre 


ung hinſichtlich der Sicherheiten ausreichend ſtark iſt, 
. notfalls in den Beſitz einer Sicherheit oder deren Er⸗ 
dari zu ſetzen. Die Schwierigkeit beſtand bei der Regelung 
ei — daß die inländiſchen Banken nach außen hin in ihrer 
Adern Stellung zu den Sicherheiten der Kunden keiner 
len erung unterworfen werden ſollten; die inländiſchen Ban⸗ 
und ſollten Dritten gegenüber verfügungsberechtigt bleiben 
der u im Innenverhältnis zu den ausländiſchen Banken als 
Bu Treuhänder die Sicherheiten halten. Dieſer Ausgleich 
üſchen den Bedürfniſſen der inländiſchen Banken und den 
londeren Belangen der ausländiſchen Banken iſt durch eine 


kegelung etwa folgenden Inhalts gefunden worden: 


erde Wird über das Vermögen der inländiſchen Bank Konkurs 
guet, fo werden die Sicherheiten, welche die inländiſche 
als ketreuhänderiſch für die ausländiſche Bank erhalten hat, 
delt nicht im Eigentum der inländiſchen Bank ſtehend behan⸗ 
dabe; aus der Konkursmaſſe alſo ausgeſondert. Handelt es ſich 
er um eine Sonderſicherheit, die für einen Akzeptkredit be⸗ 
in t worden ift, fo kann in bezug auf das, was auszuſondern 
dt an der Regel kein Zweifel beſtehen. Was dagegen die ſog. 
aus aljicherheiten anlangt, jo beftimmt 86 Abſ. 4, daß die 
Be ländiſche Bank an dieſen Sicherheiten „in ihrem jeweiligen 
ſoiſtande“ berechtigt ift. Die Globalſicherheiten können einem 

ktwährenden Wechſel unterworfen fein. Hier mußte für den 


Sntfatt ein Stichtag beſtimmt werden, nach dem ſich das 
laß der ausländiſchen Bank an den Sicherheiten abgrenzen 
Galt § 11 Satz 2 DurchfVoO. beſtimmt daher, daß nach dem 
& thunft der Konkurseröffnung ſich zu beſtimmen hat, welcher 
Kar rbeitenbeftanb überhaupt der ausländiſchen Bank ver⸗ 


et iſt und zu welchem Anteil ſie daran berechtigt iſt. 


Wenn die ausländiſche Bank an einer Sicherheit nur zu 
a verhältnismäßigen Anteil berechtigt iſt, ſo erſtreckt ſich 
Si ndſätzlich das Ausſonderungsrecht dennoch auf die geſamte 
zinperheit. Wenn bei Verwertung der Sicherheit ſich mehr er⸗ 
di t, als die ausländiſche Bank zu beanſpruchen hat, ſo fließt 
die es Mehr aber in die Konkursmaſſe zurück, wobei natürlich 
ble Möglichkeit beſteht, daß es deshalb aus ihr ausgeſondert 

eiben muß, weil vielleicht andere Gläubiger ebenfalls ein 
usſonderungsrecht mit Erfolg geltend machen können. 


re Das in § 11 DurhfBD. der ausländischen Bank zuge- 
fen dene Ausſonderungsrecht erſtreckt ſich auf Sicherheiten 
r Art; alſo auch, wenn die Sicherheit in einer Bürgſchaft 
15 einer Kreditverſicherung beſteht, kann die ausländiſche 
Kr nf verlangen, daß der Anſpruch gegen den Bürgen oder den 
albitverſicherer aus der Konkursmaſſe ausgeſondert wird. 
eh ft wenn die Sicherheit in einem kaufmänniſchen Zurück⸗ 
15 altungsrecht beſteht, wird, da auch ſolch Zurückbehaltungs⸗ 
ent nach 86 Abſ. 2 DurchfVO. ausdrücklich als zu den 
Frazerheiten gehörig bezeichnet worden iſt, auf die nach dem 
erdäbk. die ausländiſche Bank einen Anſpruch hat, der 
0 genſtand, auf den ſich das Zurückbehaltungsrecht bezieht, 
er Konkursmaſſe ausgeſondert werden müſſen. 


heit Iſt vor Eröffnung des Konkurſes eine beſondere Sicher⸗ 
— 97 die für einen Akzeptkredit beſtellt war, verwertet worden, 
D würde die ausländiſche Bank, wenn der hierbei erzielte Er⸗ 
ausnahmsweiſe unvermiſcht mit anderen Geldbeſtänden 

die inländiſchen Bank als nunmehrige Sonderſicherheit für 
ausländiſche Bank treuhänderiſch gehalten worden wäre, 
N usſonderungsrecht nach 8 11 Duchf®D. Haben. Iſt da⸗ 
egen ein ſolcher Erlös — wie es die Regel bilden wird — 
en Geldbeſtänden der inländiſchen Bank vermiſcht wor⸗ 

nuch alſo unterſcheidbar nicht mehr vorhanden, ſo ſtellt ſich 
Schuld drüclicher Vorſchrif des 512 Abf. 1 durch vc dis 
ald der im Konkurs befindlichen inländiſchen Bank als 
An Maſſeſchuld i. S. des 859 KO. dar. Die Maſſe gilt in 
nſehung dieſes ihr zugefloſſenen Erlöſes einer Sicherheit 

N 7gcechtlos bereichert, auch dann, wenn der Erlös vor Kon⸗ 
vi Öffnung zugefloſſen iſt. Daß eine ſolche rechtloſe Be⸗ 
cherung der Maſſe erſt recht vorliegt, wenn erſt nach Kon⸗ 


kurseröffnung der Erlös eingegangen iſt, bedurfte keiner be⸗ 
ſonderen Hervorhebung. 

Ahnlich verhält es ſich mit den Fällen, in denen Global⸗ 
ſicherheiten verwertet worden ſind, allerdings nur, ſoweit die 
Verwertung im Wege der Zwangsvollſtreckung vorgenommen 
worden iſt. Auch hier kann die ausländiſche Bank ihre An⸗ 
ſprüche in Höhe des Erlöſes als Maſſeſchulden i. S. des § 59 
KO. geltend machen. Wenn die Zwangsvollſtreckung vor Kon⸗ 
kurseröffnung vorgenommen war, jo ſoll nach 812 Abi. 2 
Satz 2 der Zeitpunkt der Zwangsvollſtreckung dafür maßgebend 
ſein, zu welchem Anteil die ausländiſche Bank an dem Erlös 
berechtigt iſt. Es wäre alſo in einem ſolchen Fall zu prüfen, 
wie hoch ſich die Geſamtforderungen, die durch die Global⸗ 
ſicherheiten gedeckt werden ſollten, zur Zeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung belaufen haben, ferner, welche Globalſicherheiten zu 
dieſer Zeit überhaupt vorhanden waren, auf welchen Betrag 
am Zwangsvollſtreckungstage die Forderung der ausländiſchen 
Bank lautete und ſchließlich welch Erlös bei der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erzielt worden iſt. Unter Zugrundelegung dieſer vier 
Feſtſtellungen iſt die Höhe der Maſſeforderung der auslän⸗ 
diſchen Bank zu berechnen. 


Da in den Fällen, in denen ein Bürge oder ein Kredit⸗ 
verſicherer leiſtet, von einer eigentlichen Verwertung der 
Sicherheit nicht geſprochen werden kann, ſtellt 8 12 Abſ. 3 
Durchf VO. klar, daß das von einem Bürgen oder Kreditver⸗ 
ſicherer Geleiſtete wie ein Erlös der in der Bürgſchaft oder 
Kreditverſicherung beſtehenden Sicherheit zu behandeln iſt. 
Soweit es ſich hierbei um Globalſicherheiten handelt, wird die 
Leiſtung ſo angeſehen, als wenn die Verwertung der Sicher⸗ 
heit im Wege der Zwangsvollſtreckung vorgenommen worden 
fei. Die ausländiſche Bank hat alſo in Anſehung deſſen, was 
der Bürge oder Kreditverſicherer geleiſtet hat, eine Maſſe⸗ 
forderung nach Art der im 8 59 KO. behandelten Forderun⸗ 
gen, wobei ſich die Höhe der Forderung nach der Höhe der 
Forderung der ausländiſchen Bank überhaupt und ferner nach 
dem Anteil berechnet, zu dem ſie an der Sicherheit berechtigt 
war. Dieſe Sonderregelung für die Fälle, in denen ein Bürge 
oder Kreditverſicherer leiſtet, gilt allerdings nur dann, wenn 
der Bürge oder Kreditverſicherer mit befreiender Wirkung ge⸗ 
zahlt hat (8 8 Abſ. 4 DurchfVOO.). Hat der Bürge oder Kre⸗ 
ditverſicherer erſt nach Eröffnung des Konkurſes geleiſtet, ſo 
iſt er überhaupt gegenüber der ausländiſchen Bank nicht be⸗ 
freit worden, haftet ihr vielmehr unmittelbar weiter, ohne die 
ausländiſche Bank auf das in die Konkursmaſſe Geleiſtete ver⸗ 
weiſen zu können. Wieweit der Bürge oder Kreditverſicherer 
ſeinerſeits in einem ſolchen Fall unter dem Geſichtspunkt der 
rechtloſen Bereicherung der Maſſe ſeine Leiſtung wieder zurück⸗ 
fordern kann, iſt für die Rechtsſtellung der ausländiſchen Bank 
höchſtens dann von Bedeutung, wenn der Bürge oder Kredit⸗ 
verſicherer nach Leiſtung zahlungsunfähig geworden iſt, die 
ausländiſche Bank alſo möglicherweiſe in die Lage kommt, in 
den Anſpruch des Bürgen oder Kreditverſicherers gegen die 
Konkursmaſſe die Zwangsvollſtreckung zu betreiben. 


V. Konkurs über das Vermögen des Kunden einer 
inländiſchen Bank. 


Die in dem neuen Kred Abk. ebenſo wie in dem Baſeler 
Stillhalteabkommen vorgeſehene Pro-rata⸗Teilung gehört ſicher⸗ 
lich zu den Beſtimmungen, die von den inländiſchen Banken 
als beſonders drückende Laſt empfunden werden. Daß die aus⸗ 
ländiſchen Banken auf die Aufnahme ſolcher Beſtimmungen 
gedrungen haben, muß andererſeits von ihrem Standpunkte 
betrachtet als bis zu einem gewiſſen Grade verſtändlich be⸗ 
zeichnet werden. Die ausländiſchen Banken haben geltend ge⸗ 
macht, daß ihnen nicht eine Stillhaltung zugemutet werden 
könne, wenn etwa andere inländiſche Gläubiger des Kunden, 
zu deſſen Gunſten die Stillhaltung erfolgt, während der Still⸗ 
haltung befriedigt werden. Aus dieſen Überkegungen und Ge⸗ 
dankengängen heraus ift in Ziff. 12 Kred Abk. eine Regelung 
gefunden worden, die im 8 13 DurchfVO. ihren Niederſchlag 
gefunden hat. 

Der Tatbeſtand, aus dem beſtimmte Rechtsfolgen her⸗ 
geleitet werden, iſt folgender: 

Der Schuldner einer ausländiſchen Bank, die dem Kred⸗ 
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Abk. beigetreten iſt, iſt auch Kunde einer inländiſchen Bank. 
In der Zeit v. 1. Sept. 1931 bis zum Ablauf von drei Mo⸗ 
naten nach Beendigung der Laufzeit des KredAbk., alſo 
— wenn die Laufzeit nicht durch außergewöhnliche Maß⸗ 
nahmen eine Anderung erfährt — bis zum 31. Mai 1933, 
wird der Kunde zahlungsunfähig oder es wird in dieſer Zeit 
über ſein Vermögen der Konkurs eröffnet. In den letzten vier 
Monaten vor Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs⸗ 
eröffnung hat der Kunde an die inländiſche Bank eine Zah⸗ 
lung geleiſtet oder er hat in der Zeit v. 1. Sept. 1931 bis zur 
Beendigung der Laufzeit des Kred Abk., alſo — wieder unter 
dem genannten Vorbehalt — bis zum 28. Febr. 1933, der 
inländiſchen Bank eine Sicherheit beſtellt. 


Bei einem Sachverhalt der vorſtehend bezeichneten Art 
muß die inländiſche Bank ſich gefallen laſſen, daß die aus⸗ 
ländiſche Bank an der Zahlung oder an der Sicherheiten⸗ 
beſtellung teilnimmt. Das Ausmaß, in dem die ausländiſche 
Bank berechtigt iſt, an der Zahlung oder Sicherheitenbeſtellung 
zu partizipieren, beſtimmt ſich nach dem Verhältnis der beider⸗ 
ſeitigen Forderungen, wobei als Stichtag der Tag der Zah⸗ 
lung oder der Sicherheitenbeſtellung zu gelten hat. 

Hat der Kunde z. B. der ausländiſchen Bank den Wert 
von 100 000 % geſchuldet, während feine Verbindlichkeit gegen⸗ 
über der inländiſchen Bank 50000 46 betrug, und hat er der 
inländiſchen Bank eine Zahlung von 30000 % geleiſtet, ſo 
kann die ausländiſche Bank verlangen, daß die inländiſche 
Bank 20000 4 an fie abführt; denn die beiden Verbindlich⸗ 
keiten zuſammengerechnet ergeben 150000 %, wovon zwei 
Drittel auf die ausländiſche, ein Drittel auf die inländiſche 
Bank entfallen, ein Verhältnis, das dann auch für den Anteil 
an der geleiſteten Zahlung beſtimmend zu ſein hat. Ent⸗ 
ſprechend iſt der Fall zu beurteilen, daß der Kunde eine 
Sicherheit der inländiſchen Bank beſtellt hat. Auch hier würde 
bei dem gleichen Zahlenbeiſpiel die ausländiſche Bank ver⸗ 
langen können, ſo geſtellt zu werden, wie ſie ſtehen würde, 
wenn ſie in Höhe von zwei Dritteln an der Sicherheit be⸗ 
teiligt worden wäre. 

Dieſe Ausgleichspflicht zugunſten der ausländiſchen Bank 
gilt grundſätzlich nur für Kredite, die von der inländiſchen 
Bank dem Kunden vor dem 14. Juli 1931 gewährt worden 
ſind. Anderenfalls würde das normale Bankgeſchäft der in⸗ 
ländiſchen Banken faſt lahmgelegt werden, weil ſie in Kenntnis 
der Möglichkeit einer Ausgleichspflicht der bezeichneten Art 
kaum ſich entſchließen würden, ihrer Kundſchaft neue Kre⸗ 
dite zu gewähren. Soweit allerdings neue Kredite nur an die 
Stelle früherer Kredite getreten find, iſt, ſchon um ad-hoc- 
Vereinbarungen zum Nachteil der ausländiſchen Bank hintan⸗ 
zuhalten, der Erſatzkredit ſo zu behandeln, wie wenn es ſich 
um den alten Kredit handelte. Ebenſo iſt auch in Anſehung 
neuer Kredite die inländiſche Bank in bezug auf eine Sicher⸗ 
heit ſo weit ausgleichspflichtig, wie die Sicherheit über das 
für Bankkredite übliche Maß hinausgeht. Ohne eine ſolche 
Regelung würde vom Standpunkte der ausländiſchen Banken 
geſehen die Möglichkeit immerhin gegeben ſein, daß der Kunde 
ſeine wichtigſten Vermögenswerte der Inlandsbank für einen 
vielleicht erſt in ſpäterer Zeit fälligen Kredit verpfändet und 
damit die Ausſichten der ausländiſchen Bank, zu gegebener 
Zeit zu ihrem Gelde zu kommen, auf das ſchwerſte beeinträch⸗ 
tigt. Natürlich lebt, wenn die inländiſche Bank auf Grund 
ihrer Ausgleichspflicht von einer bewirkten Zahlung etwas 
abzugeben hat, die Forderung inſoweit gegen den Kunden der 
inländiſchen Bank wieder auf. Für den Fall, daß die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Kunden ſich in der Zwiſchenzeit ver⸗ 
ſchlechtert haben ſollten, würde allerdings die inländiſche Bank 
möglicherweiſe, ſtatt baren Geldes, nunmehr nur eine mehr 
oder weniger fragwürdige Forderung gegen ihren Kunden 
beſitzen. 

Damit die gusländiſche Bank weiß, ob ſie überhaupt 
Anſprüche gegen eine inländiſche Bank auf Ausgleich in bezug 
auf Zahlungen oder Sicherheiten hat, ſieht 8 13 Abſ. 4 Durchf⸗ 
VO. in Ausführung eines Verlangens der ausländiſchen Bank, 
das in dem KredAbk. feinen Niederſchlag gefunden hat, vor, 
daß bei Konkurseröffnung oder in einem Vergleichsverfahren 
der Konkursverwalter oder die Vertrauensperſon von Amts 
wegen — alſo nicht etwa nur auf Verlangen der ausländiſchen 
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Bank — der ausländiſchen Bank Mitteilung über Zahlung 
oder Sicherheitenbeſtellung zu machen hat, ſoweit eine mie. 
gleichspflicht zugunſten der ausländiſchen Bank beſtehen TOM 
Der Konkursverwalter oder die Vertrauensperſon wird za 
alsbald durch genaue Prüfung der Bücher des Gemeinſch erz 
ners oder des im Vergleichsverfahren befindlichen Schuld 

zu prüfen haben, ob in den hier maßgebenden Zeitra en 
eine inländiſche Bank Zahlungen oder Sicherheiten erha un 
hat. Die inländische Bank, die nach dieſen Vorſchriſten Er 
Ausgleiche verpflichtet iſt, braucht ihrerſeits dem Kreb er 
nicht beigetreten zu fein. Bei der Vorſchrift des 13 Dur 
VO. handelt es ſich alſo um eine Vorſchrift, die zwar (ee 
Endes in von dem Abkommen betroffenen Schutbverhältttlf,, 
wurzelt, aber hinübergreift in Rechtsbeziehungen, die ji 
mittelbar und für ſich betrachtet mit dem Kred Abk. nichts 
tun haben. 


IV. Golddiskontbank. 


Im weſentlichen iſt die Stellung der Deutſchen Se 
diskontbank (DEDB.) im Rahmen des KredAbk. Die, 
wie im Rahmen des Baſeler Stillhalteabkommens. Nu 
gibt ſich von vornherein eine Anderung, bei der es ſich, und? 
handlungsgeſchichtlich um die Behebung eines Mißverſtän 
niſſes handelt: Soweit die DEDB. nach dem Baſeler ger 
kommen auf Wunſch einer Auslandsbank eine Schuld il 0 
nommen hat, ſoll die Rechtslage mit rückwirkender Kraft 
behandelt werden, wie wenn die DEDB. die Schuld den- 
übernommen, ſondern ſich für fie nur verbürgt hätte. 7 
gemäß ift in dem KredAbk. (Ziff. 23 Abſchn. II) Bub 
lich vorgeſehen, daß alle auf die Schuldübernahme beige, 
lichen Beſtimmungen des Baſeler Abkommens, „ſoweit iv 
teiligte in Betracht kommen, die dem neuen Abkommen Be⸗ 
treten, zu verſtehen und auszulegen ſeien, als ob die m 
ſtimmungen eine Garantieübernahme durch die DEDP. 15 
geſehen hätten“. Die Stellung der TGDB., die Ti), 
eine Schuld verbürgen muß, iſt in dem KredAbk. (Zit en 
Abſchn. VIII) dahin umſchrieben worden, daß fie in 40 
Fällen ſelbſtſchuldneriſch bürgt und (a. a. O. Bi 
Abſchn. IX) daß fie „als Beauftragte des ausländiſchen 2 
gläubigers das Recht haben ſoll, von dem deutſchen Schuld!” , 
deſſen kurzfriſtige Kreditlinien ſie ganz oder teilveiſe gan. 
tiert hat, ſchon vor Fälligkeit die jeweils an die gaser 
ländiſchen Bankgläubiger gemäß den Beſtimmungen d 
Ziffer zu zahlenden Raten einzuziehen“. Eine ſolche Fort⸗ 
ziehung der Raten vor Fälligkeit ſoll aber „weder die 175 
haftung des an erſter Stelle verpflichteten deutſehg, 
Schuldners, noch die Fortdauer der Garantie der D noc 
beeinträchtigen, ſolange der ausländiſche Bankgläubiger 
keine Zahlung empfangen hat“. u 
Den Forderungen der ausländiſchen Banken in Vale 
auf die Rolle, die der DDB. im Rahmen der Sit 5 
haltung zugewieſen worden ift, trägt die Durchf. im 5 
Ab. 1 dadurch Rechnung, daß die DODB. berechtigt je n, 
die Forderung der ausländiſchen Bank ſo geltend zu m fann 
daß ſie Leiſtung an ſich verlangen darf. Die DGB. im 
alſo die Forderung zwar nicht im eigentlichen Sinne ch 
eigenen Namen geltend machen, iſt aber andererſeits ch 
im Verhältnis zum Schuldner beſſer geſtellt, als wenn 
nach außen lediglich ein Auftragsverhältnis beſtände. Daß die 
Schuldner der ausländiſchen Bank, auch wenn er an die 
DDB. geleiſtet hat, noch ſolange verhaftet bleibt, bis ſtig 
ausländiſche Bank befriedigt worden iſt, mußte, ſo ungen 
die Rechtslage des Schuldners damit — wenigſtens auf m 
Papier — ſich darſtellt, deutſcherſeits in Kauf genone 
werden. In Wirklichkeit liegt angeſichts der beſonderen gung 
lung der DGDB., namentlich ihrer geldlichen Ausſtatti 
und der Regelung ihrer Haftungsverhältniſſe eine Gefahr . 
den Schuldner, zweimal leiſten zu müſſen, wohl nicht licht 
Daß, wenn die De D. die an fie bewirkte Leiſtung ie, 
zur Befriedigung der ausländiſchen Bank verwenden 7 = 
der Schuldner einen Anſpruch auf Herausgabe wegen de, 
gerechtfertigter Bereicherung gegen die DDB. haben wu 
kann keinem Zweifel unterliegen. gaſ 
Da die DEDB. in der Stillehaltung eine ſchwere an? 
auf ſich nehmen muß, konnte ihr in der Durhf®d. ein 


— 
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Emeſſener Ausgleich durch Gewährung von Sicherheiten und 
in utzvorſchriften nicht verſagt werden. Aus dieſer Über- 
gung ſind folgende Vorſchriften entſtanden. 
des Nach Ziff. 1 KredAbk. find grundſätzlich in den Begriff 
i „deutſchen Schuldners“ nicht die ausländiſchen Zweig⸗ 
ederlaſſungen, Konzern⸗ und Tochtergeſellſchaften deutſcher 
oirternehmungen eingeſchloſſen worden. Wenn jedoch bei Er⸗ 
mung eines Kredits allen an dem Kredit beteiligten Par⸗ 
len klar war, daß der Kredit zwar formell der Zweignieder⸗ 
„ing, Konzern⸗ oder Tochtergeſellſchaft gewährt worden iſt, 
55 irklichkeit aber den Bedürfniſſen der deutſchen Mutter⸗ 
n oder ⸗geſellſchaft zu dienen beſtimmt war, ſo kann 
m ausländiſche kreditgebende Bank gegenüber der deutſchen 
untterfirma oder ⸗geſellſchaft wegen des Kredits den Beitritt 
er Kreditabkommen erklären. Iſt dies geſchehen, To wird 
r Kredit, was das KredAbk. anlangt, in jeder Beziehung 
o behandelt, als ſei er eine der deutſchen Mutterfirma oder 
Jeſellſchaft zur Verfügung geftellte kurzfriſtige Kreditlinie. 
le ausländiſche Bank kann den Kredit alſo im Rahmen 
* „Andienungsquoten“ der DEDB. andienen, demnach 
zrlangen, daß fie ſich für den Kredit verbürgt. Da im 
echtsſinne Schuldner des Kredits nur die ausländiſche 
ſodeigniederlaſſung, Konzern⸗ oder Tochtergeſellſchaft war, 
ſegwürde die DSD. ſich ohne ausdrückliche beſondere ge⸗ 
ſeßliche Ermächtigung nur an dieſe halten können. Dies 
ne angeſichts der Verwendung des Kredits durch die 
gische Mutterfirma oder ⸗geſellſchaft eine Unbilligkeit, die 
815 Abſ. 2 DurchfVoO. dadurch ausgleicht, daß die DOTB. 
e Forderung gegen die Mutterfirma oder ⸗geſellſchaft geltend 
en kann. 
de Die Begriffe „Konzern⸗ oder Tochtergeſellſchaft“ auf 
Sd einen, „Mutterfirma oder ⸗-geſellſchaft“ auf der anderen 
me find weder im KredAbt. noch in der Durhf®D. er⸗ 
Eat worden, offenbar, weil bei aller Schwierigkeit einer 
wötstheoretiſchen Abgrenzung die Vertragsparteien im Rah⸗ 
. ihrer wirtſchaftspolitiſchen Betrachtungsweiſe keine un⸗ 
hebbaren Zweifel für die praktiſche Anwendung voraus⸗ 
Autehen haben. Angeſichts dieſes Umſtandes konnte ein Ver⸗ 
bes die Begriffe etwa unter Heranziehung von Vorſchriften 
m Steuerrechts oder des neuen Aktienrechts zu erläutern, 
u gefährlich wirken, da die ausländiſchen Banken ſicherlich 
Full. Abſezung der Beſtimmung nicht von Vorſtellungen er⸗ 
R t waren, die irgendwie in Vorſchriften des deutſchen 
mochts gewurzelt hätten. Überdies dürfte ein wichtiges Merk⸗ 
mal dafür, daß zwei Firmen in einem engen, die Verwendung 
hält zur Erörterung ſtehenden Begriffe rechtfertigenden Ver⸗ 
es „18 ſtehen, gerade in der Tatſache zu ſuchen ſein, auf die 
Fi hier entſcheidend ankommt, daß nämlich die ausländiſche 
n. „formell“ den Kredit erhalten hat, der Kredit aber 
zu Wirklichkeit den Bedürfniſſen der inländiſchen Firma 
es dienen beſtimmt war. Da dieſe Tatſache ſchließlich, wie 
er dem KredAUbf. heißt, „allen an dem Kredit Beteiligten 
in . geweſen fein muß, jo iſt ohnehin anzunehmen, daß 
Bey wweifels⸗ und Grenzfällen ausländiſche Banken von der 
ſtimmung keinen Gebrauch machen werden. — 
Be beſondere Schwierigkeit ergab ſich aus der Be⸗ 
in lung der Sicherheiten. Die ausländiſchen Banken haben 
ſandem Kredalbk. (Ziff. 23 Abſchn. III) alle Sicherheiten, 
eit ſie als Deckung für ganz oder teilweiſe von der 
Yan garantierte kurzfriſtige Kreditlinien dienen, der 
ländi B. zur Verfügung geſtellt, die als Beauftragte der aus⸗ 
62 diſchen Bankgläubiger die Sicherheiten zu halten hat. Da 
üb immerhin zweifelhaft erſchien, ob die ausländiſchen Banken 
zu ihren Gunſten beſtellten Sicherheiten in dieſer 
dieses verfügen dürften, ift in § 16 Satz 1 Durchf. 
Reiten Recht der ausländiſchen Banken ausdrücklich klar⸗ 
— worden. Die in 8 16 Satz 2 niedergelegte Befugnis 
Ihe; DEDB., die Sicherheiten, wie es ihr angemeſſen er- 
Neben zu verwerten, und Anſprüche der ausländiſchen Bank 
N en Dritte aus einer Bürgſchaft oder anderen Mithaftung 
da, Beltend zu machen, daß fie Leiſtung an ſich verlangen 
der Jentſpricht der Rechtsſtellung, die in dem KredAbk. 
r DEDB. vertraglich eingeräumt worden iſt. 
mäß, at die DEDL. ſich für einen Akzeptkredit verbürgen 
* ſo hat ſie auf Grund ihrer Bürgſchaft zunächſt 
ein Rückgriffsrecht gegen die inländiſche Bank als der 


eigentlichen Schuldnerin des Akzeptkredites; da der Kunde 
der inländiſchen Bank Nutznießer des Kredits iſt, iſt die 
DDB. in der Weiſe geſichert worden (§ 17 Abſ. 1 Durchf⸗ 
VO.), daß die inländiſche Bank und ihr Kunde der DODB. 
als Geſamtſchuldner haften, wobei Sicherheiten, die für den 
Kunden beſtellt worden waren, alſo ſeine Verpflichtungen 
daraus ſichern ſollten, daß ihm ein Akzeptkredit eingeräumt 
war, ſo zu behandeln ſind, als ſeien ſie auch zur Sicherung 
der Forderung der DEDB. beſtellt worden. Soweit hierbei 
Rechte der DDB. mit Rechten der inländiſchen Bank in 
bezug auf die Sicherheiten in Konkurrenz geraten könnten, 
iſt der DDB. ausdrücklich der Vorrang eingeräumt wor⸗ 
den. Ebenſo dient dem Schutz der DDB. die Vorſchrift des 
817 Abſ. 2 DurchfVO. Wenn nämlich die inländiſche Bank 
in Konkurs verfällt, jo würde die DG DDB. wegen ihrer Rück⸗ 
griffsforderung gegen die inländiſche Bank nur einen Quoten⸗ 
anſpruch haben. Der Konkursverwalter müßte die Forderung 
gegen den Kunden der inländiſchen Bank zur Maſſe ein⸗ 
ziehen und die DDB. hätte nur die Rechtsſtellung eines 
gewöhnlichen Konkursgläubigers. Hier ſieht § 17 Abſ. 2 
DurchfVO. vor, daß im Zeitpunkte der Konkurseröffnung 
die Forderung der inländiſchen Bank gegen den Kunden als 
auf die DDB. übergegangen gilt, jo daß alſo die Forde⸗ 
rung nicht mehr zur Maſſe gehört, ſondern die Golddiskont⸗ 
bank ſelbſtändig gegen den Kunden außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens und von dieſem unberührt vorgehen kann. Sollte 
der Kunde ſchon vor Konkurseröffnung an die inländiſche 
Bank gezahlt haben, fo gilt der Anſpruch der DGDB. als 
Maſſeſchuld; die Maſſe wird alſo behandelt, wie wenn ſie in 
Höhe der von dem Kunden bewirkten Zahlung rechtlos be⸗ 
reichert wäre (8 59 KO.). 

Die eingangs bezeichnete Umwandlung früherer Schuld⸗ 
übernahmen in ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaften machte es 
notwendig, das Schickſal der Sicherheiten, die vor der Schuld⸗ 
übernahme beſtellt waren oder etwa danach neu beſtellt wor⸗ 
den ſind, ſo zu regeln, daß ſich die Rechtslage ergibt, die 
beftehen würde, wenn die DODB. von vornherein ſich nur 
verbürgt hätte. Die Sicherheiten haften alſo nunmehr wieder 
für die Forderung der ausländiſchen Bank gegen den Schuld⸗ 
ner; die Rechtswirkung des § 418 BGB., wonach infolge 
der Schuldübernahme die für die Forderungen beſtellten 
Bürgſchaften und Pfandrechte erlöſchen, gilt als nicht ein⸗ 
getreten. 

Daß auf die DODB., ſoweit fie die ausländiſche Bank 
befriedigt, die Forderung der ausländiſchen Bank übergeht, 
ergibt ſich aus geltendem Recht; daß mit der Forderung auch 
die Rechte und die Sicherheiten übergehen, welche die aus⸗ 
ländiſche Bank auf Grund des Baſeler Stillhalteabkommens 
oder des Kred Abk. erworben hat, war zum Schutze der 
DEDB. ausdrücklich vorzuſehen (8 19 Satz 1 DurchfVO.). 

Um in den Schuldnern, für deren Schuld ſich die 
DDB. verbürgen muß, nicht die Auffaſſung aufkommen zu 
laſſen, als könnten fie ſich auch der DDB. gegenüber auf 
die durch das Kred Abk. gewährten Stundungen berufen, 
ſtellt 8 20 DurchfVoO. in Übereinſtimmung mit den entſpre⸗ 
chenden Beſtimmungen des KredAbk. feſt, daß die DGB. 
im Verhältnis zu den Schuldnern die urſprünglichen Fällig⸗ 
keiten eines Kredits ihren Maßnahmen zugrunde legen kann; 
ſie kann alſo vor Fälligkeit der einzelnen Jahresraten dieſe 
ſchon von den Schuldnern einziehen. 

§ 21 DurchfVO. war inhaltlich ſchon in der 2. Durchf⸗ 
BD. zum Stillhalteabkommen enthalten. Er trägt der Er⸗ 
wägung Rechnung, daß die DEDB. unter Umſtänden ge- 
nötigt wird, ſich für die Schuld eines Schuldners zu ver⸗ 
bürgen, deſſen finanzielle Lage die übernahme der Bürgſchaft 
vom kaufmänniſchen Standpunkt aus betrachtet als unvertret⸗ 
bar erſcheinen läßt. Nach 8 775 BGB. würde die DDB. 
als Beauftragte von dem Hauptſchuldner Befreiung von der 
Bürgſchaft verlangen können, wenn ſich die Vermögensver⸗ 
hältniſſe des Hauptſchuldners weſentlich, verſchlechtert haben 
oder wenn die Rechtsverfolgung gegen ihn weſentlich er⸗ 
ſchwert iſt, aber immer nur dann, wenn die Verſchlechterung 
oder Erſchwerung nach Übernahme der Bürgſchaft eingetreten 
iſt. Die Beibehaltung dieſes Stichtages für die Geltend⸗ 
machung von Rechten aus 8 775 BGB. würde mit den be⸗ 
ſonderen Umſtänden, unter denen die DGB. in die Rolle 
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eines Bürgen gedrängt wird, nicht im Einklang ſtehen. Der 
Stichtag iſt deshalb durch §S 21 Abſ. 1 Durchf VO. zurückver⸗ 
legt auf das Inkrafttreten des Baſeler Stillhalteabkommens, 
ſo daß es alſo darauf ankommt, ob nach dem 17. Sept. 
1931 die Verſchlechterung oder Erſchwerung eingetreten iſt. 

Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die DGB. bis⸗ 
weilen auf einen gewiſſen Widerſtand der Schuldner, für 
deren Schuld fie ſich verbürgen ſoll, ſtößt, ſtellt S 21 Abſ. 2 
DurchfVoO. die Vermutung auf, daß die Vermögensverhält⸗ 
niſſe eines Schuldners ſich weſentlich verſchlechtert haben, 
wenn er dem Auskunftsverlangen der DGB. nicht ent⸗ 
ſpricht oder eine offenbar unrichtige oder unvollſtändige Aus⸗ 
kunft erteilt. Will die DDB. zur Vermeidung einer Ver⸗ 
ſchlechterung ihrer Bürgenſtellung, etwa weil ſie verhindern 
möchte, daß der Schuldner Vermögenswerte verſchiebt, aus 
deſſen Verhalten die Folgerungen ziehen und die Anordnung 
eines Arreſtes oder die Erlaſſung einer EinſtwVerf. bean⸗ 
tragen, jo iſt zur Erleichterung des Verfahrens der DGB. 
zugeſtanden worden, daß ihre einfache ſchriftliche Erklärung 
über die hier in Betracht kommenden tatſächlichen Vorgänge 
für die vom Geſetz verlangte Glaubhaftmachung genügt. 

Die DODB. aber iſt nicht nur angewieſen darauf, von 
den Schuldnern, für deren Schulden ſie ſich verbürgen ſoll, 
eine Auskunft über das Schuldverhältnis zu verlangen, ſon⸗ 
dern der Kreis der Perſonen, die der DDB. zur Auskunfts⸗ 
erteilung verpflichtet ſind, muß notwendigerweiſe weiter ge⸗ 
zogen werden, weil die DODB. die Möglichkeit einer Nach⸗ 
prüfung haben muß, ob die ihr von einer ausländiſchen Bank 
angedienten Forderungen auch wirklich dem Ausmaße von 
Geſamtforderungen der ausländiſchen Bank gegen deutſche 
Schuldner entſprechen, die ausländiſche Bank alſo im Rahmen 
ihrer Andienungsquote bleibt. Eine ſolche Prüfung kann die 
DDB. nur vornehmen, wenn fie von allen Perſonen, die 
einer ausländiſchen Bank, die dem Kred Abk. beigetreten iſt, 
etwas ſchulden, eine Auskunft über die Schuld verlangen 
kann. Das Auskunftsverlangen kann die DEDB. bereits 
dann ſtellen, wenn nach Mitteilungen, die ſie erhalten hat, 
die Perſon, an die ſich die Auskunft richten ſoll, einer aus⸗ 
ländiſchen Bank etwas ſchuldet ($ 24 Abſ. 1 DurchfVO.). Die 
DDB. braucht alſo ein ſolches Verſchuldetſein nicht etwa zu 
beweiſen, was ihr auch nicht zugemutet werden könnte, da 
die Auskunft überhaupt erſt der Feſtſtellung einer Schuld 
dienen ſoll. Die DGB. kann verlangen, daß die Richtigkeit 
einer Auskunft dem Reichswirtſchaftsminiſter oder einer von 
ihm beſtimmten Stelle eidesſtattlich verſichert wird, eine 
Vorſchrift, die leider auch gewiſſen Erfahrungen der DGDB. 
ihre Entſtehung verdankt. 

Wenn auch die DDB. ihre Entſcheidung, ob ſie ſich 
für eine ihr angediente Schuld verbürgen will, nicht nach 
eigenem, von kaufmänniſchen, bankmäßigen Erwägungen dik⸗ 
tierten Ermeſſen treffen kann, ſo iſt ihr doch immerhin durch 
das Kred Abk. in Verbindung mit dem Baſeler Stillhalte⸗ 
abkommen die Möglichkeit gegeben, unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen die Bürgſchaft abzulehnen, nämlich dann, wenn der 
Schuldner ſich im Konkurs oder Vergleichsverfahren befindet 
oder im gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichsver⸗ 
fahren ſich mit ſeinen Gläubigern geeinigt hat, wobei aller⸗ 
dings der bloße Stundungsvergleich nicht als ſolche Einigung 
gilt. Da die DGS DB. auch bei Feſtſtellung, ob ſolche Voraus⸗ 
ſetzungen für die Ablehnung einer Bürgſchaft gegeben ſind, 
bisweilen auf Widerſtand geſtoßen iſt, der ſich beſonders mit 
Rücksicht auf die kurze Friſt, innerhalb deren ſie ſich ſelbſt 
entſcheiden muß, verhängnisvoll ausgewirkt hat, ſieht § 21 
Abſ. 2 DurchfVoO. vor, daß die DEDB. auch von den Gläu⸗ 
bigern der zunächſt zu einer Auskunft verpflichteten Perſon 
eine Auskunft verlangen kann, allerdings nur darüber, ob 
ſie dem Schuldner eine Forderung geſtundet, ganz oder teil⸗ 
weiſe erlaſſen oder ſonſt mit ihm einen außergerichtlichen Ver⸗ 
gleich geſchloſſen haben, bejahendenfalls, welchen Inhalt die 
Abmachung gehabt hat. 

§ 25 DurchfVO. ſichert die Erfüllung der Auskunfts⸗ 
pflicht noch durch eine Geldſtrafe, jedoch nur, ſoweit es ſich 
um Perſonen handelt, die nach Mitteilungen, welche der 
DGB. zugegangen find, einer ausländiſchen Bank etwas 
ſchulden. Die Auskunftspflicht der Gläubiger ſolcher an 
das Ausland verſchuldeten Perſonen iſt nicht durch eine Straf⸗ 
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5 ter 
vorſchrift beſonders ſichergeſtellt worden. Es wird aber DE! 
bei zu beachten fein, daß nach 8 823 Abſ. 2 BOB. die 
Nichterteilung der Auskunft oder die Erteilung 1 der 
richtigen oder unvollſtändigen Auskunft gegebenenfalls 
denserſatzpflichtig macht. 


VII. Vorſchriften verſchiedenen Inhalts. 01 
$ 26 Durchf VO. gibt einer inländiſchen Bank das REN 
von ihren Kunden, die einen ausländiſchen Barkredit 515 
kommen haben, zu verlangen, daß ſie in Höhe des Kro 
und auch ſonſt nach Währung und Fälligkeit mit dem Kr 4 
im Einklang ſtehend einen Eigenwechſel ausſtellen, der nd» 
Auffüllung des in Ziff. 5 Kred Abk. vorgeſehenen Treuher en 
fonds dienen ſoll. Da die Funktionen des Treuhänder? iche. 
der Reichsbank wahrgenommen werden, iſt zugleich zur Si 20 
rung der Kunden gegen irgendwelche Mißbräuche im 3 sie 
DurHf®dD. beſtimmt worden, daß der Eigenwechſel an 
Order der Reichsbank zu ſtellen iſt. Die Verpflichtung 
Hingabe eines ſolchen Eigenwechſels etwa ſchlechthin ben 
Nehmer eines Barkredits aufzuerlegen, ift von den maßge n 
den Stellen abgelehnt worden, im übrigen auch begreifli ich 
weiſe auf Widerſtand der Induſtrie geſtoßen. Die Be 
tung beſchränkt ſich auf die Kreditnehmer, die auf Grund ei er⸗ 
Auslandskredits von der inländiſchen Bank den Kredit ie 
halten haben. Den beſonderen Schwierigkeiten, die für ang 
Banken beſtehen, den gleichſam urſächlichen Zusammen en 
zwiſchen der eigenen Anleihung von Auslandsgeld un Ant 
nach dem Inlande weiter gewährten Kredit nachzuweiſen, 1 
die Vorſchrift dadurch Rechnung, daß bei Abſtellung en 
Barkredits auf fremde Währung vermutet wird, daß er in. 
einem ausländiſchen Kredit beruht, der Kunde, der die 961 
gabe eines eigenen Wechſels verweigern follte, alſo die Bew der 
laſt dafür hätte, daß trotz Abſtellung auf fremde Währung af 
Kredit nicht aus Auslandsmitteln beſchafft worden iſt. dar 
der Barkredit in Reichswährung gewährt worden, wird pa 
gegen die inländiſche Bank die Beweislaſt dafür haben, ius 
trotz der Abſtellung auf Reichsmark der Kredit aus 4 
landsmitteln ſtammt. At, 
$ 27 Durchf. O. gibt den inlänbifchen Banken das N) 
von ihren Kunden eine Auskunft zu verlangen, ob fie ad 
ländiſchen Banken, die dem SredAbE. beigetreten find, et di 
ſchulden. Dieſes Recht beruht auf der Überlegung, daß nden 
8 13 DurchfVoO. die inländiſche Bank ſich unter Umſtä ber 
mit der ausländiſchen Bank wegen erhaltener Zahlungen ® uf 
Sicherheiten ausgleichen, alſo die Möglichkeit haben 1 "7 
rechtzeitig für eine ſolche Eventualität vorzuſorgen. Die MT, 
kunft kann allerdings nur darauf erſtreckt werden, ob 120 
haupt eine ſolche Schuld beſteht, wie hoch ſie ſich beläuft 5 
auf welche Währung ſie lautet. Dagegen beſteht keine iefe 
pflichtung, den Gläubiger namentlich zu bezeichnen. Die 
Beſchränkung trägt Wünſchen und Bedenken Rechnung, inen 
ſowohl von ſeiten der deutſchen Induſtrie wie auch von ſei ne 
der ausländiſchen Banken geäußert worden waren und wen 
unerwünſchte Offenlegung von Bankverbindungen vermi 
wiſſen wollten. — I 5 
§ 28 DurchfVO. ſtellt die beſonderen Rechtsvorgänger 
denen das Kred Abk. Anlaß gibt, von Steuern verſchied gr 
Art frei, fo weit nach den einſchlägigen geſetzlichen re. 
ſchriften an ſich eine ſolche Steuerpflicht begründet W 
Hervorgehoben ſei die Freiſtellung der Eigenwechſel von ur 
Wechſelſteuer, und zwar ſowohl der Eigenwechſel, bie e, 
Sicherung eines Akzeptkredites dienen, wie der Eigenweig 
die den Treuhandfonds bei der Reichsbank bedecken ſolher 
Hervorgehoben ſei ferner, daß die Verpflichtungsſcheine pie 
inländiſchen Banken und die Zertifikate des Treuhänder 1 
im Rahmen des ſog. Wigginplanes ausgeſtellt werden, ke 
Kapital verkehrſteuer unterliegen. — der 
829 DurchfVO. betrifft den Ausſchuß, der vo eich 
Bank für Internationalen Jahlungsan ng 
nach dem Kred Abk. eingeſetzt iſt. Für deſſen Entſchel sten: 
ſollen die Vorſchriften des Zehnten Buches der ZPO. 05 55 
Ausgenommen ſind nur 88 1039, 1041 Abſ. 1 Nr. 5 3 den 
Das bedeutet alſo, daß der Schiedsſpruch nicht von in 
Schiedsrichtern unterſchrieben zu werden, den Parteien 9 
einer von den Schiedsrichtern unterſchriebenen Ausfere b gu⸗ 
zugeſtellt und unter Beifügung der Beurkundung der 
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lung auf der Gerichtsſchreiberei des zuſtändigen Gerichts 

9 ergelegt zu werden braucht. Ferner kann die Aufhebung 

Schiedsſpruches nicht deshalb beantragt werden, weil der 

a iedsſpruch nicht mit Gründen verſehen ſei. Es handelt ſich 
ſo um techniſche Erleichterungen des Schieds verfahrens. 

Wi § 30 Durchf VO. ſchließlich beſtimmt, daß die VO. mit 

irkung v. 28. Jan. 1932 in Kraft tritt. An dieſem Tage 


ſind die Vorausſetzungen für das Wirkſamwerden des Kred⸗ 
Abk. eingetreten. Von dieſem Tage an konnten bereits aus⸗ 
ländiſche Banken ihren Beitritt zu dem Kred Abk. erklären. 
Es mußte alſo namentlich auch mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
ſchrift des §S 2 DurchfVO. über die Wirkung des Zugangs 
einer Beitrittserklärung die VO. ſchon mit Wirkung vom 
28. Jan. 1932 an in Kraft geſetzt werden. — 


—— —— — — 


Deviſenrecht. 


1 


die Bedeutung der Genehmigung im 
Deviſenrecht. 


Von Regierungsrat Dr. Hans Hartenſtein, Berlin. 


* 


nehmigungsbedürftigen Handlung vorliegen müſſe und ein 
schaf die erforderliche Genehmigung vorgenommenes Ge⸗ 
e durch die nachträglich eingeholte Genehmigung nicht 
1 wirkend Gültigkeit erlange. Das LG. 1 Berlin v. 6. Jan. 
0 2 unten S. 1027 hat unter Berufung auf RG. 105, 299 
enſelben Standpunkt vertreten. 
10 Dieſe Auffaſſung führt zu höchſt unerfreulichen Ergeb⸗ 
ofen. Man kann nicht ohne weiteres davon ausgehen, daß 
555 Parteien das nichtige Geſchäft nach Einholung der Ge 
i hmigung, alſo nach Wegfall des Nichtigkeitsgrundes, ſtill⸗ 
ie weigend betätigen (8 141 BGB.). Eine ſolche Beſtätigung 
ER volle Willensübereinſtimmung über den Vertragsinhalt 
bei Kenntnis von der Nichtigkeit des beſtätigten Geſchäfts 
art den Vertragsparteien voraus (NG. 104, 54% Dieſe Vor⸗ 
im etzungen werden im Zeitpunkt der Genehmigung nicht 
RL erfüllt fein. Jedenfalls liegen fie meiſt nicht offen 
tage, ſo daß eine ſchwer erträgliche Unſicherheit über die 
irkſamkeit nachträglich genehmigter Geſchäfte beſtünde. Vor 
1 aber muß bei formbedürftigen Geſchäften die Beſtäti⸗ 
er den Formerforderniſſen genügen. Daraus entjtchen 
em Grundbuchverkehr große Schwierigkeiten. Nach 5 6 
an iſt die Beſtellung, Abtretung, Löſchung uſw. von 
au botheken und Grundſchulden genehmigungsbedürftig, wenn 
ein Ausländer in beſtimmter Weiſe an dem Geſchäft be⸗ 
gt iſt. In der Regel ift bisher die Genehmigung der 
DeviſBewSt. nach Aufnahme der Hypothekenbeſtellungs⸗ 
Hunde, Abtretungserklärung, Löſchungsbewilligung uſw. ein⸗ 
0 olt worden. Die Urkunde wurde dann gemeinſam mit dem 
menehmigungsbeſcheid dem Grundbuchamt vorgelegt. Stellt 
an ſich auf den Boden der landgerichtlichen Entſcheidung, 


ſo ſind die geſamten auf dieſer Grundlage erfolgten Ein⸗ 
tragungen unwirkſam. Es bliebe nichts anderes übrig, als 
zunächſt die Genehmigung der DeviſBewSt. einzuholen, dann 
das Grundgeſchäft zu wiederholen, ſodann die Eintragungs⸗ 
unterlagen neu zu beſchaffen und nach Löſchung der alten 
Eintragungen dieſe zum zweitenmal zu bewirken. Eine Fülle 
unfruchtbarer, Zeit und Geld koſtender Arbeit, ganz ab⸗ 
geſehen von den Gefahren, die ſich für alle Beteiligten aus 
der zunächſt beſtehenden Unrichtigkeit des Grundbuchs ergeben. 

Die Begründung für die Auffaſſung des LG. J Berlin 
iſt aber keineswegs überzeugend. Allerdings hat NG. 105, 
299 für die DeviſVO. v. 8. Febr. 1917, die für eine Reihe 
von Geſchäften mit dem Ausland, insbeſ. für die Eingehung 
von Verbindlichkeiten aller Art gegenüber Ausländern, die 
Einwilligung der Reichsbank verlangte, ausgeſprochen, daß 
vor der Einwilligung kein Schwebezuſtand und keine be⸗ 
dingte vertragliche Bindung der Parteien eintreten könne, 
vielmehr eine Verbindlichkeit überhaupt nicht entſtehe. Das 
RG. hat ſich hierbei auf Entſch. anderer Senate berufen 
und zur Begründung angeführt, daß „zur Erreichung der 
Zwecke der DeviſVO. und um der Rechtssicherheit des Aus⸗ 
länders willen“ jede Verbindlichkeit gegen einen ſolchen, die 
ohne Einwilligung der Reichsbank eingegangen wurde, ſchlecht⸗ 
hin der Nichtigkeit verfalle. Demgegenüber iſt zu ſagen: 

1. Die Deviſ VO. von 1917 enthielt keine ausdrücklichen 
Vorſchriften über die Wirkung von Geſchäften, die ohne Ge⸗ 
nehmigung abgeſchloſſen wurden. Die in RG. 105, 299 an⸗ 
gezogene Entſch. NW. 98, 255 ſowie RG. 104, 51 befaſſen 
ſich nicht mit der Spezialfrage des Schwebezuſtands, ſondern 
allgemein mit der Frage, ob ſich das Verbot nur gegen eine 
der Parteien richte und nicht genehmigte Geſchäfte daher 
zwar strafbar, aber zivilrechtlich wirkſam (RG. 60, 275), oder 
ob ſie für beide Teile verboten und daher auch zivilrechtlich 
nichtig ſeien (8 134 BGB.). Das RG. bejaht die Nichtig⸗ 
keit. Dieſe Frage iſt ſchon in den Deviſenvorſchriften der 
Inflations⸗ und Nachinflationszeit und, wie erwähnt, auch 
in der DeviſVO. v. 1. Aug. 1931 durch eine ausdrückliche 
Vorſchrift klargeſtellt. 

2. Damit iſt aber nichts geſagt über den Rechtszuſtand, 
der bis zum Eintritt einer im Einzelfall erſt nachträglich er⸗ 
ſolgenden Genehmigung gilt. Grundſätzlich find Handlungen, 
die von der Genehmigung einer Behörde abhängig ſind, bis 
zur Herbeiführung dieſer Genehmigung zunächſt ſchwebend 
unwirkſam (ſchwebende Nichtigkeit); die nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung macht das Geſchäft rückwirkend wirkſam, ihre 
nachträgliche Verſagung ebenfalls ex tune endgültig nichtig 
(Staudinger, 9. Aufl., Bem. 5 zu § 134 BGB.; RG. 75, 
406 = ZW. 1911, 406; 98, 48). Die Nichtigkeit iſt, wenn 
nichts anderes beſtimmt iſt, von Anfang an gegen jedermann 
wirkſam, ſie iſt lediglich durch den Eintritt der Genehmigung 
auflöſend bedingt. Auch das in der Schwebe befindliche Ge⸗ 
ſchäft iſt nichtig und ſtrafbar. Der ſtaatliche Strafanſpruch 
entfällt durch die ſpätere Genehmigung nicht; doch wird 
dann die Vorausſetzung von 8 153 StpO. erfüllt ſein. Ob 
die Parteien unter ſich während des Schwebezuſtands ge⸗ 
bunden ſind, läßt ſich nicht allgemein entſcheiden. Es wird 
davon abhängen, ob ſie die Genehmigungsbedürftigkeit kann⸗ 
ten und die Herbeiführung der Genehmigung beabſichtigten. 

3. RG. 105, 299 beruft ſich für ſeine im Widerſpruch 
zu dieſer geltenden Auffaſſung ſtehende Auslegung von 8 3 
DeviſVO. v. 8. Febr. 1917 unter anderem auf den Zweck der 
VO. Es liegt auf der Hand, daß eine DiviſVO. im dritten 
Kriegsjahr und wohl in verſtärktem Maß die Deviſenbeſtim⸗ 
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mungen der Inflationsjahre eine viel weitergehende Ab⸗ 
ſchließung des Zahlungsverkehrs mit dem Ausland anſtreben 
mußten als die DeviſVO. v. 1. Aug. 1931. Dieſe will den 
Rückfluß von Auslandskapital verhindern (Stillhaltung) und 
der Kapitalflucht entgegentreten; aber im übrigen „auf die 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigten Bedürfniſſe“, die ſich aus 
unſerer engen Verflechtung mit der Weltwirtſchaft ergeben, 
Rückſicht nehmen, „ſoweit ſie bei der gegenwärtigen Lage 
irgend befriedigt werden können“ (J1 der Richtlinien). Mochte 
ſeinerzeit die Erteilung der Einwilligung der Raichsbank eine 
Ausnahme ſein, mit der von vornherein nicht gerechnet wer⸗ 
den konnte, heute iſt ſie, wie ein Blick auf die Richtlinien 
zeigt, für große Gruppen von Geſchäften die Regel. Damit 
entfällt ein weſentlicher Grund gegen die Heilbarkeit der ge⸗ 
nehmigungsbedürftigen Handlungen. (Dieſen wichtigen tat⸗ 
ſächlichen Unterſchied verkennt Szkolny a. a. O.) 

4. 83 Deviſ VO. v. 8. Febr. 1917 verbot das Eingehen 
von Verbindlichkeiten, nach der Begründung (Schlegel⸗ 
berger, Kriegsbuch Bd. 5 S. 279) vor allem deshalb, weil 
„im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Kredits der deutſchen 
Beteiligten und der ganzen deutſchen Volkswirtſchaft auch 
der Schein vermieden werden ſollte, als ob der Ausländer, 
der zu Recht eine Forderung gegen einen Inländer erworben 
hat, durch ſtaatliche Eingriffe gehindert werden könnte, zu 
ſeinem Geld zu gelangen“. Dieſe Tendenz mochte dafür ſpre⸗ 
chen, im Intereſſe der ſofortigen Klarheit gegenüber dem 
Ausland auch den Schwebezuſtand zu vermeiden. Die Devif- 
VO. v. 1. Aug. 1931 kennt ſolche Rückſichten nicht. Sie ver⸗ 
bietet, wie eingangs erwähnt, faſt ausſchließlich Erfüllungs⸗ 
geſchäfte. Die Übernahme einer Zahlungsverbindlichkeit be⸗ 
darf keiner Genehmigung. Damit entfällt auch dieſer — bei 
näherer Betrachtung übrigens kaum ſtichhaltige — Grund für 
eine Ausnahme von dem Grundſatz der ſchwebenden Un⸗ 
wirkſamkeit. 

5. „Die Rechtsſicherheit des Ausländers“, auf die RG. 
105, 299 Rückſicht nehmen will, iſt durch § 4 der 1. Durchf⸗ 
VO. v. 12. Aug. 1931 ausreichend gewahrt. Danach kann die 
Richtigkeit eines Geſchäfts überhaupt nicht zum Nachteil von 
Perſonen geltend gemacht werden, die im Ausland an⸗ 
ſäſſig ſind. 

6. Schließlich könnte darauf hingewieſen werden, daß die 
VO. von 1917 eine „Einwilligung“ der Reichsbank, die Deviſ⸗ 
VO. von 1931 dagegen eine „Genehmigung“ der DeviſBew⸗ 
St. verlangt (vgl. Caro: DNotV. 1931, 572/73). Doch 
wird man dieſem unterſchiedlichen Sprachgebrauch nicht allzu⸗ 
viel Bedeutung beimeſſen dürfen, nicht nur weil die Begriffe 
der §§8 182— 184 BGB. auf Einwilligungen und Genehmi⸗ 
gungen des öffentlichen Rechts nicht unmittelbar anwendbar 
ſind, ſondern vor allem weil es kaum gerechtfertigt erſcheint, 
an den Sprachgebrauch von Wirtſchaftsgeſetzen, die aus der 
Not des Augenblicks raſch entſtanden ſind, dieſelben ſtrengen 
Anſprüche zu ſtellen wie an das BGB. oder die ZPO. 
Wichtiger ſind zweifellos die aus dem Sinn und Zweck einer 
Vorſchrift hergeleiteten Geſichtspunkte. Aus dieſen dürfte ſich 
aber mit ausreichender Sicherheit ergeben, daß der Stand⸗ 
punkt des LG. Berlin unbegründet iſt. 


II 


Der Einfluß der vorſchriften über die Devifen- 
bewirtſchaftung auf das Iwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. 

Von Rechtsanwalt Dr. Erich Guckenheimer, Frankfurt a. M. 


Nach 8 6 Ziff. 3 Deviſ BO. v. 1. Aug. 1931 darf nur 
mit ſchriftlicher Genehmigung der DeviſBewSt. über Forde⸗ 
rungen verfügt werden, die auf Reichsmark oder Goldmark 
lauten, vor dem Inkrafttreten der VO. entſtanden find und 
im Ausland oder Saargebiet anſäſſigen Perſonen zuſtehen. 
Es ſoll hier nicht erörtert werden, welches die materiell 
rechtliche Bedeutung dieſer Vorſchrift iſt. Geſchäfte, die gegen 
fie verſtoßen, find nichtig (8 12). Als Verfügung i. S. des 
§ 6 DeviſVoO. find auch Verfügungen im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung anzuſehen ($ 12 d. 6. DurchfVO.). Die Zwangs⸗ 


vollſtreckung iſt nur zuläſſig, wenn die Genehmigung v2 
DeviſBewSt. zur Leiſtung erteilt iſt (Art. II 8 1 
7. DurchfVO.). 

Die angeführten Beſtimmungen haben ſich eine au 
anderen ergeben. Zunächſt waren Verfügungen, die ges, 
§ 6 verſtoßen, verboten und für nichtig erklärt. Dann wu 
klargeſtellt, daß das gleiche für Verfügungen im Wegen = 
Zwangsvollſtreckung gilt. Schließlich iſt man dazu U Re 
gegangen, die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung von 11 
Vorliegen der Genehmigung der DeviſBewSt. zur Leiſtu 
abhängig zu machen. und 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob nicht ſchon auf Gen 
der SS 6 und 12 DeviſVoO. die Befriedigung der auslän 
ſchen Gläubiger im Wege des Zwangsverſteigerungsverfahren! 
unzuläſſig war. Jedenfalls beſtand damals kein Hinder 
das Verfahren einzuleiten. Daran änderte auch die Vorſchrif 
des § 12 d. 6. DurchfVoO. nichts. Die Beſchlagnahme en 
Grundstücks blieb nach wie vor zuläſſig. Das Verfahe 
konnte durchgeführt werden. Es genügte, wenn der Gläubig 7 
vor der Erteilung des Zuſchlags die Genehmigung der Dev 
BewSt. vorlegte. Konnte fie nicht beigebracht werden, de 5 
durfte allerdings auch damals ſchon das Zwangsverſteig 
rungsverfahren auf Betreiben des ausländiſchen Gläubige 
nicht zu Ende geführt, vielmehr mußte der Zuſchlag vera 
werden (§ 83 Ziff. 6 ZwVerſtG.). Gegen die Erteilung 1 
Zuſchlags war die Beſchwerde gemäß § 100 ZwVerſte 
zuläſſig. 1 
Seit dem Inkrafttreten der 7. DurchfVO. iſt die Zwang 
verſteigerung nur zuläſſig, wenn die Genehmigung der D 
BewSt. zur Leiſtung erteilt iſt. Dieſe muß deshalb ſchon "7 
der Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens vo 
liegen. Fehlt ſie, ſo kann eine Friſt zu ihrer Beſchaffung 95 
ſetzt werden, nach deren ergebnisloſen Ablauf der Antrag d 
zuweiſen iſt. Es könnte die Frage aufgeworfen werden, 7 
der Genehmigungsbeſcheid vor Beginn der Zwangs 
ſtreckung dem Schuldner zugeſtellt werden muß (vgl. 8 Ar 
ZPO). Das tft jedoch nicht der Fall. Bis zum Erlaß de 
7. DurchfVO. konnte nur der Schuldner die Genehmigung 
beantragen. Iſt ſie dem Schuldner erteilt, ſo iſt der Gi 
biger außerſtande, ſie ihm zuzuſtellen, zumal die DeviſBewee 
es ablehnen, eine zweite Ausfertigung des Beſchluſſes aus 
zuhändigen. Es muß genügen, wenn dem Gericht na a 
gewieſen wird, daß die Genehmigung zur Leiſtung vorliegt 
Hierzu wird in der Regel, falls der Gläubiger den ber 
nehmigungsbeſcheid nicht in Händen hat, eine Mitteilung 
DeviſBewSt., ſie habe die Leiſtung genehmigt, genüge 
Die Zuſtellung iſt in der 7. DurchfVoO. nicht vorgeſchrieben 
ergibt ſich auch nicht zwingend aus den allgemeinen 
ſchriften. Die Vollſtreckungsgerichte verlangen, ſoviel mir 
kannt iſt, die vorherige Zuſtellung nicht. 

Wird die Zwangsverſteigerung angeordnet, 
die Deviſ BewSt. die Zahlung genehmigt hat, fo kann 1 
mäß $ 766 ZPO. die Aufhebung des Zwangsverſteigerung 
verfahrens beantragt werden. 3 

Wie geſtaltet ſich nun die Rechtslage, wenn das Zwang 3 
verſteigerungsverfahren beim Erlaß der 7. DurchfVO. here 
eingeleitet war? 15 

Mag vielleicht das Verbot der Verfügung über die 55 
derung auch eine materiell rechtliche Einwendung gegen > 
Anſpruch ergeben, ſo iſt das Vorliegen der Zahlungsgenehnn 
gung der DeviſBewSt. durch die 7. DurchfVOO. jedenfa Pr 
zur formellen Bedingung für die Durchführung der Zwang? 
vollſtreckung gemacht. Ob eine Vollſtreckungsmaßnahme, deb 
unter Verletzung der formellen Vorausſetzungen ſtattfin st 
nichtig oder unwirkſam oder nur anfechtbar iſt, läßt ſich Kon 
nach der Bedeutung der einzelnen Vorſchriften feſtſtenag 
(Stein, ZPO. vor 8 704 Anm. IV, 4). So muß auch "er 
dem Zweck und der Bedeutung der 7. DurchfVO. die 
antwortung der aufgeworfenen Frage verſucht werden. 9 

Dabei ift zu berückſichtigen, daß es ſich um eine Note 2 
handelt, deren Wirkung keinesfalls weiter erſtreckt We 
darf, als ſich unmittelbar aus der VO. ſelbſt ergibt. Daran 
folgt zunächſt, daß die Vollſtreckungsmaßnahmen, die je 
reits wirkſam erlaſſen find, nicht ohne weiteres hinfällig w 2. 
den. Die Aufhebung der bereits angeordneten Vollſtreckung 
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abnehmen kann nicht beantragt werden, bevor der Gläu⸗ 
iger Gelegenheit gehabt hat, ſich die Genehmigung der Deviſ⸗ 
bern St. zu beſchaffen. Zweckmäßigerweiſe wird das Zwangs⸗ 
auſteigerungsgericht dem Gläubiger eine Friſt zur Beibrin⸗ 
dien der Genehmigung ſetzen. Genehmigt die DeviſBewst. 
ie Zahlung, ſo kann das Verfahren ohne weiteres fort⸗ 
nileßt werden. Wird die Genehmigung der DeviſBewSt. 
gt innerhalb der geſetzten Friſt, deren Verlängerung im 
alnmeſſen des Gerichts ſteht, beigebracht, ſo iſt das Verfahren 
is unzuläſſig aufzuheben (vgl. 88 775, 776 3 O.). 

f Eine Ausſetzung oder einſtweilige Einſtellung des Ver⸗ 
ahrens — überdies auf unbeſtimmte Zeit — wie bei an⸗ 
hängigen Prozeſſen (Art. 2 88 d. 7. Durchf.) it nicht 
vorgeſehen, auch offenbar nicht beabſichtigt geweſen. Denn ſonſt 
ne man, wie in der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931, Dritter 
„u, II 89, Beſtimmungen darüber getroffen, welche Wir⸗ 
ung dieſer einſtweiligen Einſtellung mit Rückſicht auf 8 30 
wBerſtG. beizumeſſen iſt. 

Hat das Gericht das Verfahren fortgeſetzt, z. B. ohne 
su bemerken, daß es von einem im Ausland anſäſſigen 

äubiger betrieben wird, ſo ſind die angeordneten Voll⸗ 
reckungsmaßnahmen unwirkſam. Durch die 7. DurchfVO. 
nu verhindert werden, daß im Ausland anſäſſige Gläubiger 
m „Wege der Zwangsvollſtreckung befriedigt werden. Es 
genügte zur Erreichung dieſes Zwecks nicht, wenn die an⸗ 
geordneten Vollſtreckungsmaßregeln nur anfechtbar wären: 
denn dann könnte es leicht vorkommen, daß Gläubiger und 
Schuldner im gegenſeitigen Einverſtändnis das Verfahren 
is zur Verteilung des Erlöſes durchführen. Die Unwirk⸗ 
ſumkeit kann gemäß § 766 ZPO. geltend gemacht werden. 
Ard aber noch rechtzeitig, d. h. vor der Entſcheidung über 
ie Unwirkſamkeit der Vollſtreckungsmaßnahme die Genehmi- 
gung der DeviſBewSt. vorgelegt, jo iſt die Unwirkſamkeit als 
geheilt anzufehen. Bei der Auslegung der Durchf VO. iſt, 
10 5 in JW. 1932, 325 mit Recht hervorgehoben, von dem 
irtſchaftlichen Zweck der Vorſchrift auszugehen, der allein 
darin beſteht zu verhindern, daß Zahlungen im Wege der 
Zwangsvollſtreckung an im Ausland anſäſſige Perſonen ohne 
die Genehmigung der DeviſBewSt. geleiſtet werden. Liegt 
in dem Augenblick, in dem über die Wirkſamkeit der Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln entschieden werden muß, die Genehmi- 
fung der Deviſ BewSt. zur Zahlung vor, fo iſt kein Grund 
für die Aufhebung des Verfahrens erſichtlich. Es wäre eine 
ſuunloſe Verſchwendung an Arbeit und Koſten, wenn man 
kroß des Vorliegens der Zahlungsgenehmigung aus rein 
lormaljuriſtiſchen Erwägungen die Aufhebung und erneute 
urchführung des Verfahrens verlangen wollte. 

Das Vollſtreckungsgericht hat in jedem Falle von Amts 
nn zu prüfen, ob das Verfahren von einen im Ausland 
„läfligen Gläubiger betrieben wird. Stellt ſich dies erſt 
5 Beendigung des Verſteigerungstermins heraus, ſo iſt 
eg Zuſchlag zu verſagen (8 83 Ziff. 6 ZwVerſtG.). Auch 
ach Erteilung des Zuſchlags kann das Fehlen der Zahlungs⸗ 
denehmigung im Wege der Beſchwerde geltend gemacht wer⸗ 
en (8 100 ZwVerſtG.). 

Weiterhin mag noch folgendes hervorgehoben werden: 
% Die Genehmigung, die gemäß Art. 2 8 10 d. 7. Durchf⸗ 
5 vorgelegt werden muß, iſt nicht eine beſondere Ge⸗ 
ehmigung zur Zwangsvollſtreckung, ſondern die Genehmi⸗ 
ung zur Leiſtung (vgl. Art. 2 88 7, 10 d. 7. DurchfVO.). 
9 genügt auch, wenn die Genehmigung — wie dies in der 
dab gel der Fall ſein wird — in der Weiſe erteilt iſt, daß 
1 Geld nicht unmittelbar an den Gläubiger, ſondern nur 
uf ein Sperrkonto bei einer Deviſenbank gezahlt werden 
arf, über das nur mit Zuſtimmung der DeviſBewSt. ver⸗ 
gt werden kann. 

Bei dem Vorliegen dieſer beſchränkten Zahlungsgenehmi⸗ 
eng ſind gewiſſe Schwierigkeiten für den Verteilungstermin 
erst bar. Iſt der Gläubiger im Verteilungstermin nicht 

ſchienen, ſo hat das Gericht die Auszahlung von Amts 
e in der Weiſe anzuordnen, daß der auf den Gläubiger 
f tfallende Teil des Erlöſes auf fein — evtl. neu zu errich⸗ 
Dudes — Sperrkonto bei einer Deviſenbank überwieſen wird. 
. Weg iſt auch dann einzuſchlagen, wenn der Gläubiger 
57 Termin anweſend iſt. Denn der anweſende Gläubiger darf 
icht allein über das Geld verfügen. Dies iſt von Amts 
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wegen zu berückſichtigen (vgl. Reinhard⸗Müller, Zw⸗ 
Bert. 8 117 Anm. 3). Da der anweſende Gläubiger nicht 
allein empfangsberechtigt iſt, iſt er als abweſend zu be⸗ 
handeln und das Geld auf Sperrkonto zu überweiſen. Ein 
Grund, den Erlös zu hinterlegen, iſt m. E. nicht gegeben. 
Der Fall des 8 117 Abſ. 2 Satz 3 ZwVerſtG. liegt nicht 
vor. Hat die DeviſBewSt. die Genehmigung zur Aus⸗ 
zahlung unbeſchränkt erteilt, ſo iſt der Barerlös an den an⸗ 
weſenden Gläubiger auszuzahlen und dem abweſenden zu 
überweiſen. 

Nach den gleichen Grundſätzen iſt der Erlös auszuſchütten, 
wenn die Zwangsverſteigerung durch einen inländiſchen Gläu⸗ 
biger betrieben wird und ein Teil des Barerlöſes auf das 
Recht eines Ausländers entfällt. Die Annahme von Har⸗ 
tenſtein (JW. 1932, 325), es handele ſich dabei in der 
Regel um den Zins⸗ und Koſtenanſpruch des Ausländers, 
erſcheint nicht zutreffend, es können ebenſogut Zahlungen auf 
das Kapital in Betracht kommen. Wie Hartenſtein mit 
Recht hervorhebt, wird die Genehmigung zur Zahlung von 
Koſten und Zinſen regelmäßig ohne weiteres erteilt. Des⸗ 
halb wird der Fall, daß die Genehmigung im Verteilungs⸗ 
termin nicht vorliegt, gerade dann praktiſch werden, wenn es 
ſich um Zahlungen auf das Kapital handelt, die die Deviſ⸗ 
BewSt. nicht genehmigt hat, z. B. weil der im Ausland an⸗ 
ſäſſige Gläubiger ſich nicht damit einverſtanden erklärt hat, 
die Zahlung auf Sperrkonto bei einer deutſchen Deviſenbank 
als ſchuldtilgende Leiſtung an Erfüllungsſtatt anzunehmen. 
Auch die weiteren Ausführungen Hartenſteins, das Ge⸗ 
richt habe den auf den ausländiſchen Berechtigten entfallen⸗ 
den Betrag gemäß § 117 ZwVerſtG. für ihn zu hinterlegen, 
erſcheinen mir nicht zutreffend. Zuzugeben iſt allerdings, daß 
die Beſtimmung des 8 117 Abſ. 2 Satz 3 ihrem Wortlaut 
nach zutrifft und die Hinterlegung auch den wirtſchaftlichen 
Zwecken der Deviſengeſetzgebung entſprechen mag. Es iſt 
jedoch zu berückſichtigen, daß die Hinterlegung gemäß 8 117 
ZwVerſtcö. die Wirkung der Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück hat (Jaeckel⸗Güthe, ZwVerſtch., 6. Aufl., § 117 
Anm. 3: Seuff Arch. 63, 119), das Schuldverhältnis alſo tilgt 
(vgl. Staudinger 8 362 Anm. II, 2). Verfügungen im 
Wege der Zwangsvollſtreckung ſind aber gem. 86 DeviſVO. 
§ 12 d. 6. DurchfVO. ausdrücklich nur mit Genehmigung 
der DeviſBewSt. zuläſſig, andernfalls nichtig und ſtrafbar. 
Es beſteht ſomit für den Richter zum mindeſten die Gefahr, 
daß er durch die Hinterlegung des Erlöſes gegen die Deviſen⸗ 
vorſchriften (88 6, 12, 18 Devif®D., § 12 d. 6. Durchf VO.) 
verſtößt. Auf der anderen Seite erſcheint es nicht angängig, 
die Schuldtilgung auf dieſe Weiſe zu erzwingen, wenn der 
Gläubiger ſein Einverſtändnis, die Zahlung auf Sperrkonto 
an Erfüllungsſtatt anzunehmen, z. B. deshalb nicht erteilt 
hat, weil ein im Ausland anſäſſiger Bürge oder ein im Aus⸗ 
land verwertbares Pfand für die Schuld haftet. Die Hinter⸗ 
legung gemäß § 117 ZmwBerft®., die den Gläubiger an der 
Verfügung über das Geld hindert, hätte in einem ſolchen 
Fall eine durch nichts gerechtfertigte Schädigung des Gläu⸗ 
bigers zur Folge, die unter Umſtänden außerordentlich ſchwer 
ſein kann, wenn er das Geld zur Tilgung ſeiner eigenen, 
fälligen Verbindlichkeiten im Ausland benötigt. Es wider⸗ 
ſpricht zugleich dem Sinn und Zweck der Deviſenvorſchriften, 
auf dem Umweg über das Zwangsverſteigerungsverfahren 
eine materiell rechtliche Wirkung, die Schuldtilgung herbei⸗ 
zuführen, die der Schuldner gerade mit Rückſicht auf die 
gleichen Deviſenvorſchriften durch freiwillige Leiſtung nicht 
erreichen kann und darf. 

Eine den Anſprüchen aller Beteiligten und zugleich den 
Deviſenvorſchriften gerecht werdende Regelung erſcheint da⸗ 
gegen möglich, wenn unter entſprechender Anwendung der 
88 119, 120 ZwVerſtG. der auf das Recht des Ausländers 
entfallende Betrag für ihn unter der Bedingung hinterlegt 
wird, daß er erſt nach Erteilung der Genehmigung der Deviſ⸗ 
BewSt. ausgezahlt werden darf; und wenn der Betrag evtl. 
zugleich dem Vollſtreckungsſchuldner für den Fall zugeteilt 
wird, daß die Zahlung an den Gläubiger nicht zu leiſten iſt. 
Gläubiger und Schuldner können dann nur gemeinſchaftlich 
über den hinterlegten Betrag verfügen (§ 120 Abſ. 2 Zw⸗ 
VerſtG., 88 10771079 BGB.), wodurch der Gläubiger ge⸗ 
ſichert iſt. Die — gemäß den Deviſenvorſchriften verbotene 
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— Befriedigung des Gläubigers tritt nicht ſchon mit der 
Hinterlegung, ſondern erſt mit der Auszahlung des Geldes 
an ihn ein (Reinhard⸗Müller, ZwvVerſtG. § 120 An⸗ 
merkung 1a), die nur zuläſſig iſt, wenn die Genehmigung 
der Deviſ BewSt. vorgelegt wird. Die Hinterlegungsſtelle hat 
von Amts wegen darauf zu achten, daß an einen Ausländer 
eine Zahlung nur mit Genehmigung der DeviſBewSt. ge⸗ 
leiſtet wird. Das Vollſtreckungsgericht muß ſich nicht darum 
kümmern, ob die DeviſBewSt. die Genehmigung erteilt. Ge⸗ 
nehmigt die DeviſBewSt. ſpäter die Zahlung, fo iſt es Sache 
des Gläubigers, die Zuſtimmung des Schuldners zur Aus⸗ 
zahlung beizubringen oder ein ſie erſetzendes rechtskräftiges Ur⸗ 
teil vorzulegen (Reinhard⸗Müller 8120 Anm. I, 2c). 

Zahlt der Erſteher nicht in bar, ſo iſt die Forderung 
gegen ihn auf den Berechtigten zu übertragen (8 118 Zw⸗ 
VerſtG.). Hieraus ergeben ſich weitere Schwierigkeiten, und 
zwar ſowohl, wenn die Forderung auf den betreibenden aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger, als auch wenn ſie auf einen der anderen 
ausländiſchen Berechtigten übertragen werden ſoll. Zur Über⸗ 
tragung der Forderung bedarf es der Genehmigung der 
DeviſBewSt. § 6 DeviſVoO. (vgl. Hofmann: JW. 1931, 
3599; Schuchmann und Hartenſtein: JW. 1932, 324, 
325). Die Übertragung der Forderung wird in der Regel 
genehmigt werden. Es wird ſich aber gewöhnlich erſt im 
Verteilungstermin herausſtellen, daß der Erſteher nicht bar 
zahlt und deshalb die Genehmigung zur Übertragung der 
Forderung notwendig iſt. Liegt die Genehmigung zur Zah⸗ 
lung unbedingt und unbeſchränkt vor, ſo werden kaum Be⸗ 
denken dagegen beſtehen, auf Grund dieſer Genehmigung die 
Forderung gegen den Erſteher auf den ausländiſchen Gläu⸗ 
biger zu übertragen, da die Übertragung der Forderung nur 
ein Erſatz für die Zahlung iſt. (Bei der Übertragung der 
Forderung handelt es ſich nicht nur, wie Hartenſtein 
meint, um eine den verſchiedenen Stadien des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens entſprechende Umwandlung der For⸗ 
derung, ſondern unter Umſtänden um die Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Grundſtück unter Erlöſchen des ur⸗ 
ſprünglichen Schuldverhältniſſes [S 118 ZwvVerſtGG.: vgl. 
Reinhard⸗Müller $ 118 Anm. 3a.) Dagegen iſt die 
Übertragung ſchon dann nicht ohne beſondere Genehmigung 
der DeviſBewSt. zuläffig, wenn der Erlös dem Ausländer 
nur auf ein Sperrkonto bei einer deutſchen Deviſenbank ge⸗ 
zahlt werden darf. Schuchmann (a. a. O.) vertritt aller⸗ 
dings die Anſicht, zu der Übertragung der Forderung ſei die 
Genehmigung der DeviſBewSt. überhaupt nicht notwendig, 
da der Ausländer wirtſchaftlich keine neue Forderung er⸗ 
werbe, ſondern nur behalte, was ihm vorher bereits zuſtand; 
eine Schädigung, wie fie die DeviſVO. verhüten wolle, könne 
deshalb überhaupt nicht eintreten. Gegen dieſe Auffaſſung 
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beſtehen erhebliche Bedenken. Zunächſt wirkt die Übertragung 
der Forderung gegen den Erſteher nur zahlungshalber, 0 
daß der Gläubiger neben ſeinem urſprünglichen Anſprnen 
gegen den Eigentümer die Forderung gegen den E tehe 
erwirbt. Es iſt denkbar, daß der ausländiſche Gläubiger 1 
durch die Möglichkeit zu einer Aufrechnung gegenüber 

Erſteher, ſeinen neuen Schuldner erlangt, die vom Sta r 
punkt der Deviſenbewirtſchaftung aus schädlich wirkt. SIDE 
Erſteher ſelbſt Ausländer, ſo bietet die Übertragung der For 2 
derung gegen ihn unter Umſtänden geradezu die Handhabe 
zur Umgehung der Deriſenvorſchriften. War z. B. 
Eigentümer⸗Schuldner nur die Zahlung auf das Sperrkont 
des Gläubigers bei einer deutſchen Deviſenbank geſtattet, 
ſteht nach der unbeſchränkten Übertragung der Fordern 
gegen den Erſteher nichts im Wege, daß Gläubiger und 4 
ſteher die Zahlung unter Umgehung der DeviſVoO. im Aus 
land regeln und damit den von der DeviſBewst. beabſen 
tigten Erfolg der Anlegung des Erlöſes im Inland e 
eiteln. Die Grundlage des von Schuchmann vertretenen 
Standpunkts, daß in keinem Falle eine Schädigung eintrenen 
könne, trifft alſo nicht zu; damit werden auch die von ih 

gezogenen Folgerungen hinfällig. 

Die Genehmigung der DeviſBewSt. ift um fo mehr er 
forderlich, als nach dem Sinn und Zweck der Deviſengeſeß 
gebung grundſätlich allein der Deviſ BewSt. die Entſcheldung 
darüber zuſtehen ſoll, ob im einzelnen Falle das Gesche 
mit dem Ausländer durchgeführt werden darf. Aus biefen, 
Grunde muß die Genehmigung ſelbſt in den Fällen eingeh0" 
werden, in denen feſtſteht, daß ſie nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften grundſätzlich zu erteilen iſt. M. E. darf deshalb 5 
abgeſehen von dem oben erwähnten Fall, daß die Genehmt 
gung zur Zahlung unbeſchränkt erteilt ift — die Fordern 
gegen den Erſteher dem ausländiſchen Gläubiger nur 3 
tragen werden, wenn die Genehmigung der DeviſBewSt. er 
teilt iſt. Der Richter kann einen neuen Verteilungstermi 
anberaumen, um Gelegenheit zur Beſchaffung der Gene 5 
gung der DeviſBewSt. zu geben. Er kann auch unter An 
wendung der Vorſchriften der 88 119, 120 ZwerſtGG. die 
Forderung gegen den Erſteher auf den Glaubiger unter der 
Bedingung übertragen, daß ſie ihm zuſteht, falls die Deve 
BewSt. die Übertragung genehmigt. Die Übertragung = 
Forderung unter dieſer Bedingung ſcheint mir die Möglich 
keit einer Schädigung vom Standpunkt der Deviſenbewir 
ſchaftung aus völlig auszuſchließen und deshalb ohne weiter 
zuläſſig zu fein. Das Vollſtreckungsgericht braucht ſich dan 
nicht darum zu kümmern, ob die Genehmigung erteilt wolte, 
Soweit eine Grundbuchberichtigung notwendig wird, iſt fie DO 
den Beteiligten herbeizuführen (Meinhard⸗Müller 812 
Anm. 2c). 


Verordnung des Reichspräfidenten zum Schutze der Wirtſchaft 
vom 9. März 1032. 


(NR GBl. I, 1932, 121) 


Erſter Teil: Zugabewefen?). 
Von Amtsgerichtsrat Dr. K. Schäfer, Berlin. 

I. Die Frage einer geſetzlichen Regelung des Zugabe⸗ 
weſens iſt ſeit langem in der Offentlichkeit heftig umftritten®). 
Während die Anhänger der ſog. Wertreklame, namentlich der 
„Schutzverband für Wertreklame“, in ihr ein durchaus ein⸗ 
wandfreies Reklamemittel erblicken und ihr nachrühmen, daß 
ſie dem Käufer in der Form von Sachwerten (meiſt Por⸗ 


1) Zur VO. liegen „Amtliche Erläuterungen“ vor, abgedr. im 
RAnz. v. 12. März 1932 (Nr. 61). 

2) Schrifttum (abgejehen von den Erläuterungsbüchern zum 
Unl WG.): Werner: GewRSch. 1929, 164; Uteſcher: GewRSch. 
1929, 532 und 827; Clad: GewgSch. 1929, 843; Cahn: MuW. 
1931, 242; 1932, 61; Lobe, Die Wertreklame in wirtſchaftlicher 
und juriſtiſcher Beurteilung, 1928; Buhl, Die Wertreklame, Stutt⸗ 
gart 1929; Heßler, Zugaben und unl. Wettb., Halle 1929; Huth, 
Gutſcheinſyſtem und Zugabeweſen, 1929; Pelka, Gegen das Zugabe⸗ 


zellan⸗, Textil⸗ und Lederſachen) das zuwende, was ſonſt m 
Reklame in Wort und Bild aufgewendet werde, machten 1 
Gegner, an ihrer Spitze der „Reichsausſchuß für das Zugabe, 
verbot“, in erſter Linie geltend, daß im Gegenſatz zu der er 
ſchauungsreklame die Wertreklame geeignet ſei, die Aufmer“ 
ſamkeit des Käufers von der Hauptware abzuziehen und aug 
die Zugabe zu lenken; die Gefahr liege aber außerordentlen 
nahe, daß die zum Ankauf reizende Zugabe nur auf Koſte 


Stutt⸗ 


weſen, 2. Aufl. 1929; Marbe, Pſpychologie der De ieh ame 


gart 1930; Brune, Für Freiheit im Wettbewerb, 1931. 
Literaturangaben vgl. GewRSch. 1932, 37 Anm. 4. 1 

Zur BD. v. 9. März 1932 und dem ihr zugrunde liegen e 
Entwurf der Reichstegierung (vgl. Anm. 7): Goldbaum, Zug 52 
verbot (Georg Stilke), Berlin 1932; Uteſcher: GewRSch. 1952, 
37 ff.; Klauer, Das Zugabeweſen, Berlin 1932 (Franz Vahlen) 
Elſter, Zugabe O. (ſ. u. S. 1003). 2 

3) Die Gründe für und wider find in den „Amtlichen Er 
läuterungen“ ausführlich dargeſtellt. 


9 


61. Jahrg. 1932 Heft 14] 
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der Qualität der eigentlichen Ware geliefert werden könne, 
und daß der Käufer dieſe in Wirklichkeit zu teuer bezahle. Sie 
wieſen dabei darauf hin, daß mit Vorliebe von dem Zugabe⸗ 
Yſtem bei ſolchen Waren Gebrauch gemacht werde, bei denen 
8 viele, nur ſchwer erkennbare und leicht zu verſchleiernde 

ualitätsunterſchiede gebe. Für den Käufer ſei die Zugabe 
ouch inſofern unwirtſchaftlich, als ſie ihn leicht veranlaſſe, 
Ware über ſeinen Bedarf und ohne Rückſicht auf Beſchaffen⸗ 
eit und Preiswürdigkeit zu kaufen, nur um die Zugabe zu 
erlangen. Unter Berufung auf dieſe Gefahren und zahlreiche 

ißbräuche, die ſich im Zugabeweſen herausgebildet hatten, 
wurde von vielen Seiten ein völliges Zugabeverbot gefordert. 
Immer dringlicher ) wurde das Verlangen nach einem Ein⸗ 
greifen des Geſetzgebers, als bei der Verſchärfung des Kon⸗ 
kurrenzkampfes unter dem wirtſchaftlichen Druck der letzten 
hre die Auswüchſe des Zugabeweſens mehr und mehr her⸗ 
löctraten. Der Geſetzgeber konnte ſich dieſem Drängen ſchließ⸗ 

ich um fo weniger verſchließen, als die Mittel des geltenden 
Rechts ſich für eine wirkſame Bekämpfung der Auswüchſe 
in der Tat als unzureichend erwieſen. In der Frage, inwie⸗ 
weit auf Grund der 88 1, 3 und 4 UnlWG. und $ 823 BOB. 
dagegen vorgegangen werden könne, gingen die Auffaſſungen 
920 Schrifttums und der unteren Gerichte auseinander). Das 

G. (RGSt. 61, 58ff.) hatte allerdings ausgeſprochen, daß 

ann, wenn beim Publikum der Anſchein erweckt werde, als 
werde durch die Zugabe die Hauptware nicht verteuert, wäh⸗ 
rend tatſächlich mit Rücksicht auf die Zugabe ein den orts⸗ 

lichen und angemeſſenen Preis der eigentlichen Ware über⸗ 
eigender Kaufpreis gefordert werde, regelmäßig ein Ver⸗ 
gehen gegen § 4 Unl Wg. vorliege, möglicherweiſe auch die 

Rerkmale des Betrugs gegeben ſeien. Die Durchführung 
dieſes Grundſatzes bereitete indeſſen in der Praxis kaum 
überwindliche Schwierigkeiten, da die Frage, ob der Preis 
85 die unter Zugabegewährung verkauften Sachen die Grenze 
des ortsüblichen Preiſes für Waren gleicher Art und Güte 
berſchreite, in den ſeltenſten Fällen mit einiger Sicherheit 

eantwortet werden konnte s). Gerade auf dieſe Schwierigkeiten 

ies namentlich ein Gutachten des Vorl. Reichswirtſchafts⸗ 
rats v. 12. Mai 1930 (Druckſ. des Vorl. RWigt. Nr. 367); 
zm, das zwar ein bölliges Zugabeverbot nicht emp⸗ 
fahl, weil die Unlauterkeit oder durchgängige Schädlichkeit 
nicht einwandfrei nachgewieſen ſei, aber eine Bekämpfung 
gewiſſer Auswüchſe forderte. In enger Anlehnung an dieſe 
Vorſchläge ftellte die Reichsregierung den Entw. eines „Ge⸗ 
etzes über die Gewährung von Zugaben zu Waren oder Lei⸗ 

ungen“ auf, der am 4. Nov. 1931 dem Reichsrat vorgelegt 
en: Dieſer Entw. wurde vom Reichsrat in zwei Le⸗ 
ungen durchberaten; der erſte Teil der vorliegenden BD. 
gibt die vom Reichsrat beſchloſſene Faſſung wieder. 
ö II. Nach der neuen Regelung ſind Zugaben grund⸗ 

ätzlich verboten. Dieſes Verbot iſt aber durch ſo viele 
Ausnahmen durchbrochen, daß man praktiſch nicht von einem 

erbot, ſondern nur von einer — allerdings erheblichen — 

rſchwerung des Zugabeweſens ſprechen kann. Im ein⸗ 
delnen iſt folgendes zu bemerken: 

1. 8 1 verbietet, im geſchäftlichen Verkehr (d. h. im 
Einzel⸗ wie im Großhandel) neben dem Hauptgegenſtand eine 
„Zugabe“ anzubieten, anzukündigen oder zu gewähren. Eine 
kigentliche Begriffsbeſtimmung der Zugabe fehlt; die VO. be- 
ſchränkt ſich auf die Aufſtellung einiger Begriffsmerkmale, bei 
nn Vorliegen eine Zugabe zu bejahen oder zu verneinen iſt. 

b der Hauptgegenſtand in einer Ware oder Leiſtung (3. B. 
der Tätigkeit von Färbe⸗ und Reinigungsanſtalten oder einer 
Theatervorführung) beſteht, iſt gleichgültig, ebenſo, ob die 


1 4) Außer einigen großen Parteien (vgl. Uteſcher: GewRsSch. 
2 32, 38 Anm. 6) hatte auch der preuß. Landtag in der Sitzung v. 
55 Okt. 1931 eine reichsgeſetzliche Regelung gefordert, die in weſent⸗ 
ichen Punkten der vorl. VO. entſpricht (Sten Ber. Sp. 22484). 
5) Vgl. Junckerstorff, Die Zugabe in der Judikatur: 

JW. 1930, 3602. 
Ang. 0, Vol. den vorſichtigen Hinweis des preuß. Handelsmin. auf 
nhaltspunkte für das Vorliegen eines Verſtoßes gegen die vom RG. 
vuigeſtellten Grundſätze, mitgeteilt durch Allg Vfg. des Pr JuſtMin. 
30. Sept. 1931 (It l. 324). f 
Geng. Veröfſenklicht (mit Begr.) im RAnz. v. 5. Nov. 1931 ſowie 
Gew Sch. 1932, 58. 


Zugabe eine Ware oder eine Leiſtung (z. B. bei Zugabe eines 
ſog. Photoſchecks) iſt. Maßgebend iſt nur, daß ſich die Zu⸗ 
gabe als eine Erweiterung der vertraglichen Leiſtung 
darſtellt; fehlt dieſe Vorausſetzung, fo greift 8 1 nicht ein. 
Daher werden von der Neuregelung nicht berührt Geſchenke, 
denen jeder Zuſammenhang mit einer Hauptware fehlt (3. B. 
Taſchenkalender, Notizbücher u. dgl., wie ſie von Geſchäften 
vielfach als Neujahrsgabe verſandt werden, ferner Koſt⸗ und 
Warenproben, die dem Kaufintereſſenten gereicht werden uſw.). 
Um Geſetzesumgehungen zu verhindern, iſt ausdrücklich vor⸗ 
geſehen, daß eine Zugabe auch vorliegt, wenn die Zuwendung 
nur gegen ein geringfügiges, offenbar nur zum Schein 
gefordertes Entgelt gewährt wird, oder wenn zur Verſchleie⸗ 
rung der Zugabe eine Ware oder Leiſtung mit einer anderen 
Ware oder Leiſtung zu einem Geſamtpreis angeboten, an⸗ 
gekündigt oder gewährt wird (8 1 Abſ. 1 Satz 2 und 3). 
Für die Abſicht einer Zugabeverſchleierung durch einen ſol⸗ 
chen ſog. „gekoppelten Verkauf“ ſpricht eine gewiſſe Ver⸗ 
mutung, wenn zwei Dinge zu einem Einheitspreis verkauft 
werden, die im handelsüblichen Geſchäftsverkehr nicht gemein⸗ 
ſam gehandelt werdens) (z. B. 1 Pfund Margarine mit einer 
Porzellantaſſe oder einer Schürze). 

2. Das Zugabeverbot gilt nicht 

a) bei Gewährung geringwertiger Reklame⸗ 
gegenſtände mit deutlicher dauerhafter Reklameaufſchrift 
(3. B. Luftballons, Papierfähnchen) und geringwertigen 
Kleinigkeiten (z. B. kleine Zuckerwerkſtücke) (§ 1 
Abſ. 2 zu a); 

b) bei Rabattgewährung, mag es ſich um Barrabatt 
oder den ſog. Mengen⸗ oder Warenrabatt handeln, d. h. 
um die Zugabe einer beſtimmten oder auf beſtimmte Art zu 
berechnenden Menge gleicher Ware (8 1 Abſ. 2 zu b 
und c). Ob es ſich hierbei überhaupt um Zugaben handelt — 
der Barrabatt iſt ja nichts weiter als eine Ermäßigung des 
Kaufpreiſes — kann füglich bezweifelt werden. Die VO. hat 
aber — dem Beiſpiel ausländiſcher Geſetze i. weiß — dieſe 
Fälle ausdrücklich hervorgehoben, um jeden Zweifel zu be⸗ 
ſeitigen. 

Die vorl. Ausnahme trifft nicht zu, wenn der „Rabatt“ 
in der Form gewährt wird, daß der Käufer, wenn er für eine 
beſtimmte Summe Waren gekauft hat, den Betrag nicht in 
bar erhält, ſondern dieſer ihm nur beim Kauf anderer Waren 
im Geſchäft des Verkäufers auf den Kaufpreis angerechnet 
wird. Hier liegt eine echte Zugabe vor, die nur unter den 
zu d bezeichneten Vorausſetzungen ſtatthaft iſt; 

c) wenn die Zugabe nur in handelsüblichem Zu⸗ 
behör der Ware (Beiſpiel der „amtl. Erläuterungen“: han⸗ 
delsübliche Verpackung) oder in handelsüblichen Ne⸗ 
benleiſtungen (3. B. unentgeltliche Zuſendung gekaufter 
Ware) beſteht (8 1 Abſ. 2 zu d); 

d) wenn der die Zugabe Gewährende ſich erbietet, auf 
Wunſch des Käufers ſtatt der Zugabe einen feſten, von ihm 
ziffernmäßig zu bezeichnenden Geldbetrag bar auszubezahlen, 
der nicht geringer ſein darf, als der Einſtandspreis der Zu⸗ 
gabe. Auf das Recht, einen beſtimmten Barbetrag zu wählen, 
muß bei dem Angebot oder der Ankündigung einer ſolchen 
Zugabe ausdrücklich hingewieſen werden 8 1 Abſ. 2 zu e). 

In dieſer wichtigſten Ausnahme von dem Grundſatz des 
8 1 Abſ. 1 Satz 1 kommt zum Ausdruck, daß es dem Geſetz⸗ 
geber nicht um ein grundſätzliches Verbot, ſondern nur um 
eine Erſchwerung der Zugabegewährung zu tun war. Die 
Feſtſetzung einer Mindeſtgrenze des Barbetrages ſoll ver⸗ 
hüten, daß der Verkäufer eine Summe anbietet, die in keinem 
Verhältnis zum Wert der Zugabe ſteht, und ſo praktiſch dem 
Käufer die Möglichkeit einer freien Wahl nimmt. Zweifel 
bereitet die Frage nach der Behandlung des Falles, daß bei 
dem einzelnen Kaufgeſchäft jeweils ein Gutſchein verabfolgt 
und der eigentliche Zugabeartikel nur gegen eine beſtimmte 
Zahl von Gutſcheinen ausgehändigt wird. Muß ſich der Ver⸗ 
käufer zur Auszahlung des Barwerts des einzelnen Gut⸗ 
ſcheins oder desjenigen des eigentlichen Zugabeartikels er⸗ 
bieten? Die Frage wird in letzterem Sinne zu beantworten 
ſein, da nur der Zugabeartikel einen Einſtandspreis hat. 


8) Klauer a. a. O. S. 31. 
9) Vgl. Uteſcher: GewRsch. 1932933 
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Hervorzuheben iſt, daß der Verkäufer nicht verpflichtet iſt, 
über die Errechnung des Einſtandspreiſes dem Käufer Angaben 
zu machen. „Von einer Vorſchrift dieſer Art“, heißt es in den 
amtl. Erläuterungen, „iſt mit Bedacht abgeſehen worden, weil 
die Befürchtung nicht von der Hand zu weiſen iſt, daß das 
kaufende Publikum durch Angaben über die Entſtehungskoſten 
zu irrtümlichen und nachteiligen Schlüſſen über die Preis⸗ 
bildung in anderen Geſchäften veranlaßt werden könnte, die 
als Fachgeſchäfte Waren ähnlicher Art, wie ſie als Zugabe 
dienen, in den Verkehr bringen.“ Die VO. geht dabei von 
der Tatſache aus, daß der Einſtandspreis des einzelnen Zu⸗ 
gabeartikels beim Maſſenbezug von Zugabegegenſtänden durch 
den Verkäufer häufig weit unter dem üblichen Ladenpreis 
ſolcher Artikel in Fachgeſchäften liegt. 

Was die Berechnung des Einſtandspreiſes angeht, ſo 
wird man Klauer!) zuſtimmen müſſen, daß außer dem vom 
Verkäufer bezahlten Kaufpreis die durch die Zugabe entſtan⸗ 
denen Auslagen (Fracht, Zoll, Speſen), nicht aber die in 
ſeinem Geſchäftsbetrieb im übrigen entſtehenden allgemeinen 
Unkoſten in Anſatz gebracht werden dürfen. 

e) Zuläſſige Zugaben ſind ſchließlich die Erteilung 
von Auskünften oder Ratſchlägen und der Abſchluß zu⸗ 
läſſiger Abonneutenverſicherungen im Zeitungs⸗ und Zeit⸗ 
ſchriftenweſen (S 1 Abſ. 2 zu f und g). 

Soweit nach dem Vorſtehenden Zugaben zuläſſig ſind, 
it es nach § 1 Abſ. 3 ſchlechthin verboten, die Zuwendung als 
unentgeltlich gewährt (als Gratiszugabe, Geſchenk uſw.) zu 
bezeichnen oder auf andere Weiſe den Eindruck der Unent⸗ 
geltlichkeit zu erwecken. Der Geſetzgeber geht dabei davon aus, 
daß die Zugabe wohl ſtets in den Preis der Hauptware ein⸗ 
kalkuliert ſei und daher vom Käufer bezahlt werde. Daraus 
ergibt ſich, daß das Zugabeverſprechen, und zwar das Ver⸗ 
ſprechen des Zugabegegenſtandes ſowohl wie des Barbetrages, 
nicht etwa der für Schenkungsverſprechen erforderlichen Form 
bedarf 11). 

Schließlich iſt es verboten, erlaubte Zugaben von dem 
Ergebnis einer Verloſung oder einem anderen Zufall ab⸗ 
hängig zu machen (z. B. jeder 50. Käufer erhält ..., jedem 
5. Paket iſt ein Gutſchein beigegeben). Ein ſolches Vorgehen 
wird übrigens meiſt zugleich den Tatbeſtand des 8 286 StGB. 
erfüllen 12). 

III. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des 8 1 
ziehen zivil- und ſtrafrechtliche Folgen nach ſich. 

1. Zivilrechtlich kommt — abgeſehen von den in anderen 
Geſetzen, insbeſ. dem UnlWß. normierten Anſprüchen, die 
unberührt bleiben (S 2 Abf. 3) — folgendes in Betracht: 

a) Den Vorſchriften der 88 3, 13 UnlWG. iſt die in 
§ 2 vorgeſehene Unterlaſſungsklage nachgebildet, die 
von jedem, der Waren oder Leiſtungen gleicher oder ver⸗ 
wandter Art wie die Haupt⸗ oder Zugabeware (Leiſtung) 
herſtellt oder in Verkehr bringt, ſowie von Verbänden zur 
Förderung gewerblicher Intereſſen erhoben werden kann. 

b) Vorſätzliche oder fahrläſſige Zuwiderhandlung gegen 
das Zugabeverbot verpflichtet zum Erſatz des dem Kon⸗ 
kurrenten entſtandenen Schadens (§ 2 Abſ. 2), eine Vor⸗ 
ſchrift, die nur bei liberalem Gebrauch des richterlichen Er⸗ 
meſſens bei der Feſtſtellung der Schadenshöhe ($ 287 ZPO.) 
praktiſche Bedeutung gewinnen kann. 

Die Verjährung dieſer Anſprüche iſt in § 2 Abf. 4 
entſprechend dem $ 21 Unl WG. geregelt. 

Im übrigen begründet der Verſtoß gegen § 1 weder die 
Nichtigkeit des Zugabeverſprechens noch die der Übereignung 
einer verbotswidrig gewährten Zugabe. Der Verſtoß gegen 
ein Strafgeſetz hat die Nichtigkeit eines zweiſeitigen Rechts⸗ 
geſchäfts gem. 8 134 BOB. nur dann zur Folge, wenn ſich 
das Verbot gegen beide Teile richtet (RG. 100, 40; 105, 65; 


10) Zugabeweſen S. 38. 

1) A. M. Goldbaum, Zugabeverbot S. 26f. 

12) Vgl. dazu RGSt. 34, 447; 60, 127; LpzKomm. Anm. 3b 
zu § 286 und Holzinger, Zuläſſigkeit von Wettbewerbshandlungen 
(1931) S. 32 Nr. 20 u. 21. 
hier die Strafdrohung nur den Verkäufer trifft 1s). Nichtig⸗ 
keit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten (8138 BGB.) 
kommt ſchon deshalb nicht in Betracht, weil es ſich bei dem 
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106, 317; RGRKomm. Anm. 1 und 2 zu 8 134), währen 
Zugabeverbot lediglich um eine präventiv (gewerbe⸗ ren 
liche Maßnahme handelt, um Schädigungen der Konkurrent 
und des Käufers zu vermeiden. 

2. Strafrechtliche Folgen. 9 

Die vorſätzlichen) Zuwiderhandlung wird, ſoweit 963 
die Tat nach anderen Geſetzen (insbeſ. 8 4 UnlWG.; 88 11 
286 StGB.) mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, mit Gan 
ſtrafe (von 3 bis 10000 4, bei gewinnſüchtigem Handeln iS 
100000 %) beſtraft (88 27, 27 StGB.). Sie ift alſo Ver 
gehen (8 1 StGB.). Ein Irrtum des Täters über die Am 
behöreigenſchaft einer Zugabe (§ 1 Abf. 2 zu d) iſt Irrbuh 
über einen Begriff des bürgerlichen Rechts (§ 97 Bone 
alſo — nach der Rechtſprechung des RG. — entſchuldigen. 
Dagegen wird ein Irrtum über die rechtlichen Grundlage 
der Berechnung des Einſtandspreiſes (8 1 Abſ. 2 zu e) A 
ſtrafrechtlicher Irrtum anzuſehen fein). M 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein, den 
jeder der zur Erhebung der Unterlaſſungsklage berechtigten 
Gewerbetreibenden und Verbände ſtellen kann. Privatklage, 
Klageberechtigt iſt jeder zum Strafantrag Berechtigte (8 t 
Abſ. 2 Satz 2: „Das Recht, den Strafantrag zu ftellen, DE 
ſelbſtändig jeder ...“ i. Verb m. 8374 Abſ. 2 St.), 

IV. Die Neuregelung des Zugabeweſens tritt nach 3 
erſt am 10. Juni 1932 in Kraft, um den Beteiligten 
legenheit zu geben, ſich in Ruhe auf die geänderte Rechtslac, 
einzuſtellen. Anſprüche aus Zugabegeſchäften, die vor dieſen 
Zeitpunkt eingeleitet ſind, bleiben unberührt; derartige 4 
ſchäfte können auch noch ſpäter zur Durchführung gebra 1 
werden. Iſt alſo eine Zugabe verſprochen, falls zehn 2 
ſcheine eingereicht werden, und hat der Käufer beim Inkraſ⸗ 
treten der VO. erſt acht geſammelt, ſo können ihm auch * 
dem 10. Juni die reſtlichen zwei Gutſcheine und demnächſt del 
Zugabegegenſtand ausgehändigt werden. Daß in einem ſol 
chen Falle auch § 1 Abſ. 2 zu e keine Anwendung findes, 
bedarf kaum der Hervorhebung. 


zweiter Teil: Ausverkaufsweſen und Schutz von 
Gefhäfts- und Betriebsgeheimniſſen. 


1. Ausverkaufsweſen. 
a) Von Oberregierungsrat Harmening, Berlin. h 

Die VO. des RPräſ. zum Schutze der wir 
ſchaft v. 9. März 1932 bringt in ihrem zweiten Tel 
Vorſchr. über das Ausverkaufsweſen. Das Geſetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb enthielt bisher über das Aust 
kaufsweſen nur wenige Vorſchr., die obendrein im weſenk 
lichen nur formaler Natur waren. Schon lange wurde au 
Kreiſen des Einzelhandels eine ſtärkere Reglementierung des 
Ausverkaufsweſens verlangt. Die ſchwierige Wirtſchafts lag 
in den Jahren nach der Inflation, insbeſ. der Kapitalmangel, 
der große Steuerdruck und die immer größer werdenden 
ſozialen Laſten zwingen den Einzelhandel auf eine Beſchlaß⸗ 
nigung des Lagerumſchlags und auf eine Hebung des . 1 
ſatzes Bedacht zu nehmen. Als beſonders erfolgreiches Werbe 
mittel iſt erfahrungsgemäß die Ankündigung eines Aus ven 
kaufs anzuſehen; ſie erweckt im Käufer den Eindruck, daß do 
Geſchäftsinhaber infolge beſtimmter Umſtände ſich gezwung 5 
ſieht, Waren beſchleunigt und daher beſonders billig aba“ 
ſtoßen. Kein Wunder, daß deshalb häufig Ausverkäufe au 
gekündigt werden, die nach der Verkehrsauffaſſung nicht ge 
rechtfertigt erſcheinen und mit den Gepflogenheiten eines 5 
teren Geſchäftsverkehrs nicht vereinbar ſind. Das bieben 
Recht bot keine ausreichende Handhabe, um allen Auswüchſe 5 
ſchnell und erfolgreich entgegentreten zu können. Insbeſ. wa, 
es nicht möglich, die Verwendung des Wortes „Ausverkauf 


13) A. M. Golrdbaum S. 45, nach deſſen Auffaſſung Zugabe 
und Hauptgeſchäft nichtig iſt. f 

T 1 1 hier, wie auch ſonſt, nichts anderes = 
Kenntnis der zum geſetzlichen Tatbeſtand gehörenden Tatumſtän 15 
Kenntnis der Vorſchrift ſelbſt iſt hier alſo ebenſowenig wie ſouſt © 
forderlich (a. M. Goldbaum S. 48). 

15) A. M. anſcheinend Klauer a. a. O. S. 52. 
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für ſolche Veranſtaltungen zu unterbinden, die gar nicht mit 
b Abſicht einer vollkommenen Räumung und Aufgabe der 
betreffenden Warengattung vorgenommen wurden, ſondern 
5 nur der Räumung eines beſtimmten Warenvorrats aus 
0 em vorhandenen Beſtande dienten. In Fällen dieſer Art, 
I: beim Verkauf eines beſtimmten Poſtens beſtimmter 
Ben — etwa zwecks Abfindung eines Mitgeſellſchafters, 
egen Verkleinerung, Umbaus oder Verlegung des Ladens, 
* Aufgabe einer Verkaufsſtelle, wegen Brandſchadens 
N v. — liegt zwar auch das Bedürfnis nach einem ſchnellen 
55 ſatz der Waren vor; jedoch beſteht hier, im Gegenſatz zum 
igentlichen Ausverkauf, ſtets die Abſicht, nach Beendigung 
5 Veranſtaltung Waren von der Art der ausverkauften 
nieder anzuſchaffen und weiterzuführen. Für ſolche Ver⸗ 
anſtaltungen paßt nach Anſicht der beteiligten Kreiſe das 
Wort „Ausverkauf“ ſchon feinem Wortſinne nach nicht. Hier 
andel zu ſchaffen, iſt eins der Hauptziele der neuen Vorſchr. 
al In Zukunft ſollen nur ſolche Veranſtaltungen 
5 Ausverkäufe bezeichnet werden dürfen, die ihren 
rund haben in der Aufgabe des geſamten Geſchäfts⸗ 
a itieba, in der Aufgabe des Geſchäftsbetriebs 
er Zweigniederlaſſung oder in der Aufgabe 
Aer einzelnen oder mehrerer Warengattungen. 
Alle anderen Veranſtaltungen, die nach bisherigem Recht 
usverkäufe waren, dürfen nur noch als „Verkäufe“ be⸗ 
Lichnet werden. Demgemäß ſoll es in Zukunft auch keine 
e und Inventur aus verkäufe mehr geben, ſondern nur 
och Saiſonſchluß⸗ und Inventur verkäufe. Zum Zwecke der 
äumung eines beſtimmten Warenvorrats aus dem vorhan⸗ 
enen Beſtand darf kein Aus verkauf mehr veranſtaltet wer⸗ 
9 ſondern nur ein Verkauf. Dieſe Privilegierung des 
Wortes „Ausverkauf“ ſcheint zunächſt nur ein Spiel mit 
f orten zu fein. Die Unterſcheidung zwiſchen Ausverkäufen 
nd Verkäufen hat aber auch materielle Bedeutung. Während 
sher bei jedem Ausverkauf nachgeprüft werden konnte, ob 
Rn Grund des Ausverkaufs nach der Verkehrsauffaſſung ge⸗ 
nahtfertigt erſchien, darf dieſe Nachprüfung in Zukunft nur 
och bei den Verkäufen zur Räumung eines beſtimmten 
darenvorrats aus dem vorhandenen Beſtand erfolgen. Ein 
eausverkauf dagegen iſt aus den für ihn vorgeſehenen drei 
schön den (Aufgabe des geſamten Geſchäftsbetriebs, des Ge⸗ 
Waftabetriebs einer Zweigniederlaſſung oder einer beſtimmten 
di arengattung) immer zuläſſig, ſoweit er nicht etwa gegen 
ie allgemeinen Vorſchr. des Wettbewerbsgeſetzes verſtoßt. 
19 Sodann bringen die neuen Vorſchr. eine weſentliche Er⸗ 
Baterung der Einflußmöglichkeiten der höheren 
erwaltungsbehörde. Sie ſoll in Zukunft unzuläſſige 
lusverkäufe und nicht gerechtfertigte Verkäufe unterſagen 
Annen; ſie ſoll ferner allgemein oder für den einzelnen Fall 
einerdnungen über die Dauer der Veranſtaltung erlaſſen und 
ne Veranſtaltung, welche die zugelaſſene Dauer überſchreitet, 
nterſagen können. 
Schließlich bringt die VO. Vorſchr. über die Eini⸗ 
und gs am ker, die auf eine geſetzliche Grundlage geſtellt 
deren Befugniſſe erweitert werden. 
S Dagegen enthält die VO. keine Vorſchr. über die ſog. 
auen derveranſtaltungen. Die beteiligten Kreiſe hatten 
ich für dieſe Veranſtaltungen eine geſetzliche Regelung ge⸗ 
Bat, um Mißbräuche abſtellen zu können. Diele Wünſche 
5 en jedoch keine Berückſichtigung gefunden. Die Sonder⸗ 
ſind staltungen bleiben daher auch in Zukunft zuläſſig und 
5 keinen Sondervorſchr. unterworfen. Auswüchſe können 
bel Grund der allgemeinen Vorſchr. des Wettbewerbsgeſetzes 
ef jämpft werden. Wenn trotzdem von den beteiligten Inter⸗ 
ſt entenkreiſen weitergehende Maßnahmen verlangt worden 
ind, fo hatte dies feinen Grund wohl hauptſachlich in der 
Sefürchtung, daß die Entſcheidung des Gerichts in vielen 
1 en zu ſpät komme, um eine unlautere Veranſtaltung 
noch verhindern zu können. Dieſer Befürchtung wird man 
Sa nicht jede Berechtigung abſprechen können, wenn auch 
ie Regelfall der Weg der EinſtwVerf. rechtzeitig Abhilfe 
haffen kann. Außerdem werden auf dieſem Gebiete die Eini⸗ 
nungsämter auf Grund ihrer erweiterten Befugniſſe mehr 
och als bisher berechtigten Klagen abhelfen können. 
Der Aufbau der BO. iſt fo, daß in $ 7 die Ausver⸗ 


kaufe behandelt werden. Dann folgt in $ 7a die bisher in 
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8 9 Abſ. 1 enthaltene Regelung der Verkäufe zum Zwecke der 
Räumung eines beſtimmten Warenvorrats aus dem vor⸗ 
handenen Beſtande. § 7b (bisher § 7 Abſ. 2) umgrenzt die 
Befugniſſe der Verwaltungsbehörde. 8 8 ſtellt wie bisher das 
Vor⸗ und Nachſchieben unter Strafe; er hat weiter eine Nr. 2 
erhalten, die eine Strafbeſtimmung gegen das vorzeitige 
Wiedereröffnen eines Handels nach Beendigung eines Aus⸗ 
verkaufs bringt. § 9 entſpricht dem früheren §8 9 Abſ. 2 und 
behandelt die Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkaufe. 8 10 ent⸗ 
hält wie bisher die Strafvorſchr. für Ausverkaufsverſtöße, die 
nur den neuen Vorſchr. angepaßt, im übrigen aber unver⸗ 
ändert geblieben ſind. Die Vorſchr. über die Einigungsämter 
ſind als 8 27a in das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
eingeſtellt. Im einzelnen iſt zu den neuen Vorſchr. folgendes 
zu bemerken. 


1. Aus verkäufe (8 7). 

Nach dem bisherigen Recht lag eine Ausverkaufsankündi⸗ 
gung dann vor, wenn aus der Ankündigung nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung zu entnehmen war, daß ein Ausverkauf, d. h. 
ein beſchleunigter Verkauf vorhandener Warenvorräte zwecks 
Räumung beabſichtigt war; auf die Verwendung des Wortes 
„Ausverkauf“ kam es nicht an. Auch in Zukunft iſt die Ver⸗ 
wendung des Wortes „Ausverkauf“ nicht, unbedingt weſent⸗ 
lich dafür, ob ein Ausverkauf i. S. des 87 vorliegt. Maß⸗ 
gebend iſt vielmehr, ob als Grund der Veranſtaltung einer der 
drei in § 7 für einen Ausverkauf allein noch zugelaſſenen 
Gründe in der Ankündigung angegeben iſt oder nicht. Alſo 
nur, wenn die Veranſtaltung ausdrücklich als Aus verkauf an⸗ 
gekündigt oder wenn als Grund der Veranſtaltung angegeben 
iſt die Aufgabe des geſamten Geſchäftsbetriebs oder die Auf⸗ 
gabe des Geſchäftsbetriebs einer Zweigniederlaſſung oder der 
Aufgabe einer Warengattung liegt eine Aus verkaufsankün⸗ 
digung vor. Dabei iſt zu beachten, daß für die Frage, ob 
einer der drei Gründe angegeben iſt, nicht der Wortlaut der 
Ankündigung entſcheidend iſt, ſondern maßgebend die Auf⸗ 
faſſung des Publikums iſt, an das ſich die Ankündigung wen⸗ 
det. Der Grund des Ausverkaufs muß in allen öffentlichen 
Bekanntmachungen und in allen für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmten Mitteilungen, welche den Ausver⸗ 
kauf betreffen, angegeben werden. Er muß wahr ſein. Un⸗ 
wahre Angaben machen den Ausverkauf unzuläſſig und geben 
der Verwaltungsbehörde nach § 7b Abi. 2 die Möglichkeit, 
den Ausverkauf zu unterſagen. Außerdem macht ſich der Ver⸗ 
anſtalter nach § 10 Nr. 1 ſtrafbar. 

Der erſte Grund, aus dem die Veranſtaltung eines Aus⸗ 
verkaufs zuläſſig iſt, iſt die Aufgabe des geſamten 
Geſchäftsbetriebs. Der Begriff entſpricht dem bisher 
in 8 9 Abſ. 1 verwendeten Begriff der Beendigung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs. Eine Aufgabe des geſamten Geſchäftsbetriebs 
liegt dann nicht vor, wenn die Firma nur juriſtiſch umge⸗ 
ſtaltet wird oder wenn ein Nachfolger das Geſchäft mit Ak⸗ 
tiven und Paſſiven übernimmt. Dagegen wird man von einer 
Aufgabe des geſamten Geſchäftsbetriebs ſprechen können, wenn 
ohne Übernahme von Aktiven und Paſſiven ein Familien⸗ 
mitglied das Geſchäft nach Beendigung des Ausverkaufs unter 
ſeinem Namen in den alten Räumen fortführt, da in dieſem 
Fall ein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen dem alten und 
dem neuen Geſchäft nicht beſteht. 

Ein Ausverkauf iſt ferner zuläſſig wegen Aufgabe des 
Geſchäftsbetriebs einer Zweigniederlaſſun g. 
Die Zweigniederlaſſung ſteht im Gegenſatz einerſeits zur 
Haupkniederlaſſung und andererſeits zur bloßen Geſchafts⸗ 
oder Verkaufsſtelle. Das weſentliche Unterſcheidungsmerkmal 
einer Zweigniederlaſſung von einer ſolchen Geſchaftsſtelle iſt, 
ob die Niederlaſſung einen ſelbſtändigen Betriebsmittelpunkt 
mit ſelbſtändiger Geſchäftsführung und geſonderter Buchfüh⸗ 
rung bildet. Nicht entſcheidend iſt dagegen, ob die Nieder⸗ 
1 ſich an demſelben Ort wie die Hauptniederlaſſung 
befindet. 

Der dritte Ausverkaufsgrund iſt die Aufgabe einer 
einzelnen Warengattung. Was als Warengattung an⸗ 
zuſehen iſt, entſcheidet ſich im einzelnen Falle nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung. Wenn z. B. in einem Warenhaus eine Par⸗ 
fümerieabteilung beſteht und eine beſtimmte Seifenſorte aus⸗ 
verkauft werden ſoll, ſo handelt es ſich zweifellos nicht um 
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eine beſtimmte Warengattung. Zweifelhaft kann es aber ſchon 
ſein, wenn der Artikel Seife überhaupt aufgegeben, die Par⸗ 
fümerieabteilung aber im übrigen beſtehen bleiben ſoll. Auch 
die Aufgabe mehrerer Warengattungen rechtfertigt natür⸗ 
lich einen Ausverkauf. Der Ausverkauf darf ſich nur auf 
die Warengattung oder die Warengattungen erſtrecken, die 
aufgegeben werden ſollen. Dagegen iſt es gleichgültig, ob die 
aufgegebene Warengattung im Verhältnis zum Geſamtbetrieb 
einen weſentlichen Geſchäftsbeſtandteil ausmacht. Darauf, ob 
die Aufgabe der betreffenden Warengattung den Ausverkauf 
nach der Verkehrsauffaſſung rechtfertigt, kommt es nicht an, 
da bei den Ausverkäufen nach § 7 eine Nachprüfung in dieſer 
Richtung nicht mehr ſtattfindet (vgl. § 7b Abſ. 2 Satz 3). 

Von großer Bedeutung find die Vorſchr. des § 7 Abi. 4 
über die Sperrfriſt. Nach Beendigung eines Ausverkaufs 
iſt es dem Gefchäftsinhaber vor Ablauf einer Friſt von einem 
Jahre nicht geſtattet, an dem Ort, an dem der Ausverkauf 
ſtattgefunden hat, einen Handel mit den davon betroffenen 
Warengattungen zu eröffnen. Das Verbot richtet ſich gegen 
den Geſchäftsinhaber. Geſchäftsinhaber iſt der Einzelkaufmann, 
bei der OHG. ſind es die einzelnen Geſellſchafter, bei der 
Kommöeſ. der oder die perſönlich haftenden Geſellſchafter. 
Sit Geſchäftsinhaber eine juriſtiſche Perſon (GmbH., Akt., 
KommuAktG.), jo iſt nur dieſe Geſchäftsinhaber, nicht etwa 
auch die einzelnen Geſellſchafter oder Aktionäre. Dies gilt 
auch dann, wenn es ſich um eine ſog. Einmanngeſellſchaft 
handelt; der einzige Aktionär wird alſo von der Sperrfriſt 
nicht betroffen, wenn die AktG. einen Ausverkauf veranſtaltet 
hat. Das Verbot bezieht ſich nur auf die Eröffnung eines 
Handels mit Warengattungen, die von dem Ausverkauf be⸗ 
troffen waren; die Eröffnung eines Handels mit anderen 
Warengattungen iſt erlaubt. Die höhere Verwaltungsbehörde 
iſt befugt, nach Anhörung der zuſtändigen amtlichen Berufs⸗ 
vertretungen von Handel, Handwerk und Induſtrie Aus⸗ 
nahmen zu geſtatten. Hiermit iſt die Möglichkeit gegeben, im 
einzelnen Falle Härten zu vermeiden. Der Eröffnung 
eines eigenen Handels ſteht es gleich, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsinhaber ſich zum Zwecke der Umgehung der 
Sperrfriſt an dem Geſchäft eines anderen beteiligt 
oder in dieſem tätig wird. Die Beteiligung kann in 
der Form geſchehen, daß der Geſchäftsinhaber als offener 
oder ſtiller Geſellſchafter oder als perſönlich haftender Ge⸗ 
ſellſchafter in das Geſchäft eines anderen eintritt. Auch der 
Erwerb von Geſchäftsanteilen einer GmbH. oder von Aktien 
iſt eine Beteiligung. Überhaupt wird man immer ſchon dann 
von einer Beteiligung ſprechen können, wenn irgendein geld⸗ 
wertes Intereſſe an dem Geſchäft beſteht, insbe. wenn in 
irgendeiner Form ein Anteil am Gewinn zugeſagt iſt. Das 
Tätigwerden ſetzt nicht voraus, daß ein Entgelt oder eine 
Gewinnbeteiligung für die Tätigkeit gewährt wird. Insbeſ. 
wird hier in Frage kommen, daß der Ehemann ausverkauft 
hat und dann in dem Geſchäft ſeiner Ehefrau tätig wird. Die 
Umgehung der Sperrfriſt muß als Zweck der Beteiligung oder 
des Tätigwerdens feſtgeſtellt werden. Dieſer Zweck muß die 
Triebfeder des Handelns des Geſchäftsinhabers geweſen ſein. 
Auf ſeine ſubjektive Einſtellung kommt es an. Die Verletzung 
der Sperrfriſt macht den Geſchäftsinhaber nach 88 Nr. 2 
ſtrafbar (Gefängnis bis zu einem Jahr und Geldſtrafe oder 
eine dieſer Strafen). Außerdem ſetzt er ſich nach § 13 einer 
Unterlaſſungsklage und gegebenenfalls auch einer Schadens⸗ 
erſatzklage aus. Dagegen iſt der Verwaltungsbehörde in die⸗ 
ſem Falle keine Unterſagungsbefugnis gegeben. 


2. Verkäufe zum Zwecke der Räumung eines be- 
ſtimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen 
Beſtande ($ 7a). 

Die Verkäufe zum Zwecke der Räumung eines beſtimm⸗ 
ten Warenvorrats aus dem vorhandenen Beſtande waren bis⸗ 
her im $ I Abf. 1 mitbehandelt. Neu iſt, daß dieſe Verkäufe 
in Zukunft nicht mehr als Aus verkäufe bezeichnet werden 
dürfen. Ein Verkauf nach $ 7a unterſcheidet ſich von dem 
Ausverkauf einer Warengattung (8 7 Abſ. 1c) dadurch, daß 
keine Warengattung aufgegeben, ſondern daß aus einer oder 
aus mehreren oder allen Warengattungen beſtimmte Poſten 
verkauft, die Warengattung ſelbſt aber weitergeführt werden 
ſoll. Ein Verkauf nach § 7a liegt daher z. B. vor, wenn bei 
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einem Brande beſchädigte oder angeſtaubte oder der me 
unterworfene Waren vertauft werden ſollen. Auch ein Verkauf 
von Waren aus einer aufgegebenen Geſchaftsſtelle (Gegenſaß 
Zweigniederlaſſung) iſt als Verkauf zum Zwecke der Räume 
eines beſtimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen = 
ſtande anzusehen. 1 

Die Grenze zwiſchen einem Verkauf nach § 7a und 1 
ſog. Sonderveranſtaltung wird häufig flüſſig 00 
Das Merkmal des Verkaufs nach 8 7a iſt die Beziehung au! 
einen beſtimmten Warenvorrat und der Zweck der beſchten 
nigten, aus dem Rahmen des laufenden Geſchäftsbetriebs 1 
austretenden Räumung. Eine Sonderveranſtaltung liegt 3 
gegen vor, wenn eine Warengattung unter Aufwendung f 
ſonderer Reklamemittel beſonders herausgeſtellt wird, ohn 
daß es ſich um eine Räumung vorhandener Vorräte handen, 
Sonderveranſtaltungen ſind z. B. „Weiße Wochen“, „Re wi 
tage“, „Weihnachtsverkäufe“ u. dgl. Liegt eine Sonderven 
anſtaltung vor, fo finden die Vorſchr. der 88 7—10 keine An 
wendung. Es iſt aber zu prüfen, ob die Veranſtaltung ! 
einzelnen Falle gegen die allgemeinen Wettbewerbs vorſchl. 
verſtößt. . 5 
Ein Verkauf zum Zwecke der Räumung eines bestimmten 
Warenvorrats aus dem vorhandenen Beſtand iſt nur dan 
zuläſſig, wenn er durch den angegebenen Grund 5 
der Verkehrsauffaſſung gerechtfertigt ericheint. Iſt dat 
nicht der Fall, jo kann die Verwaltungsbehörde den Verkauf 
unterſagen. 49 

In der Ankündigung eines Verkaufs nach 8 7a iſt be 
Grund, der zu dem Verkauf Anlaß gegeben hat, anzugebe 
Der Grund muß der Wahrheit entſprechen und die Veranſtal⸗ 
tung rechtfertigen. Betrifft der Verkauf nur einzelne der m. 
Geſchäft geführten Warengattungen, fo ſind außer dem Grund, 
auch die Warengattungen anzugeben, auf die der Ausverkan 
ſich bezieht. Dadurch ſoll verhindert werden, daß im Publt 
kum etwa die Vorſtellung erweckt wird, als ob alle Arten 
von Waren, die das Geſchäft führt, zu beſonders billige! 
Bedingungen zu kaufen ſeien. 


3. Erweiterung der Befugniſſe der Verwal' 
tungsbehörden ($ 7b). 


$ 7b ſieht eine erhebliche Erweiterung der Befugnisse 
der höheren Verwaltungsbehörde gegenüber dem bisherige“ 
Recht vor (87 Abſ. 2 AFaſſ.). Insbeſ. werden die beſtehent 
den Auslegungszweifel beſeitigt, die häufig dazu geführ 
haben, daß den Anordnungen der Verwaltungsbehörde 94 
Rechtsgültigkeit aus dem Grunde abgeſprochen wurde, we 
ſie den Rahmen der Ermächtigung überſchritten. lb 
Ausverkäufe und Verkäufe nach § 72 find innerha r 
einer durch die höhere Verwaltungsbehörde feſtzuſetzende! 
Friſt vor der Ankündigung bei der von ihr bezeichneten Stell 
anzuzeigen. Bei der Bemeſſung der Friſt kann die Verwal 
tungsbehörde örtliche Verſchiedenheiten (Größe des Bezirks 
berückſichtigen. Sie kann auch ausnahmsweiſe abgekürzte 82 
ſten feſtſetzen (z. B. für den Verkauf leicht verderbliche 
Waren). * 
Die Verpflichtung zur Einreichung des Warenverzeich 
niſſes, zur Angabe des Grundes und des Beginnes der Ver 
anſtaltung beſtand ſchon nach früherem Recht. Neu iſt, daß 
auch das vorausſichtliche Ende ſowie der Ort der Veranſta⸗ 
tung angegeben werden ſoll und daß die Erneuerung de 
Warenverzeichniſſes für den Fall vorgeſehen werden ag 
daß die Veranſtaltung nach Ablauf einer beſtimmten 8 
nicht beendigt iſt. Auch müſſen auf Verlangen Belege für 70 
den Grund der Veranſtaltung bildenden Tatſachen vorgeleg 
werden. Damit iſt der Behörde die Nachprüfung des Grunbes 
und der Rechtfertigung der Veranſtaltung erleichtert. in 
Die höhere Verwaltungsbehörde kann ſowohl allgemer 
als auch für den einzelnen Fall weitere Beſtimmungen tref = 
Insbeſ. kann ſie Anordnungen über die Dauer eines Au 
verkaufs oder eines Verkaufs nach 8 7a erlaſſen. = 
Die höhere Verwaltungsbehörde kann Veranſtaltunge 
unterſagen, welche 
a) die zugelaſſene Dauer überſchreiten oder 
b) nach § 7 Abſ. 1 nicht zuläſſig find oder nd 
e) im Falle des § 7a durch den angegebenen Gru 
nach der Verkehrsauffaſſung nicht gerechtfertigt ſind. 
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dune Daraus folgt, daß bei Ausverkäufen nach $ 7 nicht zu 

prüfen iſt, ob der angegebene Grund den Ausverkauf recht⸗ 

rligt; die in $ 7 für einen Ausverkauf zugelaſſenen Gründe 
echtfertigen den Ausverkauf immer. 

tr Abſ. 3 ſtellt klar, daß auch die amtlich beſtellten Ver⸗ 
auensmänner zur Nachprüfung der Angaben befugt ſind. 


4. Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe (89. 


N § 9 entſpricht inhaltlich im weſentlichen dem bisherigen 
18 Abſ. 2. Neu iſt, daß die Saiſonſchluß⸗ und Inventurver⸗ 
mufe nicht mehr als Aus verkäufe bezeichnet werden dürfen. 
Auf Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe finden die Vorſchr. 
* 88 7, 7a, 7b und 8 keine Anwendung, ſofern fie von 
ie zuſtändigen amtlichen Berufsvertretungen als im ordent⸗ 
uchen Geſchäftsverkehr üblich oder als für eine ordentliche 
85 geſunde Geſchäftsentwicklung notwendig anerkannt wer⸗ 
für Insbeſ. gilt alſo das Verbot des Vor⸗ und Nachſchiebens 
ir ſolche Verkäufe, wie ſchon bisher, fo auch in Zukunft nicht. 


5. Strafvorſchriften (88 8, 10). 


N 88 enthält in Nr. 1 das auch ſchon bisher beftehende 
zerbot des Vor⸗ und Nachſchiebens für Ausverkäufe und 
Verkäufe zum Zwecke der Räumung eines beſtimmten Waren⸗ 
orrats aus dem vorhandenen Beſtande. Auch die Straf⸗ 
androhung (Gefängnis bis zu einem Jahr und Geldſtrafe 
er eine dieſer Strafen) iſt derſelbe geblieben. 
L Neu ift dagegen Nr. 2 des $ 8, die eine Zuwiderhand⸗ 
zung gegen die Vorſchr. des § 7 Abſ. 4 über die Sperr⸗ 
Sb unter Strafe ſtellt. Danach ſoll mit Gefängnis bis zu 
beten Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen 
gestraft werden, wer den Vorſchr. des § 7 Abſ. 4 zuwider 
men Handel eröffnet oder ſich an dem Geſchäft eines an⸗ 
„ten beteiligt oder in dieſem Geſchäft tätig wird. Eine 
dawiderhandlung gegen § 7 Abſ. 4 liegt nur vor, wenn 
5 Handlung vorgenommen wird zum Zwecke der Umgehung 
„es Verbots der Eröffnung eines eigenen Handels. Mit dieſer 
Abſicht muß der Täter gehandelt haben. Derjenige, an deſſen 
Oeſchäft der Täter ſich beteiligt oder in deſſen Geſchäft der 
Täter tätig wird, begeht u. U. Beihilfe. 

Der § 10 entſpricht dem bisher geltenden Recht; feine 
Faſſung iſt lediglich den Anderungen der 88 7—9 angepaßt. 


6. Einigungsämter ($ 27a). 


5 Die Einigungsämter ſind keine neue Einrichtung. Sie 
witanden vielmehr ſchon bisher bei zahlreichen Handelskam⸗ 
0 805 und haben eine umfangreiche Tätigkeit gerade auf dem 
biete der Ausverkäufe und Sonderveranſtaltungen ausgeübt 
gl. z. B. wegen der Tätigkeit der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
Emmer Berlin die im Verlag Franz Vahlen erſchienene 
Schrift von Holzinger, Die Zuläſſigkeit von Wettbewerbs⸗ 
Handlungen). Während aber bisher die Einrichtung der Eini⸗ 
gungsämter auf der Initiative der Handelskammern und 
Onftigen Berufsvertretungen beruhte, kann ihre Einrichtung 
von der oberſten Landesbehörde angeordnet werden. 
Res Einigungsämter ſollen zuſtändig ſein für bürgerliche 
beechtsſtreitigkeiten aus § 13 UnlWG., ſoweit die Wett⸗ 
E erbshandlungen den Einzelverkauf an den letzten Ver⸗ 
let ucher betreffen. Sie werden tätig auf Antrag einer Par⸗ 
Ab Der Zweck der Anrufung iſt die Herbeiführung einer 
usſprache mit dem Gegner über den Streitfall. Die Eini⸗ 
Nungsämter ſollen mit einem Rechtskundigen, der die Be⸗ 
haigung zum Richteramt hat, als Vorſitzenden und minde⸗ 
be zwei ſachverſtändigen Gewerbetreibenden als Beifigern 
et werden. Die näheren Beſtimmungen wegen der Be- 
11 ung der Einigungsämter haben die oberſten Landesbehörden 
N treffen, Um eine möglichſt gerechte und unparteiiſche 
der ris der Einigungsämter zu ſichern, wird bei der Auswahl 
ar Beisitzer darauf Bedacht genommen werden müſſen, daß 
n Teil von ihnen dem Geſchäftszweig des betroffenen Unter⸗ 
ehmens entnommen wird. 2 
At Eine Entſcheidungsbefugnis iſt den Einigungsämtern 
icht verliehen. Dieſe Befugnis ſteht ihnen, wie auch bisher, 
ihre zu, wenn die Parteien ſich im Wege des Schiedsvertrags 
ter Entſcheidung unterworfen haben. Neu und von großer 
edeutung iſt aber, daß das Einigungsamt das perſönliche 


Erſcheinen der Parteien anordnen und im Falle unentſchul⸗ 
digten Ausbleibens Ordnungsſtrafen in Geld feſtſetzen kann. 
Die Höhe der Ordnungsſtrafe beträgt nach Art. II VO. über 
Vermögensſtrafen und Bußen v. 6. Febr. 1924 mindeſtens 
1 , höchſtens 1000 . 

Das Einigungsamt hat einen gütlichen Ausgleich zu 
verſuchen. Kommt ein Vergleich zuſtande, jo findet § 1044 a 
3PO. auf ihn Anwendung. Andernfalls kann das Einigungs⸗ 
amt ſich in einem gutachtlichen Spruch über den Streitfall 
äußern. Iſt ein Rechtsſtreit über einen zur Zuſtändigkeit des 
Einigungsamts gehörenden Anſpruch ohne vorherige An⸗ 
rufung des Einigungsamts anhängig gemacht worden, ſo kann 
das Gericht auf Antrag den Parteien unter Anberaumung 
eines neuen Termins aufgeben, vor dieſem Termin das Eini⸗ 
gungsamt zur Herbeiführung eines gütlichen Ausgleichs an⸗ 
zugehen. In dem Verfahren über den Antrag auf Erlaß 
einer EinſtwVerf. iſt dieſe Anordnung nur zuläſſig, wenn 
die Gegenpartei zuſtimmt. Es iſt zu hoffen, daß mit dieſen 
Vorſchr. eine tragbare Mittellinie zwiſchen den Wünſchen 
derjenigen gefunden iſt, die im Intereſſe der Einheitlichkeit 
der Rſpr. das Tätigkeitsgebiet der Einigungsämter möglichſt 
einengen wollen und den Wünſchen derjenigen, die gerade in 
einer möglichſt ſtarken Heranziehung der Einigungsämter 
einen wirkſamen Schutz gegen unlauteres Geſchäftsgebaren 
erblicken. 


b) Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


Eine Kritik an der von Harmening vorſtehend ge⸗ 
ſchilderten Neuregelung des Ausverkaufsrechtes darf nicht 
außer acht laſſen, daß das außergewöhnliche Mittel der 
Not O. nur dazu dienen ſoll, die ſchlimmſten und unerträg⸗ 
lichſten Auswüchſe eines Rechtszuſtandes zu beſeitigen. Darum 
wäre es verfehlt, dem Geſetzgeber daraus einen Vorwurf zu 
machen, daß dieſe NotVO. eine in die Tiefe gehende erſchöp⸗ 
fende Reform des bisher geltenden Rechts nicht darſtellt. 

Der Ausverkauf, und das iſt der Grund für all die 
Nöte und Schwierigkeiten, die ſeine rechtliche Behandlung be⸗ 
reitet, iſt ſeiner Natur nach inſofern eine Wettbewerbs⸗ 
maßnahme beſonderer Art, als ſie im Gegenſatz zu 
den meiſten anderen Handlungen des geſchäftlichen Wett⸗ 
bewerbs ſchon in ihrer rechtmäßigen Form aus dem ord⸗ 
nungsmäßigen Rahmen des Geſchäftsverkehrs herausfällt, 
und gleichviel mit welchen Abſichten und mit welcher Schärfe 
fie durchgeführt wird, in allen Fällen eine außerordentliche 
Bedrückung der Konkurrenz bedeutet. Kein Wunder, daß ſich 
hieraus einerſeits eine geradezu faszinierende Anziehungs⸗ 
kraft dieſer Reklameart für jeden Einzelhandelsbetrieb, an⸗ 
dererſeits das Beſtreben der Konkurrenz wie auch der als 
Wächter der geſchäftlichen Ordnung wirkſam tätigen Indu⸗ 
ſtrie- und Handelskammern ergab, ſelbſt der Veranſtaltung 
eines lauteren Ausverkaufs entgegenzuwirken; ein Beſtreben, 
das insbeſ. durch die Fülle der Ausverkäufe und Ausver⸗ 
kaufsverſuche verſtändlich wird, die allein den Notkündi⸗ 
gungen dieſes Jahres ihre Entſtehung verdankt. Mag es 
auch rechtlich eine Genehmigungspflicht für Ausver⸗ 
käufe nicht geben — auch die neue Not VO. bringt eine ſolche 
nicht —, ſo hat doch tatſächlich die autoritative Stellung⸗ 
nahme der amtlichen Berufsvertretungen nicht ſelten als 
Genehmigung oder Verbot gewirkt und mit Hilfe ſachver⸗ 
ſtändiger Ausſchüſſe in manchem Kaufmann das Solidaritäts⸗ 
gefühl zu wecken verſucht, das ihn bei der Ausübung ſeiner 
Rechte an den Intereſſenkreis der Berufsgenoſſen bindet 
und, wie Radbruch es einmal ausdrückte, zum „Träger 
pflichtdurchdrungener Rechte“ macht. Sowohl dieſen vielleicht 
manchmal etwas zu weit getriebenen Beſtrebungen wie auch 
den Verſuchen des Einzelbetriebes, mit Ausverkäufen das 
Geſchäft zu beleben, war die Unſicherheit des bisherigen 
rechtlichen Zuſtandes günſtig: die Schwierigkeiten von Be⸗ 
griffsbeſtimmung und Begriffsabgrenzung, die Mängel der 
geſetzlichen Syſtematik und Terminologie und eine in man⸗ 
chen Punkten herrſchende üppige Vielheit von Anſichten in 
Rechtſprechung und Schrifttum. Nach der Not VO. find 
die Quellen des größten Argers geblieben. 

Ob man die bisher möglichen Abwandlungen von Aus⸗ 
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verkäufen und ähnlichen Veranſtaltungen in „Ausverkäufe“ 
(§ 7 Not VO.) und „Verkäufe zum Zwecke der Räumung eines 
beſtimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen Beſtande“ 
($ 7a Not VO.) teilt, ob man die Inventur⸗ und Saiſon⸗ 
ausverkäufe jetzt „Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe“ nennt 
(5 9 Not O.), es bleiben die beiden großen ungelöften Fra⸗ 
gen: wann iſt der Grund eines Verkaufs gemäß § 72 ein 
zureichender, wann iſt eine Veranſtaltung Verkauf i. S. des 
$ 7a, wann Sonderveranſtaltung? (Sprachlich könnte man 
die Verkäufe des § 7a, da es zu ſchwerfällig iſt, ſie immer 
unter Anführung der geſetzlichen Beſtimmung zu bezeichnen, 
Schnellverkäufe oder, da die Räumung gerade eines be⸗ 
ſtimmten Warenvorrates das Kennzeichnende iſt, Vorrats⸗ 
verkäufe nennen.) Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dem 
nach dem Geſetz anzugebenden Grund der Vorratsverkäufe und 
dem nichtanzugebenden Grund der Sonderveranſtaltungen iſt 
der, daß jener individuell und außergewöhnlich, 
dieſer allgemein und üblich iſt. 

Der Ausverkauf wie der Vorrats verkauf werden 
veranlaßt durch ein im Geſchäftsbetriebe des Veranſtalters 
eingetretenes außergewöhnliches Ereignis. Als ſolche 
Ereigniſſe zählt § 7 die Aufgabe des geſamten Geſchäfts⸗ 
betriebes, einer Zweigniederlaſſung und einer Warengattung 
auf. Die Ereigniſſe des § 7a unterſcheiden ſich von denen des 
§ L ausſchließlich dadurch, daß fie infolge ihrer praktiſchen 
Auswirkung nicht zu einem „Aus“ verkauf veranlaſſen, ſon⸗ 
dern zu einem Verkauf, der die Weiterführung der Waren⸗ 
gattung, aus deren Beſtand ein beſtimmter Vorrat geräumt 
wird, vorſieht. Solche Ereigniſſe ſind z. B. Brand⸗ und 
Waſſerſchaden, Auseinanderſetzung, Umbau, gewiſſe Geſchäfts⸗ 
verlegungen u. dgl. Wann Ereigniſſe als zureichender Grund 
des Vorratsverkaufs anzuſehen ſind, entſcheidet ſich nach den 
bisher für den Grund des Ausverkaufs i. S. der 88 7—10 
AFaſſ. beobachteten Grundſätzen. Hierbei ſei bemerkt, daß den 
Ausführungen Weisbarts: ZW. 1932, 699 durchaus bei⸗ 
zuſtimmen iſt: Ereigniſſe wie z. B. Verſchmutzung und Ver⸗ 
ſtaubung von Waren rechtfertigen keinen Ausverkauf bzw. 
Vorratsverkauf, denn ſie ſind im Rahmen eines jeden Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes ſtets eintretende Ereigniſſe, ſomit weder indi⸗ 
viduell noch außergewöhnlich; ſie erzeugen nicht die von 
Weisbart mit Recht hervorgehobene Zwangslage. Aus dem 
gleichen Grunde habe ich (JW. 1930, 1321; 1931, 477) die 
Überfüllung des Lagers nicht als hinreichenden Ausverkaufs⸗ 
grund oder, wie es jetzt heißen würde, als Vorratsverkaufs⸗ 
grund gelten laſſen. Daß die Gründe von Ausverkauf und 
Vorratsverkauf begrifflich gleichartig ſind, ergibt ſich auch 
daraus, daß mit Recht auf beide Veranſtaltungen das Verbot 
des Vor⸗ und Nachſchiebens von Waren (88) Anwendung 
findet. 

Anders iſt es bei der Sonderveranſtaltung. Ob 
es ſich um „Weiße Wochen“, „Reſtetage“, „Ausnahmetage“ 
oder „Weihnachtsverkäufe“ handelt, ſie dienen alle der Ge⸗ 
ſchäftsbelebung, der Beſeitigung von Störungen eines ge⸗ 
ordneten Geſchäftsbetriebes; fie ſind für jeden Einzel handels⸗ 
betrieb als Folge von Abſatzſtockungen u. dgl. einmal eine 
wirtſchaftliche Notwendigkeit; ſie ſind nichts Außergewöhn⸗ 
liches und treten in verſchiedenem Ausmaß in allen Geſchäfts⸗ 
zweigen des Einzelhandels auf. Zu ihnen gehören auch die 
Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe des §9, von 
denen man, als ſie noch Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe 
hießen, ſagte, daß ſie „regelmäßig wiederkehrende, als not⸗ 
wendige geſchäftliche Maßnahmen vom Geſetz ausdrücklich an⸗ 
erkannte und bevorzugt behandelte Sonderveranſtaltungen“ 
ſeien, „deren Regelmäßigkeit bedingt iſt durch den Ausgang 
der ‚Saiſon“ und die Beſtandsaufnahme, die in Verbindung 
mit der Bilanz vorgenommen wird“ (Callmann, UnlW⸗ 
Komm. 88 7—10 Anm. 33). Kennzeichnend für dieſe wie für 
andere Sonderveranſtaltungen iſt ſomit die Regelmäßigkeit 
ihres Auftretens und die grundſätzliche Gleichförmigkeit ihrer 
Veranſtaltung in allen Betrieben. Begrifflich beſteht ſomit 
fein Unterſchied zwiſchen Ausverkäufen und Vorratsverkäufen, 
wohl aber zwiſchen dieſen und Sonderveranſtaltungen, die ſich 
wiederum begrifflich von den Saiſonſchluß⸗ und Inventur⸗ 
verkäufen nicht unterſcheiden. Da die Grundangabe bei Aus⸗ 
verkäufen und Vorratsverkäufen geſetzlich vorgeſchrieben iſt, 
andererſeits nicht jedes individuelle und außergewöhnliche 


Ereignis einen Vorratsverkauf rechtfertigt (nicht z. B. 5 
Umzug), jo wirkt eine Sonderveranſtaltung, die ein ſolche 
Ereignis als Grund angibt, wie ein Vorratsverkauf, une 
eine Sonderveranſtaltung, die, ohne einen Grund anzugeb 5 
einen ſolchen hat, der zum Vorratsverkauf berechtigen wü = 
ein verſchleierter Borratsverfauf. Beide Arten = 
„Sonderveranſtaltungen“ find unzuläſſig und ſtrafbar; 5 
erſtere, weil die Formalien nicht erfüllt worden ſind, die ei 
die Veranſtaltung eines Vorratsverkaufs geknüpft ſind (7 
Ziff. 2), und die andere, weil die Grundangabe des 0 
unterblieben iſt (8 10 Ziff. 1). Eine Beſtrafung nach 35 
Ziff. 2 tritt nicht ein, wenn ſich der Veranſtalter über U 
Wirkung der Veranſtaltung auf das Publikum irrte, alf 1 
einem ſtrafrechtlich beachtlichen Tatirrtum zum Opfer 10; 
(ſ. die rechtsähnliche Auffaſſung in RGSSt. 36, 202; 39, 10“ 
Ebermahyer: Stenglein § 4 Note 6). * 
Materiell iſt ſomit durch die Regelung der Not Vd. — 
grundſätzlichen nicht viel gewonnen worden. Daß das . 
„Ausverkauf“ nur den drei in $ 7 erwähnten Veranſtaltung 
vorbehalten iſt, dürfte nicht von großer Bedeutung ſein, 1 
bedacht wird, mit welchem Geſchick den mannigfaltigſten a 
käufen auch ohne die Verwendung dieſer Bezeichnung in⸗ 
Ausverkaufswirkung bisher geſichert worden iſt; ob die 75 
jährige Sperrfriſt des 8 7 Abſ. 4 nicht trotz der Möglich. 
keit von Ausnahmen Härten mit ſich bringen wird (. 1 
Mu W. 1932, 89), und ob ſchließlich die Regelung des . 3 
nach dem die objektive Üblichkeit der dort behandelten 1 
käufe durch die maßgebliche Auffaſſung der zuſtändigen ae 
lichen Berufsvertretungen erſetzt wird, von großer prakti if 
Bedeutung fein wird, muß abgewartet werden. Bleiben ſom 
noch die formalen Beſtimmungen des § 7b und die für alle 
813 UnWG. erwähnten, den Einzelverkauf an den letz! 5 
Verbraucher durch Einzelhandel, Großhandel und Induſt 35 
betreffenden Wettbewerbshandlungen geltende Um⸗ und 5 
geftaltung der Einigungsämter. Es ſoll nicht verkan 5 
werden, daß durch § 7b Meinungsverſchiedenheiten der Rech 
ſprechung und Praxis beſeitigt ſind, die ſich an mitm, 
geradezu kläglichen Bedeutungsloſigkeiten ausließen — if 
Regelung des ſchwerwiegenden Streites darüber, in wier 
Abſchriften Anzeige und Warenverzeichnis einzureichen 1. 
(. BayObeG.: Mu W. 1931, 223), ſchien dem Geſetzgebe⸗ 
offenbar unter ſeiner Würde —; es iſt auch nicht zu 1 
kennen, daß die Erweiterung der Befugniſſe der höheren Ve 
waltungsbehörde gemäß § 7b durchaus den Anforderungen 
der Vernunft entſpricht, und es iſt ſchließlich zu hoffen, 9 
der neue $ 27a für das bisher vielfach unzureichende un 
durch den Ausſchluß der Rechtsanwälte ſowohl für unſere 
Beruf entwürdigende wie auch der ſachlichen Erledigung nde 
trägliche Verfahren vor den Einigungsämtern eine gell 118 
Grundlage geſchaffen hat, fo daß wohl nicht wie einſtma 
beim Kartellgericht die Frage entſtehen wird, ob es ſich DT, 
um „Standgerichte“ handelt. Nicht zu Unrecht verlauf, 
Handelskammerſyndikus von Thenen (Weftdeutjche W, 
ſchaftszeitung 1932, Heft 13), daß die Induſtrie⸗ und Handel 
kammern ebenſo wie die Vertreter des Einzelhandels von d 3 
Selbſtverwaltungsbefugniſſen, welche ihnen die Not®D. 2 
geräumt hat, mit Maß, Takt und Klugheit Gebrauch machen. 


2. Schutz von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen. 


Von Oberregierungsrat im Reichsjuſtizminiſterium Otto Wagner 
Berlin. 


I. Zu den Maßnahmen zum Schutze der deutſchen Wir, 
ſchaft gehört auch die längſt und immer dringender geforder. 
Verſchärfung und Erweiterung der Strafvorſchriften 9. in 
den Verrat von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen. alt⸗ 
Geſetzgebungsproblem, das vor allem ſeit Ende des Wenn 
kriegs die Offentlichkeit in immer ſteigendem Maße beihälnn, 
hat, auch Gegenſtand der Verhandlungen des Deutsch, 
Juriſtentages 1931 war, iſt damit zu einem gemifjen * 
ſchluß gekommen. Eu 

Seit 1919 etwa war zu beobachten, daß die deutſche Ji 
duſtrie einer immer gefährlicher werdenden Ausſpähung 1d 
Ausplünderung ihrer Geheimniſſe namentlich vom Aus! 


* 
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Aan ausgeſett war. Vielleicht erinnert man ſich noch des 
geilehen erregenden Falles, der i. J. 1920 durch alle deutſchen 
fir ungen ging: In einem zur Beförderung nach Holland be- 
mmten Koffer, der aus Zufall au der Grenze angehalten 
rde, fand ſich eine Menge von geheimen chemiſchen Rezepten 
ähnlichen Geheimaufzeichnungen. Als man der Sache 
a ing, kam man dahinter, daß vier Chemiker eines großen 
ntbenwerkes jahrelang ſyſtematiſch Geheimverfahren ihres 
ternehmens entwendet und ſich mit den von ihnen erbeu⸗ 
80 Geheimniſſen unter Bruch ihrer vertraglichen Bin⸗ 
Deren nach Amerika an die Konkurrenz verdingt hatten. 
10 Chemikern ſelbſt gelang es noch im letzten Augenblick — 
— berichtet wird, in Offiziersuniformen einer der Beſatzungs⸗ 
chte — unter Mitnahme wichtiger Rezepte über die deutſche 
Henze zu entkommen. Der Schaden, der allein durch dieſen 
55 von Geheimnisverrat für die deutſche Wirtſchaft entſtand, 
* auf viele Millionen beziffert. Mit auf dieſes Vor⸗ 
der nnis wird es zurückgeführt, daß der amerikaniſche Abſatz 
M deutſchen Farbeninduſtrie, die früher den amerikaniſchen 
dict zu etwa 8500 beliefert hatte, allmählich auf 89% zu⸗ 
ſich ging. Eine Reihe ähnlich gelagerter Verratsfälle ſchloß 
Ta zan. Dazu kam auf deutſchem Boden ſelbſt die wachſende 
Sttigkeit fremder und einheimiſcher Induſtrieſpione, deren 
uren man immer wieder begegnete. 
& Durch dieſe ganzen Ereigniſſe traten die Mängel und 
den des bisherigen Strafſchutzes gegen den wirtſchaftlichen 
ſalbeimnisverrat, mit erſchreckender Deutlichkeit zutage. Man 
he daß viele ſtrafwürdige Fälle nicht oder erſt zu ſpät er⸗ 
bt werden konnten, weil die Tatbeſtände der 88 17ff. Unl⸗ 
80. nicht die erforderliche Reichweite hatten. So konnte der 
En äter 3. B. in aller Ruhe an andere herantreten und vor⸗ 
2 eitende Verhandlungen über den geplanten Verrat führen; 
am drohte für den ohnehin nicht beſonders wahrſcheinlichen 
Sil einer Entdeckung höchſtens friſtloſe Entlaſſung, aber keine 
e Wenn er beſonders vorſichtig ſein wollte, brauchte er 
r über die deutſche Grenze zu fahren und ſeine eigentliche 
erratstätigkeit ausſchließlich im Ausland vorzunehmen; ſei⸗ 
lo Rückkehr in das deutſche Gebiet ſtand dann bei der Straf⸗ 
Abckeit des im Ausland begangenen Verrats nichts im Wege. 
irn auch bei einem im Inland begangenen Verrat hatte er 
immſtenfalls die Höchſtſtrafe von 1 Jahr Gefängnis zu 
5 arten. Gegenüber dem ſtarken Anreiz, den die Ausſicht 
dei hohen Verräterlohn und auf ſonſt winkende Vorteile bil⸗ 
m fiel dieſes geringe ſtrafrechtliche Riſiko kaum in die 
aagſchale. 
ſem Die Erkenntnis der ſchweren Gefahren, die ſich aus die⸗ 
san unzulänglichen Strafrechtsſchutz für die deutſche Wirt⸗ 
bi ergaben, hatte zur Folge, daß es ſchon i. d. J. 1921 
mi 1923 zu mehrfachen Beſprechungen der beteiligten Reichs⸗ 
miſterien mit den Spitzenverbänden der Wirtſchaft und den 
pen Arbeiterorganiſationen darüber kam, wie man dieſen 
zu tänden am beſten ſteuern könne. Man konnte ſich jedoch 
des geſetzgeberiſchen Schritten damals nicht entſchließen, z. T. 
= alb, weil man die Zunahme des Induſtrieverrats und 
und Induſtrieſpionage für eine Krankheit der Inflationszeit 
Kri für eine Folge der allgemeinen Demoraliſation nach dem 
Erde hielt, die allmählich wieder verſchwinden werde. Dieſe 
ie wartung hat ſich nicht erfüllt. Jahr um Jahr war, wenn 
‚eine Vermehrung, jo doch auch keine Verminderung des 
ben schaftlichen Geheimnisverrats feſtzuſtellen. Vor allem wur⸗ 
pro durch den großen Ludwigshafener Induſtrieſpionage⸗ 
zu zeß i. J. 1928 die engen Beziehungen der Spionageagenten 
deut en Organen der franzöſiſchen Geheimpolizei im beſetzten 
gab ſchen Gebiet, der Süret6, offenbar. Dieſer Strafprozeß 
Str den Beſtrebungen auf geſetzgeberiſche Verſchärfung der 
1 vorſchriften gegen Werkſpionage einen neuen Antrieb. 
di rch Interpellationen und im Plenum des Reichstags wurde 
maß eichsregierung um Durchführung der gebotenen Schutz⸗ 
Wwänahmen erſucht. Sie entſchloß ſich, die erforderlichen 
5 Anderungen des Unl WG. im Zuſammenhang mit der Straf- 
undtsreform, deren Abſchluß damals nahe bevorſtehend ſchien, 
Ent zwar im Einf®. zum neuen StGB. vorzunehmen. Der 
— des Einf., der dem Reichstag im Mai 1930 vor⸗ 
RR wurde, enthält in feinem Art. 103 die erſten amtlichen 
des chläge zur Umgeſtaltung der einſchlägigen Vorſchriften 
> UnlWG. Zu ihrer parlamentariſchen Beratung kam es 
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jedoch nicht, weil mit allen anderen ſchwebenden Geſetzes⸗ 
vorlagen auch der EinfchEntw. durch die Reichstagsauflöſung 
im Herbſt 1930 gegenſtandslos wurde. Als daher i. J. 1931 
erneute Fälle von planmäßiger Induſtrieſpionage vor allem 
zugunſten Rußlands bekam it wurden, ſchien ein weiteres Zu⸗ 
warten nicht mehr möglich. Im Sommer 1931 legte die 
Reichsregierung dem Reichsrat den Entw. eines beſonderen 
Geſetzes zum Schutze von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen 
vor, der gleichzeitig mit Begründung im RAnz. v. 20. Juni 
1931 veröffentlicht wurde. Auch zu einer Beratung dieſes 
Entw. im Reichstag iſt es wegen der wirtſchaftlichen Er⸗ 
ſchütterungen d. J. 1931 und ihrer Auswirkungen auf das 
geſamte parlamentariſche Leben nicht gekommen. Da zu be⸗ 
fürchten war, daß ein weiteres Zögern für die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft immer neue, nicht wiedergutzumachende Schädigungen 
nach ſich gezogen hätte, hat nunmehr die NotVO. v. 9. März 
1932 die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen. 


II. Die Neuerungen, die in der NotVO. zur Abwehr der 
Induſtrieſpionage durchgeführt find, laſſen deutlich das dop⸗ 
pelte Ziel erkennen, einerſeits den Geheimnisſchutz möglichſt 
wirkſam zu geſtalten, andererſeits von Maßnahmen abzuſehen, 
deren Notwendigkeit fraglich erſcheint und deren Einführung 
zu Spannungen zwiſchen dem Unternehmertum und den Ar⸗ 
beitnehmern führen müßte. Die nachdrückliche Verſtärkung 
des Strafſchutzes kommt in den Anderungen zum Ausdruck, die 
das Unl WG. durch die NotVO. erfahren hat. Dem ſteht eine 
Anzahl von Reformwünſchen gegenüber, denen die Not BO. 
um der Erhaltung des Wirtſchaftsfriedens willen keine Rech⸗ 
nung getragen hat. 

Zu den von der Not®D. durchgeführten Verſchär⸗ 
fungen und Erweiterungen des Straſſchutzes gehört 
vor allem, daß die bisherigen, allgemein als ungenügend an⸗ 
erkannten Strafdrohungen beträchtlich erhöht worden ſind. 
Sie haben in den Fällen des Geheimnisverrats i. S. des 817 
Unl WG. eine Verdreifachung, in den Fällen der 88 18 u. 20 
eine Verdoppelung erfahren. 

Bei dem Verrat zugunſten des Auslandes, alſo in den 
Fällen, in denen das verratene Geheimnis im Ausland ver⸗ 
wertet wird oder doch verwertet werden ſoll, läßt die Not VO. 
überdies eine Verſchärfung der Strafe auf fünf Jahre Ge⸗ 
fängnis zu. 

Bisher konnte nur der im Inland begangene Geheimnis⸗ 
verrat beſtraft werden; die Auslandstat blieb unbeſtraft. 
Nach dem von der Not O. eingefügten neuen § 2a iſt künf⸗ 
tig auch jede Auslandstat ſtrafbar, wenn ſie ſich gegen das 
Geheimnis eines inländiſchen Geſchäfts oder Betriebs richtet. 

Von großer praktiſcher Bedeutung iſt es, daß der private 
Sicherheitsdienſt der Induſtrie künftig in gewiſſem Umfang 
ſtrafrechtlich geſchützt wird. Die Aufgabe dieſes Werkſchutzes 
beſteht insbej. darin, die Betriebsangehörigen, die man im 
Verdacht hat, einen Verrat zu beabſichtigen, unauffällig zu 
überwachen und ſo eine Vollendung des Verrats, der häufig 
eine ſchwere und nicht wiedereinzubringende Schädigung für 
das Unternehmen bedeuten würde, nach Kräften zu verhindern. 
Als beſonders geeignetes Mittel hierzu hat es ſich bewährt, 
daß dem auf Verrat ausgehenden Angeſtellten ein Angehöriger 
oder Beauftragter des Sicherheitsdienſtes als ſcheinbarer Re⸗ 
flektant für das Geheimnis gegenübertritt. Gelang es einem 
ſolchen Beauftragten, den im Gang befindlichen Verrat ab⸗ 
zufangen und die gefährlichen Machenſchaften des Verräters 
zu enthüllen, jo war bisher nach der Rſpr. des RG. (vgl. 
RGSSt. 57, 14) lediglich ein untauglicher Verratsverſuch feſt⸗ 
zuſtellen und der Schuldige blieb ſtraflos. Dieſem Mangel, 
der ſich in der Praxis beſonders unliebſam bemerkbar gemacht 
hat, hilft die Not VO. dadurch ab, daß fie nicht mehr die 
Mitteilung „an andere“, ſondern die Mitteilung „an je⸗ 
mand“ verbietet und überdies in dem neuen Abſ. 4 des 817 
ausdrücklich klarſtellt, daß die Tat auch dann ſtrafbar iſt, 
wenn der Empfänger der Mitteilung das Geheimnis ſchon 
kennt oder berechtigt iſt, es kennenzulernen, ſofern nur der 
Täter dies nicht weiß. . 

Der innere Tatbeſtand, deſſen bisher zu enge Begrenzung 
vielfach bemängelt worden iſt, hat durch die Not VO. eine Er⸗ 
weiterung in der Richtung erfahren, daß nunmehr die Tat 
auch dann ſtrafbar iſt, wenn der Täter, wie ja meiſt, aus 
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Eigennutz handelt. Dadurch wird erreicht, daß manche Fälle, 
die bisher ſtraflos blieben, in Zukunft ſtrafrechtlich erfaßt 
werden können (vgl. hierzu ebenfalls RGSt. 57, 14). 

Seither war nur die verſuchte Anſtiftung zum An⸗ 
geſtelltenverrat i. S. des §S 17 Abſ. 1 Unl WG. ſtrafbar, wäh⸗ 
rend derjenige, der einen Nichtangeſtellten zur Spionage zu 
verleiten ſuchte, nicht beſtraft werden konnte, weil im alten 
8 20 nur das Vergehen des § 17 Abſ. 1 genannt war. Dieſe 
Unſtimmigkeit beſeitigt die NotVO. dadurch, daß fie den 8 20 
auf die Tatbeſtände des ganzen $ 17 ausdehnt. Darüber hin⸗ 
aus wird eine Reihe beſonders gefährlicher Vorbereitungs⸗ 
handlungen und Machenſchaften, die der Anbahnung des Ge⸗ 
heimnisverrats dienen und die von den bisherigen Straf⸗ 
vorſchriften nicht getroffen wurden, in Zukunft durch eine 
tatbeſtandliche Ausdehnung des § 20 unter Strafe geſtellt, 
nämlich die Fälle des Sicherbietens zum Geheimnisverrat, 
des Annehmens eines ſolchen Erbietens und des Eingehens auf 
das von einem anderen ausgehende Anſinnen zum Verrat. 

Eine weitere bedeutſame Neuerung beſteht darin, daß das 
Geheimnis, anders als im ſeitherigen Recht, auch im Prozeß 
geſchützt wird. Wenn nämlich die Gefährdung eines wichtigen 
Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſes zu beſorgen iſt, kann 
künftig das Gericht die Offentlichkeit ausſchließen und über⸗ 
dies allen bei der Verhandlung anweſenden Perſonen ein um⸗ 
faſſendes Schweigegebot auferlegen, deſſen Verletzung nach dem 
Geſ. v. 5. April 1888 ſtrafbar wird. 

Unter den Wünſchen, die in der NotVO. keine Be⸗ 
rückſichtigung gefunden haben, iſt zunächſt zu nennen, 
daß die Ausſpähung als ſolche auch künftig wie bisher ſtraf⸗ 
los bleibt. Es wäre in der Praxis nicht leicht, eine ſcharfe 
Scheidung zwiſchen unbefugtem Ausſpähen und ſolchen Fällen 
zu machen, bei denen der Angeſtellte ſich zu Zwecken ſeiner 
eigenen Fortbildung, die ja auch im Intereſſe des Betriebes 
liegt, mit geheimgehaltenen Betriebsproblemen beſchäftigt. 
Die Gefahr läge allzu nahe, daß ein Tatbeſtand der Aus⸗ 
ſpähung zu bloßen Abſichts⸗ oder Verdachtsſtrafen gegen die 
Angeſtellten führen könnte. 

Auch von einer Beſtrafung des Verſuchs, die von vielen 
Seiten als unerläßlich bezeichnet worden iſt, hat die Not VO. 
bewußt Abſtand genommen. Durch Strafbarkeit des Verſuchs 
würde der Tatbeſtand des Geheimnisverrats eine kaum mehr 
abgrenzbare Ausweitung erfahren. Es erſcheint nicht ganz 
unberechtigt, wenn von der Arbeitnehmerſeite gegen die Straf⸗ 
barkeit des Verſuchs eingewandt worden iſt, daß ſie das 
Fortkommen der Angeſtellten ſchwer gefährden würde, weil 
damit nur allzu leicht jeder Angeſtellte, der ſich zu ſeiner 
Fortbildung Notizen im Betrieb gemacht habe und ſich um 
eine Stellung bewerbe, in den Verdacht des ſtrafbaren Ver⸗ 
ſuchs kommen und durch Eröffnung einer Unterſuchung in 
ſeinem ſpäteren Fortkommen auf das ſchlimmſte beeinträch⸗ 
tigt werden könne. 

Vor allem aber hat die NotVO. bewußt darauf verzichtet, 


den ſtrafrechtlichen Geheimnisſchutz über die Dauer des Dien 
verhältniſſes hinaus zu erſtrecken. Das Verlangen nach, er 
Ausdehnung der Schweigepflicht auch auf die Zeit mee M' 
endigung des Dienſtverhältniſſes ift ſchon bei der Entſtehn 
des erſten Unl WG. i. J. 1896 auf ſtärkſten Widerſtand git 
ſtoßen, gleichwohl aber immer wieder bis in die jüngſte Nus⸗ 
von vielen Seiten erhoben worden. Eine ſolche zeitliche 55 
dehnung des Strafſchutzes wäre nur dann erträglich, weicht, 
gelänge, die Geheimniſſe, deren Verleugnung und 1 me 
verwertung der Staat dem Angeſtellten unter allen iſſen 
ſtänden zumuten kann, klar zu ſcheiden von ſolchen Kennen) 
und Erfahrungen, die ein untrennbarer Beſtandteil 17 
Wiſſens und Könnens geworden find. Bei der Flüſſigkel „bg 
Geheimnisbegriffs iſt eine ſolche Scheidung jedoch nicht . 
lich. Eine zeitliche Erſtreckung des Strafſchutzes hätte er 
zur Folge, daß jeder Angeſtellte, der aus einem Unterne hn 
ausſcheidet, an der Ausnutzung ſeiner einwandfrei erworben 
Kenntniſſe und Fertigkeiten gehemmt und daß ſo ſein 2 un 
ſchaftliches Fortkommen weſentlich erſchwert würde. Den 
dieſe Kenntniſſe muß der Angeſtellte im Fall ſeiner ine 
laſſung verwerten können, wenn es ihm gelingen toll, 
neue Anſtellung zu finden. Eine zeitliche Ausdehnung 
ſtrafrechtlichen Geheimnisſchutzes würde zudem bedeuten, eich 
auf Koſten der Angeſtellten ohne jeden Entſchädigungsausgaer 
eine geſetzliche Konkurrenzklauſel zugunſten der Unternegn⸗ 
geſchaffen würde; die Geſtaltung der vertraglichen 0 
bewerbsverbote, wie fie nach den 88 74ff. HGB. und ung 
8 133 f GewO. rechtens iſt, wäre damit im weiten lg 
durchbrochen und beſeitigt. Denn durch die Strafen 
würde dem Angeſtellten die Ausnutzung jeiner Kenne 
und Erfahrungen in einer neuen Stelle unterſagt, ohne : tig’ 
ſicht darauf, ob dieſe Beſchränkung feiner gewerblichen zu ine 
keit fein Fortkommen unbillig erſchwert, und ohne daß er e 
Entſchädigung oder Gegenleiſtung hierfür verlangen kö ach 
Auch wäre es kaum billig, wenn man den Angeſtellten Fr 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes die Verwertung auch 
Erfahrungen und Kenntniſſe, die fie rechtmäßig und eine afe 
frei in ihrer früheren Dienſtſtellung erlangt haben, bei Ste K 
verbieten wollte, während es dem Unternehmer nach wie eils 
frei ſtünde, ſeine Betriebsgeheimniſſe um ſeines Vorten, 
willen jederzeit an die inländiſche oder ausländiſche 
kurrenz zu veräußern und ſo den Erfahrungsbeſitz 
Unternehmens ungehindert preiszugeben. ‚stop 

Die Zukunft wird erweiſen müſſen, ob ſich die lt 
Linie bewährt, welche die NotVD. eingehalten hat. Plz 
wird man jedenfalls Verſtändnis haben können, daß ſte n 
vermieden hat, auf dem durch Art. 48 WVerf. gebote 
Wege der außerordentlichen Geſetzgebung Maßnahmen ter? 
treffen, die das wirtſchaftliche Gleichgewicht zwiſchen lessen 
nehmertum und Angeſtelltenſchaft, wie es ſeit dem = 
Unl WG. d. J. 1896 beſteht, in empfindlicher Weiſe ſtören N 
den Wirtſchaftsfrieden gefährden könnten. 
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Die zweite Durchführungs⸗ und Ergänzungsverordnung über Fins ſenkung 
auf dem Kapitalmarkt. 


Von Oberregierungsrat Harmening, Berlin. 


Nach Art. 8 der 1. DurchfVO. v. 23. Dez. 1931 unter- 
liegen der Zinsherabſetzung u. a. Forderungen nicht, die im 
Rahmen eines bankmäßigen Perſonalkreditge⸗ 
ſchäfts entſtanden ſind. Die Folge iſt, daß ſolche Forderun⸗ 
gen auch nicht durch die zweijährige Kündigungsſperre des 
5 4 Kap. III Abſchn. 1 Not VO. v. 8. Dez. 1931 berührt wer⸗ 
den. Der Schuldner iſt alſo gegen eine Kündigung des Gläu⸗ 
bigers nicht geſchützt. Die Natur der Forderung als eines 
Perſon alkreditgeſchäfts ſchließt nicht aus, daß zu ihrer 
Sicherung eine Hypothek oder Grundſchuld beſtellt iſt. Da für 
dieſe dinglichen Rechte der Ausſchluß der Zinsſenkung in 
Art. 8 der 1. DurchfVO. nicht ausgeſprochen iſt, können ſie 
zinsgeſenkt ſein. Ob dies der Fall iſt, hängt davon ab, ob 
ihre regelmäßige Fälligkeit nicht früher als ein Jahr nach 
ihrem Entſtehen eintritt (vgl. $2 Abſ. 1 NotVOO.; Art. 7 der 


% iſt 
1. Durchf O.). Wenn das dingliche Recht zinsgeſenkt dm 
ohne weiteres gem. § 4 Not®D. die Kündigung minds en 
bis zum 31. Dez. 1933 ausgeſchloſſen. Danach kann bei deen 
dinglich geſicherten bankmäßigen Perſonalkrediten zoll lich 
Forderung und dinglichem Recht eine Diskrepanz beilegen 
Fälligkeit und Verzinſung eintreten. In der Praxis = unk 
ſolche Fälle allerdings nicht ſehr häufig fein, da die © len 
mäßigen Perſonalkredite meiſtens durch Höͤchſthetragsgupon e 9 
geſichert find, bei denen mit Rückſicht auf § 1190 und 
BGB. eine Zinsſenkung begrifflich nicht in Frage tommi d. 
bei denen daher auch der Kündigungsſchutz des 8 4 No N 
nicht Platz greift. Nach der Meinung von Schlegel berge 
(Zinsſenkunge S. 19) findet auch bei gewöhnlichen Sandi 
rungshypotheken die Zinsſenkung und damit auch der K 
gungsſchutz nicht ſtatt, wenn ſie zur Sicherung eines 
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gläbigen Perſonalkredits beſtellt ſind; dies folgt aus der den 
rantlichen Glauben des Grundbuchs hinſichtlich der Forde⸗ 
zung ausſchließenden Vorſchrift des 8 1184 BGB. Der 
Fall, daß bankmäßige Perſonalkredite durch Verkehrs hypo⸗ 
falten, gefichert ſind, ſcheint äußerſt ſelten zu ſein; jeden⸗ 

s find bezüglich der Verkehrshypotheken von den Kredit⸗ 
. nen keine Vorſtellungen erhoben. Dagegen haben ſie darauf 
hingewieſen, daß gelegentlich Perſonalkredite durch Grund⸗ 
kr ulden geſichert ſeien und daß in dieſen Fällen die Dis⸗ 
m rang zwiſchen dinglichem Recht und perſönlicher Forderung 
enigſtens hinſichtlich der Fälligkeit beſeitigt werden müſſe. 
Demgemäß hat die Reichsregierung in Art. 2 der neuen (2.) 
tdarchf VO. beftimmt, daß $ 4 Not VO, der die Vorſchriften 
ee die Kündigungsſperre enthält, keine Anwendung auf 
1 — Grundſchuld findet, die zur Sicherung eines bank⸗ 
5 igen Perſonalkredits auf einem Grundſtück des Kredit⸗ 
geheners zugunſten des Kreditgebers beſtellt iſt. Dasſelbe ſoll 
fü ten, wenn der Kreditnehmer eine ihm zuſtehende Eigen⸗ 
lüntergrundſchuld zur Sicherung eines bankmäßigen Perſonal⸗ 
edits abgetreten hat. Dagegen verbleibt es dabei, daß dieſe 
der adſchulden zinsgeſenkt bleiben, wenn ſie es auf Grund 
des § 2 NotVO. auch bisher waren. Dies ift der bisher ein- 
Rn Fall, in dem die Verbindung zwiſchen 88 2 und 4 Not⸗ 
1970 gelöſt iſt und die Zinsſenkung nicht ohne weiteres auch 
! n Kündigungsſchutz zur Folge hat. Dem weiter aus Banken⸗ 
En geäußerten Wunſch, auch für bankmäßige Perſonal⸗ 
redite verpfändete Grundſchulden von dem Kündigungs⸗ 
Hutz auszunehmen, hat die neue Durchf VO. nicht entſprochen. 
0 Nach § 2 NotVO. werden Forderungen, Hypotheken und 
ka ndſchulden nur zinsgeſenkt, wenn die regelmäßige Fällig⸗ 
5 nicht früher als ein Jahr nach ihrem Entſtehen eintritt. 
di ein beſtimmter Fälligkeitstermin nicht vereinbart, ſondern 
A Fälligkeit von einer Kündigung abhängig gemacht, ſo fin⸗ 
ei die Zinsherabſetzung ftatt, wenn die Kündigung nicht für 
1 Zeitpunkt ausgeſprochen iſt, der innerhalb eines Jahres 
. dem Entſtehen der Forderung, Hypothek oder Grundſchuld 
le Denn in dieſem Falle kann eben die regelmäßige Fällig⸗ 
Ar nicht früher als ein Jahr nach dem Entſtehen eintreten. 
en Abſ. 1 der 1. DurchfVO., der dieſe Folge ausſpricht, 
bes daher eigentlich nichts Neues. Dagegen brachte Abſ. 2 
5 8 Art. 7 der 1. DurchfVoO. eine einſchneidende Neuerung für 
bie Longierte Forderungen. Nach dieſer Vorſchrift ſoll 
e Zinsherabſetzung dann nicht davon abhängen, ob die regel⸗ 
biaßige Fälligkeit ein Jahr nach dem Entſtehen eintritt, wenn 
. Forderung, Hypothek oder Grundſchuld fällig geworden 
8 weiter geſtundet war. In dieſem Falle ſoll es lediglich 
„auf ankommen, ob die am 1. Jan. 1932 laufende Stun⸗ 
dungsfriſt weniger als ein Jahr oder mehr betrug. Ob die 
worderung uſw. urſprünglich langfriſtig oder kurzfriſtig ge⸗ 
zn ift, iſt ohne Bedeutung. Durch die Art der gewährten 
friendung kann eine langfriſtige Forderung zu einer kurz⸗ 
iſtigen geworden ſein und umgekehrt. Iſt z. B. eine am 
am t. 1926 auf fünf Jahre feſt gegebene Darlehnshypothek 
1 I. Okt. 1931 fällig geworden und vom Gläubiger bis zum 
Bl 1932 geftundet worden, jo unterliegt fie nicht der 
ſprtsherabſezung, obwohl kein Zweifel iſt, daß es ſich ur⸗ 
glich um eine langfriſtige Anlage gehandelt hat; nach 
Art ung des Geſetzgebers hat aber der Gläubiger durch die 
ag der Stundung zum Ausdruck gebracht, daß er das Geld 
5 (Zukunft nur kurzfriſtig dem Schuldner noch belaſſen 
1 le, ſo daß ſich die Ausnahme von der Zinsherabſetzung 
au fertige. Hat dagegen der Gläubiger eine am 1. Juli 1931 
füll drei Monate gegebene und demgemäß am 1. Okt. 1931 
ku gewordene Darlehnshypothek bis zum 1. Okt. 1932 ge- 
herdvet, ſo unterliegen Forderung und Hypothek der Zins⸗ 
tem olegung, da die am 1. Jan. 1932 laufende Stundungs⸗ 
m ein Jahr beträgt; die an ſich kurzfriſtig gegebene Hypo⸗ 
abe“ iſt eben durch die Stundung langfriſtig geworden. Nun iſt 

er die Prolongation fällig gewordener Hypotheken in der 
„gel nicht in der Weiſe vorgenommen worden, daß ein be⸗ 
Tzumter neuer Fälligkeitstermin vereinbart iſt, ſondern die 
pn ligteit iſt von einer Kündigung abhängig gemacht. Wenn 
zei der Stundung die Kündigungsmöglichkeit jo weit be⸗ 
h ut ift, daß die erneute Fälligkeit nur zu einem Termin 
berbeigeführt werden kann, der früheſtens ein Jahr hinter 
m erſten Fälligkeitstermin liegt, jo kann ein Zweifel, ob 
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die Forderung uſw. der Zinsherabſetzung unterliegt, nicht 
entſtehen; denn in dieſem Falle beträgt die am 1. Jan. 1932 
laufende Stundungsfriſt zweifellos ein Jahr. Zweifel ſind 
aber dann entſtanden, wenn nach der Stundungsvereinbarung 
die Kündigung ſchon zu einem früheren Termin erfolgen 
kann. Dieſe Zweifel will Art. 3 der neuen (2.) Durchf. 
beſeitigen. Er beſtimmt, daß eine Forderung (Hypothek) oder 
Grundſchuld der Zinsherabſetzung unterliegt, wenn ſie vor 
oder nach dem Inkrafttreten der NotVO. (1. Jan. 1932) 
fällig war und vor dem Inkrafttreten der NotVO. auf une 
beſtimmte Zeit geſtundet worden ift. Als auf unbeſtimmte 
Zeit geſtundet iſt eine Forderung anzuſehen, bei der die 
Fälligkeit nicht ohne weiteres zu einem beſtimmten Termin 
eintritt, ſondern von einer Kündigung des Gläubigers oder 
Schuldners abhängig iſt. Iſt alſo z. B. eine am 1. Okt. 1931 
fällig gewordene Hypothek mit der Abrede weiter geſtundet, 
daß der Gläubiger jederzeit mit einer Friſt von einem Mo⸗ 
nat die Hypothek kündigen könne, ſo findet die Zinsherab⸗ 
ſetzung ſtatt. Sehr häufig (beſonders bei Sparkaſſen) iſt 
folgende Vereinbarung: „Die Hypothek bleibt in gekün⸗ 
digtem Zuſtand: die Zahlung hat auf Anfordern des 
Gläubigers ſofort (oder nach einer beſtimmten Friſt) zu er⸗ 
folgen.“ Auch in dieſen Fällen liegt eine Stundung auf un⸗ 
beſtimmte Zeit vor. Die Zahlungsanforderung des Gläubigers 
iſt nichts anderes als eine Kündigung, welche die Fälligkeit 
je nach der getroffenen Vereinbarung ſofort oder nach einer 
gewiſſen Friſt herbeiführen ſoll. Die Zinsherabſetzung hat zur 
Folge, daß auch die Vorſchriften des § 4 Not O. über den 
Kündigungsausſchluß Anwendung finden. In dem eben mit⸗ 
geteilten Beiſpiel kann daher der Gläubiger, obwohl nach 
der Vereinbarung die Kündigung jederzeit mit einmonatiger 
Friſt zuläſſig ſein ſollte, nicht vor dem 31. Dez. 1933 kün⸗ 
digen. Ebenſo iſt auch in den Fällen, in denen die Hypothek 
in gekündigtem Zuſtand bleiben ſoll, die „Anforderung“ des 
Geldes bis zum 31. Dez. 1933 ausgeſchloſſen. Da die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 3 der neuen (2.) DurchfVO. mit Wirkung 
v. 1. Jan. 1932 in Kraft getreten ift, find die auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit prolongierten Hypotheken als von Inkrafttreten 
der NotBO. an zinsgeſenkt anzuſehen. Das hat zur Folge, 
daß dieſe Hypotheken auch mit rückwirkender Kraft den Kün⸗ 
digungsſchutz des $ 4 Not VO. genießen, und zwar erſtreckt 
ſich der Kündigungsſchutz, da 8 4 Not VO. mit Wirkung vom 
9. Dez. 1931 (Tag der Verkündung der Not VO.) in Kraft 
getreten iſt, auf die Zeit bis zum 9. Dez. 1931. Iſt eine auf 
unbeſtimmte Zeit prolongierte Hypothek in der Zeit v. 9. Dez. 
1931 bis zum Erlaß der neuen (2.) Durchf VO. bereits ge⸗ 
kündigt worden, ſo iſt der Kündigung durch Art. 3 der 
2. DurchfVO. nachträglich der Boden entzogen worden. Dies 
gilt auch dann, wenn auf Grund einer ſolchen Kündigung 
die Forderung bereits vor Inkrafttreten der 2. Durchf VO. 
fällig geworden war. In allen dieſen Fällen kann der Schuld⸗ 
ner ſich jetzt auf die Kündigungsſchutzbeſtimmungen berufen. 
Ein anhängiger Rechtsſtreit findet durch die neuen Vorſchriften 
ſeine Erledigung. Die Koſten trägt der klagende Gläubiger, 
und zwar auch dann, wenn er ſeinen Antrag mit Rückſicht 
auf die Erledigung der Hauptſache ſofort auf die Koſten be⸗ 
ſchränkt (vgl. RG. 101, 162; a. M. KG.: JW. 1921, 472; 
Stein⸗Jonas, Bem. 32 à zu $ 91). 

In 899 Abſ. 1 Not O. iſt beſtimmt, daß „die auf dieſem 
Abſchnitt beruhenden Veränderungen der Zinsſätze und der 
Fälligkeitsbedingungen zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegen⸗ 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht der Eintragung bedürfen. Dieſe Vorſchrift kann nach 
ihrem Wortlaut dahin verſtanden werden, daß ſie ſich nur auf 
Veränderungen bezieht, die durch die Zinsſenkungsvorſchriften 
an ſolchen Hypotheken vorgenommen werden, die beim In⸗ 
krafttreten der NotVO. (1. Jan. 1932) bereits eingetragen 
waren. Zweifelhaft war dagegen, ob 89 Abſ. 1 NotVO. auch 
auf ſolche Hypotheken und Grundſchulden Anwendung findet, 
die erſt nach dem Inkrafttreten der Not VO. entſtehen, aber 
doch der Zinsherabſetzung unterliegen. Das ſind einmal die 
Hypotheken und Grundſchulden, deren Zinsſatz auf einer in 
der Zeit v. 9. bis zum 31. Dez. 1931 getroffenen Verein⸗ 
barung beruht (Art. 5 der 1. DurchfVO.) und ſodann die⸗ 
jenigen Hyvotheken und Grundſchulden, die erſt nach dem 
31. Dez. 1931 entftanden find, zu deren Begründung ſich der 


998 


Aufſätze (FJuriſtiſche Wochenschrift 


Gläubiger aber vor dem 1. Jan. 1932 verpflichtet hat (Art. 6 
der 1. DurchfVO.). Im erſten Fall kann die Hypothek oder 
Grundſchuld vor dem 1. Jan. 1932 eingetragen ſein, braucht 
es aber nicht; erforderlich iſt lediglich, daß die Zinsverein⸗ 
barung vor dem 1. Jan. 1932 getroffen iſt. Im zweiten Fall 
iſt die Hypothek oder Grundſchuld niemals am 1. Jan. 1932 
ſchon eingetragen; am 1. Jan. 1932 lag vielmehr nur eine 
Verpflichtung des Gläubigers zur Begründung der Hypothek 
oder Grundſchuld vor. In beiden Fällen findet grundſätzlich 
die Zinsherabſetzung ſtatt, auch wenn das Recht am 1. Jau. 
1932 noch nicht eingetragen war. In beiden Fällen iſt es 
aber auch möglich, daß die Zinsherabſetzung nicht ſtattfindet, 
nämlich dann, wenn die Parteien die Zinsherabſetzung aus⸗ 
ſchließen wollten. Ein ſolcher Ausſchluß der Zinsherabſetzung 
iſt jedoch nur rechtswirkſam, wenn er nach dem 8. Dez. 1931 
erfolgt iſt. Vor dem 9. Dez. 1931 konnten die Parteien die 
Zinsherabſetzung nicht ausſchließen; die Vorſchriften der Not⸗ 
BD. find inſoweit zwingendes Recht. Für die grundbuch⸗ 
rechtliche Behandlung der beiden Fälle ergab nach dem 
1. Jan. 1932 ſich folgendes Bild. Wenn eine Eintragungs⸗ 
bewilligung aus der Zeit v. 9. bis 31. Dez. 1931 vorgelegt 
wurde, ſo hatte der Grundbuchrichter ſo lange davon aus⸗ 
zugehen, daß die Hypothek oder Grundſchuld der Zinsherab⸗ 
ſetzung unterliege, als ihm nicht das Gegenteil in der Form 
des § 29 GBO. nachgewieſen war. Es war daher nicht der 
vereinbarte, ſondern der herabgeſetzte Zins einzutragen. Viel⸗ 
fach wird dies allerdings nicht geſchehen ſein, ſondern das 
GBA. wird ſich mit einem Hinweis auf die Vorſchriften der 
Not VO. begnügt haben; wenn die Hypothek für eine Hypo⸗ 
thekenbank, Sparkaſſe oder ein anderes Kreditinſtitut der in 
Art. 9 der 1. DurchfVoO. bezeichneten Art einzutragen war, 
war der geſenkte Zins auch nicht ohne weiteres feſtzuſtellen, 
da Verwaltungskoſtenbeiträge, Disagiodarlehen und Auslands⸗ 
zuſchläge zu berückſichtigen waren. Das Grundbuch wird alſo 
auch, wenn die Eintragung nach dem 1. Jan. 1932 erfolgt 
iſt, vielfach unrichtig ſein. Noch häufiger wird das Grundbuch 
deshalb unrichtig ſein, weil der Fall des Art. 6 der 
1. Durchf VO. bei der Eintragung nicht berückſichtigt iſt. Aus 
den Eintragungsunterlagen konnte der Grundbuchrichter auch 
gar nicht erſehen, ob dieſer Fall gegeben war. Denn über die 
von dem Gläubiger in einem möglicherweiſe abgeſchloſſenen 
Vorvertrag übernommenen Verpflichtungen werden die Ein⸗ 
tragungsunterlagen keine Auskunft geben. Der Grundbuchrichter 
wird daher bei Vorlage einer nach dem 31. Dez. 1931 aus⸗ 
geſtellten Eintragungsbewilligung unbedenklich die verein⸗ 
barten Zinſen eintragen, ohne auf die Möglichkeit einer 
Zinsherabſetzung nach der NotVO. auch nur hinzuweiſen. 
Da mit der Zinsherabſetzung auch die Frage des Kündigungs⸗ 
ſchutzes nach 8 4 NotVoO. zuſammenhängt, gibt das Grund⸗ 
buch in dieſen Fallen ſowohl die Zinsſätze wie auch die 
Fälligkeitsbedingungen unrichtig wieder. Es erſchien daher er⸗ 
forderlich, klarzuſtellen, daß dieſe Unrichtigkeiten nicht zu 
Rechtsverluſten mit Rückſicht auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs führen können. Art. 4 der neuen (2.) Durchf⸗ 
VO. beſtimmt daher, daß die den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ausſchließende Vorſchrift des § 9 Abſ. 1 der 
1. DurchfVO. auch für Hypotheken und Grundſchulden gilt, 
die erſt nach dem Inkrafttreten der NotVO. entſtanden 
ſind, ſoweit die im Grundbuch eingetragenen Zinsſätze und 
Fälligkeitsbedingungen dieſer Hypotheken und Grundſchulden 
durch die Vorſchriften der NotVO. oder einer DurchfVO. ge⸗ 
ändert werden. Auch dieſe Vorſchrift der neuen DurchfVO. 
hat rückwirkende Kraft bis zum 1. Jan. 1932; damit wird 
auch jemandem, der eine ſolche Hypothek oder Grundſchuld 
bereits in der Zwiſchenzeit durch Rechtsgeſchäft erworben hat, 
nachträglich die Möglichkeit genommen, ſich wegen der Zins⸗ 
und Fälligkeitsbedingungen auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs zu berufen. 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich über die Bedeutung 
des § 9 Abſ. 1 Not VO. noch folgendes ſagen. Der Zweck 
dieſer Vorſchrift iſt, zu verhindern, daß die geſetzliche Zins⸗ 
herabſetzung und der geſetzliche Kündigungsſchutz vereitelt 
wird, weil das Grundbuch noch den alten Zinsſatz und die 
alten Fälligkeitsbedingungen ausweiſt. Sind dagegen ſchon der 
herabgeſetzte Zinsſatz und die neuen Fälligkeitsbedingungen 
eingetragen, jo findet 8 9 Abſ. 1 auch dann keine Anwen⸗ 


dung, wenn die Eintragung unrichtig iſt. Die Rechtslage i 
ähnlich, wie im Falle des § 22 Aufu®. Dieſe Vorſchr 
wollte der Wiedereintragung von Aufwertungsbeträgen 175 
Bahn ſchaffen; war dagegen die Wiedereintragung e big, 
ſo genoß dieſer Eintrag, auch wenn er unrichtig war, ben 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nach 
allgemeinen Grundſätzen (vgl. RG. 123, 83; RG. : AufwRſpr 
1929, 366; 1930, 488). 

Die durch die Zinsherabſetzung und den Kündigung 
ſchutz hervorgerufene Unrichtigkeit der Grundbücher er 
den Rechtsverkehr naturgemäß erheblich. Eine mögl! 


baldige Berichtigung der Grundbücher liegt ohe, 
im Intereſſe aller Beteiligten. Eine Berichtigung von 1 
wegen kommt nicht in Frage. Dagegen erſchien es angezeigt 


ſonſt alle Erleichterungen zu geben, die mit der Rechts 7275 
heit vereinbar waren. So erſchien es möglich, zur Berich 5 
gung des Grundbuchs die Bewilligung der glei 1 
und nachſtehen den Berechtigten für entbehrlich 5 
erklären. Dagegen iſt es nicht für vertretbar gehalten, die des 
richtigung auf einſeitigen Antrag des Gläubigers oder 5 
Eigentümers erfolgen zu laſſen und von einer Bewilligung 
des betroffenen Eigentümers oder Gläubigers abzuſehen. 0 2 
hätte ja vielleicht daran denken können, daß das GBA. ver 
Berichtigungsantrag des Gläubigers dem Eigentümer ge 
ſchriftlich mitzuteilen hätte mit der Androhung, daß die . 
richtigung antragsgemäß erfolgen werde, wenn innerhalb eine. 
beſtimmten Friſt kein Widerſpruch erhoben werde. Angel", 
von den Bedenken, die gegen die Einführung einer 1 
ſchlußfriſt überhaupt beſtehen, erſchien dieſer Weg des he, 
nicht gangbar, weil in dem umgekehrten Fall, daß der Eid 5 
tümer den Berichtigungsantrag ſtellt, das vorgeſchlagene a 
fahren nur bei Buchrechten in Betracht gezogen werde 
könnte. Handelt es ſich dagegen um ein Briefrecht, ſo wen 
das GBA. nicht, wer der Gläubiger iſt und wem es . 
gemäß die Androhung zugehen laſſen ſoll. Die neue Dure 0 
BO. beſchränkt fi daher darauf, in Art. 5 die Bewilligun 
der gleich⸗ und nachſtehenden Berechtigten für entbehrlich 5 
erklären und zu beſtimmen, daß die Eintragung der Bericht 
gung gebührenfrei erfolgt. Die Berichtigung erfolgt Ei 
übrigen nach den allgemeinen Vorſchriften; wenn die u. 
richtigkeit dem GBA. nicht nachgewieſen wird, müſſen . 
Bewilligungen der Betroffenen mit Ausnahme der glei # 
oder nachſtehenden Berechtigten vorgelegt werden. Der 8 
weis der Unrichtigkeit des Grundbuchs wird beſond, 
ſchwierig ſein, wenn Gläubiger der Hypothek oder Wige 
ſchuld eine Hypothekenbank, Sparkaſſe oder ein ſonſti an 
Kreditinſtitut der im Art. 9 der 1. DurchfVO. bezeichne 1 
Art ift, da bei dieſen Rechten der neue Zinsſatz ſich nicht ei 
fach errechnen läßt, ſondern Verwaltungskoſtenbeitrag 
Disagiodarlehen und Auslandszuſchläge berückſichtigt wer in 
müſſen. Auch die Bewilligung des Eigentümers wir a 
diefen Fällen nicht immer zu erreichen fein, da er vielen 
die Berechtigung und die Höhe der Zuſchläge beſtreitet. er. 
trotzdem die Berichtigung ohne Prozeß zu ermöglichen, ine 
erwogen worden, den Nachweis der neuen Zinſen durch ließ 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde zuzulaſſen. Der Plan N 1 
ſich jedoch nicht verwirklichen, da zweifelhaft geworden Ir’ 
ob die Aufſichtsbehörden zur Ausſtellung einer ſolchen 
ſcheinigung in der Lage ſein würden. eit 
Art. 6 der neuen DurchfVO. behandelt die Möglich 1. 
der Rückzahlung der Hypothek mit Pfandb riefen, 
Nach 8 10 Not VO. kann eine Hypothek oder Grundſchuld lich 
Hypothekenbank, Schiffspfandbriefbank oder einer öffentl w 
rechtlichen Kreditanſtalt mit gleichartigen Schuldverſchreibn 
gen des Gläubigerkreditinſtituts getilgt werden, wenn Ci, 
Grund der Hypothek oder Grundſchuld ſolche Schuldverſch ber 


und Kündbarkeit der zu tilgenden Hypothek oder Grundſch i, 
entſprechen. Solche gleichartigen Schuldverſchreibungen zu at 
ſchaffen, wird dem Schuldner nicht immer möglich fein. en 
er z. B. feine Hypothek auf Grund von 100% igen Pfandbri 
erhalten, jo müßte er auch 100 ige (jetzt konvertiert 7 
7½ hoige) Pfandbriefe zur Rückzahlung verwenden. er 
hochverzinslichen Pfandbriefſerien find aber vielfach herel 
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er den Hypothekenbanken aufgerufen und daher nur verein⸗ 
90 zu haben. Infolgedeſſen wird dem Schuldner die Be⸗ 
werſfung, wenn überhaupt, mit Rückſicht auf den Seltenheits⸗ 
ie; der Stücke nur zu außergewöhnlich hohen Preiſen möglich 
ud, da eine Börſennotierung für dieſe Stücke nicht ſtatt⸗ 
det. Art. 6 Abſ. 3 der neuen DurchfVO. geſtattet nun der 
ufſichtsdehörde, in Fällen, in denen fie feſtſtellt, daß die 
oöschaffung gleichartiger Pfandbriefe dem Schuldner nicht 
0 nur unter nicht zumutbaren Bedingungen möglich iſt, 
In orönen, daß die Tilgung auch in anderen Schuldver⸗ 
1 bungen erfolgen kann, die beſtimmten, in der Anordnung 
fi ezeichnenden anderen Bedingungen genügen. Die Auf⸗ 
1 tSbepörbe kann danach z. B. geſtatten, daß ſtatt der 
Seebeigen (früher 10 % igen) Pfandbriefe 60% ige (früher 
N enge) verwendet werden können. Dabei wird es ihr nicht 
gerwehrt fein, zur Deckung des Kursunterſchiedes der beiden 
bfandbriefarten von dem Schuldner einen Aufſchlag zu 
be angen, wenn ſie dies aus Gründen der Aufrechterhaltung 
für durch das Hypothekenbankgeſetz vorgeſchriebenen Deckung 
1 erforderlich hält. Die Frage, ob die Beſchaffung gleich⸗ 
di iger Pfandbriefe möglich oder zuzumuten iſt, entſcheidet 
e Aufſichtsbehörde endgültig; eine Nachprüfung durch die 
Artichte findet nicht ſtatt. Dies folgt aus der Faſſung des 
rt. 6 Abſ. 3: „Stellt die Aufſichtsbehörde feſt uſw.“. 
R In Schuldnerkreiſen beſteht vielfach die Meinung, das 
nt zur Rückzahlung in Pfandbriefen beſtehe ohne Rückſicht 
bf die Fälligkeit der Hypothek. Daß dieſe Anſicht falſch 
li wird durch Art. 6 Abſ. 2 der neuen DurchfVO. ausdrück⸗ 
lich klargeſtellt. Eine Möglichkeit, die Hypothek vorzeitig ſällig 
92 machen, beſteht auf Grund des wieder in Kraft geſetzten 
in 47 BGB., da die Hypotheken der Hypothekenbanken uſw. 
0 der Regel mit mehr als 60% zu verzinſen ſind. Daß die 
hi cöslichkeit der Rückzahlung in Pfandbriefen den Schuldner 
5 t zu Teilleiſtungen berechtigt, bedarf wohl keiner be⸗ 
nderen Hervorhebung. 


1 Die Kreditinſtitute haben die Rückzahlung der Hypotheken 
der Pfandbriefen bisweilen davon abhängig gemacht, daß von 
. — Schuldner eine Gebühr oder eine ähnliche Sonderleiſtung 
Tleiſtet wird. Die Erhebung einer ſolchen Gebühr oder 
Dunderleiſtung verbietet Art. 6 Abſ. 1 der neuen 
urchfVO. Das Verbot gilt auch dann, wenn die Gebühr 
Rn Sonderleiſtung für den Fall einer Schuldtilgung in 
Wandbriefen vereinbart war. Auch dieſe Vorſchrift iſt mit 
In lung v. 1. Jan. 1932 in Kraft getreten. Schuldner, die 
haboiſchen eine ſolche Gebühr oder Sonderleiſtung geleiſtet 
ei en, können ſie nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
ner ungerechtfertigten Bereicherung zurückverlangen. 
fall Art. 7 der neuen DurchfVoO. behandelt einen Sonder⸗ 
der Preußiſchen Landesrentenbank. Die Gold⸗ 
andesrentenbriefe dieſer Bank find mit 8 bzw. 70% zu ver⸗ 
Men und mit % zuzüglich der erſparten Zinſen zu tilgen, 
til daß ſich, wenn man von außerplanmäßigen Kapital⸗ 
a engen abfieht, eine Tilgungszeit von 36 ¾ bzw. 40/12 Jah⸗ 
Notes gibt. Die Herabſetzung des Zinsſatzes auf 6% gemäß 81 
gu VO. bedingt eine entſprechende Verlängerung der Til⸗ 
tir 9Sgeit, da ein mit 6% verzinsliches und mit ½% zu 
länondes Kapital ſich in 44 ½ Jahren tilgt. Diele Ver⸗ 
ba gerung der Tilgungsdauer wird aber der Landesrenten⸗ 
1210 durch die Vorſchrift des Art. 13 Abf. 1 der 1. Durchfd. 
brie nicht ermöglicht, da die als Deckung der Landesrenten⸗ 
99 e dienenden Landesrentenbankrenten Reallaſten ſind und 
N ilgungsdauer der Landesrentenbankrenten durch die Not⸗ 
Aide nicht berührt wird. Art. 7 der neuen Durchf VO. gibt 
di mehr der Preußiſchen Landesrentenbank die Möglichkeit, 
bri ilgungspläne der von ihr ausgegebenen Landesrenten⸗ 
die je ſoweit zu ändern, wie es notwendig iſt, um der durch 
eg dinsſenkung eintretenden Verlängerung der Tilgungszeit 
der nung zu tragen. Die Anderung der Tilgungspläne bedarf 
übe die an Kenn der Aufſichtsbehörde, die auch Näheres 
r die Ankkrung beſtimmen kann. 


rech Hypothekenbanken, Schiffspfandbriefbanken und öffentlich⸗ 
Pfaniche Kreditanſtalten können die Tilgungs pläne ihrer 


4 


20 dbriefe und Schuldverſchreibungen gemäß 8 4 Abſ. 4 Not⸗ 


die und Art. 24 der 1. DurchfVO. ändern, wenn durch 
Kündigungsſperre die Fälligkeit der Deckungswerte hin⸗ 


ausgeſchoben wird oder wenn die Erſetzung von Barzahlungen 
durch die Hingabe von Schuldverſchreibungen es erfordert. 
Nach Art. 8 der neuen DurchfVO. ſollen dieſe Vorſchriften 
entſprechend gelten für Tilgungspläne, auf Grund deren nach 
dem 31. Dez. 1930 Ausloſungen vorgenommen worden 
ſind, deren Einlöſungstermine in die Zeit nach dem 31. Dez. 
1931 fallen. Dabei kann auch ein auf der Ausloſung be⸗ 
ruhender Rechtsanſpruch zum Erlöſchen gebracht werden. 
Nach 88 21, 20 ErbbVO. können Erbbaurechte von Hypo⸗ 
thekenbanken und privaten Verſicherungsunternehmungen nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen beliehen werden. Insbe⸗ 
ſondere muß die Tilgung der Hypothek ſpäteſtens 10 Jahre 
vor Ablauf des Erbbaurechts endigen und darf nicht länger 
dauern, als zur buchmäßigen Abſchreibung des Bauwerks nach 
wirtſchaftlichen Grundſätzen erforderlich iſt. Ferner muß das 
Erbbaurecht mindeſtens noch ſo lange laufen, daß die vor⸗ 
ſchriftsmäßige Tilgung der Hypothek jür jeden Erbbau⸗ 
berechtigten oder ſeine Rechtsnachfolger aus den Erträgen des 
Erbbaurechts möglich iſt. Durch die Verlängerung der Til⸗ 
gungspläne auf Grund des § 4 Abſ. 4 NotVO. und des 
Art. 24 der 1. DurchfVO. würden vielfach die vorgenannten 
Vorſchriften der ErbbVoO. verletzt werden. Art. 9 der neuen 
Durchf. will daher die Vorſchriften der 88 21, 20 ErbbVO. 
inſoweit außer Anwendung laſſen, wie ihre Befolgung mit 
der Anderung der Tilgungspläne unvereinbar wäre. Jedoch 
muß auf jeden Fall die planmäßige Tilgung der Hypothek 
ſpäteſtens fünf Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts endigen. 
Durch die neue DurchfVO. find manche Zweifel und Un⸗ 
klarheiten auf dem Gebiet der Zinsſenkung behoben. Daß es 
nicht möglich war, alle Zweifel zu klären, liegt auf der Hand; 
dies kann auch nicht der Zweck einer Durchf VO. fein. Wichtige 
Fragen harren noch der Entſch. durch die Gerichte. Insbeſ. 
gilt dies von der Klarſtellung des Begriffs der Deckungs⸗ 
hypothek für im Ausland begebene Schuldver⸗ 
ſchreibungen durch das RWich. auf Grund des Art. 19 
der 1. DurchfVO. Nach 8 7 Abſ. 2 Not VO. finden die Vor⸗ 
Schriften der 88 1—6 Not VO. über die Zinsſenkung und den 
Kündigungsſchutz keine Anwendung auf Forderungen, Hypo⸗ 
theken und Grundſchulden, die der Deckung im Ausland be⸗ 
gebener Schuldverſchreibungen dienen. Die erſte Voraus⸗ 
ſetzung für die Nichtanwendung der 88 16 Not VO. iſt 
demnach, daß im Auslande begebene Schuldverſchreibungen 
vorliegen und daß die Hypothek der Deckung dieſer Schuld⸗ 
verſchreibungen dient. Der Begriff der ausländiſchen Schuld⸗ 
verſchreibung iſt näher erläutert durch Art. 17 der 1. Durchf⸗ 
VO. Danach gilt eine Schuldverſchreibung als im Ausland 
begeben, wenn ſie 1. von inländiſchen Schuldnern ausgeſtellt 
und 2. entweder auf ausländiſche Zahlungsmittel lautet oder 
ausſchließlich für den Abſatz und Handel im Ausland beſtimmt 
iſt. Wenn die Schuldverſchreibung von der Kapitalertrag⸗ 
ſteuer befreit war, wird vermutet, daß ſie im Ausland be⸗ 
geben war. Schuldverſchreibungen, die zum amtlichen Handel 
an einer deutſchen Börſe zugelaffen find, gelten jedoch in 
keinem Falle als im Ausland begeben. In Art. 17 Abſ. 2 der 
1. Durchf VO. werden den Schuldverſchreibungen im Ausland 
aufgenommene Anleihen und im Ausland durchgeführte 
Finanzierungen gleichgeſtellt. Hier ſetzen die Zweifel ein. 
Von den ausländiſchen Hypothekengläubigern wird vielfach be⸗ 
hauptet, das für Schuldverſchreibungen beſtehende Erfordernis, 
daß ſie von inländiſchen Schuldnern ausgegeben ſeien, gelte 
nicht für Anleihen und anleiheähnliche Finanzierungen. Da 
ferner jede Schuldverſchreibung auch als Anleihe oder anlethe⸗ 
ähnliche Finanzierung zu gelten habe, beſtehe praktiſch das 
Erfordernis der Ausſtellung durch einen inländiſchen Schuld⸗ 
ner trotz des Wortlauts des Art. 17 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. 
auch für Schuldverſchreibungen nicht. Dieſer Behauptung 
kann nicht nachdrücklich genug widerſprochen werden. Schon 
der Wortlaut des Art. 17 ſteht der Auffaſſung der aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger entgegen. Art. 17 Abſ. 2 erweitert nur 
den Begriff „Schuldverſchreibung“. Dagegen ſagt er nichts 
darüber, wann eine Schuldverſchreibung und die ihr gleich⸗ 
geſtellten Begriffe als im Ausland ausgegeben, aufgenommen 
oder durchgeführt anzuſehen ſind. Das beſtimmt ſich vielmehr 
allein nach Art. 17 Abſ. 1. Die dort aufgeſtellten Voraus⸗ 
ſetzungen gelten daher gleichmäßig für Schuldverſchreibungen, 
Anleihen und anleiheähnliche Finanzierungen. Damit iſt klar, 
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daß auch eine im Ausland aufgenommene Anleihe oder im 
Ausland durchgeführte Finanzierung einen inländiſchen 
Schuldner haben muß. Dies beweiſt ſchlagend die Argumen⸗ 
tation der Ausländer, daß das Erfordernis eines inländiſchen 
Schuldners letzten Endes auch für Schuldverſchreibungen des⸗ 
halb nicht erforderlich ſei, weil dieſe immer auch unter den 
Begriff der Anleihe oder anleiheähnlichen Finanzierung fielen. 
Mit dieſer Argumentation würde Art. 17 Abſ. 1 glatt in ſein 
Gegenteil verkehrt; das läßt aber ſein eindeutiger Wortlaut 
nicht zu. Außerdem iſt folgendes zu bedenken. Die Ausgabe 
von Schuldverſchreibungen tft offenſichtlich die ſtärkſte Finan⸗ 
sierungsform. Wenn die 1. DurchfVO. daneben auch die 
ſchwächeren Formen der Anleihe (d. h. des Darlehens) und der 
anleiheähnlichen Finanzierung als Schuldverſchreibungen gel⸗ 
ten laſſen will, jo haben doch keinesfalls dieſe ſchwächeren 
Finanzierungsformen auch noch dadurch begünſtigt werden 
ſollen, daß bei ihnen von den allgemein für Schuldverſchrei⸗ 
bungen nach Art. 17 Abſ. 1 geltenden Erforderniſſen ab⸗ 
geſehen werden ſoll. Zu dem gleichen Ergebnis führen auch 
folgende Erwägungen. Der deutſche Geſetzgeber konnte und 
wollte nur Rechtsverhältniſſe regeln, die ſeiner räumlichen 
Geſetzgebungsgewalt unterliegen. Wenn auch bei ſchuldrecht⸗ 
lichen Verhältniſſen die räumliche Abgrenzung für die ein⸗ 
zelnen Rechte zweifelhaft ſein kann, ſo iſt doch ſo viel ſicher, 
daß das deutſche Recht in keinem Fall Anwendung finden 
kann, wenn ein im Auslande wohnender Ausländer ſich im 
Auslande von einem ausländiſchen Gläubiger in ausländiſcher 
Währung Geld leiht. Dieſer Begrenzung der Macht des deul⸗ 
ſchen Rechts trägt Art. 17 der 1. DurchfVO. Rechnung, wenn 
er nur ſolche Schuldverſchreibungen, Anleihen und anleihe⸗ 


ähnlichen Finanzierungen regelt, welche wenigſtens von ar 
inländiſchen Schuldner ſtammen. Damit iſt aber nun auch die 
Frage der Zinsſenkung und des Kündigungsſchutzes N a 
Deckungshypotheken geklärt. Denn nach 87 Abſ. 2 Not nn 
werden fie nur dann nicht zinsgeſenkt und genießen nur 0 and 
den Kündigungsſchutz nicht, wenn ſie der Deckung im us 1 
gegebener Schuldverſchreibungen dienen, wie ſie 87 ir 
NotBD. und Art. 17 der 1. DurchfVO. näher umſchreiben. 
Wenn alſo eine ausländiſche Hypothekenbank als Deckung n. 
ihre im Ausland ausgegebenen, auf ausländiſche Währt 
lautenden Pfandbriefe deutſche Hypotheken hält, jo — 
die deutſchen Hypotheken zinsgeſenkt und genießen den 2 
digungsſchutz des SA Not O., weil dieſe Pfandbriefe eg 
im Ausland begebenen Schuldverſchreibungen i. S. des A 
der 1. DurchfVO. find. Gegen dies Ergebnis kann mar nen 
nicht einwenden, daß dadurch ausländiſche Hypothekenbad ie 
ſchlechter geſtellt würden als deutſche Hypothekenbanken. abe. 
ausländiſche Hypothekenbank ift dem deutſchen Einfluß, m pr 
auch was die Zinsſpanne zwiſchen Hypothekenzins und! ſeß⸗ 
briefzins betrifft, entzogen. Die Erwägungen, die den wann 
geber veranlaßt haben, bei den deutſchen Hypothekenba jor⸗ 
für eine Aufrechterhaltung der beſtehenden Zinsſpanne zu, der 
gen, können daher auf ausländiſche Banken keinesfalls 1 en. 
tragen werden. Die Verhältniſſe liegen hier grundverſchnda, 
Wenn eine ausländiſche Hypothekenbank durch die denen 
ſenkung ihrer deutſchen Hypotheken wirklich in Schwierigken 
kommen ſollte, wird man es dem ausländiſchen Gefebt nd 
überlaffen müſſen, ob er dieje Schwierigkeiten nach der Pl er 
briefſeite ausgleichen will, wie es ja auch der deutſche Geſe 
geber getan hat. 


— es 


1. Reichspräfidentenwahl. 


Dr. Georg Kaiſenberg, Miniſterialrat im Reichsminiſterium 
des Innern: Die Wahl des Reichspräſidenten. Dritte, 
unveränderte Auflage nebſt Ergänzung: Die Wahl des 
Reichspräſidenten 1932. Berlin 1932. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 2,25 . 

Die 2. Aufl. des Komm., die ZW. 1925, 727 beſprochen iſt, 
erſchien im März 1925 kurz vor dem erſten Wahlgang der Reichs⸗ 
präfidentenivahl 1925. Die beiden Wahlgänge 1925 und die nach⸗ 
folgenden Reichstagswahlen ergaben bei Auslegung der Wahlgeſetze 
und der RStimmO. eine Reihe von Zweifelsfragen, die zum Teil 
durch Erlaſſe des RInn M., zum Teil durch die Rſpr. des WahlPrüfch. 
beim RT. geklärt worden ſind. 

Der Verf. hat von einer völligen Neubearbeitung des Komm. 
abgeſehen und der zweiten unveränderten Auflage eine Ergänzung 
hinzugefügt, die eine Reihe Erläuterungen zum Präſidentenwahlgeſetz 
und zu den die Reichspraſidentenwahl behandelnden Beſtimmungen der 
ARStimmd. enthält. Dieſes Erganzungsheft ſchließt mit dem 27. Febr. 
1932 ab und kommt gerade recht für die Reichspräſidentenwahl 1932. 

D. S. 


2. Handelsrecht. 


Handelsgeſetzbuch, Wechſelordnung, Scheckgeſetz mit den wich⸗ 
tigſten Ergänzungsgeſetzen. Textausgabe mit Anmerkungen 
und Sachverzeichnis. 22. erweiterte und vermehrte Auf⸗ 
lage, herausgegeben von Dr. Arthur B. Schmidt, Uni⸗ 
verſitätsprofeſſor in Tübingen. München 1932. C. H. 
Beckſche Verlagsbuchh. VIII, 454 S. Preis geb. 2,40 . 

Dieſe, ſchon bisher weitverbreitete Beckſche Textausgabe weiſt in 
der neuen, von Prof. A. B. Schmidt bearbeiteten Auflage gegen⸗ 
über ihren Vorgängern, aber auch gegenüber den übrigen Textausgaben 


einige beachtenswerte Anderungen und Beſſerungen auf. Gegenüber den 
bisherigen Auflagen iſt die Aufnahme der Wechjel- und Schechrechts⸗ 


quellen ſowie die eingehendere Berückſichtigung der Nebengeſebe 
rühmen. Gegenüber dem Durchſchnitt der ſonſt üblichen kleinen 
gaben verdient die Anführung von Schrifttum Beachtung und "oe 
Zuſtimmung. Die allgemeine Literaturüberſicht am Anfang nr 
einzelnen Geſetze ſowie die Hinweiſe auf die bedeutendſten der 
graphiſchen Arbeiten bei den einzelnen Abſchnitten werden be Ruten 
für die in erſter Linie bedachten Studenten von großem n 
ſein und können den akademiſchen Lehrer im Vortrag entlaſten, auf 
allgemeinen iſt der vom Verf. getroffenen Auswahl im Hinblick 

den Zweck der Ausgabe zuzuſtimmen. Selbſtverſtändlich iſt das ſſter 
auch in allem übrigen (verweiſende textgeſchichtliche Fußnoten, RT 

Ausſtattung) vortrefflich. D 
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Verordnung über Aktienrecht vom 19. Sept. 1931. Erläuter 
von Dr. Julius Lehmann, Rechtsanwalt und Univerſit 0 
profeſſor in Frankfurt a. M., und Dr. Ernſt E. Hi ; 
Land⸗ und Amtsgerichtsrat, Privatdozent in Frankfurt 5 im 
Zweite neubearbeitete und erweiterte Auflage. Manu 


1932. Verlag J. Bensheimer. Preis 6 . 


Kaum drei Monate nach Erſcheinen der JW. 1932, 08 ue 
ſprochenen 1. Aufl., liegt bereits die 2. Aufl. des ausgezel 91 80 
Kommentars vor. Die in dieſer Zeit über die Aktienrechts⸗ No zn 
erſchienenen zahlreichen Veröffentlichungen, insbeſ. die Werke und 
Goldſchmidt, Neufeld, Rheinſtrom, Roſendorfſ un, 
Staub⸗ Pinner, find von den Verfaſſern überall berückſin e 
wobei die Verfaſſer ſich bewußt darauf beſchränkt haben, das 
Recht zu erörtern, das durch die Not VO. geſchaffen wird. fl 

Im übrigen kann auf die ausführliche Beſprechung der 12 
verwieſen werden. D. 


x e 
Neufeld⸗Schwarz: Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 12 
Seerecht, Bd. I: Handelsſtand und Handelsgeſellſcha ar 
ohne Aktienrecht, und Bd. II: Handelsgeſchäfte. Erläg l. 
von Reichsgerichtsrat Dr. Otto Schwarz. Berlin 
Carl Heymanns Verlag. Preis jeder Band 18 Sb. 15 
Man Kann verſchiedener Anſicht darüber ſein, ob mit Ruch 
ſicht auf die unſtete und fluktuierende, auf dem Wege der N er 
gem. Art. 48 NVerf. einſetzende Geſetzgebung jetzt ſchon der unf. 
lick zur Neuausgabe von Kommentaren des HGB. gegeben 
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So iſt im Kommentar Schwarz⸗Neufeld ſchon jetzt die Dar- 
ſtellung des Rechts der Orderlagerſcheine Bd. 2 S. 344 ff. (8 424) 
unvollſtändig geworden. Denn das durch die WO. v. 6. Ang. 1931 
cl. 1, 433), der Deutſchen Getreidehandelsgeſellſchaft einge 
rüumte beſondere Recht zur Ausſtellung ſolcher Lagerſcheine und 
s durch die VD. v. 16. Dez. 1931 (R&Bl. I, 763) neugeſchaffene 
echt zur Ausſtellung von Orderlagerſcheinen konnte nicht herein⸗ 
erarbeitet werden. 5 
Das neue Werk will keine Konkurrenz zu den großen Kom⸗ 
Mentoren von Staub⸗Düringer⸗ Hachenburg ſein, will, da 
die Handhabung dieſer großen Kommentare, ſofern es ſich nicht um 
iuzelfragen handelt, dem mit der Anwendung befaßten Richter 
und Anwalt ſchwerfällig iſt, es ermöglichen raſchen Aufſchluß ſich 
zu perſchaffen. Dieſer Zweck wird durch den neuen, präziſe und kurz 
in ſeinen Ausführungen gehaltenen Kommentar auch erreicht. Er 
letet die Möglichkeit, über die neuere Rſpr. ſich zu unterrichten. 
lunn iſt der Notwendigkeit überhoben, durch mehr oder weniger 
angwieriges Nachforſchen in der neueſten Judikatur einen Anhalt 
ei auftauchenden Zweifelsfragen zu finden. Ich will damit aber 
N t Stellung gegen die großen Kommentare nehmen, deren Vor⸗ 
handenſein als ein Glück für die deutſche Juriſtenwelt anzuſehen 
t. Der neue Kommentar von Schwarz⸗Neufeld kann das 
große Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen, im einzelnen den ge⸗ 
ſamten Rechtsſtoff klar und überſichtlich gegliedert dem Leſer zu 
weten. Obwohl es mit Rückſicht auf den für eine Besprechung zur 
erfügung ſtehenden Raum ſchwierig iſt, auf Einzelheiten einzu⸗ 
gehen, ſo ſei doch gerade wegen des Verdienſtes, das ſich der Kom⸗ 
mentar erworben hat, einiges bemerkt. In der Ergänzung zu 8 25 
t Bd. 1 S. 94 die Frage der Anwendbarkeit des § 419 BGB. 
ei Übernahme eines Gewerbes behandelt. Dabei wäre darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Haftung des Übernehmers dann gegeben iſt, wenn 
er ſich deſſen bewußt fein muß, das ganze Aktivvermögen des an⸗ 
deren zu übernehmen (JW. 1930, 1509; 1932, 724). Die zu 8 25 
in Anm. 19 S. 93 geäußerte Anſicht, daß dann, wenn die Nicht⸗ 
eintragung eines ganzen oder teilweiſen Haftungsausſchluſſes auf 
einem Verſehen des Regiſterrichters beruhe, ein Regreßanſpruch 
gegen den Staat offenſtehe, dürfte in dieſer Allgemeinheit nicht 
zutreffen. Denn der Übernehmer eines Handelsgeſchäfts hat ſelbſt 
nachzuprüfen, ob vom Regiſterrichter der vereinbarte Ausſchluß der 
übernahme von Paſſiven im Handelsregiſter eingetragen wurde. 
Jeber, der handelsgerichtliche Eintragungen erwirken will, hat die 
nuntragungen auf ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit nachzuprüfen; 
1 derläßt er dies, ſo ſteht ihm auch kein Schadloshaltungsanſpruch 
1 S. des 8839 Abſ.3 BGB. zu (RG. 131,12 FW. 1931, 1186). 
er Schutz des Firmen⸗ und Namenrechts iſt in den Bemerkungen 
f 8 37 eingehend und erſchöpfend behandelt. Klar und überſichtlich 
N das Vollmachtsverhältnis in den Vorbemerkungen vor 8 48 dar⸗ 
geſtellt. Der Meinung S. 155 zu 8 50 Anm 4, daß die Prokura⸗ 
erteilung auf die Hauptniederlaſſung gleichfalls beſchränkt werden 
Vome, ft beizupflichten (33. 7, 170). Daß die Zuſtimmung des 
wenn Ger. zur rechtswirkſamen Beſtellung eines Prokuriſten not⸗ 
wendig ift, wenn ein Minderjähriger Juhaber oder Mitinhaber einer 
urma iſt (S. 151 Anm. 4), iſt vom RG. 127, 155 — 38.1980, 
N 82 ausgeſprochen. Der Arbeitsvertrag des Angeſtellten hat in 
en Vorbem zu 8 59 S. 166 ff. eine eingehende Erläuterung er⸗ 
ahren, die im Einzelfalle die Stellungnahme erleichtert. Zu der 
urch die arbeitsgerichtliche Nipr. ſtreitig gewordenen Frage, ob ge⸗ 
gebenenfalls der Agent als Angeſtellter oder als ſelbſtändiger Ge⸗ 
werbetreibender anzusehen iſt, iſt zu 8 84 in eingehender Weiſe 
Stellung genommen. Bei $ 124, 341 iſt in der Anm. 8 die Frage 
es Zuwachſens des Anteils eines ausſcheidenden Geſellſchafters an 
5 oder an den verbleibenden Geſellſchafter ($ 738 Abſ. 1 BOB.) 
je berührt. Ich bin der Anficht, daß dieſer Zuwachs kraft Ge⸗ 
letzes in der Art eintritt, daß er ſogar durch vertragliche Be⸗ 
emung nicht ausgeſchloſſen werden kann, eine entgegenſtehende 
ereinbarung z. B. dahin, daß der betreffende Anteil einem be⸗ 
gaänmten Geſellſchafter zuwachſen ſoll, nur für die Regelung des 
i winnanteils und für die Liquidationsanſprüche von Bedeutung 
996 In Anm. 2 S. 420 wäre zu bemerken, daß gem. 8 37 Vergld. 
Ine Handelsgeſellſchaft ebenſo wie jeder Kaufmann während der 
Sauer des Vergleichsverfahrens der Firma den ausgeſchriebenen 
= ab „im Vergleichsverfahren“ beizufügen hat. Die Beurteilung 
die Rechtsverhältniſſes, das durch die Berufung des Komman⸗ 
itiſten als Angeſtellter der Geſellſchaft geſchaffen wird (Anm. 2 zu 
164 S. 442), iſt durch die Rſpr. gebilligt (vgl. JW. 1929, 1708). 
i 8 335 drängt ſich (S. 468 Anm. 13 u. 14) die Frage auf, ob 
At, der Geſchäftsinhaber dem ſtillen Geſellſchafter gegenüber ſich 
- ipflichten kann, ſich ſo behandeln zu laſſen, als ob das Geſchäfts⸗ 
bernager ihm und dem füllen Gejellihnfter gemeinfiaftich ge 
dere, was zu bejahen fein dürfte (RG. 126, 390). Daß das Gebiet 
er Aufwerkung und Umwertung eine Behandlung im ziveiten Bande 
fr t gefunden hat, ſehe ich als einen Vorzug an. Denn die Streit⸗ 
„gen aus dieſem Gebiete gehören wohl bald nur ber Geſchichte 
A Sehr geſchickt iſt die Bedeutung der Verantwortlichkeit für 
uskunft und Ratserteilung S. 30 Anm. 27ff. und das Weſen des 
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Garantievertrags (Anm. 31 zu § 349 S. 60) klargelegt. Bei 8 378 
iſt die Prüfung der Frage zu vermiſſen, wie ſich die Rechtsbeziehun⸗ 
gen geſtalten, wenn bei der Lieferung von ausländiſchen Bank⸗ 
noten falſche (nicht gefälſchte) geliefert wurden, ob eine ſofortige 
Mängelrüge erforderlich iſt (JW. 1924, 1382) oder Verantwortung 
gem. 8 437 BGB. anzunehmen iſt (RG. 108, 317). Wenn der 
Unterzeichnete auf einige Einzelheiten hingewieſen hat, ſo geſchieht 
dies, weil der Kommentator einen Anſpruch darauf hat, daß eine 
Beſprechung nicht an der Oberfläche haften bleibe. Mehr in Einzel⸗ 
heiten einzugehen, verbietet ſich von ſelbſt, weil dadurch der un⸗ 
richtige Anſchein erweckt werden könnte, als ob der Kommentar 
zu beſonderen Beanſtandungen Anlaß geben würde. Das iſt aber 
nicht der Fall. Dem neuen Kommentar iſt die weiteſte Verbreitung 
zu wünſchen. RA. Prof. Frankenburger, München. 


Dr. Fritz Mann: Die Sachgründung im Aktienrecht. 
(Wirtſchaftsrechtliche Abhandlungen. Herausgegeben von 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Karl Geiler, Mannheim⸗Heidel⸗ 
berg. 7. Heft.) Mannheim 1932. J. Bensheimer Verlag. 
128 Seiten. Preis 6 #. 

Windſcheid, bekannt als Begriffsjuriſt, pflegte feinen 
Hörern zu ſagen, das Recht und ſeine Wiſſenſchaft hätten der Er⸗ 
füllung menſchlicher Bedürfniſſe zu dienen. In mehrfachem Sinne 
wird man durch die vorliegende Schrift an dieſes Wort erinnert. 
Mann iſt geneigt und unzweifelhaft geſchickt zur Begriffsbildung. 
Das Thema der Sachgründung führt in ein Zentrum von ſchwie⸗ 
rigen Fragen. Ihre Beantwortung muß genügend fundiert wer⸗ 
den. In früheren Jahrzehnten war von der Rechtswiſſenſchaft die 
Aufgabe zu löſen, die Entſtehung der Korporation auf eine ſichere 
Grundlage zu ſtellen. Eine ſolche läßt ſich bei der Errichtung der 
Akt®. deshalb nicht leicht finden, weil ein Bedürfnis beſteht, die 
Erklärung, eine Körperſchaft zu bilden, mit der Erklärung, die 
Kapitaleinlage auf die übernommenen Aktien zu beſchaffen, zur 
Einheit zu verbinden. Karl Lehmann hat die Lehre von dieſer 
Einheit durchgeführt. Sie trifft ohne weiteres für die Bargründung 
zu. Bei der Sachgründung haben ſich Schwierigkeiten heraus⸗ 
geſtellt. Dieſe hat Mann, und zwar wohl unter vollſtändiger 
Heranziehung von Schrifttum und Rſpr. ſowie unter Vergleichung 
mit dem franzöſiſchen Recht, durch zum Teil neuartige Konſtruk⸗ 
tionen zu überwinden geſucht. Mann bezeichnet das Sacheinlage⸗ 
abkommen als einen Vertrag, der den Regeln des bürgerlichen 
Rechts inſoweit unterſteht, als das Aktienrecht nicht Abweichungen 
gebietet (S. 49). Aus dieſer Definition werden vielfach praktiſch 
gut verwertbare Ergebniſſe abgeleitet; ſo die entſprechende An⸗ 
wendung der 88 320 f. und der 88 493, 445 BOB. (S. 51 f). 
Praktiſch von geringerer Tragweite ſind die Erörterungen über die 
inhaltliche Anderung des Sacheinlagevertrages nach der Eintragung. 

Hingegen begibt ſich Mann mit der Behandlung der vor⸗ 
beabſichtigten Nachgründung wieder auf ein Gebiet von großer 
praktiſcher Bedeutung. Auch hier iſt die Begriffsentwicklung durch⸗ 
aus ſchlüſſig. Jeder, insbeſ. Hachenburg, der wie Mann an⸗ 
nimmt, der Geſetzgeber habe in wohlüberlegter Weiſe für die Sach⸗ 
gründung neben dem offiziellen Weg in 88 186 f. HGB. noch 
einen anderen durch § 207 zur Wahl ſtellen wollen, wird Mann 
zuſtimmen können. 7 

Hachenburg und Mann (S. 77f., 91f.) gehen nämlich 
von den Mot. des Art. 213 f. ADB. nach der Nov. von 1884, 
dem die 88 207, 208 HGB. entſprechen, aus. Hier wird dem 
Sinne nach geſagt: der Geſetzgeber ziehe die Möglichkeit vorbeab⸗ 
ſichtigter Nachgrundungen in Betracht und habe hiergegen geeignete 
Vorkehrungen, nämlich durch Erſtreckung der in Art. 213 a, 213 d 
— 88 202 und 205 des jetzigen HGB. — ſtatuierten Schadens⸗ 
erſatzverpflichtungen auf den nachträglichen Erwerb von Anlagen 
getroffen. Mann ſagt, die von mir bereits in Lg. 1912, 501f. 
vertretene Anſicht, der Geſetzgeber ſei ohne rechte Überlegung ver⸗ 
fahren, beruhe auf einem Mißverſtändnis der Entſtehungsgeſchichte. 
Allerdings iſt die Geſchichte der 88 207, 208 für deren Auslegung 
entſcheidend. Aber wer ſich darauf ſtützt, darf nicht bei der Aktien⸗ 
novelle von 1884 ſtehenbleiben, ſondern, muß noch auf diejenige 
von 1870 zurückgehen. Bereits durch dieſe wurde nämlich, um den 
Umgehungen der bisher nur für Sacheinlagen geltenden Beſtimmun⸗ 
gen durch Übernahmeverträge vorzubeugen, in Art. 209 b A HGB. 
— 8186 HB. die Sachübernahme der Sacheinlage gleichgeſtellt. 
Die Nichtaufnahme von Sacheinlage und übernahme in den Wer 
ſellſchaftsvertrag zog deſſen Nichtigkeit nach ſich (ogl. Dahn zu 
Art. 209 b). In der folgenden Gründerperlode erwies ſich dieſe 
Maßnahme als durchaus unzulänglich. — Daher wurde die Sach⸗ 
gründung in der Attiennobefle von 1884 mit einem ganzen Syſtem 
von Schutzvorſchriften umgeben. Auffälligerweiſe iſt in Art. 213 f. 
das Erfordernis ſowohl der Eintragung des GenVerſreſchluſſes 
über Genehmigung des Anlagcerwerbes wie vor allem dasjenige 
der vorangehenden Prüfung durch beſondere Reviſoren zu vermiſſen. 
Ring moniert aus dieſem Grunde in feinem, dem wohl fuhrenden 
Komm. des Att. f. d. Faſſ. der Nov. von 1884, zu Art. 213 f. Nr. 8 
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„die undurchſichtige Beſtimmung“. Brodmann zu 8 207 N. 7 
ſtimmt meiner Anſicht, daß der Geſetzgeber hier einen ſchweren 
Mißgriff getan habe, zu und erklärt ihn folgendermaßen. Ur⸗ 
ſprünglich war im Entwurf für die reguläre Sachgründung noch 
nicht die Kautel der beſonderen Reviſoren vorgeſehen. Ste wurde 
erſt ſpäter eingefügt, aber dabei wurde überſehen, die Beſtimmung 
über die beſonderen Reviſoren auch in die die Nachgründung be⸗ 
treffenden Vorſchriften mit aufzunehmen. 

Wenn man die Entſtehungsgeſchichte der 88 207, 208 genauer 
betrachtet, liegt die von Hachenburg und Mann vertretene An⸗ 
ſicht weit ab: in der auf nachdrückliche Erhöhung des Schutzes für 
die Sachgründung, deſſen Kernſtück die Prüfung durch die beſon⸗ 
deren Rebiſoren bildete, abzielenden Novelle hätten deren Verfaſſer 
wohlbedachtermaßen noch den Weg der nachträglichen Sachüber⸗ 
nahme ohne dieſe Prüfung durch Art. 213 f. einräumen wollen. 
Davon kann keine Rede fein. Gewiß hat der Gefetzgeber dieſen 
Weg eröffnet, aber nicht in wohlüberlegter, ſondern in fehlerhafter 
Weiſe. Er trägt daher die eigentliche Schuld an der Verwirrung 
der Anſichten und an der Rechtsentwicklung, nämlich daran, daß 
ſeit etwa 1900 die vorbeabſichtigte Nachgründung zum üblichen 
Weg für die Sachgründung wurde, bis dann dieſer Praxis durch die 
Entſch. des RG. 121, 99 f. JW. 1928, 2613, deren Richtigkeit 
hier nicht zur Erörterung ſteht, ein jähes Ende bereitet wurde. 
Erſt der 1932 noch zu erwartende Teil der Aktiennovelle wird, 
wie der 8 36 des 1930 vom RIM. veröffentlichten Entwurfes 
zeigt, das als Geſetz bringen, was bei richtiger Erwägung ſchon 
1884 hätte Geſetz werden müſſen. 

Durch die vorſtehenden Ausführungen wird in keiner Weiſe 
mein Urteil über den Geſamtgehalt der Mannſchen Schrift be⸗ 
einflußt. Sie iſt ſehr wohl zu ſchätzen. Denn ſie trägt in an⸗ 
erkennenswerter Weiſe zur Klärung der mit der Sachgründung zu⸗ 
ſammenhängenden Fragen bei. IR. Dr. Fiſcher, Leipzig. 


Dr. Otto Schmidt, d. J., Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht 
Köln: Die GmbH. in der Rechtſprechung der deutſchen 
Gerichte ſeit 1924 in Loſeblattform. Köln 1932. Zen⸗ 
trale für GmbH. Preis Ganzl. geb. 9,50 . 


Die vorliegende Arbeit ſtellt eine Fortſetzung des in drei 
Bänden erſchienenen Werkes gleichen Titels, das die Jahre 1892 
bis 1924 umfaßt und von Reidnitz bzw. SenPräſ. Freymuth 
verfaßt iſt, dar (vgl. die Beſprechung JW. 1926, 510). 

Es iſt ein Kommentar zum GmbHG. von ganz beſonderer Eigen⸗ 
art. Die einzelnen abgedruckten Paragraphen des Geſetzes ſind in 
der Weiſe erläutert, daß die Rſpr. zu den geſetzlichen Beſtimmungen 
in Rechtſprüche zuſammengefaßt iſt. Dieſe Rechtſprüche ſind hinter 
jedem einzelnen Paragraphen unter beſonderer Hervorhebung eines 
Schlagwortes geordnet, dann ſind das Gericht, Tag der Entſcheidung, 
Aktenzeichen und die Abdruckſtelle angegeben. Bei beſonders wich⸗ 
tigen Entſcheidungen und ſolchen, bei denen die Wiedergabe der 
Entſcheidungsgründe notwendig erſchien, iſt der weſentliche Teil 
der Entſcheidung ſelbſt auch aufgenommen. Aus etwa 33 Quellen 
ſind rund 320 Entſcheidungen zuſammengetragen und deren weſent⸗ 
liche Gründe in rund 475 Rechtsſprüchen zuſammengefaßt. Die Über- 
ſichtlichkeit iſt vortrefflich. Stichproben ergeben, daß die als Quellen 
benutzten Zeitſchriften bis Ende Dezember 1930 und ſogar die 
„Rundſchau für GmbH.” und die JW. bis Ende Juni 1931, die 
amtliche Sammlung der RcEntſcheidungen in Zivil. bis zum 
132. Bande einſchließlich berückſichtigt worden ſind. Es dürfte wohl 
Raum eine veröffentlichte Entſcheidung aus dieſem Rechtsgebiete von 
einiger Bedeutung geben, die nicht im vorliegenden Werke verwertet 
worden iſt. 

Über dieſe anerkennenswerte Arbeit des Sammelns von Ent⸗ 
ſcheidungen hinaus, liegt der wiſſenſchaftliche Wert des Werkes in 
der wirklich gründlichen Verarbeitung des umfangreichen Stoffes 
und der ausgezeichneten Formulierung der Rechtsſprüche. 

Neu eingeführt iſt mit dem 4. Bande die Loſeblattform, die 
es geſtattet, das Werk ſtets auf dem laufenden zu halten. Der Ver⸗ 
lag darf mit Recht dieſes Archiv als ein „ewiger GmbH.-Rommentar“ 
bezeichnen, der ein wertvolles Hilfsmittel iſt. D. S. 


Dr. Hans Neufeld, Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe 
und Miniſterialrat im preuß. Miniſterium für Handel und 
Gewerbe: Die Reichsbank nach dem Neuen Plan. Berlin 
1931. Carl Heymanns Verlag. XII u. 130 S. Preis 5 . 

Die Arbeit iſt als Ergänzung des 1925 vom Verf. heraus⸗ 
gegebenen Komm. zum Bank®. gedacht. Sie bringt (nach kurzer 

Schilderung der Entſtehungsgeſchichte der Banlggeſetzuovellen) zunächſt 

den Wortlaut des BankG. in der v. 17. Mai 1930 ab geltenden 

Faſſung, dann eine Kommentierung ſeiner neuen Vorſchriften, ſchließ⸗ 

lich als Anhang die einzelnen einſchlägigen Geſetze, Verordnungen 

und Abkommen. . 

Die Erläuterungen geben ein klares Bild von der Bedeu⸗ 
tung der einzelnen Geſetzesbeſtimmungen. Welche Anderungen gegen- 


über dem früheren Rechtszuſtand eingetreten ſind, iſt jedesmal den 
vorgehoben, ebenſo welche Beſtimmungen völkerrechtlich 95g 
find. Der Verf. hat vor allem Bildung, Rechtsſtellung und Tae 
keit der Organe der Reichsbank näher erörtert. Dankens un u- 
auch die Ausführungen über die Bank für internationalen Zahlung 
ausgleich, die er zu den SS 21, 24 macht. Für die Gewinn den 
lung ift die Noto. v. I. Dez. 1930 ſchon berückſichtigt wol 
Das Buch erfüllt durchaus ſeinen Zweck, den Komm. von 
auf den geltenden Stand der Geſetzgebung zu bringen. ; 
Prof. Dr. Gieſeke, Berlin. 9 
Dr. Hans Scheer: Das Bankgeheimnis. Leipzig 1931. 1 
verſitätsverlag von Robert Noske in Leipzig. XI u. 122 
Preis 5 . — 
Die Arbeit iſt eine rein dogmatiſche. Sie ſtellt eine ſehr 9 
liche Erörterung aller ſich aus den Theſen des Verf. ergebenden 8 che 
ſequenzen dar. Nach einer ſehr gedrängten Darſtellung der chi 
des Bankgeheimnijjes erörtert der Verf. ſämtliche Fragen, die ſich ‚ft 
der von ihm konſtruierten Geheimhaltungspflicht ergeben und bench. 
(S. 36): „Die hier vertretene weite Auffaſſung von der Schweiger en 
dürfte der Verkehrsſitte entſprechen, da die Bankiers in weiteſtgeh at 
dem Maße Verſchwiegenheit üben.“ Aber dieſe feine Annahme iſt 8 au- 
begründet. Wenn auch, was ohne weiteres anzuerkennen iſt, die lbſt 
kiers in weiteſtgehendem Maße Verſchwiegenheit üben, und ich — 
in meiner beratenden Tätigkeit dieſe Praxis ſtets ſehr weitgehen 
empfohlen habe, ſo geht der Verf. doch über das Ziel hinaus und * 
ſtruiert eine Geheimhaltungspflicht, die weder aus den komplem 
tären geſetzlichen Beſtimmungen noch aus der Praxis hergeleitet wer vol 
kann. Die Konftruktion des Verf. führt auch zu einer Reihe zeit 
praktiſch ſehr erheblichen Zweifelsfragen, welche bei einer weniger ! 
erſtreckten Auffaſſung nicht auftauchen können. 
Der Verf. behauptet, der Gegenſtand der Geheimhaltungsp 
des Bankiers werde nicht nur durch objektive Momente beſtim a 
fondern auch durch ein ſubjektives, nämlich den „Willen des Kund i 
(S. 21). Nach Anſicht des Verf. braucht dieſer Wille auch nicht . 
mal geäußert zu ſein. Verf. betrachtet als „anvertraut“ i. S. 55. 
5 383 Nr. 5 ZPO. nicht nur ſolche Tatſachen, die unter der an. 
drücklichen oder ſtillſchweigenden Auflage der Geheimhaltung AR 
geteilt, ſondern alle Tatſachen, „die in innerem Zuſammenhang 77. 
dem Vertrauensverhältnis zur Kenntnis genommen werden“ (S. 5 
Der Bankier habe, ſo führt Verf. aus, ſolche Tatſachen gehe 
zuhalten, von denen der Kunde wünſcht, daß er ſie geheimhalten I 
(S. 29); der Bankier müſſe auch auf die beſonderen Wünſche * 
Eigenarten des Kunden eingehen (S. 30). Dieſe Auffaſſung wird ar 
zugeſpitzt zu folgender Theſe. Sei eine Tatſache einer unbegrenzt. 
Zahl von Perſonen bekannt, haben aber einzelne Perſonen die 2 
kundige Tatſache nicht erfahren, und will der Kunde, daß fie h 
auch ferner unbekannt bleiben ſoll, jo müſſe der Bankier „auch dief 
Wunſch des Kunden Rechnung tragen“ (S. 34). hr 
Eine ſolche Theorie geht nicht nur über die beftehende Ban 
praxis weit hinaus, ſondern läßt ſich auch nicht einmal de, 10 
kerenda rechtfertigen. Die Tätigkeit des Bankiers (die Definiern dt 
der Bank, die der Verf. zu geben ſucht, ſcheint ihn übrigens ſelbſt 1 
zu befriedigen; S. 39 f.) iſt eine gewerbliche Tätigkeit. Sein Erwer er 
intereſſe ſteht voran, und nur um dieſes Intereſſe zu fördern halt 8 
Verſchwiegenheit. Schon hieraus folgt, daß die ſubjektiven Wünſche ſic 
[49 
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Kunden überhaupt keine Rolle fpielen dürfen, ſondern daß es 
entweder objektiv um Tatſachen handelt, die ganz allgemein nach der 
Natur der Sache geheimzuhalten ſind, oder daß darüber hinaus 
Kunde eine Tatſache anvertraut und der Bankier ſie als anver 
entgegengenommen hat. Aten 
Verf. weiß, welche Bedeutung die von dem Bankier erteil 
Kreditauskünfte für das allgemeine Wirtſchaftsleben haben, und r. 
ſieht ſich großen Schwierigkeiten gegenüber, wie er die durch an 
und Rechtslehre völlig feſtgelegten Grundſätze über eine richtige 5 N 
vollſtändige Auskunft mit jeiner weitgehenden Theorie in Einklene 
bringen kann (S. 67— 77). Das Dilemma bleibt aber auch trotz " 
gender Ausführungen des Verf. beſtehen: „Es iſt aber nicht richng. 
daß der Bankier keine dem Kunden ungünſtige wahrheitsgemäße Au 
Kunft erteilen darf, ohne feine Geheimhaltungspflicht zu verletzen. der 
Kunden ift in der Regel bekannt, daß feine Lage ungünſtig iſt o pt. 
daß fie jedenfalls von dritter Seite ungünſtig beurteilt werden kat 5 
Er weiß ferner, daß er dem Bankier nicht zumuten kann, eine w ide 
heitswidrige günſtige Auskunft über ihn zu erteilen... Da der MW) 
ferner weiß, daß die Verweigerung der Auskunftserteilung durch 
Bankier den ungünſtigſten Eindruck auf den Anfragenden macht, 
es ihm regelmäßig angenehmer ſein, wenn der Bankier nicht die a 1 
kunft verweigert, ſondern eine wahrheitsgemäße, im Maße des % 
läſſigen günſtig gefärbte‘ Auskunft erteilt” (S. 69/70). Dem Ver 
der bei feiner Arbeit fehr gründlich und überlegt zu Werke gegange⸗ 
iſt, ſollte dieſe praktiſche Anwendung feiner Theorie die dagegen 45 
ſtehenden Bedenken offenbart haben. Das entſprechende ift zu jagen bo, 
ſeinen Erörterungen über „die Verletzung der Geheimhaltungspfli ir 
(S. 95 ff.). Überall muß er verſuchen, die Tragweite ſeiner Theo 5 
abzuſchwächen, um hinsichtlich der Ergebniſſe nicht allgemeinen Wide 


traut 


ort“ 
wird 


61. Jahrg. 1932 Heft 14] 


Schrifttum 


1003 


brug heraufzubeſchwören. Dagegen ſind völlig richtig und überzeugend 
Rn Ausführungen, wonach die Geheimhaltungspflicht die Geſchäfts⸗ 
erbindung überdauert (S. 114). 

NA. C. Hermann Ohſe, Berlin. 


Johannes C. D. Zahn: Die treuhänderiſche Übertragung und 
Verwaltung von Körperſchafts rechten, insbeſondere von 
Aktien, Kuren und GmbH.:Anteilen. (Bonner rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Abhandlungen, Heft 18.) Bonn 1931. 
Ludwig Röhrſcheid, Verlag. X u. 68 Seiten. Preis 3,80 h. 


Verf. unternimmt es, für die im Titel bezeichneten Tatbeſtände 
5 genauer geſagt, nur für diejenigen, bei denen es nicht auf die Uber- 
tragung des Vermögenswertes, ſondern auf die Tätigkeit des Treu⸗ 
Jänders in der Körperſchaft ankommt — die Beziehungen zwiſchen 
teuhänder und Treugeber zu unterſuchen. Er ſchildert einleitend durch 
nführung einer Reihe von Beiſpielen, wie mannigfache Zwecke mit 
55 treuhänderiſchen Übertragung von Körperſchaftsanteilen verfolgt 
gaben (S. 7—13). Daran ſchließen ſich Ausführungen über ihre Zu⸗ 
äſſigkeit und über die Form der abzuſchließenden Verträge (S. 15 
bis 24). Der eigentliche Hauptteil beginnt mit einem Überblick über 
= Grenzen der Vertragsfreiheit ($ 138), in dem aber auf Einzelheiten 
gt eingegangen wird (S. 25—28). Für die weitere Behandlung teilt 
a die in Betracht kommenden Übertragungen in drei Gruppen 
5 ſolche im Intereſſe des Treugebers, im Intereſſe des Treuhänders 
nd im Intereſſe Dritter. Am ausführlichſten erörtert er die erſte 
ruppe. Hier wird zunächſt auf die Pflichten des Treuhänders ein⸗ 
Gaangen und auf die Möglichkeiten, die für den Treugeber bei ihrer 
Dan ehung beſtehen (S. 29—38, 44 f.). Geſondert wird der Fall be⸗ 
Jandeft, daß die Körperſchaft ſelbſt der Treugeber iſt (Vorratsaktien). 
90 hat Verf. Bedenken gegen die Wirkſamkeit des Treuhandvertrages; 
9 möchte die daraus entſpringenden Verpflichtungen als eine Art 
katuralobligationen auffaſſen (S. 39—44). Der Abſchnitt ſchließt mit 
88 Erörterung der Rechte des Treuhänders gegen den Treugeber 
Zurüchbehaltungsrecht, Recht auf Rücknahme) (S 47—49). Die zweite 
Ir uppe von Tatbeſtänden, Übertragungen im Intereſſe des Treu⸗ 
künders, findet mit Recht nur kurze Behandlung, da ſie praktiſch ge⸗ 
unge Bedeutung hat (S. 49—56); näher erörtert wird der Umfang 
zur Befugniſſe des Treuhänders. — Intereſſante Tatbeſtände kommen 
um dritten Abſchnitt, bei Erörterung der Übertragungen im Intereſſe 
dezugunſten“) Dritter, in Frage, insbeſ. die an Unparteiiſche, die 
Sgebenenfalls einen Intereſſenausgleich herbeiführen ſollen. Nach 
Schilderung einzelner Fälle (S. 56-59) unterſucht Verf., welche 
ſtehalichteiten für die inhaltliche Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes be⸗ 
ehen (S. 61) und welche Vorſchriften (Geſellſchaſt, Vertrag zugunſten 
moitter) darauf anwendbar ſind (S. 62—68). Die vom Verf. für 
manche Fälle bevorzugte Konſtruktion als Vertrag zugunſten Dritter 
ſcheint mir reichlich kompliziert und nicht notwendig. 

Die Abhandlung hat manche Mängel einer Erſtlingsarbeit, ſie 
geht mehr in die Breite als in die Tiefe, haftet bei der Rechts⸗ 
anwendung manchmal am Außerlichen, iſt im Denken und im Aus⸗ 
vruck nicht immer präziſe. Trotzdem fällt mein Urteil im ganzen 
poſitiv aus. Verf. hat einen bisher vernachläſſigten Fragenkompler 
au erſtenmal von vielen Seiten beleuchtet. Schon das iſt verdienſtlich. 

r hat dabei die in Betracht kommenden Tatbeſtände überſichtlich 
ach Typen geordnet und ſich bemüht, in jedem einzelnen Fall einen 
gerechten Ausgleich der Intereſſen herbeizuführen, eine Aufgabe, die 
zei dem Fehlen unmittelbar anwendbarer Geſetzesbeſtimmungen be⸗ 
bonders ſchwierig iſt. Er hat zwar nicht alle Fragen gelöſt, aber 
ud zu ihrer Löſung durch andere anregend mitgewirkt. In einigen 
Munten (3. B. bei der Frage der zugunſten der Körperſchaft ge⸗ 
ne denen Anteile) hat er neue Gedanken ausgeſprochen, deren Weiter⸗ 
derfolgung ſich lohnt. Leider hat er das günſtige Urteil im einzelnen 
mo Flüchtigkeiten beeinträchtigt. So ſoll die Übertragung von Aktien 
zer weniger als 1000 46 durch gerichtlich oder notariell beglaubigte 
deszlärung mit Zuſtimmung des Aufſichtsrats oder der General⸗ 
notammlung erfolgen, die von Gmbc Anteilen durch gerichtlich oder 
en beglaubigten Vertrag (S. 17). Bei Kuren wird ohne Be⸗ 
chränkung auf die Gewerkſchaften alten Rechts behauptet, daß die 
Lerpflichtung zur Übertragung der gerichtlichen oder notariellen Form 
Dürfe (S. 18). Das Literaturverzeichnis iſt wenig ordentlich, ebenſo 
192 die Anmerkungen (vor allem viele Schreibfehler in den Namen, 
wäenzelt eine kaum verſtändliche Zitiermethode). Warum bei Fremd⸗ 
en meift eine veraltete Schreibweiſe angewendet wird, iſt nicht 
uzuſehen. Prof. Dr. Giejeke, Berlin. 


Das Geſetz über die Beaufſichtigung der Bauſparkaſſen im 
Zuſammenhang dargeſtellt und für die Praxis erläutert 
von Werner Meier, Oberregierungsrat, und Juſtus von 
Gruner, Verwaltungsrechtsrat. Berlin 1931. Deutſche 
Bauzeitung GmbH. 112 Seiten. Preis broſch. 3,35 , 
geb. 4,80 . 

Der Komm. unterſcheidet ſich von den bisher erſchienenen Er⸗ 


läuterungen vor allem dadurch, daß eine gründliche Kenutnis des 
Bauſparweſens zugrunde liegt. Er iſt daher zur Orientierung von 
Leſern geeignet, die vom Bauſparweſen nur die nebelhaften Vor⸗ 
ſtellungen haben, wie man ſie meiſt vorfindet. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt kann der Komm., obwohl man ihm im übrigen ſtraffere 
juriſtiſche Durcharbeitung wünſchen könnte, ſehr wohl empfohlen 
werden. 
RA. Dr. Bauer⸗ Mengelberg, Heidelberg. 


Zugaben⸗Verordnung. (Erſter Teil der VO. des Reichspräſt⸗ 
denten zum Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932.) Er⸗ 
läutert von Dr. Alexander Elſter, Berlin. Berlin und 
Leipzig 1932. Walter de Gruyter & Co. 


Nach einer geſchichtlichen Darſtellung, die die geſetzgeberiſchen 
Vorarbeiten behandelt, folgt eine Erläuterung der einzelnen Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften. 

Der Verf. erläutert die einzelnen Beſtimmungen in gründlichen 
Unterſuchungen, wobei er das Schrifttum und die Rechtſprechung 
in meiſterhafter Klarheit und erſchöpfend verwertet und vor allem 
auch die engen Zuſammenhänge des neuen Sondergeſetzes mit dem 
Geſetz gegen unlauteren Wettbewerb darlegt und auf die Bedeutung 
dieſer Zuſammenhänge hinweiſt. 

Dieſer Kommentar verdient die Beachtung eines jeden Ju⸗ 
riſten, der ſich mit der neuen VO. beſchäftigen muß. D. S. 


Das Zugabeweſen nach der Verordnung des Reichspräſidenten 
zum Schutze der Wirtſchaft vom 9. März 1932. Erläutert 
von Georg Klaner, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium. 
Berlin 1932. Franz Vahlen. 59 S. Preis 1,80 .#. 


Das Bändchen enthält zunächſt den Wortlaut des erſten 
Teils der VO. v. 9. März 1932, dann ein Verzeichnis der Lite⸗ 
ratur und ein Vorwort, in welchem der Verf. die Vorgeſchichte 
der jetzigen geſetzlichen Regelung, zurückgreifend bis zu den Be⸗ 
ratungen des Reichstages im Jahre 1907, darſtellt. 

Beſonderes Intereſſe werden hierbei die Ausführungen des 
Verf. über die ausländiſche Geſetzgebung auf dieſem Rechtsgebiete 
finden, die durch den Abdruck eines im engliſchen Unterhaus ein⸗ 
gebrachten Initiativantrages veranſchaulicht werden. Die Seiten 
22—54 enthalten als Hauptteil des Buches die in Form von An⸗ 
merkungen zu den einzelnen Geſetzesparagraphen gegliederten Er⸗ 
läuterungen, die in der Praxis mit Rückſicht auf die Stellung des 
Verf. beſondere Beachtung finden werden. 

Am Schluſſe ſind die amtlichen Erläuterungen zur VO., die 
im RAnz. v. 12. März 1932 bereits veröffentlicht waren, abgedruckt. 

D. S. 


Die Anderungen des Umſatzſteuerrechts durch die Verord⸗ 

„nung des Neichspräfidenten vom 8. Dezember 1931 und 
die dazu ergangenen Durchführungsbeſtimmungen nebſt Ab⸗ 
druck der Neufaſſung des Umſatzſteuergeſetzes, der Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen (Ausgleichſteuerordnung) und der 
Freiliſte 1. Erläutert von Alfred Hartmann, Regierungs⸗ 
rat im Reichsfinanzminiſterium. Berlin 1932. Franz 
Vahlen. Preis 1,90 . 

Die Schrift bringt eine überſichtliche, klar gefaßte Erläuterung 
der die Umſatzbeſteuerung betreffenden Vorſchriften der 4. Not VO. Alle 
Anderungen gegenüber dem früheren Rechtszuſtande ſind ſcharf hervor⸗ 
gehoben. Beſonders dankenswert iſt die Erörterung des Ineinander⸗ 
greifens der verſchiedenen Beſtimmungen über Beſteuerung oder Be⸗ 
freiung des Einbringens von Waren und der verlängerten Emfuhr 
oder des erſten Umſaßes nach der Lieferung in das Inland (S. 24 ff.). 
Dieſe bisher ſchon verwickelte Materie iſt durch das Hinzutreten der 
ſeit dem 15. Febr. 1932 in Kraft getretenen Ausgleichſteuer (8 1 Abf. 4 
UmiStG.) noch unüberſichtlicher geworden. — Da die Phaſenpauſcha⸗ 
lierung bisher noch nicht eingeführt worden iſt, konnten ſich vie Er⸗ 
läuterungen hier nur auf die Rahmenvorſchriften beſchränken. Die 
Inkeraflſetzung der Phaſenpauſchalierung für einzelne Wirtſchaftszweige 
und die dazu ergehenden Durchführungsbeſtimmungen ſollen gegebenen⸗ 
falls in Nachträgen behandelt werden. 

Das UmjSt®. i. d. Faſſ. v. 30. Jan. 1932, die VO. über Inkraſt⸗ 
treten von Vorſchriften des UmſS teh. v. 29. Jan. 1932, die VO. 
über Anderung der DurchfBeſt. zum UmfSt®. v. 30. Jan. 1932, die 
Durchf Beſt. zum UmfjSt6. v. 30. Jan. 1932 (Ausgleichſteuerordnung), 
die VO. über die von der Umſatzſteuer auf das Einbringen (Ausgleich) 
ausgenommenen Gegenſtände (Freiliſte 1) v. 2. Febr. 1932 und die 
1. VO. über Durchſchnittswerte für die Umſatzausgleichſteuer v. 11. Febr. 
1932 find als Anhang im Wortlaut abgedruckt. 

Die Benutzung der Schrift it ſehr empfehlenswert. Ein gutes 
Sachverzeichnis ermöglicht ſchnelle Orientierung. D. S. 


Rechtsanwalt Prof. Dr. Martin Waſſermann: Werkſpionage 
und Vorſchläge zu ihrer Bekämpfung. Berlin 1931. Ver⸗ 
126* 
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Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


lag Dr. Walther Rothſchild. 
geb. 8 A. 


Die Reichsregierung hat dem Reichsrat den Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes zum Schutze von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen zugeleitet. 
Der Deutſche Juriſtentag 1931 hat die Frage, ob Betriebsgeheim⸗ 
niſſe eines verſtärkten Schutzes bedürfen, auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt und die Frage bejaht. Es kann wohl kaum klarer die Not⸗ 
wendigkeit bewieſen werden, die immer gefährlicher werdende Be⸗ 
triebsſpionage durch eine beſſere Ausgeſtaltung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen erfolgreich zu bekämpfen. 

Waſſermann hat als Herausgeber der Ztſchr. „Marken⸗ 
ſchutz und Wettbewerb“ die öffentliche Diskuſſion der einſchlägigen 
Fragen außerordentlich gefördert. Das Buch enthält die Zuſammen⸗ 
ſtellung aller wichtigeren Aufſätze, welche im Jahre 1930 und 1931 
in dieſer Ztſchr. erſchienen ſind. Blum, Callmann, Fuld, 
Gb. Schmidt und Coper befaſſen ſich mit der Kardinalfrage, ob 
und gegebenenfalls unter welchen Vorausſetzungen die Bekanntgabe 
von Betriebsgeheimniſſen nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
verboten ſein ſoll. Reimer Rritifiert den Regierungsentwurf und 
nimmt auf die im Schrifttum bereits enthaltenen Geſetzesänderungs⸗ 
vorſchläge Bezug. Der Regierungsentwurf iſt gleichfalls abgedruckt. 
Lotte Ehrlich bringt eine rechtsvergleichende Studie aus dem 
engliſch⸗amerikaniſchen Recht. Unterfertigter ſelbſt iſt mit einem Bei⸗ 
trag „Betriebsrat, Aufſichtsrat und Geheimnisverrat“ vertreten. 
Waſſermann faßte gegen Ende 1930 das damals vorliegende Er⸗ 
gebnis der Diskuſſion für den ſchon 1930 beabſichtigten Deutſchen 
Juriſtentag zuſammen. 

Unter Zugrundelegung der Ergebniſſe des Deutſchen Juriſten⸗ 
tages wird man, was die wichtigſte Frage anlangt, folgendes als 
überwiegende Meinung betrachten dürfen: Es iſt zu unterſcheiden 
zwiſchen lauterem und unlauterem Verhalten. Unlauter iſt auf alle 
Fälle der Geheimnisverrat während des Dienſtverhältniſſes (8 17 
Abf. 1), die Spionage (817 Abſ. 2) und die Verleitungshandlungen. 
Darüber hinaus wird weiter als unlauter angeſehen (wenn auch zur 
Zeit noch ohne Strafe) die eigenſüchtige Verwertung nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes, ohne Notwendigkeit für das eigene Fort⸗ 
Kommen (3. B. ſchnöder Verkauf) ſowie der Bruch eines Karrenz⸗ 
vertrages etwa in der Form des 88 74 a ff. HGB. Nicht verboten 
Rönne dagegen werden die Benützung nach Beendigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes, wenn eine ſolche Karrenzverpflichtung nicht vorliege. 
In dieſer Richtung wird angeſichts der Forderung des Deutſchen 
Juriſtentages der Geſetzesänderungsentwurf wohl abzuändern ſein. 

Das vorl. Buch iſt jedem zu empfehlen, der mit dem Schutz 
der Betriebsgeheimniſſe zu tun hat. Studiert man die einſchlägigen 
Geſetzesbeſtimmungen, jo wird man erſt erkennen, wie oft der 
praktiſche Juriſt in die Lage kommt, die Anſprüche ſeiner Parteien 
auch auf die 88 17 ff. Unl WG. zu fügen. Wer ſich als Arbeitsrechtler 
mit der Fortgeſtaltung des Rechtes befaßt, wird in der vorl. Arbeit 
eine Fundgrube neuer Gedanken finden. Das Buch wird dazu bei⸗ 
tragen, die Diskuſſion weiter in Fluß zu halten, bis die Geſetz⸗ 
gebung den derzeitigen Bedürfniſſen der Wirtſchaft Rechnung ge⸗ 
tragen hat. Hierin liegt das Verdienſt des Verf. 

RA. Dr. Carl Schramm, München. 


147 S. Preis geh. 6 , 


Dr. Alfred Schwyzer: Der gerichtlich beſtätigte Nachlaß⸗ 
vertrag mit Vermögensabtretung außer Konkurs. Bonn 
1930. Ludw. Röhrſcheid⸗Verlag. Preis 12 . 

Die gediegene und anregende, der Aufnahme in die Sammlung 
der Bonner rechtswiſſenſchaftlichen Abhandlungen gewürdigte Erſtlings⸗ 
arbeit behandelt den unter Vermögenspreisgabe geſchloſſenen Zwangs⸗ 
vergleich außerhalb des Konkurſes und zwar auf dem Boden des 
ſchweizeriſchen Rechts. In wertvollen rechtsvergleichenden Zuſätzen 
werden auch andere Geſetze, beſonders die deutſchen und öſterreichiſchen, 
berückſichtigt. Hervorgehoben ſeien die Ausführungen über Nachlaß⸗ 
verträge mit Geſellſchaftsgründung (S. 37 ff., 143 ff., 183 ff.) und 
über das Schickſal der bis zur Schlußverteilung nicht angemeldeten 
Forderungen (S. 111 f.). 

Prof. Dr. E. Jaeger, Leipzig. 


Dr. Otto Warneyer: Handkommentar zur Konkursordnung. 
Berlin 1932. Carl Heymanns Verlag. 426 S. Preis geb. 
14 A. 

Dieſe Handausgabe des Geſetzes iſt eine durchaus erfreuliche Er- 
ſcheinung. Der unermüdliche Verf. hat, geſtützt auf die gründlichſte 
Kenntnis der reichsgerichtlichen Judikatur, in ſeinen Erläuterungen 
auf knappem Raum ein zuverläſſiges Bild des gegenwärtigen Standes 
der Rſpr. aufgerollt und es damit dem Praktiker ermöglicht, ſich 
raſch und ſicher zu orientieren. In rühmenswertem Gegenſatze zu 
anderen Ausgaben dieſer Art vermeidet es der Verf., der Wiedergabe 


des Entſcheidungsſtoffes Auszüge aus dem Schrifttum einzuflechten, 
die der Leſer als Inhalt der angeführten Entſcheidungen zu betrach 
verleitet wird. Es kommt ihm auch nicht darauf an, möglichſt IM 


Reihen von Zitaten zu häufen, ſondern darauf, die wichtigſten uhren 


aud 
gibt ) 
genau feine Quellen an. Gerade dieſe (leider nicht mehr allzu haufig! 


kleinen Erläuterungswerke empor. Die Stoffanordnung iſt ſehr 158 
ſichtlich, die Faſſung ſcharf und klar, die Ausſtattung des Buch 
vortrefflich. Es darf eines vollen Erfolges gewiß ſein. R 
Im Vorwort betont der Verf., er habe „auch eine große er 
zahl bisher nicht abgedruckter Urteile zur Erläuterung herangezoge un 
Dieſem Verfahren begegnen wir nun öfter in Werken von Mitgl. 0 
des RG. Es iſt aber keineswegs bedenkenfrei. Wer nicht in der 1 
iſt, einen Entſcheidungsſatz in ſeinem Zuſammenhang mit dem Ur 0 
im ganzen nachzuprüfen, kann davon ſelten gefahrlos Gebrauch mach. 
Ein Kommentar hat nicht die Aufgabe, die dem Nachſchlagewerk 
oberſten Gerichtshofs geſetzt iſt, deſſen Rechtsgrundſätze ſo vollſtan er 
und überſichtlich als möglich auszuweiſen, um Widerſpruchen in 0 
letztinſtanzlichen Rſpr. vorzubeugen. Die Richter, Reichsanwälte Bere 
Rechtsanwälte des RG. können die Sätze des Nachſchlagewerkes IK di: 
zeit auf ihre Richtigkeit kontrollieren; Außenſtehende können das Il 
Solche Auszüge find daher nur mit Vorſicht hinzunehmn. 
Prof. Dr. E. Jaeger, Leipzig 


Dr. Georg Flatow, Miniſterialrat im preuß. Miniſterium 75 
Handel und Gewerbe, und Dr. Otto Kahn⸗Freund, Amt 6 
gerichtsrat beim Arbeitsgericht Berlin: Betriebsrätegeſel 


1 
vom 4. Februar 1930 nebſt Wahl OAusfVO. und Erg 
zungsgeſetzen (Betriebsbilanzgeſetz, Aufſichtsratsgeſetz ls 
Wahl O.). 13. veränderte Auflage. Berlin 1931. Juli 
Springer. 726 S. Preis 18,60 . . 

In elf Jahren dreizehn Auflagen! Die erſte mit dem Be 
wort v. 6. Febr. 1920 innerhalb zweier Tage dem Geſetze ſolar er 
Von Auflage zu Auflage werden die neuen Rechtsfragen kla 5 
herausgearbeitet und in größere Zuſammenhänge geſtellt. ©, 
tows Verdienſt bleibt es, das Weſen der Betriebsvereinbarung 9. 
erſt erkannt zu haben. Rechtſprechung und Wiſſenſchaft geben r 
Anregung, nicht zuletzt der reich fließende Strom der veichanrbel 
gerichtlichen Entſcheidungen. Das Kündigungseinſpruchsperfahge 
zwar bleibt der höchſtgerichtlichen Rechtſprechung vorenthalten. ei 
dauerlicherweiſe. Denn gerade hier iſt eine Überfülle der Strg 
fragen vorhanden. Die Erläuterungen allein zu den 88 8 es 
Beer RG. find umfangreicher als die Geſamtdarſtellung des Be 
in den erſten Auflagen; nicht minder diejenigen zu & 66, die N 
mit dem bedeutſamen Recht der Betriebsvereinbarung befaſſen. h 

Flatow hat zur Mitbearbeitung der neuen Auflage a , 

reund gewonnen. Eine neue Form tritt neben die alte. 
ſyſtematiſche Darſtellung, an Stelle der Erläuterung in 
merkungsziffern, iſt namentlich den ſchon obenerwähnten 
graphen zuteil geworden ſowie den 88 75, 78, 80, 96, 97. die 
erſte ſtarke Eindruck: Die größere Überſichtlichkeit. Und dann: 
außergewöhnliche Stoffbeherrſchung, die ſorgfältige, gründliche he, 
örterung jeder Einzelfrage. Die Verf. haben die doppelte Aufga 1 
die fie ſich ſelbſt geſtellt haben, „zuverläſſig über die Praise, 
unterrichten, aber auch die Probleme des arbeitsrechtlichen ei 
triebsrechts ſelbſtändig zu entwickeln“, vortrefflich erfüllt. 
ſtellen, um auch hier mit ihren eigenen Worten zu ſprechen, 
weichende Meinungen immer erneut zur Erörterung und r 0 
Nachprüfung auch bereits ſcheinbar endgültig entſchiedener Rec 95 
fragen an. Beiſpielsweiſe ſei auf die Ausführungen zu der 
arbeitsgerichtlichen Rechtſprechung verwieſen, wonach die 
reiche Durchführung einer Einſpruchsklage nach § 84 durch © eng 
zu Unrecht friſtlos entlaſſenen Arbeitnehmer die Geltendmac , 
des Gehaltsanſpruchs für die Kündigungsfriſt ausſchließt (S. 4 
Die Entſch. des RArbch. v. 16. Mai 1931 (BenshSamml. 
471 ff.) konnte allerdings noch nicht berückſichtigt werden. 0 

Auf jeden Verſuch, zu Einzelfragen Stellung zu nehn gen 
muß hier verzichtet werden. Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 1 
nicht umhin können, ſtets Umſchau zu halten, was Flato ie 
Kahn⸗Freund an Gründen für ihre Lehrmeinungen in; 
Waagſchale geworfen haben. Und wenn das erſte Vorwort mit, m 
beſcheidenen Worten ſchloß: „Für Anregungen bin ich dankbar 'die 
dürfen wir heute ſagen: Für die unendlich reichen Anregungen, d 
dieſe Gemeinfchaftsarbeit zweier Arbeitsrechtler von Ruf gibt, 
Wiſſenſchaft und Praxis den Verf. Dank ſchuldig. Ir 

RA. Max Abel, Eſſen. 
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61. Jahrg. 1932 Heft 14 


Rechtſprechung 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


weiche von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſstiz⸗ 
Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 
Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — T Anmerkung.] 


* 


I. Materielles Recht. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


u 1. 88 242, 249 BGB. Der Umſtand, daß eine 
wiewißheit über die Höhe der geſchuldeten Auf⸗ 
wertung des Kaufpreiſes für die Rohſtoffe (hier 
Jiegeleierde) eine zuverläſſige Berechnung der 
untltanbspreife für den Poſten des Rohſtoffes 
Ab möglich macht, kann dazu führen, daß dem 
bnahmeverpflichteten für die Dauer jener Un⸗ 
gewißheit die Erfüllung des Vertrages nicht 
zuzumuten iſt. ) 
Er Mit der bekl. Ziegelei, die auf einem Grundſtück bei Gl. 
rieben wird, hat der Vorgänger der Kl. im Eigentum eines 
zieahvargrundſtück⸗ am 27. Juli 1909 notariell einen Ab⸗ 
„ Belungsvertrag geſchloſſen. Danach bewilligte er die Ein⸗ 
tragung einer Grunddienſtbarkeit auf dem jetzt der Kl. ge⸗ 
zorenden Grundſtück zugunſten der Bekl. als Eigentümerin 
90 Ziegeleigrundſtücks mit der Berechtigung, die in einer 
9 arzelle vorhandene Ziegelerde zu gewinnen und abzugraben. 
ach 82 iſt das Ziegelwerk berechtigt und verpflichtet, mit 
85 Abziegefung des in Frage ſtehenden Trennſtücks nach 
ſwendigter Abziegelung des Michen, Hofes zu beginnen, „was 
n 12—15 Jahren eintreten dürfte“, und dieſelbe dann ohne 
fürkerbrechung durchzuführen. Nach 8 5 hat das Ziegelwerk 
15 die entnommene Ziegelerde eine Vergütung von 80 Pf. 
tauſend gewonnener Ziegelſteine zu zahlen. 
92 Erſt i. J. 1929 ging die Abziegelung des Miſchen Nach⸗ 
der bofs dem Ende zu. Am 29. Juni 1929 teilte die Bekl. 
110 Kl. als jetziger Eigentümerin des belaſteten Grundſtücks 
Balz Abziegelung ſolle auf ihrem Grundſtück gegen Ende 


Ent Zu 1. Es iſt nicht ganz leicht, den Gedankengängen der 
den cz zu folgen, ich faſſe deshalb nachſtehend zunächſt kurz 
fam Tatbeſtand und die hauptſächlichen Entſcheidungsgründe zu⸗ 
50 men: Die Bekl. war bereit, die Forderung der Kl. aus dem 
(Sc igelungsvertrag von 1909 auf 100% des Goldmarkbetrages 
auf Pfg. je 1000) aufzuwerten. Die Kl. beſtand auf einer Aufw. 
110 1,20 RM, alſo über den Nennbetrag des Friedensmarkpreiſes 
en erklärte ſich aber ſchließlich bereit, in den Beginn der Ab⸗ 

gelung zu willigen, vorbehaltlich der ſpäteren Feſtſetzung der 


Ven. durch die Gerichte. Die Bekl. trat nach Friſtſezung von dem 
Neva zurück. Die Kl. verlangt Schadenserſatz. Die Bekl. und 


weil p trug vor, ſie ſei mit Recht von dem Vertrage zurückgetreten, 
5 die Kl. durch ihr Verlangen, Aufw. über den Friedensmark⸗ 
wird s hinaus zu erhalten, den Vertrag verletzt habe. In der Entſch. 
> ausgeführt, es könne dahingeſtellt bleiben, ob das AufwVer⸗ 
e der Kl. berechtigt geweſen ſei. Um die Annahme einer Ver⸗ 
deſtewerlezung durch die Kl. auszuschließen, „genüge es zum min⸗ 
Gun daß ſie beachtliche Erwägungen i. 8. der Aufw. zu ihren 
5 after ins Feld geführt habe“. Der Bekl. habe deshalb ein Recht 
die Rücktritt vom Vertrage wegen poſitiver Vertragsverletzung durch 
55 Kl. nicht zugeſtanden. Die Frage, ob andererſeits der Rücktritt 
wel Bekl. vom Vertrage eine poſitive Vertragsverletzung darſtelle, 

1 den Anſpruch der Kl. auf Schadenserſatz rechtfertige, laßt die 
an mit der Begründung dahingeſtellt, der von der Kl. geltend 
3 achte, der Vertragsleiſtung wertgleiche Schaden, beruhe auf dieſer 
hätte gsverlezung nur, wenn die Bekf. bei dem Vertrag nicht allein 

e ſtehenbleiben müſſen, ſondern wenn fie auch zu den Zeiten, 


Kechtſprechung. | 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe ber Quelle gejtattet; Nachdruck 


der Anmerkungen verboten! D. S. 
Sept. 1929 beginnen. Die Kl. antwortete am 12. Juli 1929 
mit Vorſchlägen, die unter Hinweis auf die Anderung der 
Wertverhältniſſe den enthielten, anftatt des in dem Vertr. je 
Tauſend ausgeworfenen Satzes von 80 Pf. 1,20 % zu be⸗ 
willigen. Die Bekl. lehnte das ab. In dem anſchließenden 
Briefwechſel betonte der Bevollmächtigte der Kl., ſie habe 
nichts gegen den Beginn der Abziegelung einzuwenden, auch 
wenn es zu einer Einigung nicht komme und die Gerichte zur 
Entſcheidung angerufen werden müßten. Die Bekl. blieb bei 
der Ablehnung, mehr als 80 Pf. je Tauſend zu bewilligen 
und verlangte das Einverſtändnis der Kl., daß der vertrag⸗ 
liche Friedenspreis (mit gleicher Ziffer) in die jetzige Reichs⸗ 
mark überführt werde. Sie ſetzte zur Abgabe einer Erklärung 
dieſes Inhalts Friſt bis zum 24. Aug. 1929 mit der An⸗ 
drohung, ſie werde nach Ablauf der Friſt die Erfüllung ab⸗ 
lehnen. Dieſe Ablehnung ſprach die Bekl. nach Verſtreichen 
der Friſt aus und begann danach ein anderes Grundſtück 
abzuziegeln. 

Die Kl. hält den Rücktritt für unbegründet und hat im 
Dez. 1929 Klage erhoben. Zunächſt hat Sie Zahlung der Be⸗ 
träge verlangt, wie ſie ihr bei Beginn der Abziegelung am 
1. April 1930 zufließen (zugefloſſen ſein) würden, in Anſatz 
der Aufwertung ſo, daß ſie ſtatt des ſich aus der Zugrunde⸗ 
legung von 80 Pf. je 1000 Steine ergebenden Geſamt⸗ 
betrages von 5600 % 6100 % unter dem Vorbehalt weiterer 
Anſprüche „und richterlichen Ermeſſens“ verlangte. Die Betl. 
hat Widerklage auf Feſtſtellung erhoben, daß die Kl. nicht 
mehr berechtigt ſei, von der Bekl. die Ausführung des Vertr. 
v. 27. Juli 1909 zu verlangen. Das LG. hat nach dieſem 
Widerklageantrag unter Abweiſung der Klage erkannt. Die 
Kl hat Ber. eingelegt. Sie hat, abgeſehen von der Bekämpfung 
der Widerklage, wie zuletzt vor dem LG. Zahlung von 
1000 % am 1. April 1930, 1000 % am 1. Juni 1930 jpäte- 
ſtens am 1. Febr. 1931, weitere 1000 % am 1. Okt. 1930 
ſpäteſtens am 1. Febr. 1931, ſchließlich von 3000 % am 
1. Febr. 1931 verlangt. Im übrigen hat die Kl. in verſchie⸗ 
denen Faſſungen Feſtſtellung ihres Rechts auf Aufwertung 
der Abziegelungsvergütung beanſprucht. 

Das OLG. hat die Widerklage abgewieſen und „den 
Schadenserſatzanſpruch“ der Kl. dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt. Die Rev. wurde hinſichtlich der Wider⸗ 
klage zurückgewieſen, hinſichtlich des Zahlungsanſpruchs wurde 
die Berufung zurückgewieſen. 


welche die Kl. anſetze, zu deſſen Ausführung verpflichtet geweſen ſei. 
Das RG. verneint dieſe Frage und gelangt damit zur Abweiſung 
der Klage. 

Ich trete der Entſch. darin bei, daß das Verlangen der Kl. 
auf Auf. über den Friedens⸗Goldmarkbetrag hinaus nicht ohne 
weiteres als poſitive Vertragsverletzung anzuſehen iſt. Wie zutreffend 
ausgeführt wird, ift die Rſpr. des NG. zu dieſer Frage ‚Reine ein⸗ 
heitliche. Im vorl. Falle war es ſehr möglich, daß die Gerichte über 
den Friedensmark⸗Nennbetrag hinausgegangen wären. Es war dann 
weiter zu prüfen, ob auf der andern Seite der Rücktritt der Bekl. 
vom Vertrage als poſitive Vertragsverletzung anzuſehen ſei. Das RG. 
hat die Weigerung des Schuldners, überhaupt Aufw. zu leiſten, ſtets 
dann als poſitive Vertragsverlezung angeſehen, wenn Dteje Wei⸗ 
gerung als ſchuldhaft anzuſehen war (vgl. RG. 111, 158 J. 
1926, 157). Lehnt der Schuldner die Aufw. zwar nicht ſchlechthin 
ab, erklärt er aber, Aufw. über einen beſtimmten Betrag hinaus 
unter keinen Umſtanden leiſten zu wollen und tritt er mit dieſer 
Begründung vom Vertrage zurück, fo iſt dieſer Fall von den von 
dem RG. früher entſchiedenen Fällen dann nicht weſentlich ver⸗ 
ſchieden, wenn die Zubilligung der von dem Gläubiger verlangten 
Aufw. möglich iſt. Der Schuldner, der in einem ſolchen Falle von 
dem Vertrage zurücktritt und es ablehnt, die Entſch. der Gerichte 
über die Höhe der Aufw. abzuwarten, tut das ſchuldhaft und auf 
ſeine eigene Gefahr. Da in dem der Entſch. zugrunde liegenden Fall 
dieſe Vorausſetzungen vorlagen, war der Rücktritt der Bekl. vom 
Vertrage eine poſitive Vertragsverletzung, und zwar um ſo mehr, weil 
die Kl. damit einverftanden war, daß die Aufw. in Ermangelung 
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Nach den Feſtſtellungen des BerR. beiteht kein Bedenken 
dagegen, daß das ſchuldrechtliche Verhältnis, wie es der 
Vertr. v. 27. Juli 1909 neben der Schaffung einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit zwiſchen dem Eigentumsvorgänger der Kl. und 
der Bekl. begründet hat, auf die Parteien zunächſt einver⸗ 
ſtändlich erſtreckt worden iſt. Die in dem auszubeutenden Teil 
notwendig mit langzeitiger Verfügungsgewalt verbundene und 
während dieſer Zeit anderen Gebrauch ausſchließende Nutzung 
des Grundſtücks entſcheidet i. S. der Rſpr. des RG. für An⸗ 
nahme von Pacht (RG.: JW. 1903, 13124; 1909, 4512; 
RG. 94, 2791); 110, 33). 

Die Stellungnahme der Kl., ſie könne Erfüllung des Vertr. 
verlangen und müſſe daher ſo geſtellt werden, wie wenn das 
Grundſtück ordnungsmäßig abgeziegelt würde, bringt zum 
Ausdruck, daß die Kl. die vertraglichen Vorausſetzungen des 
Erfüllungsanſpruchs und damit dieſen ſelbſt als gegeben 
nicht anſieht und nur aus dem Grundſatz des $ 249 BGB. 
beanſprucht, ſachlich ſo geſtellt zu werden, als lägen die 
Vorausſetzungen des Erfüllungsanſpruchs vor. Da ſchon die 
Klage dieſen Anſpruch mit „vertragswidrigem Verhalten“ 
der Bekl. begründet, fo war auch in der BerInſt. erſichtlich, 
daß die Kl. einen Schadenserſatzanſpruch, ſei es aus Ge⸗ 
ſichtspunkten des Verzugs (§§ 286, 326 ff. BGB.), ſei es 
aus dem der poſitiven Vertragsverletzung, erheben will, wo⸗ 
bei zu bemerken iſt, daß die Kl. nicht unter Abgehen von der 
Vertragsauffaſſung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung be⸗ 
gehrt. Der BerR. billigt den Anſpruch aus dem Geſichtspunkt 
der poſitiven Vertragsverletzung. 

Mit Recht erhebt die Rev. inſoweit Bedenken. Es mag 
gellen, daß die Losſagung von dem Vertrage, wenn ſie, was 
zunächſt unterſtellt werden kann, unbegründet war, eine zum 
Schadenserſatz verpflichtende Vertragsverletzung darſtellt. Es 
mag dahinſtehen, ob von dieſer Grundlage aus die Kl., ſtatt 
unter Abſtandnahme von der Erfüllung Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu begehren, die erhobenen Anſprüche verfolgen 
kann. Jedenfalls beruht der von der Kl. geltend gemachte, der 
Vertragsleiſtung wertgleiche Schaden auf dieſer Vertrags⸗ 
verletzung nur, wenn die Bekl. bei dem Vertr. nicht allein 
hätte ſtehen bleiben müſſen, ſondern wenn ſie auch zu den 
Zeiten, wie die Kl. ſie anſetzt, zu deſſen Durchführung ver⸗ 
pflichtet war. Für die Frage, ob dieſe Verpflichtung beſtand, 
und damit für die Beurteilung der Klage wie der Widerklage 
iſt aber die Aufwertungslage zu beachten. 

Die Rev. meint, die Bekl. ſei mit Recht von dem Ab⸗ 
ziegelungsvertr. zurückgetreten, weil die Kl. durch ihr Auf⸗ 
wertungsverlangen den Vertr. in den Grundlagen verletzt 
habe. Sie fußt darauf, daß von einer Aufwertung nicht die 
Rede habe ſein können, weil die von der Kl. ins Feld ge⸗ 
führte geringere Kaufkraft der jetzigen Reichsmark im Ver⸗ 
gleich zur Friedensmark nicht zu berückſichtigen ſei. Daran 
iſt zutreffend, daß die Rſpr. des RG. es im allgemeinen ab- 
gelehnt hat, im Rahmen der Aufwertung dieſer Erſcheinung 
Rechnung zu tragen, die nicht auf einem Wertabſtand von 
Währung zu Währung, ſondern auf einer echten (nicht auf 
Deutſchland beſchränkten) Warenteuerung beruht (RG. 126, 
386 [399]; 129, 208 [210 )]; 130, 3753) ſowie die dort ge⸗ 


einer Einigung der Parteien durch die Gerichte feſtgeſetzt werde. Die 
Entſch. verneint die Frage, ob die Bekl. berechtigt ſei, deshalb 
Schadenserſaz wegen Nichterfüllung zu verlangen, mit der Erwägung, 
der der Kl. entſtandene Schaden beruhe auf der Vertragsverletzung 
der Bekl. nicht ſchon dann, wenn dieſe bei dem Vertrag hätte ſtehen⸗ 
bleiben müſſen, ſondern erſt dann, wenn ſie zu den Zeiten, wie die 
Kl. ſie anſetze, zu deſſen Durchführung verpflichtet geweſen ſei. Für 
den Schadenserſatzanſpruch ſei es erforderlich, daß ein Verzug der 
Bekl. feſtgeſtellt werde; es genüge nicht, daß der Rücktritt der 
Bekl. von dem Vertrage ſchuldhaft ſei, ihr Verhalten müſſe vielmehr 
auch in dem Unterlaſſen der Abziegelung ſchuldhaft ſein. Inſoweit 
kann ich dem Gedankengang der Entſch. nicht folgen. Erklärt 
der Schuldner den Rücktritt vom Vertrage und macht er ſich damit 
einer poſitiven Vertragsverletzung ſchuldig, ſo ſcheint es mir über⸗ 
flüſſig, noch feſtzuſtellen, ob er damals bereits zur Ausführung des 
Vertrages verpflichtet geweſen ſei und ob und inwieweit er ſich im 
Verzuge befunden habe. Die Bell. hat durch den Rücktritt vom 
Vertrage zu erkennen gegeben, daß ſie ihn weder jetzt noch in irgend⸗ 
einem ſpäteren Zeitpunkt erfüllen wolle, daß ſie vielmehr mit Rücke⸗ 


) JW. 1919, 674. ) JW. 1930, 2413. ) JW. 1931, 617. 
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nannten Entſch.). Ob das auch im Aufwertungsgebiet je 
Miete und Pacht uneingeſchränkt gilt, kann hier dahinſtehen 
(ogl. RGürt. v. 7. März 1929, VIII 32/294) Zed. 
Nr. 1637 und die dort angeführte Entſch. VIII 268/28). Des 

es kommt nicht entſcheidend hierauf an, vielmehr darauf, 
überhaupt der Fall der Aufwertung gegeben war. Das oz 
der Ber. für den durch Vertr. von 1909 begründeten . 


m. 


Mark ausgedrückten Klageanſpruch mit Recht an. In ir 


ſomit erforderlichen Umſtellung auf die geltende Währen 
wird es oft ſachgemäß ſein, den alten Markanſpruch Solch 


Umſtellung nur in bezug auf die Währung hat das RG. — 
die Bekl. zutreffend angezogen hat, auch in den vorliegende 
ähnlichen Vertragsverhältniſſen gebilligt (RG.: Aufuift 
1929, 664 und RGurt. v. 17. Okt. 1931, V 156/31). 191 
das hindert nicht, daß auch in ſolchen Fällen zunächſt 
Vertr. in ſeiner Preisabrede in jene Ungewißheit geraten Kir 5 
die die Aufwertungsklage kennzeichnet und die eine * 
legung erforderlich macht. Nichts anderes hat die Kl., 1 11 
ſie ihren Intereſſeſtandpunkt betonte, verlangt. Sie hat IE) 
dabei zwar auch auf die geringere Kaufkraft der jetzige, 
Reichsmark, gleichzeitig aber, ſchon in dem Schreiben 2 
13. Juli 1928, auf die Preisſteigerung des Erzeugniſſes 7 
Ziegelerde, ferner auch auf das Anwachſen der die Grum 
beſitzer angehenden Löhne und Laſten berufen. Inwieweit * 
Momente zu einer Aufwertungsentſcheidung im Sinne 
Kl. ausreichen, iſt eine von dem Ber R. noch vorbehaltene 118 
ſcheidung, ſie iſt hier aber auch unerheblich. Um die Annah 
einer Vertragsverletzung durch die Kl. auszuſchließen, 
nügt es zum mindeſten, daß ſie beachtliche Erwägungen! 
Sinne der Aufwertung zu ihren Gunſten ins Feld geführt 1200 
Zutreffend folgert der BerR. daraus, daß der Bekl. das Rech. 
zur Aufrufung des Vertr. wegen poſitiver Vertragsverletzun 
durch die Kl. nicht zuſtand. Die der Kl. zugeſchriebene Au 
rung, ſie werde die Bekl. zwiebeln, konnte der BerR. als 
langlos außer Betracht laſſen. 4 
Andererſeits iſt aber nach dem vorſtehenden auch . 
prüfen, ob die Bekl. verpflichtet war, die Abziegelung ir 0⸗ 
griff zu nehmen und durchzuführen. Soll, wie für den Sch 5 
denserſatzanſpruch erforderlich wäre, ſogar ihr Verzug Ab- 
geſtellt werden, ſo muß inſoweit in dem Unterlaſſen der yon 
ziegelung, nicht in der Aufrufung des Vertr., ihr Verhal ot 
ſchuldhaft fein. Der Bert. hat ein ſolches Verſchulden m. * 
feſtgeſtellt. Auf Vorhalt der Bekl. erwägt er, die Preiskal in 
lation für den Abſatz der Ziegel möge für die Bekl. ſchwierte 
geweſen fein, ſolange ein Preis nicht feſtſtand. Eine fol 
Ungewißheit beſtehe aber bei der Aufwertung in langfeiſtige 
Vertr. ſtets. Aus dieſer Erwägung leitet der BerR. nur Jen 
daß die Bekl. deshalb von dem Vertr. nicht hätte zurücktre . 
dürfen, nicht aber, worauf es hier ankommt, daß ſie mit e. 
Abziegeln hätte beginnen müſſen. Hätte der Ber R. das lebt er 
gefolgert, ſo wäre die Rüge der Rev. begründet, daß en 
BerR. an die gewerblichen Verhältniſſe mit einem unrichtig 
Maßſtab für ſchuldhaftes Handeln herantritt. Mag hier ers 
der Einſtandspreis des Rohſtoffs, insbeſ. der ſtreitige Pen 
unterſchied einen prozentual nicht allzu hohen Teil der We 


ſicht darauf, daß die Kl. eine nach ihrer Anſicht zu hohe daun 
verlange, ſich ein für allemal von ihm losſage. Dieſe Er 
aber iſt es, die als poſitive Vertragsverletzung den Schadenser en 
anſpruch der Kl. begründet. Es mag fein, daß die Kl., die ale 
vollen Betrag der der Bekl. obliegenden vertraglichen Leiſtung . 
Schadenserſatz verlangt hat, damit zu weit gegangen iſt. Da das ligt 
den Schadenserſatzanſpruch nur dem Grunde nach für gerechtfe gg, 
erklärt hat, war dieſe Frage, wie überhaupt die Höhe des Anſprce⸗ 
ſpäter noch zu prüfen. Ob die Kl. ihren Anſpruch als einer en 
wöhnlichen Schadenserſatzanſpruch nach § 249 BGB. oder als en Fr 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung bezeichnet a 
gleichgültig. Es genügt, daß fie dem Gericht den Sachverhalt zes 
trug und Schadenserſatz verlangte; die rechtliche Einordnung das 
Tatbeſtaudes war Sache der Gerichte. Das Ergebnis, zu dem die 
RG. gelangt, iſt überdies wirtſchaftlich ſehr unbefriedigend 

Parteien haben durch drei Inſtanzen geſtritten, Parteien ei 
richte haben Arbeit aufgewendet — und ſchließlich muß Der © 

von neuem beginnen. 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


5) JW. 1929, 3223. 
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mn tosten für Ziegel ausmachen, ſo betont doch die Rev. 
1 Recht, daß für die Bekl. eine ſchwer erträgliche Behinde⸗ 
dati im Wettbewerb gegeben war, wenn ſie in der Kalku⸗ 
laſſen ihrer Einſtandskoſten den Poſten des Rohſtoffs offen 
ſi ſen mußte. Die Lage eines Unternehmers, der von ſo un⸗ 
ben wm Ausgangspunkt her, die Erzeugung beginnen und 
au Abſatz ſuchen ſoll, ift keineswegs der Unſicherheit gleich⸗ 
Hifellen, die in jedem Fall der Aufwertung innerhalb lang⸗ 
1 iger Verträge beſteht. Die Annahme eines pflichtwidrigen 
f gar ſchuldhaften Unterlaſſens der Abziegelung iſt des⸗ 

lb weder aus den Feſtſtellungen des Berg., noch aus dem 

ortrag der Kl. zu entnehmen. 
5 Der Vertr. von 1909 beſteht noch zu Recht. Auch die 
Nr dem LG. zur Grundlage ſeines Urteils gemachte Löſung, 
1 Bekl. müſſe das Abgehen von dem Vertr. wegen Ande⸗ 
in 10 der Geſchäftsgrundlage zugebilligt werden, findet weder 
an den Feſtſtellungen des BU. noch auch in dem Vortrag der 
Sell, eine Stütze. Auf der anderen Seite iſt aber vor Eini⸗ 
dung der Parteien oder richterlicher Entſcheidung des Auf⸗ 
wertungsſtreits der Bekl. der Beginn der Abziegelung nicht 
düzumuten. 

19. 


(U. v. 7. Jan. 1932; 477/31 VIII. — Kiel.) 


2. Haudelsgeſellſchaften. 
a) Aktiengeſellſchaft. 

*2. 88 211, 213, 215, 221, 260 H G B.; 8 242 BG B. 
N 1. Nachforderungen auf un vollſtändig ein⸗ 
gezahlte Aktien können, wenn ſie in der Zeit 
Re Markverfalls erhoben und befriedigt find, 
en Papiermarkbetrag des Aktienkapitals, nicht 


er den Wert des Ausgabekurſes überſchreiten. 


55 Zu 2. Die erſte Juſtanz hatte die Abweiſung der Kl. auf 
diefwirkung von deren AufwAnſprüchen geſtützt. Weshalb das BG. 
11 ſer Begr. nicht zugeſtimmt hat, iſt aus dem R&Urt. nicht erſicht⸗ 
lich. Zwar hat das BG. die Klage gleichfalls abgewieſen, jedoch 
ae die dafür angeführten Gründe vom NG. zutreffend als 
haltbar bezeichnet. So vor allem die Meinung, die Aufw. müſſe 
Be § 211 96. fcheitern. Die Geſetzesſtelle ſtand der Aufw. nicht 
gl gegen. Denn danach iſt während der Inflation Mark eben nicht 
1950 Mark zu ſetzen, und deshalb ging es nicht an, am 12. Okt. 
> 23 die aus dem GenVerſBeſchluſſe von diefem Tage ſtammenden 
orderungen der Aktionäre auf Gewinn von 41, Mill. PM. mit 
Mo höherwertigen Einlageforderungen der AktG. aus den erſten 
innaten von 1921 auszugleichen, ohne daß der Akt®. ein An⸗ 
i uch auf Aufw. verblieb. Daß der GenVerſBeſchluß die Dividenden⸗ 
ng des Aktionärs, und zwar als Gläubigerforderung, zur 
i ſtehung brachte, entſpricht einer jahrzehntelangen Rſpr. Eben⸗ 
her wird der Aufw. durch die am 12. Juli 1925 erfolgte Um⸗ 
int ung ein Hindernis bereitet. Hier nimmt das RG. gleichfalls 
reffend auf ſeine Rſpr. Bezug. 
biet Größeres Intereſſe als die Widerlegung der Gründe des BU. 
ehe die Art, wie das R., indem es auf die ſchon vom LG. 
e Verwirkung zurückkommt, dieſe begründet: Die Aufrech⸗ 
At von ſeiten des Aktionärs gegen Einlageforderungen der 
. iſt nach 8 221 HGB. unzuläſſig. Aufrechnung von ſeiten 
abe Akts. ſowie Kompenſationsvertrag find an ſich zuläſſig, ſetzen 
der voraus, daß, wie bei allen Erfüllungsſurrogaten, jo auch bei 
85 Kompenſation, die AktG. nicht ſchlechter geſtellt wird, als wenn 
man, ktionär ſeine Einlageſchuld erfüllt. Dieſe Vorausſetzung er⸗ 
luſe gelt im vorl. Fall. Denn es ſtanden ja dem ſo gut wie wert⸗ 
ben, Dividendenanſpruch des Aktionärs u. 12. Okt. 1923 ungleich 
„erwertige Einzahlungsanſprüche der AktG. aus früherer Zeit 
krgenüber. Infolgedeſſen wäre, auf Grund von $ 221 HGB. be⸗ 
tet, die Kompenſation unzuläſſig geweſen. 
jede Im weiteren erwägt nun das RG., daß bei der Aufrechnung 
ahl Teil das erhält, was er bei Stattfinden gegenfeitiger Bar⸗ 
A0 8 erhalten würde. Dieſes überflüſſige Hin⸗ und Herzahlen 
ar eben durch die Kompenſation vermieden. Dies vorausgeſchickt, 
Weumentiert das RG. fo: Am 12. Okt. 1923 habe die AktG. im 
wenn der Kompenſation ſo viel erhalten, wie ſie erhalten hätte, 
195 ſie den Gewinn ausgeſchüttet und die Aktionäre die emp⸗ 
18 genen Papiermark ſofort auf ihre Einlageſchuld wieder ein⸗ 
zahlt hätten. 
em Das iſt richtig. Aber es ift feſtzuſtellen, daß da. Ach, um zu 
n erwünſchten und nach Lage der Umſtände gerechtfertigten Ziele, 
Fin „Aufwäln pruch der AktG. auszuschließen, zu gelangen, mit einer 
Mon operiert, nämlich mit der Fiktion einer infolge Kompen⸗ 
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2. Wirkſame Goldmarkumſtellung hindert 
nicht die nachträgliche Erhebung von Aufwer⸗ 
tungsanſprüchen. 

3. Verwirkung von Aufwertungsanſprüchen 
auf mit entwerteter Mark gemachte Aktienein⸗ 
zahlungen. Durch Verrechnung erfolgte Leiſtun⸗ 
gen find wie Zahlungen zu behandeln. f) 

(U. v. 4. Dez. 1931; 135/31 II. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1932, 7182. 


3. 88 271, 268 HG B.; 8133 BGB.; 8286 3PO.; 

1. Der verſehentlich unrichtige Klageantrag 
kann noch in der Rev Inſt. aus dem Klagevor⸗ 
bringen ergänzt werden. 

2. Anfechtbarkeit eines Gen VerſBilanz⸗ 
genehmigungsbeſchluſſes einer AktG. als fit- 
tenwidrig, wenn in der Bilanz eine beſondere 
Vergütung der Aufſichtsratsmitglieder ent⸗ 
halten iſt, die in der Satzung nicht vorgeſehen 
und auch ſonſt nicht begründet iſt. Der Vorſtand 
kann ſie nicht begründen, weil er die Geſell⸗ 
ſchaft nur nach außen, nicht aber gegenüber ihren 
Organen vertreten kann, die Gen Verſ.ä nicht ohne 
einen entſprechenden Antrag und ſeine Ankün⸗ 
digung in der Tagesordnung. Trotzdem iſt die 
Anfechtung wegen Sittenwidrigkeit nur dann 
zuläſſig, wenn der Beſchluß unter Mißbrauch 
der Mehrheit zum Nachteil der Minderheit ge- 
faßt iſt. ) N 

(U. v. 8. Jan. 1932; 128/31 II. — Celle.) 

Abgedr. ZW. 1932, 7203. 


[Ku.] 


[Ku.] 


ſation unterlaſſenen Barzahlung. Die Kompenſation äußert hier an 
ſich keine ſchuldtilgende Wirkung. Dies wird vor allem daraus 
erſichtlich, daß, wenn die Akt®. vor Ablauf der Verwirkungsfriſt 
Aufw. begehrt hätte, ihr von ſeiten der Aktionäre die Aufrechnung 
mit Erfolg gar nicht hätte entgegengehalten werden können. Die 
Bedeutung der Kompenſation iſt in dieſem Zuſammenhange fol⸗ 
gende: durch ſie wird in Anſehung der Aufw. die Gleichſtellung der 
auf die Einlageforderung geleiſteten Barzahlung mit einer Leiſtung 
im Wege der Kompenſation, und dadurch wird ſchließlich möglich, 
die Friſt, die für Verwirkung des AufwAnſpruchs kraft Rück⸗ 
wirkung läuft, auch im Falle der Leiſtung durch Kompenſation in 
Gang zu ſetzen. — Es handelt ſich alſo um die Fortbildung des zu⸗ 
nächſt nur für die Barzahlung anerkannten Gedankens der Rechts⸗ 
verwirkung durch Zeitablauf im Wege der Analogie. Dem iſt 
durchaus zuzuſtimmen. IR. Dr. Rudolf Fiſcher, Leipzig. 


Zu 3. In der Satzung einer AktG. befindet ſich die vielfach 
übliche Beſtimmung, daß der Aufſichtsrat berechtigt iſt, die Wahr⸗ 
nehmung beſtimmter Geſchäfte einem oder mehreren ſeiner Mitglieder 
dauernd oder vorübergehend zu übertragen und ihnen dafür beſon⸗ 
dere Vergütungen zu gewähren. Das RG. ſtellt zunächſt feſt, daß 
Vorausſetzung der Anwendung dieſes Paragraphen eine Betrauung 
des Aufſichtsrats an einzelne feiner Mitglieder mit beſonderen Ge⸗ 
ſchäften iſt und daß, falls eine ſolche fehlt, auch der Vorſtand nicht 
etwa in der Lage iſt, eine derartige Vergütung zu gewähren. Ferner 
hebt das RG. hervor, daß die Vergütung allerdings auch durch Gen⸗ 
VerſBeſchl. bewilligt werden könne, hierzu ſei aber notwendig, daß 
der Antrag, eine derartige Vergütung zu gewähren, deutlich erkenn⸗ 
bar aus der Tagesordnung hervorgehe und ferner, daß ein ſolcher 
Beſchluß einſtimmig gefaßt ſei. Der Grund für dies legztere iſt nicht 
zu erſehen, denn wenn ſogar die Gen Verſ. mit ſatzungsmäßiger Mehr⸗ 
heit die in der Satzung begründete Vergütung des Auſſichtsrats ein 
für allemal ändern kann, ſo iſt nicht abzuſehen, warum ſie nicht im 
Einzelfalle durch Mehrheitsbeſchluß eine Anderung eintreten laſſen kann. 

Eins unterſucht das RG. im vorl. Falle nicht, nämlich die Frage, 
ob die vorſtehend bezeichnete Veit. der Satzung, daß der Aufſichtsrat 
in gewiſſen Fällen einzelnen ſeiner Mitglieder Vergütung geben kann, 
rechtsgültig iſt. Da aber in den Gründen alle Möglichkeiten erörtert 
ſind, ſo kann daraus, daß das RG. dieſe Beſt. nicht bemängelt, wohl 
ohne weiteres geſchloſſen werden, daß es der Anſicht ſei, derartige 
Vergütungen könne der Aufſichtsrat bewilligen. Und dies mit Recht. 
Das Geſetz enthält keine Beſt. darüber, daß die Vergütung der Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrats für ihre Tätigkeit lediglich durch Satzung 
oder Gen Verf. feſtzuſetzen ſei; § 245 enthält weder in Abſ. 1 noch in 
Abf. 2 eine derartige Vorſchr. Mit Rückſicht darauf, daß § 243 die 
Wahl der Aufſichtsratsmitglieder allein der GenVerſ. vorbehalt, kann 
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b) Kommanditgeſellſchaft. 

4. 58 21, 249, 254 BGB. 

1. Eine KommGeſ. haftet nicht aus 831 BGB. 
für unerlaubte Handlungen ihres Prokuriſten. 

2. Für die Frage, ob durch das Verhalten 
einer Perſon ein Schaden entſtanden iſt, iſt ſtets 
lediglich davon auszugehen, wie die Lage ſich 
geſtaltet haben würde, wenn dieſes ſchaden⸗ 
ſtiftende Verhalten nicht ſtattgefunden hätte. 

3. Wenn die Anwendung des 8 254 BGB. auch 
nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, wenn der 
Täter vorſätzlich den Schaden herbeigeführt und 
der Geſchädigte ſeinerſeits bei der Entſtehung 
des Schadens nur fahrläſſig mitgewirkt hat, fo 
wird doch regelmäßig in derartigen Fällen von 
einer Minderung der Haftung abgeſehen; jeden⸗ 
falls kann ſich grundſätzlich der Argliſtige nicht 
auf ein Verſchulden des Geſchädigten berufen, 
das nur in zu großem Vertrauen auf die Worte 
des Schädigers ſelbſt beſteht. f) 


(U. v. 28. Nov. 1931; 341/31 IX. — Naumburg.) [H.] 
Abgedr. JW. 1932, 7224. 


c) Gmbh. 
5. §§ 15 Abſ. 4, 16, 22 GmbHG. 

1. Die Vollmacht zur Abtretung von An⸗ 
teilen einer GmbH. bedarf der notariellen Be- 
urkundung auch dann nicht, wenn ſie zur Ver⸗ 
deckung der Abtretung an den Vollmachtnehmer 
erfolgt. Nur einfache Blankovollmachten ohne 
den Namen des Bevollmächtigten ſind unzu⸗ 
läſſig. 

2. Wenn die Abtretung der Geſchäftsanteile 


man allerdings ſchließen, daß die üblichen VergütungsBeſt., ſoweit 
fie nicht ſatzungsgemäß feſtgeſetzt find, lediglich von der Gen Verf. ge⸗ 
troffen werden können. Wenn aber neben dem, was der Aufſichtsrat 
üblicherweiſe zu leiſten hat, beſondere Dienſte von ihm verlangt wer⸗ 
den, und zwar entweder ſolche, die mit der Aufſichtsratstätigkeit als 
ſolcher nichts zu tun haben, oder ſolche, die zwar unter die Auf⸗ 
ſichtsratstätigkeit fallen, aber in über das übliche Maß hinausgehen⸗ 
der Weiſe zu erfüllen ſind, ſo beſteht kein Grund, anzunehmen, daß 
eine SatzungsBeſt., die den Aufſichtsrat ermächtigt, für der⸗ 
artige Dienſte Sondervergütungen zu bewilligen, unzuläſſig ſei (vgl. 
Staub⸗Pinner, Komm. z. HGB., Anm. 2 und 3 zu 8 245). 
IR. Dr. Albert Pinner, Berlin. 


Zu 4. Wenn der Prokuriſt einer OHG. oder einer KomnsGeſ. 
in Ausführung der ihm obliegenden Verrichtung einem andern wider⸗ 
rechtlich Schaden zufügt, fo haftet die Geſellſchaft (der Geſchäftsherr) 
auf Erſatz des zugefügten Schadens; ihr ſteht aber der Entlaſtungs⸗ 
beweis zu, daß fie bei der Auswahl der beſtellten Perſonen die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Allein dies ergibt § 830 
BGB. Im vorl. Falle hatte bei Abſchluß eines Vertrages ein Pro⸗ 
kuriſt der Gegenpartei falſche Vorſpiegelungen gemacht und fie dadurch 
geſchädigt. Das BG. erklärte, daß für dies Verhalten des Bekl., 
welches die Vorausſetzung des § 826 BGB. erfülle, die Geſellſchaft 
einzuſtehen habe. Mit Recht führt das RG. aus, daß ein derartiger 
allgemeiner Rechtsſatz nicht aufgeſtellt werden könne; ein Vertretener 
hafte nicht ohne weiteres für eine unerlaubte Handlung eines Ver⸗ 
treters, an der er ſelbſt nicht teilgenommen habe, es ſei denn, daß 
§ 31 BOB. vorliege, daß alſo die Handlung von einem verfaſſungs⸗ 
mäßig berufenen Vertreter vorgenommen ſei. Mit Recht ſagt das RG. 
weiter im Anſchluß an frühere Entſch., daß 8 31 zwar auch auf ver⸗ 
tretungsberechtigte Geſellſchafter der OHG. Anwendung finde, nicht 
aber auf den Prokuriſten, der nicht Organ der Geſellſchaft ſei, für 
deſſen Handeln alſo eine Haftung nach 831 BGB. nicht eintrete. 

Die weiteren Ausführungen des RG. über Art und Umfang des 
Schadens weichen von der bisherigen Praxis nicht ab; hervorzuheben 
iſt nur, daß auch hier entſprechend RG. 76, 323 = JW. 1911, 7172; 
78, 394 — JW. 1912, 53716 die Anwendung des § 254 B. 
grundſätzlich auch dann nicht ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn eine 
vorſätzliche Handlung des Täters vorliegt; praktiſch aber könne, wie 
das RG. erklärt, der Täter, der vorſätzlich die Tat begangen habe, 
fi} regelmäßig nicht auf fahrläffiges Verhalten des Geſchädigten be⸗ 
rufen, das in zu großem Vertrauen auf die Erklärung des Schädigenden 
beruht. 

5 SR. Dr. Albert Pinner, Berlin. 
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(Juriſiſche Wochenſche 
der Beſtimmtheit der an den Zeſſionar zu 1 
tragenden Anteile ermangelt, iſt die Ah trete 
ſelbſt unwirkſam, nicht aber die möglicherwe N 
darin liegende Verpflichtung zur Abtretung 
Die beiden Kl. waren Gründer und mit je 1090% 
Geſchaftsanteil Alleingeſellſchafter der im Dezember 1927 ain 
einem Stammkapital von 20000 % gegründeten Teren. 
GmbH. W. Eingezahlt hatten die Kl. auf ihre Anteile . 
2500 4. Auf Grund einer notariell beglaubigten Vollm — 
der Kl. v. 16. April 1928 trat der Güterdirektor H. in n Ge⸗ 
rieller Verhandlung v. 17. April 1928 die geſamten 04 
ſchäftsanteile der Geſellſchaft gegen Zahlung von 500 ten 
an die beiden Bekl., und zwar „an jeden 50% der geſander 
Anteile“ ab. Die Kl. ſind der Anſicht, daß die Vollmacht gr 
Form des $15 GmbHG. bedurft hätte und in deren . 
mangelung ungültig, danach auch die Abtretung ihrer ef” 
ſchäftsanteile an die Bekl. nichtig fei, und haben au 995 
ſtellung dieſer Nichtigkeit und des Fortbeſtandes ihrer 
ſellſchaftereigenſchaft geklagt. 
Das BG. und RG. haben die Klage abgewieſen. fl. 
Nach keiner Richtung erklärt das BG. die von den ter 
behauptete Ungültigkeit ihres durch H. mit den Bekl. 
ihre Geſchäftsanteile geſchloſſenen Abtretungsvertrages . 
17. April 1928 für gegeben. H.s Vollmacht ſei aus Grün nd 
des $ 15 GmbHG. nicht zu beanſtanden, da eine Umgehnn 
dieſer Vorſchr. nicht beabſichtigt geweſen ſei; der Segen, 
der Abtretung ſei hinreichend beſtimmt, der Fall einer 69 
lung der Geſchäftsanteile nicht gegeben, auch aus g 22 Gm ieh 
Gef. ſeien durchſchlagende Bedenken nicht zu erheben. fees 
Erwägungen ſind in mehrfacher Hinficht rechtlich nicht halt die 
Die Klagebegründung geht in erſter Linie dahin, Ab⸗ 
Vollmacht der Kl. an H. ſei erteilt worden, um eine uit 
tretung ihrer Anteile an dieſen zu verdecken, und habe 10 15 
der Form des § 15 Abſ. 3 GmbHG. bedurft. Die Borinfien, 
ſtellt hierzu feſt, daß ein Verkauf der Anteile an H. nicht 11 
abſichtigt geweſen ſei, und meint, die Umſtände ſprächen geh 
gegen, daß die Urkunde v. 16. April 1928 etwas ander 
habe fein ſollen als eben eine bloße Vollmacht. Sie geht 100 
davon aus, daß, wenn der Vollmachtserteilung die be 
der Verdeckung einer Veräußerung der Anteile an H. zugt e 
gelegen hätte, ſich die Notwendigkeit ihrer gerichtlichen el 
notariellen Beurkundung aus der zu § 313 BGB. en twin 
ten Rſpr. ergeben haben würde. Indeſſen kann einer ſo fie 
Übertragung der für dieſe Rſpr. maßgebenden Geſichtspun 
auf die Veräußerung von Anteilen einer GmbH. aus gr 
ſätzlichen Erwägungen nicht beigetreten werden. Wenn en 
Vorſchr. in 8313 BGB. für vertragsmäßige Verpflichte gh 
zur Übertragung des Eigentums an Grundſtücken die geil? 
liche oder notarielle Beurkundung erfordert, und die Rſpr. 15 
ſes Erfordernis auf unwiderrufliche Vollmachten zur Grun 
Zu 5. Das RG. beſtätigt ſeine Rſpr., wonach die Vollnach 
zur Veräußerung eines Geſchäftsanteils nicht der gerichtlichen vote 
notariellen Form bedarf, ſelbſt wenn dadurch die unmittel Mr 
Übertragung des Geſchäftsanteils an den Erwerber verdeckt wachen 
fol. Abgelehnt wird die Anwendung der an ſich vielleicht 0 da 
zu weitgehenden für § 313 BGB. ausgebildeten Grundſätze, ger 
der geſetzgeberiſche Zweck für die beiden Beſt. ein verſchiedenarng g 
iſt. Nur eine Blankovollmacht widerſtreitet dem durch 8 15 Alen 
GmbHG. ausgeſprochenen Ziel der Verhinderung des ſpekulati 
Handels mit Geſchäftsanteilen. . Ge⸗ 
Hat der Bevollmächtigte, der über die beiden einzige en 
ſchäftsanteile zu verfügen hatte, an jeden von zwei Erwe Nl. 
„0% der geſamten Anteile“ abgetreten, jo erblickt das Mit, 
darin eine Übertragung jeden Anteils zur ideellen Hälfte zu. al 
eigentum und die Bildung einer Gemeinſchaft i. S. des 3 der 
BGB., 8 18 GmbHG. und nicht eine reale Teilung. Da iſt in 
Tat die zwangloſeſte Auslegung des Vertragswillens. 16, 
Iſt die Übertragung mangels der ſchon im Hinblick auf 58 der 
22 GmbHG. unbedingt erforderlichen Beſtimmtheit hinſichtlich auf 
Perſon des Erwerbers nichtig, fo kann ſich der Veräußerer die 
dieſen Mangel nach der Meinung des RG. nicht berufen, Ken: er 
Auslegung der nichtigen Abtretungserklärung dazu führt, 1 
auf Grund des Verpflichtungsgeſchäftes jederzeit zur geſeßnte 
ſprechenden Abtretung angehalten werden kann. Denn es kön t 
dem Veräußerer die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegenge ed 
werden. Dieſer Gedankengang liegt ganz in der überwiegend 
billigten Richtung der Rſpr. zur replica doli. ’ 
JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
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„ST Jahrg. 1932 Heft 14 
Ntsberäugerung und überhaupt ſolche Vollmachtsfälle aus⸗ 
wehnt hat, wo die Vollmachtsertkellung bereits denſelben 
Bi ecken dienen ſoll wie der Inhalt des Hauptgeſchäfts und 
Verpflichtung des Machtgebers zur Veräußerung als in 
104 enthalten anzuſehen iſt (vgl. NG. 76, 1831); 79, 212; 
if desi 108, 125°); Jau 1931, 522°), fo beruhe da 
5 den beſonderen Verhältniſſen des Grundeigentums, deſſen 
1 eutung mit der Formvorſchrift zum Schutz der Eigentümer 
gen die leichtfertige Eingehung eines Veräußerungsvertrages 
Reif zur Verbürgung zweifelsfreier und vollſtändiger Feſt⸗ 
zollte g der Parteiberedungen Rechnung getragen werden 
e (Denkſchr. z. Entw. d. BOB. S. 47). Für das völlig 

0 sverſchiedene Gebiet der GmbH. können dieſe Erwägun⸗ 
j „eine Geltung beanſpruchen. Hier dient die Belt. gericht⸗ 
f Pi oder notarieller Beurkundung der Übertragung von Ge⸗ 
gern Banteifen oder eines hierauf gerichteten Verpflichtungs⸗ 
Aündafts (815 Abi. 3, 4 GmbHG.) dem Zwecke der Ver⸗ 
(har tung eines ſpekulativen Handels in ſolchen Anteilen 
del d rotive zum GmbHG. von 1892 S. 31), ohne daß da⸗ 
bon; er Gedanke eines Schutzes der Anteilsberechtigten gegen 
bose bnelle Bindungen in Betracht käme. Danach mögen form⸗ 
halt, eine Befreiung von der Vorſchr. in §S 181 BGB. ent⸗ 
3 Blankovollmachten nichtig ſein, die zur Umſetzung 
ma Geſellſchaftsanteilen von Hand zu Hand gehen; für Voll⸗ 
ohn n aber, in denen der Bevollmächtigte benannt iſt, iſt es 
Abtr Belang, ob durch ihre Ausgeſtaltung im einzelnen die 
retung verdeckt wird und durch ihre Unwiderruflichkeit 
üehe auf ſonſtige Weiſe damit eine Bindung des Vollmacht⸗ 
An rs begründet wird (vgl. Hachenburg, GmbHG. 815 
A 24; 23.1913, 735). Grundſätzlich gilt auch für Voll⸗ 
chen, die auf Abtretung von Anteilen einer GmbH. ge⸗ 
tet find, die Regel der Formfreiheit in 8 167 Abf. 2 
entſpr Auch eine den Formen des $ 15 Abſ. 3, 4 GmbH. 
ei ltechende Vollmacht würde jedenfalls gegen die Gefahr 
bie ſpekulativen Handels mit den Anteilen keinen Schutz 
che f. Die Rſpr. des RG. hat denn auch bisher niemals 
r formloſe Vollmacht zum Verkauf oder zur Abtretung von 
weifäftsanteilen aus dem Grunde ihrer gänzlichen oder zeit⸗ 
weden Unwiderruflichkeit beanſtandet. Auf die Fälle, wo dies 
nn der erteilten Erlaubnis zum Selbſtkontrahieren des 
575 ollmächtigten geſchehen iſt (RG. 87, 248; ZW. 1916, 
gehr braucht hier nicht eingegangen zu werden. Die Rev. 
DE auch fehl, wenn fie die Heranziehung der Rſpr. zu 8313 
ſehen mit dem Hinweis auf den Charakter der hier in Frage 
„enden GmbH. als einer Grundſtücksgeſellſchaft zu recht⸗ 
0 en ſucht; denn die Anwendung ſachenrechtlicher Grund⸗ 
eine im Fall der Veräußerung ſämtlicher Geſchäftsanteile 
über Grundſtücks mbh. in der Rſpr. umfaßt keineswegs die 
wie tragung aller immobiliarrechtlichen Geſetzesvorſchriften, 
be der Senat bereits in RG. 133, 10 ausgeſprochen hat. 
Be nſowenig kann die von der Rev. berührte ſteuerrechtliche 
ſcheſdudlung des Verkehrs mit GmbH.⸗Anteilen für die Ent» 
In di g des vorl. Falles irgendwie von Erheblichkeit ſein. 
erh Tem Falle ift, wie ſich aus den Feſtſtellungen des BG. 
ei t, in keiner Weiſe bei Ausſtellung der Vollmacht etwa 
martermloſer Handel mit den Geſchäftsanteilen nach der Art 
ſechſ gängiger Börſenpapiere in Frage gekommen, auch H. 
fi ſollte die Anteile nicht erwerben, vielmehr handelte es 
top, oiglich um eine reguläre Bevollmächtigung zur Ab- 
Tag ug der klägeriſchen Anteile, die H. bereits am folgenden 
info, vorgenommen hat. Bei dieſer Sachlage nimmt die Vor⸗ 
and nz mit Recht an, daß keinerlei Geſichtspunkte für eine 
—i— Behandlung der Vollmacht H.s als i. S. einer reinen 
nahmmlachtserteilung ſprechen, und, wie ſie der Beweisauf⸗ 
ik, © entnimmt, die Klauſeln der Urkunde bezüglich der Un⸗ 
ledi ruflichkeit, der Erlaubnis des Selbſtkontrahierens u. dgl. 
15 ich formularmäßig zu bewerten ſind und zur Begr. eines 
den körforderniſſes für die Vollmacht nicht herangezogen wer⸗ 

nnen 


weſen 


dem Iſt ſonach, was die Gültigkeit der Vollmacht anlangt, 
doe angef. Urt. im Ergebnis zuzuſtimmen, fo unterliegen 
des die Ausführungen des BG. hinſichtlich der Wirkſamkeit 
Abtretungsgeſchäftes ſelbſt erheblichen Bedenken. Zwar 
ee RevRüge fehl, daß die Vorinſtanz den Abtretungs⸗ 


) JW. 1911, 577. 2) JW. 1924, 806. 
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vertrag auf feine Nichtigkeit aus $ 138 BGB. habe prüfen 
müſſen. Sie wird damit begründet, daß H. bei einem Ver⸗ 
tragsobjekt von nur 5000 % ſich von den Bekl. in Geſtalt 
von 12 000 % Sondervorteile habe gewähren laſſen. Es iſt 
indes nicht erſichtlich, daß dieſer allein aus der Ausſage des 
Zeugen H. hergeleitete Tatbeſtand von den Kl. im Verlaufe 
des Rechtsſtreits zum Gegenſtand der Klagebegründung ge⸗ 
macht worden ſei. Wenn die Rſpr. (vgl. z. B. RG. 130, 
142; 134, 56) den auf ein Geſchenk des Vertragsgegners zu⸗ 
rückzuführenden Vertragsſchluß eines Bevollmächtigten auch 
als nichtig anſieht, ſo hatte das BG. doch keine Verpflichtung, 
den Sachverhalt in dieſer Richtung auf die erwähnte Angabe 
des Zeugen H. hin zu prüfen, da dieſe allein keinen Anhalt 
für das Vorliegen der erwähnten Vorausſetzung bot. 

Wohl aber beanſtandet die Rev. mit Recht die Aus⸗ 
führungen des BG. zur Frage der Beſtimmtheit der Ab⸗ 
tretungserklärung. Inſofern meint das angef. Urt., daß, 
wenn H. in der notariellen Verhandlung v. 17. April 1928 
die geſamten Geſchäftsanteile der GmbH. an die Bekl., „und 
zwar an jeden 50%“ übertragen habe, damit eine reale Tei⸗ 
lung der Geſchäftsanteile i. S. der Veräußerung je der Hälfte 
des Anteils beider Kl. an jeden der beiden Bekl. nicht be⸗ 
abſichtigt geweſen ſei, vielmehr der Sinn kein anderer habe 
ſein können, als daß der eine Bekl. den Anteil des einen Kl., 
der andere den des anderen habe erwerben ſollen, wobei es 
den Parteien gleichgültig geweſen ſei, weſſen Anteil jeder der 
Bekl. übernähme. Läßt man dieſe Auslegung der Urkunde vom 
17. April 1928 gelten, ſo kann an der Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung kein Zweifel beſtehen, weil ſie der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit hinſichtlich der Perſon des für jeden Anteil an⸗ 
zunehmenden Erwerbers ermangelt. Dieſes Erfordernis er⸗ 
gibt ſich ſchon aus 8 16 GmbH., wo die Rechtsſtellung des 
Anteilserwerbers gegenüber der Geſellſchaft von Anmeldung 
und Nachweis des Übergangs abhängig gemacht und der Er⸗ 
werber dem Veräußerer für die zur Zeit der Anmeldung auf 
den Geſchäftsanteil rückſtändigen Leiſtungen als haftbar er⸗ 
klärt iſt. Auch die Ausfallhaftung im Falle der Kaduzierung 
(822 GmbHG.) erheiſcht die Beſtimmbarkeit des für den Ge⸗ 
ſchäftsanteil in Frage kommenden Rechtsvorgängers. Wenn 
die Vorinſtanz die angeſichts der Faſſung der Abtretungs⸗ 
erklärung hinſichtlich des hiernach Haftpflichtigen beſtehende 
Unklarheit damit beheben zu können glaubt, daß ſich die Kl. 
inſoweit der GmbH. gegenüber jo behandeln laſſen müßten, 
als ſeien ſie Inhaber beider Geſchäftsanteile zur geſamten 
Hand geweſen und jeder von ihnen ſomit Rechtsvorgänger 
beider Bekl., ſo iſt dieſe Annahme verfehlt, weil von einer 
Geſamthandsberechtigung der Kl. keine Rede ſein kann, und für 
das vom BG. offenbar bezüglich der Ausfallhaftung gemeinte 
Geſamtſchuldverhältnis der Genannten weder im Geſetz noch 
in den Parteierklärungen eine Handhabe zu erblicken iſt. 

Nichtsdeſtoweniger kann die Klage auch trotz der bei ſol⸗ 
cher Vertragauslegung anzunehmenden Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung keinen Erfolg haben. Enthält das Protokoll vom 
17. April 1928 ſeinem formalen Wortlaut nach auch zunächſt 
nur die Beurkundung der Abtretung der Anteile, ſo ergibt 
doch die auch bei formbedürftigen Urkunden vorzunehmende 
Auslegung, daß auch das der Abtretung zugrunde liegende 
Verpflichtungsgeſchäft in der Niederſchrift Ausdruck gefunden 
hat. Wenn darin geſagt wird, daß das Entgelt für die An⸗ 
teile im vereinbarten Betrage von 5000 4 bereits gezahlt ſei, 
ſo iſt damit klargeſtellt, daß die Abtretung auf einem Kauf 
der Anteile beruht, bei dem ſich die Bekl. mit dem Bevoll⸗ 
mächtigten der Kl. auf einen Kaufpreis von 5000 % ge⸗ 
einigt haben. Die vom BG. vorgenommene Auslegung der 
Abtretungserklärung würde dann für das Verpflichtungs⸗ 
geſchäft dahin führen, daß, da jeder Bekl. einen Geſchäfts⸗ 
anteil hat erwerben ſollen, die Bekl. bezüglich jedes Geſchäfts⸗ 
anteils als Geſamtgläubiger anzuſehen ſein würden. Würden 
fie aber hiernach auf Grund eines gem. § 15 Abſ. 4 GmbHG. 
formrichtig abgeſchloſſenen Kaufgeſchäfts berechtigt ſein, eine 
dementſprechende rechtswirkſame Abtretung der Anteile an 
ſie zu fordern, ſo würden die Kl. argliſtig handeln, wenn ſie 
trotz ihrer bereits längſt fälligen Verpflichtung zur Über⸗ 
tragung der Anteile die Feſtſtellung der Nichtigkeit des Ab⸗ 
tretungsgeſchäfts und ihrer an ſich noch beſtehenden Ge⸗ 
ſellſchaftereigenſchaft, geftügt auf rein formale Gründe, be⸗ 
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trieben, obwohl fie auf Verlangen der Bekl. jederzeit ge⸗ 
halten wären, ſich der Anteile zugunſten der Bekl. zu ent⸗ 
äußern. Ihre Feſtſtellungsklage würde alſo, ganz abgeſehen 
davon, daß bei der erwähnten Sachlage ein berechtigtes Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe der Kl. nicht anzuerkennen wäre, an der 
Argliſteinrede ſcheitern. 

Bei Prüfung des Abtretungsprotokolls hat aber das BG. 
die andere Auslegungsmöglichkeit nicht berückſichtigt, daß mit 
der Abtretung von 500% der geſamten Geſchäftsanteile an 
jeden Bekl. beide jeden Anteil je zur ideellen Hälfte zu Mit⸗ 
eigentum haben anwerben ſollen. Ein derartiges Rechts⸗ 
verhältnis würde eine Gemeinſchaft i. S. von § 741 BGB., 
§ 18 Gmb. darſtellen, die alſo nicht gleichbedeutend wäre 
mit einer realen Teilung der Geſchäftsanteile gem. 8 17 
GmbHG. Bei Annahme dieſer übrigens durchaus naheliegen⸗ 
den Möglichkeit wären weder das Kaufgeſchäft noch auch der 
dingliche Abtretungsvertrag rechtlich irgendwie zu beanſtanden, 
ſo daß dann die Feſtſtellungsklage der Kl. ohne weiteres un⸗ 
begründet wäre. 


(U. v. 26. Jan. 1932; 221/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


d) Genoſſenſchaft. 

6. § 51 Gen G. 

1. Ausſchließung eines Mitgliedes aus 
der Genoſſenſchaft kann nicht endgültig (unter 
Ausſchluß des Rechtswegs) durch Beſchl. der Gen⸗ 
Ber. erfolgen. 


2. Bei ausdrücklicher Angabe des Ausſchlie⸗ 
ßungsgrundes kann ein neuer Grund nicht nach⸗ 
geſchoben werden. 


3. Ob Nichtzahlung eines Betrages von 30 % 
auf den Geſchäftsanteil ein Ausſchließungs⸗ 
grund iſt, muß nach der Bedeutung des Ver⸗ 
ſtoßes bei gleicher Satzungs verletzung aller Ge⸗ 
noſſen beurteilt werden. Muß der Verſtoß ſchuld⸗ 
haft ſein, ſo genügt doch bloßer Irrtum nicht, die 
Schuld zu beſeitigen. Der Beweggrund des Vor⸗ 
ſtandes und der Gen Verſ. von dem Ausſchlie⸗ 
ßungsgrund Gebrauch zu machen, iſt der gericht⸗ 
lichen Nachprüfung entzogen. 7) 

Der Kl. begehrt Feſtſtellung, daß ſeine Ausſchließung 
aus der Genoſſenſchaft zu Unrecht erfolgt ſei. Soweit der 
BerR. die Auffaſſung vertritt, daß der Nachprüfung der Ge⸗ 
richte gerade auch die ſachliche Berechtigung des Ausſchluſſes 
unterliegt, befindet er ſich im Einklang mit der ſtändigen 
Rſpr. des erk. Sen. (ſ. zuletzt RG. 129, 45 ff. JW. 1930, 
2693 26). Wohl kann die Satzung ſo, wie es hier geſchehen iſt, 
die Handhabung der Ausſchließungsbefugnis zunächſt einem 


Zu 6. I. Das Urteil lehrt, wie unrichtiges Verhalten eines 
Genoſſen einer gemeinnützigen CiedlunggeWG. für Kriegsbeſchä⸗ 
digte zu ſchwerſten Nachteilen und Vermögensverluſt führen kann. 
Der Genoſſe wird möglicherweiſe zehn Jahre nach erfolgtem Kauf 
und Bezahlung der Stelle aus dem Siedlungshaus (Koſten 7200 % 
herausgeſetzt, verliert die Stelle, wird ausgeſchloſſen und ſoll noch 
die für feine Verhältniſſe erhebliche Summe von faſt 2400 % be⸗ 
zahlen: Folge der Nichtzahlung von 30 % auf den Geſchäftsanteil von 
100 , trotz Mahnung, bei Wochenraten von 5 % wegen Verrech⸗ 
nungsſtreitigkeiten. Es iſt bedauerlich, daß ſolche Streitigkeiten im 
Prozeßwege bis zum NG. ausgetragen werden. Das aufgehobene 
Urteil des Hanſ och. hatte offenſichtlich geglaubt, aus ſozialen 
Gründen dem Genoſſen helfen zu ſollen. Reſtlos befriedigt wird 
man von dem Prozeßergebnis nicht ſein. 

II. Soweit es ſich um die richterliche Nachprüfung des Aus⸗ 
ſchlußbeſchluſſes, das Nachſchieben von Ausſchließungsgründen und 
die Beweislaſt handelt, beruht das Urteil auf der bisherigen 
Rſpr., die vom RG. wiedergegeben iſt. 

III. Die Frage der Auslegung der typiſchen Satzungsklauſel 
(Nichterfüllung der dem Genoſſen obliegenden Einzahlungspflicht; 
häufig auch: Nichterfüllung der ſatzungsmäßig übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen, insbeſ. länger als ſechs Monate im Rückſtand bleiben 
mit den vorgeſchriebenen Einzahlungen), ob ſchuldhafte Nichterfül⸗ 
füllung vorausgeſetzt iſt, war bisher höchſtrichterlich nicht geklärt. 
Es handelt ſich hier um das allgemeine theoretiſche Problem, inwie⸗ 
weit die Vorſchr. des BGB. auf Rechtsverhältniſſe des inneren 
genoſſenſchaftlichen Rechts Anwendung finden. Bei Ehrenberg, 
Hdb. d. HR. III 2 § 26 S. 133 iſt grundſätzlich, übereinſtimmend mit 
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anderen Genoſſenſchaftsorgan als der Genkerf. übertrage“ 
und weiter vorſehen, daß gegen deſſen Entſcheidung der 
troffene Genoſſe die GenVerſ. anrufen kann; es muß alsdan 
auch vor Beſchreitung des Rechtswegs dieſes genoſſenſcheg 
liche Verfahren erſchöpft werden. Dies iſt hier ſeitens des ich 
geſchehen. Durch die Satzung kann aber rechtswirkſam g 
beſtimmt werden, daß der Spruch der GenVerſ. „endgu bes 
im Sinne des Ausſchluſſes des Rechtswegs im Fall, acht? 
Streits zwiſchen Genoſſenſchaft und Genoſſen über die Rech 
mäßigkeit der Ausſchließung iſt. Eine ſolche Satzungsb ei 
mung wäre nichtig (j. RG. 57, 154ff.). Die Zul ie 
des Feſtſtellungsbegehrens des Kl. an und für ſich unterlt 
keinem Bedenken (ſ. a. ZW. 1930, 269527 [97]). 1b 
Der Ausſchließungsbeſchluß iſt von dem Vorſtand Ai; 
Aufſichtsrat ſowohl, wie auch von der GenVerſ. ausdrüd * 
und allein geſtützt darauf, daß Kl. mit den Pflichten 
lungen auf Geſchäftsanteil im Rückſtand geweſen ſei. - 
Recht nimmt der Vorderrichter an, daß bei dieſer Sal lic 
ein Nachſchieben anderer Ausſchließungsgründe nicht möge 
iſt; es könnte vielmehr wegen ſolcher unter Umſtänder dn 
nur ein neues Ausſchließungsverfahren eingeleitet we fr 
Die gegenteilige Meinung der Rev. iſt rechtsirrtümlich. * 
ders wäre die Sachlage nur dann, wenn der Ausſchließnn 
beſchluß nicht unter Anführung eines beſtimmten konkr 65 
Ausſchließungstatbeſtands ergangen wäre; dann würde 
allerdings, um die gegen den Kl. ergriffene Maßnahme N, 
rechtfertigen, genügen, wenn im Prozeß nicht geheim gr 
bene Umſtände dargetan würden, die zeitlich vor der 5 
ſchlußfaſſung der Geſellſchaftsorgane lagen und einen 993 
lichen oder ſatzungsmäßigen Ausſchließungstatbeſtand erge on 
denn alsdann wäre bis zum Beweis des Gegenteils je 
auszugehen, daß die Ausſchließung eben dieſer Tatſab⸗ 


0 
l 


wegen erfolgt iſt (ſ. RG. 88, 193). it 
Der Vorderrichter will den Umſtand, daß Kl: 115 
30 GM. Pflichteinzahlung auf Geſchäftsanteil nach wie net 


N 
rückſtändig blieb, „nach der Sachlage“ nicht als hinreichend 

Grund für Ausſchließung gem. § 8 Abſ. 1 Ziff. 1 der Sad 
geiten laſſen. Er führt hierzu des näheren aus, daß zwar at: 
dem Wortlaut der 88 der Satzung zur Ausſchließung gene 
wenn ein Genoſſe die Einzahlungspflicht auf Geſchäfts en 
gemäß 8 9 nicht erfüllt habe; allein nach den Grundſäübe, 
von Treu und Glauben müſſe, fo fährt der Bert. for 
der bloßen Tatſache einer ſolchen Nichterfüllung weiter h nie 
kommen, daß der Genoſſe „in ausreichender Weiſe“ au fe 


Verfehlung hingewieſen worden ſei und vernünftiger 69 


habe damit rechnen müſſen, daß ſein Zahlungsverzug de 
licherweiſe zum Ausſchluß führe. Je kleiner die aus sehn 
Pflichtzahlung fei, „um fo ſchwerere Vorausſetzungen mi enẽ 
für den „Rücktritt“ gegeben fein‘. Hier habe es ſich nl 
um 30 GM. gehandelt. Nach den ganzen Umſtänden 
dem jetzigen RGllrt., die Anſicht vertreten, daß, im Gegenſaß Sa 
Kapitalgeſellſchaftsrecht, die Verzugsvorſchr. des BGB. anwe sin 
ſeien, daß aber die erwähnten typiſchen Ausſchlußklauſeln gerade bei 
objektive Nichterfüllung im Auge hätten. RG. kommt gerg ati 
ſolch allgemein gehaltenen Ausſchlußklauſeln dazu, bloß obe an 
Verſtoße als zureichenden Ausſchließungsgrund nicht anzufehel- gen, 
ſofern kann nun, wenn auch keineswegs für alle Formuliert 
doch grundſätzlich dieſer Punkt als für die Praxis geklärt 5 
ſehen werden. RG. bezeichnet klar die Rechtsbeziehungen dale 
noſſen zur EWG. als ein „geſellſchafts ähnliches“ Beh a 
wobei man freilich dieſen Ausdruch als kaum beſonders gl 0.5 
wird anfehen können; die inneren Rechtsbeziehungen zwiſchen “ e 
und Mitglied, ganz beſonders aber die geſetzlich ſatzungsmäßig ſichet 
tiellen Beziehungen find nicht bloß „geſellſchaftsähnlich“! gs 
find fie nicht individualrechtlich, und das ſoll wohl mit dieſem unter 
druck bezeichnet werden. Daß dieſe Rechtsbeziehungen besonders echte 
der Herrſchaft von Treu und Glauben ſtehen, iſt ſtändiger 3 auch 
grundſatz, nicht bloß für die EWG. (129, 45), jonbert, die 
für die Gmb. (128, 15), beſonders aber bei der EWG. rigen 
Handhabung der Ausſchließungsbefugnis. Dabei wird im m ung 
vom RG. ſtets das genoſſenſchaftliche Recht der Selbſtbeſti 
reſpektiert Ehrenberg a. a. O. 92, 94, 102, 55, 45). fer 

IV. Während nach oben III das NG. zugunſten des Gear 
Nachweis des Verſchuldens fordert, legt es einen ſtrengen "men 
ftab bei der Beurteilung des den Ausſchluß begründenden den 
ſtoßes gegen die Einzahlungspflicht an und hält nach Anteil 
gegebenen Umſtänden den Ruckſtand von 30 % bei einem außer 
von 100 % für relativ ſehr erheblich trotz der wirtſchaftlich 
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dale habe die Bekl. damit rechnen müſſen, daß der Kl. die 
liche Einzahlungsſchuld von 30 GM. auf Geſchäftsanteil 
9 eswillen nicht bezahlt habe, weil er der irrigen Meinung 
eſen ſei, dieſelbe ſei ſchon getilgt. 
Re emgegenüber rügt die Rev. Verletzung des ſachlichen 
1 und des § 286 ZPO. Sie mußte Erfolg haben. Der 
A sſchließungsbeſchluß iſt geſtützt auf den ſatzungsmäßigen 
Ge ſchließungsgrund der Nichterfüllung der dem Kl. als 
galten obliegenden Einzahlungspflicht auf Geſchäftsanteil 
* Abſ. 2, vergl. mit § 7 Ziff. 1 GenG. und § 8 Abf. 1 


— 1 und 8 9 Abſ. 1 der Satzung). Nach dem Wortlaut 


N 
lle bloße Nichterfüllung der Einzahlungspflicht. Daß ſie auf 
5 Genoſſen eine ſchuldhafte (vorſätzliche oder fahr⸗ 
nice) ſein müßte, ift dem bloßen Wortlaut der Beſtimmung 
dur zu entnehmen. Es kann ferner kein Zweifel ſein, daß 
las die Satzung im Rahmen des § 68 Abſ. 2 Gen®. als 
I ſchließungsgrund ſchon die bloße Nichterfüllung der Jah⸗ 
gspflicht als ſolche hätte eingeführt werden können. Allein 
dei 10 8 Abſ. 1 Ziff. 1 der Satzung ſoll ein Genoſſe aus- 
Al oſſen werden können, der die Satzung, insbeſ. die 88 9 
Ihat 12 derſelben, oder die ihm kraft Geſetzes der Genoſſen⸗ 
Yin, gegenüber obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt. 
8 r objektiv ſehr weit gezogene Rahmen des Ausſchlie⸗ 
en gstatbeſtands, vermöge deſſen ein Genoſſe unter Umſtän⸗ 
ne ſehr leicht ſchuldlos gegen irgendeine der zahlreichen Ge⸗ 
ſchſenpflichten verſtoßen kann, ſpricht durchaus dagegen, daß 
8 ein ſolcher bloß objektiver Verſtoß einen zureichenden 
bei ſchließungsgrund ſoll bilden können. Da es ſich endlich 
m en Rechtsbeziehungen der Genoſſen zu der Genoſſenſchaft 
chez ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis handelt, das als ſol⸗ 
en im beſonderen unter dem Grundſatz von Treu und Glau- 
5 8 feht, erſcheint die Auslegung gerechtfertigt, daß die in 
gef Abſ. 1 Ziff. 1 der Satzung als Ausſchließungsgrund an⸗ 
auf hrten Verſtöße auch zugleich ſchuldhafte ſein, m. a. W. 
mit dorſatz oder Fahrläſſigkeit der Genoſſen beruhen müſſen 
mes er weiteren Folge, daß im Streit über die Berechtigung 
in 1 ergangenen Ausſchließungsbeſchluſſes die Genoſſenſchaft 
lat ler Regel auch dieſes Tatbeſtandserfordernis zu beweiſen 
in d Gewiß iſt ſodann richtig, daß, wie der erk. Sen. ſchon 
45 fen von dem Vorderrichter angeführten Urteil RG. 129, 
beſu⸗ dargelegt hat, die Handhabung der Ausſchließungs⸗ 
ben auis im beſonderen dem Grundſatz von Treu und Glau⸗ 
BG unterworfen iſt. Indeſſen reichen die Erwägungen. des 
gege keineswegs aus, um hier einen Verſtoß der Genoſſenſchaft 
0: en dieſen Grundſatz bejahen zu konnen. Es iſt vorab dar⸗ 
den hinzuweiſen, daß die Ausſchließung eines Genoſſen, gegen 
off ein Ausſchließungsgrund vorliegt, im Ermeſſen der Ge⸗ 
nicheſchaft bzw. der zuſtändigen Organe derſelben ſteht. Eine 
eine erliche Nachprüfung inſoweit iſt nicht möglich; ſie würde 
de n unzuläſſigen Eingriff in das genoſſenſchaftliche Recht 
wil Selbſtbeſtimmung bedeuten. Die Betätigung dieſes Rechts 
e auch hier um deswillen nicht eine mißbräuchliche, wenn 
kane ſcweren Folgen für den Genoſſen. Man kann das Be⸗ 
St nicht unterdrücken, daß dieſer offenſichtlich überhaupt nicht 
dm, Ih beraten iſt, da er wegen einer ſolchen Summe, die er noch 
fol nt Wochenraten abzahlen follte, feine ganze Stelle verſpielen 
1996 Auffällig iſt, daß das NE. darauf hinweist, die EWch babe 
dechältnund 3500 % Rückſtände bei den Mitgliedern gehabt, alſo eine 
widrf nismäßig erhebliche Summe, um die Folgen des genoſſen⸗ 
Kein gen Verhaltens deutlich zu machen. Da das Urteil hier von 
org, en Nuancen abhängt, jo wäre es von Intereſſe, zu wiſſen, 
Wü dieſe erheblichen Rückſtande der Mitglieder (Kriegsbeſchadigte 
oh bi zurückzuführen ſind. Man hat prima facie den Eindruck, als 
Wälle Verhältniſſe der EWG. im ganzen ſchwierig geweſen ſeien. 
et find die Abrechnungsſtreitigkeiten hinſichtlich der Bauten 
u. meiner geweſen. Je nachdem würde das Verhalten des Kl. 
rote berſchieden zu beurteilen ſein. Wäre der Genoſſe richtig be⸗ 
fin geweſen, jo hätte er freilich unter allen Umſtändeu die gering⸗ 
Neige Summe angeſichts des großen Riſilkos auf alle Fälle zur 
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wohl tung des Ausſchluſſes gezahlt. Der Standpunkt des AG. ſcheint 

nicht auf Grund des aus dem ſchriftlichen Urteil in dieſer Beziehung 

fein Hanz deutlich erſichtlichen Verhandlungsergebniſſes der zu 

tune aß der EWG. angeſichts der allgemeinen Zahlungsweige⸗ 

Au d, nichts übriggeblieben ſei, als mit größter Strenge durch 
schluß der widerſpenſtigen Genoſſen vorzugehen, um die Ord⸗ 
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für die Organe der Bekl. bei der Beſchlußfaſſung darüber, ob 
Kl. auszuschließen ſei oder nicht, die Rückſicht auf ſonſtige 
Streitigkeiten mit ihm den Ausſchlag gegeben hätte, ſofern 
nur überhaupt ein zureichender Ausſchließungsgrund vorlag. 
Ob dieſer Grund der GenVerſ. „willkommen“ war oder nicht, 
iſt unerheblich. 

Das BG. verkennt aber ferner die Bedeutung des dem 
Kl. nach dem zu unterſtellenden Sachverhalt zur Laſt fallen⸗ 
den Verſtoßes. Er richtet ſich gegen die Einzahlungspflicht 
auf Geſchäftsanteil. Sie iſt eine der geſetzlichen Haupt⸗ 
pflichten der Genoſſen. Durch ſie ſoll nach dem Geſetz das für 
eine gedeihliche Entwicklung der Genoſſenſchaft erforderliche 
Betriebskapital und gleichzeitig neben der Haftſumme eine 
zuſätzliche Sicherung für die Gläubiger geſchaffen werden. 
Deshalb iſt dieſe Verpflichtung im Geſetz (ſ. 8 22 GenG.) 
mit beſonderen Sicherungen umkleidet. Hier iſt ferner durch 
die auf dem Willen der GenVerſ. als des oberſten Organs 
der Genoſſenſchaft beruhende Satzung dieſe Einzahlungspflicht 
beſonders entwickelt. Einmal iſt der Nennbetrag des Ge⸗ 
ſchäftsanteils verhältnismäßig hoch bemeſſen, ſodann Voll⸗ 
einzahlungspflicht eingeführt, und zwar mit der Maßgabe, 
daß 50 GM. ſofort, der Reſt in mindeſtens 20 gleichen 
Monatsraten abzutragen iſt. Wie bedeutſam die Einzahlungs⸗ 
pflicht auf Geſchäftsanteil gerade hier für den finanziellen 
Aufbau der Genoſſenſchaft iſt, beweiſt ferner der Umſtand, daß 
die Haftſumme nur auf das Doppelte des Geſchäftsanteils 
bemeſſen iſt. Demnach liegt auf der Hand, daß für das Ge⸗ 
deihen der Genoſſenſchaft und die Erreichung ihres ſatzungs⸗ 
mäßigen Zwecks von erheblichſter Bedeutung war, daß die 
einzelnen Genoſſen ihren Einzahlungspflichten gewiſſenhaft 
und pünktlich nachkommen. Gleichgültigkeit, Läſſigkeit, Zah⸗ 
lungsflucht unter den Genoſſen konnte die Genoſſenſchaft und 
mit ihr die ihrer Zahlungspflicht pünktlich gerechtwerdenden 
Genoſſen ſchwer ſchädigen, ja den Beſtand der Genoſſenſchaft 
überhaupt in Frage ſtellen. Gerade deshalb iſt erſichtlich auch 
in dem Ausſchließungstatbeſtand des 8 8 Abſ. 1 Ziff. 1 der 
Satzung die Nichterfüllung der Einzahlungspflicht auf Ge⸗ 
ſchäftsanteil ausdrücklich und beſonders hervorgehoben. 
Die Ausführungen des BG. laſſen nicht erkennen, daß es 
dieſen Geſichtspunkt irgendwie berückſichtigt hat. Es iſt auch 
nicht richtig, daß Kl. nach dem zu unterſtellenden Sachver⸗ 
halt nur noch mit einem Bagatellbetrag ſeines Geſchäftsanteils 
rückſtändig war. Es waren vielmehr volle 30 GM. und damit 
30urch dieſen Umſtand erhöht, weil ein zur Be⸗ 
ſeitigung dieſer Gefahr dienliches StB.⸗Manöver des ausweich⸗ 
pflichtigen „Sülfmeiſter“ nicht möglich war. Dadurch war jedoch 
der Zuſammenſtoß noch nicht unvermeidlich geworden: er wäre 
zunächſt ſchon durch die gebotene frühere Klärung der Sachlage 
vermieden worden; er wäre aber weiter nach dem Verſagen 
der Ruderanlage auch durch ein vom Führer des „Sülfmeiſter“ 
fehlerhaft nicht angeordnetes Rückwärtsmanöver noch zu ver⸗ 
meiden geweſen. Unvermeidbar herbeigeführt wurde der Zu⸗ 
ſammenſtoß erſt durch das von S. gewählte Manöver, ſeinen 
Kurs mit halber Kraft fortzuſetzen und im letzten Augenblick 
zu verſuchen, mit voller Kraft noch vor dem Bug des „A.“ vor⸗ 
beizulaufen. Für die Folgen dieſes Verhaltens hätten die Ver⸗ 
ſicherer jedenfalls dann, wenn es die alleinige Urſache des Scha⸗ 
dens gebildet hätte, gemäß 88 28, 33 ADS. zu haften. Bei dem 
vom BG. unterſtellten Sachverhalt hängt der Verſicherungsſchutz 
davon ab, ob die Verſicherer trotz der bei Antritt der Reiſe 
vorhandenen Fahruntüchtigkeit, die als alleinige ſchadenſtiftende 
Urſache zweifellos gemäß § 58 ADS. die Befreiung der Ver⸗ 
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ficherer zur Folge hätte, wegen des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges des fehlerhaften Verhaltens S.s mit dem Schaden 
haften. Denkbar wäre auch, daß wegen des Zuſammentreffens 
beider Umſtände eine Beſchränkung des Verſicherungsſchutzes 
dem Umfange nach anzunehmen wäre. 

Das BG. hat die erſtgenannte Möglichkeit angenommen, 
indem es davon ausgeht, daß für die Frage des Verſicherungs⸗ 
ſchutzes nach den die ADS. beherrſchenden Verurſachungsgrund⸗ 
ſätzen lediglich das Verhalten S.s als „nächſte Urſache“ des 
ſchadenverurſachenden Umſtandes in Betracht komme. 

Die der Police zugrunde liegenden Beſtimmungen der 
ADS. ergeben in dieſer Hinſicht keine ausdrücklichen Anhalts⸗ 
punkte. Zur Ermittlung deſſen, was in dieſer Richtung als 
Vertragsinhalt anzuſehen iſt, iſt daher heranzuziehen, welcher 
Inhalt nach der Verkehrsauffaſſung einem den ADS. unter⸗ 
liegenden Verſicherungsverhältnis auch ohne ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung beizulegen iſt. Dafür gewähren die Verhandlungen 
Anhaltspunkte, die zur Niederlegung der ADS. geführt haben. 
Die Verhandlungen zu $$ 28 und 58 ADS. ergeben in dieſer 
Beziehung nichts. Erörtert worden iſt vielmehr die Frage des 
urſächlichen Zuſammenhangs bei der Beratung des die Haf⸗ 
tungsfreiheit für Kriegsgefahr behandelnden $ 35 ADS. Die 
Verhandlungen zu dieſer Beſtimmung (wiedergegeben in den 
„Materialien zu den Allg. Deutſchen Seeverſich.⸗Bed.“, im Auf- 
trage der Vereinigten Handelskammern herausgegeben von 
Bruck), ergeben hierzu folgendes (wird ausgeführt). 

Nach dem wiedergegebenen Inhalt der Verhandlungen, die 
zu der jetzigen Faſſung von § 35 ADS. geführt haben, laun es 
zunächſt keinem Zweifel unterliegen, daß der im Seeverſiche⸗ 
rungsrecht überkommene und im HGB. § 821 Abſ. 1 Halbſ. 2 
ſowie in den ADS. von 1867 in § 101 Abſ. 1 Halbſ. 2 zugrunde 
gelegte Satz „causa proxima, non remota spectatur“ nicht 
durch uneingeſchränkte und in aller Folgerichtigkeit durchge⸗ 
führte Einführung des Grundſatzes der adäquaten Verurſachung 
erſetzt werden ſollte. Das ergibt ſich daraus, daß dem Verſuche 
eines einzelnen Verſicherungsvertreters („Materialien“ S. 151 
und 152), dieſen Grundſatz für maßgeblich zu erklären, ſofort 
entgegengetreten worden iſt, daß ferner im weiteren Verlaufe 
der Verhandlungen der juriſtiſche Beirat der Bremer Reeder, 
ohne Widerſpruch zu finden, darauf hingewieſen hat, es ſolle 
der adäquate Zuſammenhang nicht eingeführt werden, und daß 
weiter mehrfach betont worden iſt, es ſolle der alte Rechtszu⸗ 
ſtand nicht oder doch nur i. S. der Ermöglichung einer Ver— 
beſſerung der zur überſpannung dieſes Grundſatzes gelangten 
Rſpr. geändert werden (Verſicherer: „Materialien“ S. 149, 167, 
170, Makler: S. 166/167, 168, Vertreter des Wirtſchaftsverban⸗ 
des S. 168). 

Aus den Verhandlungen zu § 35 ADS. ergibt ſich weiter, 
daß der causa-proxima-Grundſatz als für das geſamte Seever⸗ 
ſicherungsrecht maßgebend betrachtet werden ſollte. Das geht 
aus folgendem hervor: Die Verſicherer haben die Auffaſſung 
vertreten, der causa-proxima-Grundſatz gelte im Seeverſiche⸗ 
rungsrecht überall dort, wo es auf den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Gefahrereignis und Schaden ankomme (a. a. O. 
S. 158, 159); ſie ſind der Aufnahme des Wortes „zunächſt“ in 
§ 35 ADS. weſentlich auch aus dem Grunde entgegengetreten, 
die aus der Aufnahme dieſes Wortes etwa mögliche Folgerung 
auszuſchließen, daß der Grundſatz im übrigen Seeverſicherungs⸗ 
recht keine Geltung beanſpruchen könne (a. a. O. S. 159, 161). 
Dieſer Auffaſſung iſt in den Beratungen niemand entgegen⸗ 
getreten. Aus dieſem Grunde iſt davon auszugehen, daß ſich bei 
der Beratung der ADS. die Auffaſſung durchgeſetzt hat, es 
ſolle im Bereich der ADS. die Beurteilung des urſächlichen Ab⸗ 
laufs nicht nach den Grundſätzen der adäquaten Verurſachung 
ſtatthaben, ſondern, obwohl dies ausdrücklich nicht in der Faſ⸗ 
ſung der Bedingungen zum Ausdruck gelangt iſt, nach dem 
causa-proxima-Grundſatz erfolgen. Es ſoll durch dieſen Grund⸗ 
ſatz — wie zwar in den Verhandlungen nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt, Sinn und Ziel der geſamten Verhandlungen 
aber entſpricht — die Verkehrsauffaſſung des Seeverſicherungs⸗ 
rechts (Protokolle a. a. O.) zur Geltung gebracht werden. Wenn 
verſchiedene Verſicherer für die Folgen verſchiedener Ereigniſſe 
haften, die zuſammen einen einheitlichen Schadenserfolg herbei— 
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geführt haben, wenn ferner ein haftungsfreies und ein haftung 
bewirkendes Ereignis mit ſchadenverurſachender Wirkung zu 
ſammentreffen, hat keine Verteilung des Schadens unter den 
Verſicherern oder zwiſchen Verſichertem und Verſicherer ſtattzu⸗ 
haben. Es ſoll in ſolchen Fällen vielmehr darüber, welcher Ver⸗ 
ſicherer zu haften habe oder ob der Verſicherer zu haften habe, 
entſcheiden, wer die Gefahr für die „nächſte“ Urſache des Scha 
dens trägt. Dieſe Verkehrsauffaſſung entbehrt nicht der inneren 
Begründung. Könnte in dem erſtgenannten Falle immerhin noch 
eine Regelung der Entſcheidungsfrage nach den Grundſätzen der 
Doppelverſicherung eintreten, ſo würden zum mindeſten im 
zweiten Falle, bei welchem eine billige Schadensverteilung nut 
nach dem Grade der Urſächlichkeit der Ereigniſſe ſtattfinden 
könnte, der Abwicklung des Verſicherungsverhältniſſes ganz en 
hebliche, mit dem Verkehrsbedürfnis nicht in Einklang zu brin 
gende praktiſche Schwierigkeiten entgegenſtehen. 

Der Grundſatz „causa proxima, non remota spectatur“ ul 
danach bei Maßgeblichkeit der ADS. für den Fall des Zuſant 
menwirkens mehrerer zur Entſtehung eines Schadens beitragen 
der Ereigniſſe als Vertragsinhalt anzuſehen. Die RGeEntſch. 
v. 2. Nov. 1929 (1105/29: HanjRZ. 1929 Sp. 790) kommt — 
ohne nähere Begründung — zu dem gleichen Ergebnis. k 

In dem zur Entſch. ſtehenden Falle muß das zunächſt zur 
Folge haben, daß eine Teilung des Schadens zwiſchen den Pat 
teien nicht ſtattzufinden hat, obwohl, wie ſich bereits aus den 
bisherigen Darlegungen ergibt, nach dem unterſtellten Sach 
verhalt ſowohl die Fahruntüchtigkeit des „Sülfmeiſter“ wie das 
fehlerhafte Verhalten feines Führers gemäß den Grundſätzen 
der adäquaten Verurſachung als Urſache für den Schaden M 
Frage kommen. Nach deren Grundſätzen würde, wie hier ein 
gefügt ſei, eine Berufung der Verſicherer auf 8 58 ADS. aller 
dings ohne Erfolg fein müſſen, wenn das Verhalten Ss den 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Antritt der Reife 
fahruntüchtigem Zuſtande und dem Zuſammenſtoß unterbrochen 
hätte. Nach den in der Rſpr. anerkannten Grundſätzen würde 
das jedoch nur der Fall ſein, wenn das fehlerhafte Manöver 
S.s gegen alle nautiſche Regel und Erfahrung die erſten ar 
forderungen an ein vernünftiges nautiſches Verhalten in grobe 
lichſtem Maße außer acht gelaſſen hätte, jo daß es gänzli 
außerhalb der durch den erfahrungsmäßigen Verlauf gegebene“ 
Möglichkeiten des Sachablaufs gelegen hätte (JW. 1911, 0 
RGZ. 102, 231). Feſtſtellungen in dieſer Richtung hat das Boh, 
jedoch nicht getroffen. 2 

Darüber, was unter der „nächſten“ Urſache eines Sch 
densfalles zu verſtehen ſei, ergeben die Verhandlungen, welch 
zu den ADS. geführt haben, keine völlige Klarheit. Die bis 
herige Rſpr. des RG. hierzu hatte für einen Fall, welchem bi 
ASBB. von 1867 und deren eine Befreiung des Verſicherer⸗ 
nur „für die zunächſt durch Kriegsgefahr verurſachten Schäden 
vorſehende § 101 zugrunde lagen, als die causa proxima 
„nächſte und unmittelbare Urſache“ der entſtandenen Schäd d 
bezeichnet (RG. 67, 251). Ebenſo haben RGZ. 89, 139 un 
RG. 89, 142 unter der Herrſchaft der ASB. von 1867 eben 
falls auf „die den Unfall unmittelbar verurſachende Gefahr 
die „unmittelbare Urſache des Verluſtes“, abgeſtellt. Nach dieſer 
Rſpr. iſt ſomit die zeitlich nächſte Urſache als call 
proxima anzuſehen. Wenn die Verſicherer bei den Verhandlun, 
gen über die ADS. davon geſprochen haben (Materialien 
S. 158), die deutſche Rſpr. habe aus der gegenwärtigen Faſſur K 
des Geſetzes und der ASB. Schlüſſe gezogen, die nach de 
Auffaſſung aller Beteiligten unrichtig ſeien und mit der Ript 
des Auslandes in Widerſpruch ſtänden, obgleich auch Dt 155 
den Grundſatz von der Maßgeblichkeit der nächſten Schaden 
urſache habe, wenn ferner der juriſtiſche Beirat der Verſicherte 
betont hat (a. a. O. S. 167), es ſolle durch die Fortlaſſung ie 
Wortes „zunächſt“ der Grundſatz auf feine wahre, durch de 
Rſpr. des RG. verdunkelte Bedeutung zurückgeführt werden, 
wenn weiter ein Hamburger Verſicherer erklärt hat (a. 4. 5 
S. 169), es handle ſich darum, einer neuen und beſſeren Ri 
die Wege zu ebnen, fo haben alle diefe Außerungen erſichi 0 
die vorſtehend angeführten und ähnliche Entſch. im Auge, 8 
auf die causa proxima i. S. der causa ultima abſtellen 
Die Verſicherungsmakler haben demgegenüber im geſamte 
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Verlauf der Verhandlungen an der Einfügung des Wortes „zu⸗ 
nächſt“ feſtgehalten. Erſt als der juriſtiſche Vertreter des Wirt⸗ 
ſchaftsverbandes die Verwendung des Wortes „unmittelbar“, 
alſo des in der bisherigen Rſpr. zur Kennzeichnung der causa 
ultima bezeichneten Wortes, vorgeſchlagen und den Maklern er⸗ 
klart hatte, ihre Wünſche ſeien in dieſer Faſſung berückſichtigt, 
haben die Makler den Antrag auf Einführung von „zunächſt“ 
fallen laſſen (a. a. O. S. 170) und ſich dann allerdings mit der 
Unterlaſſung einer Einfügung überhaupt zufrieden gegeben. 
Unter dieſen Umſtänden kann es ſchon trotz der verſchiedent⸗ 
lichſten Hinweiſe darauf, daß einer freieren Rſpr. der Weg ge- 
ebnet werden ſolle, als nicht ganz unzweifelhaft erſcheinen, ob 
eine völlige Einigung darüber erfolgt ift, daß als „nächſte Ur⸗ 
ſache“ keinesfalls allein die zeitlich nächſte anzuſehen ſei. 
ollte man aber ſelbſt das annehmen, jo läßt fi) den Ver⸗ 
handlungen doch nicht mit Sicherheit entnehmen, wie einver⸗ 
ſtändlich der Begriff der causa proxima in weiterem Sinne be⸗ 
ſtimmt werden ſollte. Die Verſicherer hatten anknüpfend an 
Ritters Ausführungen in ZVerſWiſſ. 1914, 42, die wiederum 
auf ein Erkenntnis des Handelsgerichts in Hamburg v. 8. Juli 
1861 zurückgehen (Seebohm, „Sammlung ſeerechtlicher Er— 
kenntniſſe des Handelsgerichts zu Hamburg“, S. 626; ogl. auch 
Thöl, „Ausgewählte Entſcheidungsgründe des Oberappela- 
tionsgerichts Lübeck“, S. 357), eine Feſtſtellung dieſes Begriffs 
ahin getroffen wiſſen wollen, daß der Verſicherer für den un⸗ 
mittelbar durch verſicherungsmäßige Exeigniſſe entſtandenen 
chaden und für die unvermeidlichen Folgen verſicherungs⸗ 
mäßiger Ereigniſſe hafte, für den unmittelbar durch verſiche⸗ 
rungsfreie Ereigniſſe entſtandenen Schaden und für die unver⸗ 
meidlichen Folgen verſicherungsfreier Ereigniſſe aber nicht 
haften ſollte. Die in Zuſammenhang damit vorher erfolgte Er 
wähnung der deutſchen Rſpr., die in Widerſpruch zu der rich⸗ 
tigeren Rſpr. des Auslandes ſtehe, hatte augenſcheinlich außer 
en vom RG. abweichenden nordamerikaniſchen, däniſchen und 
norwegiſchen, auf die überwiegende Urſache abſtellenden 
Entſch. den „Iklaria⸗Fall“ im Auge. In dieſem hat das House 
or Lords ausgeſprochen, die causa proxima dürfe nicht [edig- 
lich i. S. einer causa ultima betrachtet, es müſſe die vorherr⸗ 
chende, in der erhalten gebliebenen Urſächlichkeit nächſte und 
wirkliche, vorherrſchende Urſache geſucht werden. Ein allſeitiges 
Einverſtändnis mit dem eben erwähnten Vorſchlag der Verſiche⸗ 
rer kann den Verhandlungen jedoch nicht entnommen werden, 
da hinterher wiederum die Einfügung des Wortes „unmittel⸗ 
ar“ (a. a. O. S. 161, 170) und „überwiegend“ befürwortet und 
nicht ohne Unterſtützung geblieben iſt, ohne jedoch ihrerſeits er- 
kenntlich allſeitige Zuſtimmung gefunden zu haben. 
Da demnach bei den Beratungen der ADS. eine Einigung 
Uber den Begriff der causa remota nicht erfolgt iſt, iſt dieſer 
der Verkehrsauffaſſung der einſchlägigen Wirtſchaftskreiſe unter 
Berückſichtigung der ſich aus den Verf mölungen für ihn er⸗ 
gebenden Anhaltspunkte ſowie unter Berückſichtigung deſſen zu 
datnehmen, daß Treu und Glauben für die Beſtimmung der 
Leiſtung maßgebend heranzuziehen ſind. Und zwar bedarf es 
zur Entſch. des vorl. Falles nicht der Unterſuchung, ob ſich für 
die in dieſer Richtung notwendige Auslegung des Vertrags⸗ 
Inhalts ein Grundſatz aufſtellen läßt, der eine geeignete Richt⸗ 
mie für alle möglichen Fälle des Zuſammenwirkens zweier 
Urſachen ergibt. Es iſt lediglich an Hand der erörterten Ge⸗ 
ichtspunkte zu unterſuchen, was als nächſte Urſache in dem 
Fall zu betrachten iſt, daß eine bei Antritt der Fahrt beſtehende 
Cahruntüchtigkeit des Schiffs zwar eine die Gefahr eines Zu⸗ 
gammenſtoßes erhöhende Lage geſchaffen hat, daß ein ſolcher bei 
einem den Regeln der nautiſchen Vorſicht entſprechenden Ver⸗ 
alten des Schiffsführers aber vermeidbar war und daß der 
Juſammenſtoß dann dennoch durch fehlerhaftes Verhalten des 
Schiffsführers herbeigeführt worden iſt. Es beſteht kein Anlaß, 
zem BG. aus Rechtsgründen entgegenzutreten, wenn es in 
lolchem Fall nach der Verkehrsauffaſſung als nächſte Urſache 
Kay an ſich trotz der Fahruntüchtigkeit vermeidbaren Zuſam⸗ 
menſtoßes das fehlerhafte Verhalten des Schiffsführers ange⸗ 
ehen hat. Der feſtgeſtellte Sachverhalt läßt erkennen, daß es 
ich bei dem durch den Zuſammenſtoß herbeigeführten Schaden 
icht um die unvermeidbare, ſondern um die vermeidbare Folge 


eines verſicherungsfreien Ereigniſſes, des Antritts der Fahrt 
mit beſchränkter Steuerfähigkeit, und um die vermeidbare Folge 
eines Verſicherungsſchutz auslöſenden Ereigniſſes, des fehlerhaf⸗ 
ten Verhaltens S.s, handelt. Dieſes Verhalten Ses ſtellt kein 
Mauöver des letzten Augenblicks dar. Es iſt ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt worden, daß S. ſchon in größerer Entfernung als 
100 Meter die Lage gegenüber dem „A.“ hätte klären müſſen, 
daß er aber auch nach dem Ruderverſager noch Zeit und Raum 
für ein Verhalten hatte, welches einen Zuſammenſtoß ausſchloß. 
Auch nicht um ein bloßes Unterlaſſen S.s handelt es ſich, wie 
die Rev. meint, ſondern zu einem weſentlichen Teile um poſitiv 
fehlſames Handeln. Es widerſpricht nicht der die erfahrungs⸗ 
mäßig eintretenden Folgen abwägenden natürlichen Betrach⸗ 
tung der Sachlage, unter dieſen Umſtänden S.s Verhalten als 
die „nächſte“ Urſache des Zuſammenſtoßes zu betrachten. Auch 
als „zeitlich letzte“ und „unmittelbare“ Urſache würde es übri⸗ 
gens in Frage kommen. Sonach iſt die Haftung der Verſicherer 
zu bejahen. Treu und Glauben ſtehen dieſem Ergebnis ebenfalls 
nicht entgegen. Es widerſtrebt keinesfalls der Billigkeit, daß 
die Bekl. für die Folgen eines Ereigniſſes Verſicherungsſchutz 
gewähren, das den Schaden erſt unvermeidbar gemacht hat. 
Die abweichende Stellungnahme der Anſchlußreviſion be= 

ruht zum Teil auf der Auffaſſung der causa-proxima-Regel 
dahin, daß eine Haftungsbefreiung der Verſicherer ſchon dann 
eintrete, wenn ein haftungsfreies Ereignis nach den Grund⸗ 
ſätzen der adäquaten Verurſachung zur Entſtehung des Scha⸗ 
dens mitgewirkt habe. Die vorſtehenden Erörterungen ergeben, 
daß dieſer Auffaſſung nicht beizutreten iſt. Die Stellungnahme 
der Anſchlußreviſion beruht ferner — ſoweit ſie leugnet, daß 
die nach der Verkehrsauffaſſung nächſte Urſache des Schadens 
das Verhalten S.s bilde — auf abweichender Beurteilung des 
erfahrungsmäßigen Sachablaufs. 

(RG., I. ZivSen., U. v. 5. Dez. 1936; 167/36.) 
(RG. 153, 113.) 


Anmerkung: Die Rechtswiſſenſchaft hat ſich von jeher mit 
der Frage des Kauſalzuſammenhanges beſchäftigt. Zur Zeit iſt 
die Theorie des adäquaten Kauſalzuſammenhanges als herr⸗ 
ſchend anzuſehen. Die Anwendung dieſes Grundſatzes auf das 
Verſicherungsrecht hat aber zu Schwierigkeiten geführt. Man 
hat darum nach einer Formel geſucht, die den beſonderen Be⸗ 
dürfniſſen des Verſicherungsrechts entſpricht. So iſt zuerſt im 
engliſchen Seerecht der Satz aufgeſtellt: 

„causa proxima spectatur non remota“. 
Schon Arnould führt in ſeinem Werk „Marine Insurance“, 
London 1866, S. 670 aus: 

„The underwriter is liable for no loss which is not 
proximately caused by the perils insured against. ‚Causa 
proxima non remota spectatur' is necessarily a fundamen- 
tal rule of law in general.“ 

In Deutſchland iſt dieſer Rechtsſatz vielfach angegriffen, jo 
ſchreibt Voigt in ſeinem Seeverſicherungsrecht Jena 1887: 

„Nicht ganz wirkungslos, aber ſeiner Wirkſamkeit nach 
weit überſchätzt, iſt der oben angeführte Satz causa pro- 
xima spectatur non remota.“ 

Jedoch haben alle Verſuche, den Grundſatz der adäquaten Ver⸗ 
urſachung auch auf das Seeverſicherungsrecht anzuwenden, kei⸗ 
nen Erfolg gehabt. Darum ſtellt ſich auch Ritter im Recht 
der Seeverſicherung, Hamburg 1922, 8 28 Anm. 17 ff. auf den 
Standpunkt, daß in der Seeverſicherung der Grundſatz der näch⸗ 
ſten Urſache zu gelten habe. Dieſer Anſicht der Rechtswiſſenſchaft 
iſt auch die Rſpr. gefolgt, wie ſich aus dem obigen RGurt. 
ergibt. 

Gemäß § 28 ADS. haftet zwar der Verſicherer grundſätz⸗ 
lich für alle Gefahren, denen das verſicherte Schiff oder die 
Güter während der Dauer der Verſicherung ausgeſetzt ſind. Von 
dieſem Grundſatz gibt es aber zahlreiche Ausnahmen. Auch wer⸗ 
den durch den Verſicherungsvertrag häufig nur Einzelgefahren, 
wie z. B. Feuer oder Krieg, gedeckt. Wenn der Schaden zum Teil 
durch ein Ereignis, gegen welches Verſicherung genommen iſt, 
entſtanden iſt, zum Teil aber durch ein Ereignis, welches von 
der Verſicherung ausgeſchloſſen iſt, ſo kommt es darauf an, wel⸗ 
ches von dieſen Ereigniſſen als die causa proxima anzuſehen iſt. 


[K.] 
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Nach einer Meinung, die ſchon von Voigt und Sieveking 
vertreten wurde, kommt es auf die eigentliche Haupturſache 
des Schadens an; dieſe iſt für die Frage der Erſatzpflicht des 
Verſicherers entſcheidend. Auf der anderen Seite iſt aber auch 
der Begriff der causa proxima zeitlich überſpannt worden, in⸗ 
dem man die causa ultima für maßgebend erklärte. Das 
RG. hat ſich in feiner Entſch. der Anſicht von Ritter an⸗ 
geſchloſſen, wonach als causa proxima diejenige Urſache anzu⸗ 
ſehen iſt, die den Schaden unvermeidlich zur Folge ge⸗ 
habt hat. Im vorl. Fall war der Fehler an der Rudereinrich⸗ 
tung des M. S. „Sülfmeiſter“ eine der Urſachen für den Zu⸗ 
ſammenſtoß mit dem D. „Artificer“. Daneben hat ein nauti⸗ 
ſcher Fehler des Kapitäns (Unterlaſſung eines Maſchinenmanö⸗ 
vers) den Zuſammenſtoß bewirkt. Für Schäden, die durch die 
fehlerhafte Rudereinrichtung verurſacht wurden, haften die Ver⸗ 
ſicherer nicht gem. 858 ABS., für Schäden infolge nautiſchen 
Verſchuldens des Kapitäns haften fie gem. § 33 ADS. Nach Feit- 
ſtellung des BG. wäre der Zuſammenſtoß trotz Verſagens der 
Rudereinrichtung zu vermeiden geweſen, wenn der Kapitän ſo⸗ 
fort das richtige Maſchinenmanöver gegeben hätte. Die See⸗ 
untüchtigkeit war alſo die vermeidbare, das nautiſche Verſchul⸗ 
den des Kapitäns aber die unvermeidbare Urſache des Zuſam⸗ 
menſtoßes. Darum ſind die bekl. Verſicherungsgeſellſchaften zur 
Zahlung des Schadens verurteilt. 

Zuſammenfaſſend iſt zu bemerken, daß die Seeverſicherung 
nicht ohne den Grundſatz der causa proxima auskommen kann. 
Bei der Auslegung dieſes Begriffs iſt das RG. der herrſchenden 
Anſicht der Rechtswiſſenſchaft gefolgt, wonach als causa proxima 
die unvermeidbare Urſache anzuſehen iſt. 

RA. Dr. Hermann Naumann, Hamburg. 
* 
i 5. § 286 3 P O. 

1. Der Beweis des erſten Anſcheins iſt auf 
einen ſogenannten typiſchen Geſchehensab⸗ 
lauf beſchränkt, d. h. auf Tatbeſtände, die nach 
der Lebenserfahrung auf eine beſtimmte Ur⸗ 
ſache hinweiſen. 

2. Um einen typiſchen Geſchehensablauf 
handelt es ſich nicht, wenn ſtreitig iſt, ob das 
als Schadensurſache vom Verſicherungsneh⸗ 
mer in Anſpruch genommene Ereignis gegen 
oder mit deſſen Willen erfolgt iſt. 7) 

Der Kl., der Inhaber einer Kleiderfabrik in B. iſt, beſaß 
außer feinem dort befindlichen Geſchäftsladen einen Keller⸗ 
raum in der Pitraße auf dem zweiten Hof, der zur Einlage- 
rung eines Teiles ſeiner Waren und als Arbeitsraum für den 
Zuſchneider diente. Er hatte die in dem Kellerraum liegenden 
Waren bei der Bekl. nach einem Verſicherungsſchein vom 
27. Mai 1927 auf fünf Jahre gegen Einbruchsdiebſtahl ver⸗ 
ſichert. Am 27. Juli 1931 zeigte er der Bekl. an, in dem Lager⸗ 
raum ſei ein Einbruch verübt worden. Von den nach $ 15 der 
Allgemeinen Verſicherungsbedingungen (AV B.) tätigen Sach⸗ 
verſtändigen iſt der Schaden auf 11100 & geſchätzt worden. 

Die Bekl. hat Erſatz des Schadens abgelehnt, weil es ſich 
unt einen vorgetäuſchten Einbruch handle. Der Kl. hat dieſes 
Vorbringen der Bekl. beſtritten. 

Während das LG. die Klage abgewieſen hat, hat das BG. 
dem im zweiten Rechtszug nur noch auf Zahlung von 11100 Rn 
nebſt Zinſen gerichteten Antrag bei Zubilligung von 4% Zin⸗ 
ſen ſeit Klagezuſtellung ſtattgegeben. 

Die Rev. der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Der Ber. führt aus, der Kl. muſſe beweiſen, daß ein 
Einbruchsdiebſtahl verübt worden ſei; er brauche aber nach der 
Regel des im Verſicherungsrecht geltenden Beweiſes des erſten 
Anſcheins nur einen Sachverhalt darzutun, der nach dem regel⸗ 
mäßigen Zuſammenhang der Dinge die Folgerung rechtfertige, 
daß ein Einbruchsdiebſtahl vorliege. Dieſe Auffaſſung des Ber R. 
iſt inſoweit zutreffend, als er den Verſicherungsnehmer bzgl. 
des Vorliegens eines Einbruchsdiebſtahls für beweispflichtig 
hält. Denn dieſer muß nach allgemeiner Rechtsregel das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen beweiſen, die nach dem Verſiche⸗ 
rungsvertrag die Verpflichtung des Verſicherers zum Schadens⸗ 
erſatz begründen. 


Da eine fremde, bewegliche Sache einem anderen in der 
Abſicht, ſich dieſe rechtswidrig zuzueignen, weggenommen ſein 
muß (5 242 StGB.), iſt Vorausſetzung des Verſicherungsfalles, 
daß die Wegnahme der Sachen gegen den Willen des anderen 
erfolgt. Der Verſicherungsfall iſt danach gar nicht gegeben, 
wenn der Verſicherungsnehmer mit der Wegnahme der Sachen 
einverſtanden iſt. Dieſer muß demnach grundſätzlich beweiſen, 
daß die Sachen ihm gegen ſeinen Willen weggenommen worden 
ſind. Dieſe Auffaſſung ſteht nicht etwa der Beſtimmung des 
$ 61 VVG. entgegen, wonach der Verſicherer von der Ver 
pflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn der Verſicherungs? 
nehmer den Verſicherungsfall vorſätzlich oder durch grobe 
Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat, wofür der Verſicherer beweis 
pflichtig iſt; denn § 61 ſetzt voraus, daß der Verſicherungsfall 
als ſolcher eingetreten iſt, was aber bei Einverſtändnis des 
Verſicherungsnehmers mit der Wegnahme der Sachen nicht der 
Fall iſt. 

Dagegen wendet der Ber. zu Unrecht auf dieſe Voraus 
ſetzung, daß die Sache gegen den Willen des Verſicherungsneh⸗ 
mers weggenommen worden ſind, die Regel des Beweiſes na 
dem erſten Anſchein an. Nach der ſtändigen Rſpr. des NÖ 
(RG2. 130, 359 = JW. 1932, 107 1; RGS. 132, 388 = JB 
1931, 31922 m. Anm.; RG. 134, 237 = ZW. 1932, 1736"; 
RG. 136, 359 = ZW. 1932, 2704 m. Anm.; RG. 138, 201 
JW. 1933, 898 ) iſt der Beweis des erſten Anſcheins auf 
einen ſogenannten typiſchen Geſchehensablauf beſchränkt, d. b. 
auf Tatbeſtände, die nach der Lebenserfahrung auf eine be 
ſtimmte Urſache hinweiſen. Dagegen kann die Regel nicht zur 
Anwendung kommen, wenn ſtreitig iſt, ob das als Schaden? 
urſache vom Verſicherungsnehmer in Anſpruch genommene Er 
eignis gegen oder mit deſſen Willen erfolgt iſt, weil es ſich 
hierbei nicht um einen typiſchen Geſchehensablauf im vorge 
nannten Sinne handelt, wie dies der erk. Sen. noch in ſeiner 
Entſch. v. 28. Aug. 1936 (VII 12/36: ZW. 1936, 3224) in einem 
Fall ausgeſprochen hat, wo es ſich darum handelte, ob der gegen 
Unfall Verſicherte die Schädigung zufällig erlitten oder abſicht 
lich herbeigeführt hatte. In ſolchen Fällen können die einzelnen 
Umſtäude nur unter dem Geſichtspunkt des Auſcheins— (In 
dizien-) Beweiſes verwertet werden, d. h. in der Richtung, 9 
fie dem Richter nach der von ihm vorzunehmenden freien? 10 
weiswürdigung ($ 286 ZPO.) die Überzeugung von der u 
beweiſenden Tatſache verſchaffen (vgl. die Urt. des erk. Sen. 
v. 12. Febr. 1935, VII 329/34: RGWarn. 1935 Nr. 60 und von. 
14. Febr. 1936, VII 161/35: JW. 1936, 1968 20. Im vorl. Ja 
könnte demnach die Beweisregel des erſten Anſcheins altenfall® 
inſoweit zur Anwendung kommen, als aus den vom Ber. 8 
geführten einzelnen Umſtänden der Schluß gezogen werde. 
kann, daß die Sachen, die am Sonntag Mittag noch in den 
Kellerraunt waren, in der Zeit bis Montag Mittag darau? 
entferut worden ſind. Dagegen ſcheidet die genaunte Bewen 
regel aus, ſoweit es ſich darum handelt, ob jene Wegnahme 
der Sachen gegen den Willen des Kl. erfolgt iſt. Das muß d: 
Kl. nach den allgemeinen gültigen Beweisregeln beweiſen, 
daß es darauf ankommt, ob der Richter auf Grund freie 
richterlicher Beweiswürdigung dieſen Beweis als erbracht u 
ſieht. Im allgemeinen wird er, wenn ein ſolcher Sachverha 
vorliegt, wie er hier feſtgeſtellt iſt, den Beweis des Diebſtahs 
als geführt anſehen, ohne noch weitere Beweiſe in der Ri A 
tung zu verlangen, daß die Fortſchaffung der Sachen ae 
den Willen des Verſicherungsnehmers erfolgt ſei. Anders wir 
er die Frage dann beurteilen, wenn ſich in dieſer Richt 
Bedenken ergeben. Ein Sachverhalt der vorl. Art iſt ſehr an 
lich den Fällen, in denen bei einer Lebensverſicherung 5 
zuſätzlicher Unfallverſicherung oder auch bei der einfachen u { 
fallverſicherung jtreitig iſt, ob der Tod des Verſicherungsua 
nters auf Unfall oder Selbſtmord zurückzuführen iſt und 1 7 
den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen die Beweislaſt Fi, 
einen Unfall den Verſicherungsnehmer trifft. Für dieſe © 15 
hat der erk. Sen. in ſtändiger Rſpr. die Regel aufgeſtellt, das 
an deſſen Beweispflicht für die Unfreiwilligkeit des Hergand 
bei dem behaupteten Unfall in der Regel keine hohen Auford., 
rungen zu ſtellen ſind, insbeſ. wenn ſich der Vorfall — 
Augenzeugen abgeſpielt hat, daß aber dieſer Grundſatz da 
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nicht anwendbar iſt, wenn in Hinſicht der Unfreiwilligkeit, 
insbeſ. in der Richtung auf Selbſtmorde, Bedenken ernſterer Art 
beſtehen, die ſcharfe Anforderungen nötig machen (RG. 145, 
322 [327 ff.] = ZW. 1935, 351 m. Anm.; Urt. v. 21. Mai 1935, 
VII 389/34: JRPrV. 1935, 233; v. 22. Okt. 1935, VII 21/35: 
FABEL. 1935, 364; v. 1. Nov. 1935, VII 169/35. RGWarn. 
1936, Nr. 10; v. 5. Nov. 1935, VII 107/35: RGWarn. 1936 
Nr. 9; v. 28. April 1936, VII 241/35: JRPTV. 1936, 183 
JW. 1936, 2537 10 m. Anm.; v. 5. Mai 1936, VII 297/35: 
INBLR. 1936, 184). Dieſelben Grundſätze müſſen entſprechend 
dann zur Anwendung kommen, wenn es ſich, wie hier, um die 
Frage handelt, ob ein Einbruchsdiebſtahl wirklich verübt oder 
vorgetäuſcht worden iſt. 

Obwohl hiernach der Ber R. die Beweisregel nach dem 
erſten Anſchein rechtsirrig angewendet hat, führt dies nicht zur 
Aufhebung ſeines Urteils. Denn aus dem geſamten Inhalt der 
Entſcheidungsgründe iſt zu entnehmen, daß er auch abgeſehen 
vom Beweiſe nach dem erſten Anſchein auf Grund freier Be⸗ 
weiswürdigung den vom Kl. zu führenden Beweis als erbracht 
anſieht. 

(RG., VII. ZivSen., U. v. 11. Dez. 1936; VII 172/36.) 
[W. R.] 
(=NG2. 153, 135.) 


Anmerkung: Die Inſtanzgerichte bedienen ſich vielfach des 
Beweiſes auf erſte Sicht in einem ſolchen Umfange, daß die auf 
freie richterliche Würdigung des Einzelfalls gegründeten Feſt⸗ 
ſtellungen ſelten zu werden drohen. Das RE. iſt dem in letzter 
Zeit wiederholt entgegengetreten (vgl. z. B. RG.: JW. 1936, 
19688 = DSL. [Prax.] 1936, 273). In ſeiner einſchränken⸗ 
den Tendenz iſt dem vorl. Urteil durchaus zuzuſtimmen, nicht 
aber in den Rechtsausführungen. 

Es trifft nicht zu, daß der prima-facie-Beweis nur auf 
objektive tppiſche Geſchehensabläufe, d. h. im weſentlichen 
auf das Verhältnis einer Urſache zu einer Wirkung anzuwen⸗ 
den fei. Der 7. Senat hat auf dem Gebiet des Verſicherungs⸗ 
rechts den prima-facie-Beweis für Verſchulden zugelaſſen 
— . B. für die Anwendung des 861 VVG. (RGZ. 130, 263; 
VäAuffAPrVerſ. 1930 Nr. 2155; 1931 Nr. 2303 — JurgRdſch⸗ 
PrVerſ. 1931, 205 = Prax. 1931, 45) —, und die übrigen Se⸗ 
nate des RG. tragen keine Bedenken, den prima-facie-Beweis 
auch auf das Verſchulden zu erſtrecken. Hingewieſen ſei 
hierzu auf die Entſch. R®.: JW. 1935, 193 s, 1021 (prima- 
facie-Beweis für das Verſchulden des Kraftwagenführers, der 
auf offener Strecke gegen einen Baum fährt) und auf den von 
der Rſpr. des RG. entwickelten Satz, daß aus der Verletzung 
eines öffentlich -rechtlichen Schutzgeſetzes prima facie nicht nur 
auf Kauſalität, ſondern auch auf Verſchulden geſchloſſen wer⸗ 
den darf (RG. 91, 76; 113, 294 JW. 1927, 178 und öfter), 
dor allem aber auf den prima-facie-Schul d beweis in Schiffs- 
kolliſſionsfällen (dazu neueſtens Baur, „Feſtſchrift zum 
24. Deutſchen Anwaltstag“ [1929] 305 ff, 309/9; Piechotta: 
IW. 1934, 2445). Es iſt auch nicht einzuſehen, warum der Be⸗ 
weis auf erſte Sicht, der, wie das RG. oft betont hat, dem Ge 
biet der Beweiswürdigung angehört (3. B. RG.: JurRdſchPrVerſ. 
1935, 105 = VAuffA BrVerſ. 1935 Nr. 2816 = DSB. Prax.] 
1935, 37; JurRdſchPrVerſ. 1936, 182; 1936, 295 = JW. 1936, 
32344 — DOM. Praz.] 1936, 484), nur für Fragen der Kau⸗ 
ſalität gelten ſoll; denn auch in der Schuldfrage gibt es Fälle, 
wo die allgemeine Lebenserfahrung für ein Verſchulden ſpricht 
und daher die individuelle richterliche Prüfung erſetzen kann. 
Daß inſoweit die Unterſcheidung zwiſchen Kauſalitäts⸗ und 
Schuldfragen nicht ganz ungekünſtelt iſt, beweiſt auch die vorl. 
Entſch. Für das Abhandenkommen ſoll der prima-facie-Beweis 
gelten, für die Frage, ob die Gegenſtände gegen den Willen 

es Kl. abhanden gekommen ſind, jedoch nicht; das RG. ſagt 

aber ſelbſt, daß der Richter, „wenn ein ſolcher Sachverhalt vor⸗ 

liegt, wie er hier feftgeftellt iſt, den Beweis des Diebſtahls als 

geführt anſehen (wird), ohne noch weitere Beweiſe in der Rich⸗ 

tung zu verlangen, daß die Fortſchaffung der Sachen gegen den 
len des Verſicherungsnehmers erfolgt fei“. 

Wenn in manchen Fällen für die ſubjektive Seite der 
Beweis auf erſte Sicht ausgeſchloſſen worden iſt (vgl. aus der 


letzten Zeit z. B. RG.: JurgdſchPrVerſ. 1936, 183 VAuffA⸗ 
PrVerſ. 1936 Nr. 2901 = ZW. 1936, 2537 10; JurRdſchpPrVerſ. 
1935, 372 WAuffAPrVerſ. 1936 Nr. 2870 = DOTP. [Prag] 
1936, 141; JurRdſchpPrVerſ. 1935, 233 = VAuffAPrVerſ. 1935 
Nr. 2806 DoOffV. [Prax.] 1935, 63), fo liegt das nicht daran, 
daß hier der prima-facie-Beweis grundſätzlich nicht ange⸗ 
wendet werden könnte, ſondern nur daran, daß ſehr erhebliche 
Momente gegen die vom Kl. behauptete Unfreiwilligkeit des 
Vorgangs ſprachen: hier ſind die auf den erſten Anſchein für 
den Kl. ſprechenden Anzeichen kompenſiert worden durch andere, 
die einen prima-facie-Gegenbeweis lieferten. In ſolchen 
Fällen muß dann der Beweis ſtreng geführt werden. 
RA. Dr. Erich R. Prölß, Hamburg. 
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6. 88 2, 5, 6 Blutſchutz G.; § 5 der 1. VO. 3. 
R Bürger G.; § 59 StGB. Die zum Begriff 
„Jude“ außerhalb des BlutſchutzG. ergange⸗ 
nen Beſtimmungen bilden mit dem Blut⸗ 
ſchutz G. eine Einheit. Irrtum über die Straf⸗ 
barkeit des Verkehrs mit Miſchlingen iſt da⸗ 
her unbeachtlich. 

Der Angekl., der ein deutſchblütiger Staatsangehöriger iſt, 
hat ſeit dem 17. Sept. 1935 bis 5. Febr. 1936 mit der Zeugin 
Elly G. geſchlechtlich verkehrt. Dieſe iſt Miſchling erſten Grades, 
nämlich außereheliches Kind eines Deutſchblütigen, während 
ihre Mutter Volljüdin iſt, auch der jüdiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft ſeit ihrer Geburt angehört. Die G. hat ſtets mehr dem 
Chriſtentum zugeneigt, auch in der Schule chriſtlichen Reli⸗ 
gionsunterricht empfangen; ſie hat ſpäterhin nach Erreichung 
der Volljährigkeit zum Chriſtentum übertreten und den Angekl. 
heiraten wollen. Einem früheren Übertritt zum Chriſtentume 
hat ſich ihre Mutter widerſetzt. Dem hat ſie ſich gefügt. An 
jüdiſchen Feiertagen hat ſie Geſchenke der jüdiſchen Gemeinde 
entgegengenommen, auch ſich für die Mitarbeit am jüdiſchen 
Winterhilfswerk zur Verfügung geſtellt und ſchließlich Ende 
1934 auf dem polizeilichen Umzugsmeldebogen ihre Religions⸗ 
zugehörigkeit als moſaiſch angegeben 

Das LG. hat mit Recht angenommen, daß ſie am 16. Sept. 
1935 (dem Tage des Erlaſſes, nämlich der Verkündung des 
R Bürger. im RGBl.) der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
i. S. des §5 Abſ. 2 zu a der 1. VO. z. NBürger®. v. 14. Nov. 
1935 (RGBl. I, 1333) angehört hat. Denn dieſe Angehörigkeit 
iſt nicht nach der inneren Stellungnahme zu der jüdiſchen Reli⸗ 
gion zu beurteilen, ſondern lediglich nach äußeren Kennzeichen 
(RGSt. 70, 301 = ZW. 1936, 3052 %). Die G. hat aber der 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft von Geburt an angehört und iſt 
aus ihr nicht ausgetreten. Daher iſt ihre Zugehörigkeit zur 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft nicht zweifelhaft. Nach § 1 Abſ. 2 
und 3 der 1. VO. zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre v. 14. Nov. 1935 (RG⸗ 
Bl. I, 1334) gilt der Begriff „Jude“ von $5 Abſ. 1 und 2 der 
1. VO. z. Adürger®. aber auch für 8 2 Blutſchutzch. Danach 
liegt der äußere Tatbeſtand des §5 Abſ. 2 BlutſchutzG. vor. 


Der Angekl. hat eingewendet, er habe geglaubt, der Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr mit der G. ſei nicht ſtrafbar, da ſie ein Miſch⸗ 
ling, alſo keine Volljüdin ſei. 

Der Einwand des Angekl. läuft im Ergebnis darauf hin⸗ 
aus, daß er die Beſtimmung des 9 5 Abſ. 2 a der 1. VO. z. RBür⸗ 
ger G. nicht gekannt habe, wonach infolge ſeiner Zugehörigkeit 
zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft am 16. Sept. 1936 ein dent⸗ 
ſcher Miſchling erſten Grades i. S. der 88 2, 5 Abſ. 2 Blutſchutzch. 
als Jude gelte. Es handelt ſich in den Fällen des $5 Abf. 1 
und 2a bis d um eine Feſtlegung des Begriffes Jude und da⸗ 
mit um eine Umgrenzung des Tatbeſtandes der §§ 2, 5 Abſ. 2 
BlutſchutzG. 

Die 1. VO v. 14. Nov. 1935 zur Ausführung des Blut⸗ 
ſchutzcch. (RGBl. I, 1334) trat nach ihrem §17 am 15. Nov. 
1935 in Kraft. Der Geſchlechtsverkehr des Angekl. mit der G 
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bis zu dieſem Tage iſt daher überhaupt keine ſtrafbare Hand⸗ 
lung (vgl. § 2 a Abſ. 1 StGB. n. F.; Stuckart⸗Globke, 
„Kommentar zur deutſchen Raſſengeſetzgebung“. Bd. I, S. 122 
zu b). Damit ſteht die Tatſache nicht in Widerſpruch, daß bei 
den Miſchlingen erſten Grades nach dem oben Geſagten der 
16. Sept. 1935 der maßgebende Stichtag für ihre Gleichſtellung 
mit den Volljuden iſt. Wer von ihnen am 16. Sept. 1935 der 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat, iſt v. 15. Nov. 
1935 ab als Volljude i. S. der Strafvorſchriften des BlutſchutzG. 
zu behandeln. Offenſichtlich wollte der Geſetzgeber durch Ein⸗ 
führung des 16. Sept. 1935 als maßgebenden Stichtages ver⸗ 
hindern, daß in der Zeit zwiſchen Erlaß des BlutſchutzG. und 
dem Erſcheinen der Ausführungsbeſtimmungen manche Berjo- 
nen mit jüdiſchem Bluteinſchlag ſich von der jüdiſchen Religions⸗ 
gemeinſchaft löſten, um den Auswirkungen der Nürnberger Ge⸗ 
ſetze zu entgehen. 

Für den Geſchlechtsverkehr ſeit dem 15. Nov. 1935 ſtellt das 
Urteil feſt, daß der Angekl. die Zugehörigkeit der G. zur jüdi⸗ 
ſchen Religionsgemeinſchaft gekannt hat. Deshalb kann ihn ſeine 
irrige Annahme, der Beiſchlaf mit ihr ſei keine Raſſenſchande, 
weil ſie Miſchling erſten Grades ſei, nicht ſtraflos machen. Das 
BlutſchutzG ſelbſt hält eine Erläuterung des Begriffes „Jude“ 
für erforderlich und verweiſt auf noch zu erlaſſende, das Geſetz 
ergänzende Vorſchriften (8 6 Blutſchutz G.). Die dann anderweit 
gegebenen Erläuterungen bilden demnach mit dem Geſetz eine 
Einheit. Hieraus ergibt ſich, daß ein Irrtum des Angekl. über 
den Rechtsbegriff „Jude“ einen unbeachtlichen (JW. 1936, 
27141 RGSt. 70, 290) Strafrechtsirrtum bedeutet. Ebenſo 
RG. 1 D 789/36 v. 3. Nov. 1936. 


(RG., 2. StrSen. v. 7. Jan. 1937, 2 D 763/36.) 
* 


7. 88 2, 5 Blutſchutz G.; 88 11, 15 der 1. Ausf⸗ 
BDO. Auch der außereheliche Geſchlechtsver⸗ 
kehr eines Juden mit einer deutſchblütigen 
Staatenloſen iſt ſtrafbar, wenn die Staa⸗ 
tenloſe ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inlande hat. Die 58 11 und 15 
der 1. Ausf VO. z. Blutſchutz G. find keine blan⸗ 
kettausfüllenden Vorſchriften, ſondern ſelb⸗ 
ſtändige Strafbeſtimmungen. 


Die Annahme des LG., daß der Angekl. Jude und Frau S. 
Deutſchblütige i. S. des BlutſchutzG. iſt, läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Dasſelbe gilt für die Feſtſtellung, daß Frau 
S. durch ihre Eheſchließung im Jahre 1931 ihre deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren hat und ſtaatenlos geworden iſt, da ihr 
Ehemann bereits ſtaatenlos war. 

Dieſe Feſtſtellung hat für die Strafbarkeit des außereheli— 
chen Geſchlechtsverkehrs, den der Angekl. mit Frau ©. gepflo- 
gen hat, eine beſondere Bedeutung. Bis zum Inkrafttreten der 
1. VO. v. 14. Nov. 1935 zur Ausführung des BlutſchutzG. (RG⸗ 
Bl. I, 1334), alfo vor dem 15. Nov. 1935 (§ 17 VO .), fiel dieſer 
Geſchlechtsverkehr nicht unter die Strafvorſchrift im $5 Abſ. 2 
BlutſchutzG.; denn im 82 des Geſetzes iſt die deutſche Staat3- 
angehörigkeit des nichtjüdiſchen Teiles vorausgeſetzt. Erſt durch 
8 15 der genannten AusfVO. iſt, wie noch darzulegen fein wird, 
das Verbot im § 2 und auch die Strafandrohung im 85 Abſ. 2 
des Geſetzes dahin erweitert worden, daß davon auch Staatenloſe 
betroffen werden, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Inlande haben. Daß letztere Vorausſetzung hinſichtlich 
der Frau S. erfüllt iſt, ergibt der Urteilsinhalt zweifelsfrei. 
Das LG. trifft nun — offenbar infolge der gekennzeichneten 
Rechtslage — ausdrücklich eine Feſtſtellung dahin, daß der Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr auch noch in der Zeit nach Mitte Nov. 1935 
bis etwa Ende März 1936 ſtattgefunden habe, und zwar in 
mindeſtens zwei bis drei Fällen. Durch dieſe Fälle nach 
Mitte Nov. 1935 iſt ſomit der äußere Tatbeſtand der Zuwider⸗ 
handlung gegen das BlutſchutzG. erfüllt. 

Zur inneren Tatſeite hat das LG. ohne erkennbaren Rechts⸗ 
irrtum angenommen, dem Angekl. ſei bekannt geweſen, daß er 
ſelbſt Jude und Frau S. deutſchblütig und ſtaatenlos ſei. Es 
geht erkennbar weiter davon aus, daß der Angekl. ſich hinſicht⸗ 


lich der Einbezichung der Staatenloſen unter das Verbot und 
die Strafdrohung des Geſetzes geirrt, dieſe Einbeziehung alſo 
nicht gekannt, im übrigen aber die Tragweite und Bedeutung 
der Nürnberger Geſetze gekannt habe. Der Meinung des LG., 
dieſer Irrtum ſtehe der Annahme nicht entgegen, daß der An- 
gekl. vorſätzlich gehandelt habe, weil er nur über den Inhalt 
des Strafgeſetzes ſelbſt geirrt habe, alſo nur ein Strafrechtsirr⸗ 
tum vorliege, iſt entgegen der Auffaſſung der Rev. beizutreten. 
Die Vorſchrift im § 15 AusfVO. ſtellt eine nach § 6 Blutſchutzc. 
zuläſſige Ergänzung dieſes Geſetzes, eine Erweiterung durch die 
Aufſtellung eines neuen Tatbeſtandes dar. Sie enthält ebenſo 
wie § 11 Satz 2 BD. wo das ausdrücklich ausgeſprochen wor 
den iſt, eine ſelbſtändige Strafandrohung für einen neu aul 
geſtellten Straftatbeſtand, indem ſie erkennbar die geſamten als 
einſchlägig bezeichneten Beſtimmungen des Blutſchutzc. 
bei der Beteiligung von Staatenloſen zu ihrem Beſtandtei 
macht. Die Vorſchrift im 815 kann hiernach nicht nur als eine 
jog. blanfettausfüllende angeſehen werden, bei der nach der 
Rſpr. des RG. ein nach § 59 StGB. beachtlicher Irrtum mög⸗ 
lich wäre, ſondern fie iſt, ſoweit Staatenloſe in Betracht kom 
men, das Strafgeſetz ſelbſt. Die Anwendung des 859 StGB. 
ſcheidet demnach aus. 


(RG., 1. StrSen. v. 26. Jan. 1937, 1 D 990/36.) 
x 


* 8. § 197 StGB. Die Reichsmuſitkammer iſt 
eine politiſche Körperſchaft i. S. des 8 197 
St G—B. }) 

Rechtlich zutreffend iſt das LG. davon ausgegangen, daß 
es zur Verfolgung wegen der gegen die Reichsmuſikkammer 
gerichteten Vorwürfe keines Strafantrags der Reichs 
muſikkammer bedurfte. Denn dieſe Körperſchaft, die alle mil 
der Erzeugung, Wiedergabe und Erhaltung von Muſikwerken 
befaßten Perſonen organiſatoriſch umfaßt, iſt nach den geſetz. 
lichen Grundlagen (ReichsmuſikkammerG. v. 22. Sept. 1933 
RG Bl. I, 661), ErgG. v. 15. Mai 1934 [RG Bl. I, 411] und 
den zu dieſen geſetzlich ergangenen DurchfVO. v. 1. und 9. Nov. 
1933 [RGBl. I, 797, 969) ein weſentliches Glied im ſtändi— 
ſchen Aufbau des Reichs. Ihr iſt die Machtbefugnis einge? 
räumt, Bedingungen für den Betrieb, die Eröffnung und die 
Schließung von Unternehmungen auf dem Gebiet ihrer Zu— 
ſtändigkeit feſtzuſetzen und über alle wichtigen Fragen inner 
halb dieſes Gebietes Anordnungen zu treffen ($ 25 VO, vom 
1. Nov. 1933), von den Mitgliedern der Kammer, deren Al” 
nahme ihrem Ermeſſen unterliegt, Beiträge, die wie öffentliche 
Abgaben beigetrieben werden können, zu erheben (§ 30), gegen 
Perſonen, die ohne Mitglieder der Kammer zu ſein, ſich mi 
der Erzeugung oder Wiedergabe von Muſik befaſſen, mit Orb 
nungsſtrafen vorzugehen (§ 28) und diefe Maßnahmen mit 
Hilfe der Polizei- und Verwaltungsbehörden ſowie der Ges 
richte durchzuführen ($ 29). Nach der Art, der Wichtigkeit und 
dem Umfang der nach dieſen Beſtimmungen zugewieſenen Auf 
gaben und Befugniſſe ſowie der Stellung, die ſie nach dem 
Willen der maßgebenden Stellen im Staatsgefüge einzuneh⸗ 
men beſtimmt iſt, iſt die Reichsmuſikkammer als eine poli? 
tiſche Körperſchaft i. S. des § 197 StGB. anzuſehen. 
Zur Verfolgung der Beleidigung war ſomit kein Strafantrag 
erforderlich. Die Ermächtigung zur Verfolgung hat die Reichs 
mufikkammer erteilt. Der Einhaltung der für die Stellung des 
Strafantrags beſtehenden Formvorſchriften (§ 158 Abs. 
StPO.), bedarf es bei der Ermächtigung nicht (RES. 18, 
382). 

(RG., 2. StrSen. v. 12. Nov. 1936; 2 D 540/36.) 


(= RESt. 70, 356.) 


Anmerkung: Dem Urteil ift beizutreten. Politiſche Körper“ 
ſchaften i. S. des 8 197 StGB. find nach der einhelligen Auffaf 
jung der maßgebenden Kommentatoren des StGB. alle Körper“ 
ſchaften, die, ohne Behörde zu ſein, rechtlich zur Förderung ſtaat⸗ 
licher Zwecke berufen find (ogl. Eber mayer, 4. Aufl. zu 
8197; Frank, 18. Aufl. zu 8 197; Schwarz, 4. Aufl. zu 
§ 197). Als Behörde wird von dem RG. „ein ftändiges von dem 
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Wechſel der Perſonen unabhängiges Organ der Staatsgewalt 
bezeichnet, welches dazu berufen iſt, unter öffentlicher Autorität 
nach eigenem Ermeſſen für die Herbeiführung der Zwecke des 
Staates tätig zu ſein.“ Behörden in dieſem Sinne ſind z. B. das 
RPat A., die Gerichte, die Poſtanſtalten, die Reichsmünze uſw. 


Die Reichskulturkammer und die ihr unterſtellten Einzel⸗ 
kammern müſſen demgegenüber als politiſche Körperſchaften an⸗ 
geſehen werden. Zwar iſt ihr Beſtehen auch von dem Wechſel 
der Perſonen unabhängig; ſie haben auch die Aufgabe, nach 
eigenem Ermeſſen kulturelle Aufgaben zu erfüllen und können 
ſich hierbei der ihnen übertragenen Hoheitsrechte bedienen. Sie 
find aber keine unmittelbaren Organe der Staatsgewalt als 
ſolche, ſondern ſelbſtändige Körperſchaften des öffentlichen Rechts, 
die als Zuſammenſchlüſſe ihrer Mitglieder ſich ſelbſt verwalten. 
Sie erfüllen nicht lediglich Staatszwecke im engeren Sinne, ſon⸗ 
dern dienen darüber hinaus dem von ihnen vertretenen Berufs⸗ 
ſtand, der in ihnen ſeine Zuſammenfaſſung und Vertretung fin⸗ 
det. Der Auffaſſung von Schrieber, daß die Kammern Be⸗ 
hörden ſeien (vgl. Deutſches Recht 1935, 344), kann nicht beigetre⸗ 
ten werden; die Bezeichnung der Kammern als Behörden wird 
den Aufgaben, die der Geſetzgeber den Kammern geſtellt hat, 
m. E. nicht gerecht. Es iſt richtiger, in ihnen mit dem oben ab⸗ 
gedruckten Urteil politiſche Körperſchaften zu ſehen, die zwar auf 
ihrem Gebiet dem politiſchen Willen der Staatsführung entſpre⸗ 
chen, ihn aber ſelbſtändig unter eigener Verantwortung auf ge⸗ 
noſſenſchaftlicher Grundlage durchführen. 


RA. Dr. Wilhelm Ritter, Berlin. 
* 


= 9,8333 StGB.; 88 12, 14, 36 A b ſ. 1 Nr. 3 und 7 
Dev VO. 1932; 88 78, 74 St GB. 


1. Beſtechung eines Beamten, der nad 
freiem pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſchei⸗ 
den hat. 


2. Kein rechtliches oder tatſächliches Zu- 
lammentreffen zwiſchen Genehmigungser⸗ 
chleichung und den auf Grund der erſchliche⸗ 
nen Genehmigung begangenen verbotenen 
Inlandszahlungen und Deviſenausfuhr⸗ 
andlungen. 


3. Verſchiedene Grundſätze für die Straf⸗ 
emeſſung bei Tatmehrheit einerſeits, Tat⸗ 
einheit, Geſetzeseinheit, natürlicher Hand- 
lungseinheit oder Fortſetzungszuſammen⸗ 
ang andererſeits. 


1. Während in allen anderen Fällen des fortgeſetzten Ver⸗ 
gehens nach $ 333 StGB. dem Angeſtellten M. der Deviſen⸗ 
ſtelle noch weitere Amtspflichtverletzungen angeſonnen wurden, 
wollte der Beſchw§. in einem Falle durch die Schenkung, ſo⸗ 
weit erſichtlich, nur erreichen, daß M. ſich für die Vorbereitung, 

rüfung und Bearbeitung der an die Deviſenſtelle gerichteten 

enehmigungsanträge, über die dieſe unter Abwägung der 
Intereſſen der Deviſenwirtſchaft und der privaten wirtſchaft⸗ 
lichen Belange nach freiem pflichtmäßigem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden hatte, durch die Annahme von Geſchenken des Beſchwß. 
zu deſſen Gunſten in den Zuſtand der Unfreiheit verſetzt und 
ſo, in ſeinem freien Ermeſſen behindert, jene in ſein Amt ein⸗ 
chlagenden Handlungen vornehme, bei deuen er nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des LG. weſentlich mitwirkte. Mit Recht hat das LG. 
atgenommen, daß eine ſolche Handlung eine Verletzung der 
Amtspflichten enthalten würde, und der Beſchw§. ſich nach 
§ 333 SGB. ſtrafbar machte, indem er M. zu einer ſolchen 
Handlung durch die Gewährung von Geſchenken zu beſtimmen 
luchte. Die rechtlichen Ausführungen hierzu entſprechen der 
Rſpr. des Rl, beſonders auch dem vom LG. angezogenen 

rteil v. 12. März 1934, 2 D 121/34: JW. 1934, 1499. Die 
Reviſionsbegründung gibt keinen Anlaß, von dieſer Rſpr. ab⸗ 
zugehen. Der Einwand, bei ſolcher Auslegung wäre der Fall 
nur einfacher paſſiver Beſtechung nicht denkbar, geht ſchon des⸗ 

alb fehl, weil jene Rſpr. ſich nur auf Fälle bezieht, in denen 


der Beamte in Zukunft nach freiem pflichtmäßigem Ermeſſen 
zu handeln hat. — Ob M. hier eine Handlung begangen hat, 
bei der er ſich durch die Schenkung in ſeiner freien Entſchlie⸗ 
ßung hat beeinfluſſen laſſen, oder ob er infolge der Schenkung 
die Anträge gar unſachlich und gewollt parteiiſch behandelt 
hat, iſt für den Tatbeſtand des § 333 StGB. ohne Bedeutung. 


2. Die Str. hat die Deviſenvergehen nicht nur im ein⸗ 
zelnen je für ſich, ſondern auch in der Art ihres Zuſammen⸗ 
treffens richtig beurteilt. Um die Genehmigung der Deviſen⸗ 
ſtelle dazu zu erſchleichen, daß große Summen, die ausländi⸗ 
ſchen Eigentümern deutſcher Wertpapiere bei deren inländi⸗ 
ſchem Verkauf auf Effektenſperrkonto bei deutſchen Banken gut⸗ 
geſchrieben worden waren, an den Beſchw., feine inländiſchen 
Teilnehmer oder die unter ihrem Einfluß ſtehenden deutſchen 
Geſellſchaften oder Perſonen zur Förderung deutſcher Unter⸗ 
nehmungen ausgezahlt würden, hat der Beſchw§. gemeinſchaft⸗ 
lich mit anderen in den mehreren Fällen in fortgeſetzter Hand⸗ 
lung der Deviſenſtelle gegenüber unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben über die beabſichtigte Verwendungstat gemacht, Ver- 
gehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 DevVO. 1932. Den größten Teil 
der auf dieſe Genehmigungen hin erlangten Gelder hat er ge⸗ 
meinſchaftlich mit anderen, wie von vornherein beabſichtigt, 
ohne Genehmigung der Deviſenſtelle in einem Falle nach der 
Schweiz verbracht, Vergehen nach $ 12 DevVO., und in den 
anderen Fällen fortgeſetzt im Inlande an Ausländer oder zu⸗ 
gunſten von ſolchen an Inländer ausgehändigt, Vergehen nach 
§ 14 Abſ. 1, je i. Verb. m. § 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. 1932. — 
Dieſer Vergehen nach § 12 und nach § 14 hat ſich der Beſchwỹ. 
noch in weiteren, mit dem oben erwähnten je in Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhaug ſtehenden Fällen ſchuldig gemacht, ohne daß bei 
ihnen ein Vergehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 vorangegangen wäre. 
Das LG. hat das fortgeſetzte Vergehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 
als felbftändige Handlung ($ 74 StGB.) neben dem fortgeſetz⸗ 
ten Vergehen nach § 12 und dem fortgeſetzten Vergehen nach 
§ 14 Abſ. 1 angeſehen. 


a) Die Rev. vertritt dagegen die Auffaſſung, daß das Ver⸗ 
gehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 durch die Vergehen nach § 12 
und nach § 14 Abſ. 1 aufgezehrt worden ſei, weil die Geneh⸗ 
migungserſchleichung nur die Gefahr des Eintritts eines Er⸗ 
folgs vorbereitet und geſchaffen habe, der von vornherein ge— 
wollt und dann durch die anderen Vergehen verwirklicht wor⸗ 
den ſei. Sie verweiſt auf die reichsgerichtliche Rſpr. zu angeb⸗ 
lich ähnlichen Fällen: RGSt. 67, 401 (406) = JW. 1934, 104 16; 
RSS. 68, 136 (148) = ZW. 1934, 1786 1% m. Anm.; RES. 
68, 315 (319) = JW. 1934, 3059 10, 3286 2˙; Urt. v. 28. Sept. 
1935, 6 D 158/35 und andere. Das LG. hat jedoch in den für 
alle Angekl. und für alle Fälle geltenden Ausführungen zu⸗ 
treffend dargelegt, daß jene Rechtsgrundſätze hier keine Anwen⸗ 
dung finden können. Das RC. hat nach dem Grundſatze hilfs⸗ 
weiſer Geltung Aufzehrung des die Gefahrenlage begründen⸗ 
den Delikts durch das den Erfolg ſelbſt Herbeiführende in 
Fällen angenommen, in denen der Täter auf Grund einheit⸗ 
lichen Vorſatzes ohne Genehmigung erſt durch die Einziehung 
einer Forderung, die zugunſten eines Ausländers durch Ver⸗ 
äußerung von Wertpapieren entſtanden war, über die For⸗ 
derung verfügte, Vergehen nach $ 18 Abſ. 1 Dev O. 1932, und 
dann die ſo für den Ausländer eingezogenen Gelder ihm oder 
zu ſeinen Gunſten auszahlte oder ins Ausland verbrachte, Ver⸗ 
gehen nach 88 14 oder 12. Bei ſolcher Sachlage ſind beide Hand⸗ 
lungen Beſtandteile desſelben wirtſchaftlichen Vorgangs, und 
die Gefahr, daß die Gelder ohne Genehmigung in die freie 
Verfügung des Ausländers gelangen, iſt dadurch ſchon in greif- 
bare Nähe gerückt, daß der Täter ſich zum Zwecke der Weiter⸗ 
gabe an den Ausländer in den Beſitz der Gelder ſetzt. 


Die Tat des § 36 Abſ. 1 Nr. 7 dagegen erſchöpft ſich darin 
und iſt damit abgeſchloſſen, daß der Täter, um eine erforder⸗ 
liche Genehmigung zu erſchleichen, vor der Deviſenſtelle un⸗ 
richtige oder unvollſtändige Angaben tatſächlicher Art macht. 
Daß er mit ihnen Erfolg hat und die Genehmigung erteilt 
wird, gehört nach dem klaren Geſetzeswortlaut nicht zum Tat⸗ 
beſtand. Wenn alſo auch die Angaben des BeſchwF. inſofern 
unrichtig waren, als er der Deviſenſtelle die Abſicht der Ver⸗ 
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wendung der Gelder zur Förderung der deutſchen Wirtſchaft 
vorſpiegelte, während er ſie den Ausländern zuleiten wollte, 
ſo wurde doch durch die unwahren Angaben die Gefahr des 
Abfluſſes der Gelder ins Ausland noch nicht unmittelbar nahe⸗ 
gerückt. Die Deviſenſtelle hatte erſt noch die Angaben zu prü⸗ 
fen und über die Wirtſchaftlichkeit des angegebenen Verwen⸗ 
dungszwecks nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Im Falle der 
Ablehnung entſtand überhaupt keine Gefahr. Aber ſelbſt die Er⸗ 
teilung der Genehmigung, die jedoch, wie geſagt, erſt nach Voll⸗ 
endung des Vergehens nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 geſchah, rief nicht 
unmittelbar die Gefahr hervor, da ſie nur für den angegebe⸗ 
nen Zweck erteilt wurde, und nunmehr erſt eine nicht geneh⸗ 
migte, wenn auch von vornherein in Ausſicht genommene wei⸗ 
tere Handlung des BeſchwF. oder anderer, die Erhebung der 
Gelder zum Zwecke der Auszahlung an die Ausländer oder zu 
deren Gunſten, dieſe Abwanderung ſelbſt ermöglichte. Der hier 
vorliegende Sachverhalt iſt alſo ſchon in tatſächlicher Beziehung 
demjenigen nicht gleichzuſtellen, bei dem ſich das RG. für die 
Aufzehrung ausgeſprochen hat, und iſt ſchon deshalb nicht ohne 
weiteres nach denſelben Grundſätzen zu beurteilen. 

Die Strafdrohung wegen der die Gefahrenlage ſchaffen⸗ 
den Tat wird aber durch die wegen der Verletzungstat auch 
nur dann aufgezehrt, wenn das geſchützte Rechtsgut bei beiden 
dasſelbe iſt (RGSt. 59, 107 [112 f.). Das iſt bei den Vergehen 
nach § 18 einerſeits und nach 88 12 und 14 andererſeits der 
Fall, nicht aber hier, wo Vergehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 mit 
denen nach § 12 und nach §14 zuſammentreffen. Denn $ 36 Abſ. 1 
Nr. 7 ſchützt, wie das LG. richtig hervorhebt, im beſonderen das 
ſtaatliche Intereſſe an einem ordnungsmaßigen Verfahren vor 
der Deviſenſtelle, während die SS 12 und 14 dem ſtaatlichen 
Intereſſe an der materiellen Einhaltung der deviſenrechtlichen 
Verbote und Gebote dienen 


Die beſondere Beſtrafung aus § 36 Abſ. 1 Nr. 7 war alſo 
nicht nach dem Grundſatze der hilfsweiſen Geltung ausge— 
ſchloſſen. Im Ergebnis ebenſo hat der erk. Sen. bereits in 
einem ähnlichen Falle im Urt. v. 23. Juli 1936, 2D 725/35: 
JW. 1936, 3466 entſchieden (vgl. auch RGSt. 68, 227) 


b) Noch weniger konnten die Vergehen nach §§ 12 und 14 
als ſtrafloſe Nachtaten zum Vergehen nach § 36 Abſ. 1 Nr. 7 
aufgefaßt werden. Sie enthielten neue und beſondere Rechts- 
gutverletzungen und bilden nicht die regelmäßige oder gar not⸗ 
wendige Form der Fortſetzung des Vergehens nach § 36 Abſ. 1 
Nr. 7. Wegen der Verſchiedenheit der Handlungen, der verletzten 
Strafgeſetze und der verletzten Rechtsgüter kam auch Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang zwiſchen den Vergehen nach § 36 Abſ. 1 
Nr. 7 einerſeits und den Vergehen nach § 12 und nach § 14 
andererſeits nicht in Frage. Der Sachverhalt nötigte endlich 
nicht zur Annahme einer natürlichen Handlungseinheit. 

Gegen die Annahme von Tatmehrheit beſtehen hiernach 
keine rechtlichen Bedenken. 


3. Zu beanſtanden und zu Unrecht auf das Urt. v. 19. März 
1935, 1D 108/35: JW. 1935, 1938 geſtützt iſt die Erklärung des 
LG., es würde auch dann zur Strafe von 13 Jahren Zucht⸗ 
haus und zum Geſamtbetrag der Geldſtrafen gekommen ſein, 
wenn ein anderes rechtliches Verhältnis zwiſchen den einzel- 
nen Straftaten vorliegen würde, etwa das Vergehen nach $ 14 
Abſ. 1 als ſtrafloſe Nachtat gegenüber dem nach § 36 Abf. 1 
Nr. 7 aufzufaſſen wäre. Die Strafe muß dem Geſamtverhalten 
des Angekl. entſprechen, wie es tatſächlich feſtgeſtellt und recht⸗ 
lich beurteilt worden iſt. Sie iſt bei Tatmehrheit nach anderen 
Grundſätzen feſtzuſetzen als bei Tateinheit, Geſetzeseinheit, 
natürlicher Handlungseinheit oder Fortſetzungszuſammenhang; 
ſie wird daher bei der einen Art des Zuſammentreffens nicht 
ohne weiteres in derſelben Höhe als angemeſſen angeſehen wer⸗ 
den können wie bei der anderen. Es wird auch regelmäßig nicht 
mit der erforderlichen Sicherheit die Angemeſſenheit einer 
Strafe für eine Tat beurteilt werden können, die nicht feſt⸗ 
geſtellt iſt, oder für den Fall, daß ſie anders als geſchehen 
— urrichtig — rechtlich zu beurteilen wäre. Aus ſolchen Er⸗ 
wägungen hat das RG. ſchon wiederholt grundſätzliche Bedenken 
gegen ähnliche Ausſprüche bei der Straffeſtſetzung erhoben 
(RGurt. v. 19. März 1935, 1 108/35: JW. 1935, 1938; vom 
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30. Jan. 1936, 2 D 824/35: JW. 1936, 1446 v. 28. Mai 1936, 
2D 104/36). Zu den grundſätzlichen Bedenken kommt hier noch 
hinzu, daß das LG. nicht auf 13 Jahre, ſondern nur auf eine 
erheblich geringere Geſamtſtrafe hätte erkennen können, wenn 
alle deviſenrechtlichen Verfehlungen rechtlich nur als eine ein⸗ 
heitliche Tat zu beurteilen geweſen wären. Denn dann hätten 
für dieſe deviſenrechtliche Einheitstat nur höchſtens zehn Jahre 
Zuchthaus feſtgeſetzt werden können. Da aber jener Satz nur 
eine Hilfserwägung enthält, die nicht Platz greift, weil das 
LG. mit Recht Tatmehrheit zwiſchen ſämtlichen abgeurteilten 
fortgeſetzten Vergehen angenommen hat, iſt durch jenen Aus? 
ſpruch im vorl. Fall weder das Urteil zum Nachteil des Angekl. 
beeinflußt noch ihm die Begründung der Rev. erſchwert. 
(RG., 2. StrSen. v. 17. Dez. 1936; 2 D 474/86.) 


(= RBSt. 70, 400.) 
* 


10. § 402 RA bg O. Zur Sorgfaltspflicht des 
Steuerberaters. ) 


Es iſt davon auszugehen, daß der Angekl. W. „nach den 
ihm gebotenen Möglichkeiten Sorge dafür getragen hat, daß die 
Steuern in voller Höhe entrichtet wurden“. Dieſe Feſtſtellung 
ſchließt nicht nur eine Verurteilung wegen Teilnahme an der 
Steuerhinterziehung des Angekl. M., ſondern auch eine ſolche te: 
gen Steuergefährdung aus. Der Nebenkläger überſieht in ſeiner 
RevBegr., daß der Vorwurf der Fahrläſſigkeit i. S. des Straf 
rechts nur gegenüber dem Täter begründet iſt, der eine Sorg⸗ 
faltspflicht vernachläſſigt, die zu erfüllen er nach ſeinen 
perſönlichen Eigenſchaften und nach ſeinen Verhältniſſen zu 
erfüllen imſtande iſt. Wenn der Nebenkläger darauf hinweiſt, 
daß die Prüfungsbeamten des Fin A. bei der von ihnen vorge 
nommenen Betriebsnachſchau innerhalb kurzer Zeit „wefentli 
höhere Beträge“ als der Angekl. W. feſtgeſtellt hätten, ſo iſt 
dem entgegenzuhalten, daß dieſen Beamten andere Machtvoll⸗ 
kommenheiten als dem Angekl. zur Verfügung geſtanden haben; 
der Angekl. W. war als privater Steuerberater auf die Unter: 
lagen angewieſen, die ihm der Angekl. freiwillig zur Verfügung 
ſtellte. Er hat M. ſtändig darauf hingewieſen, daß die Bud’ 
führung die Geſchäftsvorgänge in ihrer Geſamtheit, einſchließ— 
lich auch der umſatzſteuerfreien Großhandelsgeſchäfte, wieder⸗ 
geben müſſe; er hat, ſoweit er auf Grund der Unterlagen, die 
ihm zur Verfügung geſtellt wurden, Unſtimmigkeiten feſtzu⸗ 
ſtellen in der Lage war, in die Steuererklärungen Schätzungs⸗ 
beträge eingeſetzt, und zwar ſolche, die er nach dem, was er 
wußte, für ausreichend gehalten hat. Nach dieſen Feſtſtellungen 
iſt die Annahme der Str., eine Schuld des Angekl. habe ſich 
nicht nachweiſen laſſen, nicht zu beanſtanden. 

(RG., 3. StrSen. v. 12. Okt. 1936; 3 D 268/36.) 


Anmerkung: 1. Die zur Beſprechung ſtehende Entſch. hebt 
ausdrücklich den Weſens- und Machtunterſchied zwiſchen Steuer” 
beratung und finanzamtlicher Betriebsprüfung hervor. 

Während die Betriebsprüfung eine amtliche Kontrolle auf 
Grund umfaſſender Machtvollkommenheit bedeutet, iſt die 
Steuerberatung eine freiwillige Tätigkeit. Dem Steuerberater 
ſteht kein Mittel des Zwanges gegen den Stpfl. zwecks Auf⸗ 
klärung des Tatbeſtandes zur Verfügung. Der Steuerberater 
hat lediglich die Möglichkeit, ſich durch Aufkündigung ſeines 
Auftrages weiterer ſteuerberatender Maßnahmen zu entziehen. 

Es iſt begrüßenswert, daß das RG. bei der Beurteilung 
des beruflichen Verhaltens anläßlich der Steuerberatung dieſen 
Unterſchied herausgearbeitet hat und auch berückſichtigt. 

Mithin kann die Feſtſtellung, daß die Steuererklärungen 
eines Stpfl., der beraten worden iſt, unrichtig find, noch nicht 
dazu führen, den Steuerberater wegen Steuerhinterziehung oder 
Steuergefährdung zu belangen. 

Die Strafbarkeit des Steuerberaters hängt davon ab, ob 
er vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt hat. Hierbei iſt entſchei 
dend, ob der Stpfl. feiner Sorgfaltspflicht gegenüber dem 
Finanzfiskus nachgekommen iſt, d. h. ob er die ihm gegenübe 
den Steuerbehörden obliegenden Finanzpflicht ſorgfältiger 
Steuerberatung erfüllt hat. 
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2. Im vorl. Falle hat der Steuerberater ſtändig den Stpfl. 
darauf hingewieſen, daß die Buchführung alle Geſchäftsvorgänge 
enthalten müſſe, insbeſ. auch umſatzſteuerfreie Großhandels⸗ 
geſchäfte. Der Steuerberater ſtellte bei ſeiner Tätigkeit Unſtim⸗ 
migkeiten feſt, die er dadurch zu beheben verſuchte, daß er in 
die Steuererklärungen Schätzungsbeträge einſetzte, die er für 
ausreichend gehalten hat. 

Daß die Stenerberatung gleichzeitig die Verpflichtung zur 
Steuerbelehrung enthält, alſo die Verpflichtung, den Stpfl. 
auf die Innehaltueig der Steuergeſetze hinzuweiſen, ſoweit der 
Tatbeſtand hierzu Veranlaſſung gibt, iſt ſelbſtverſtändlich. Frei⸗ 
lich dürfte im Einzelfall der Steuerberater bei einer Verwick⸗ 
lung in ein Steuerſtrafverfahren Schwierigkeiten haben, die 
Tatſache ſolcher ſteuerlichen Beratungshinweiſe darzutun. Dar⸗ 
um empfiehlt es ſich, mindeſtens in Form von Aktenvermerken, 
noch beſſer aber durch entſprechenden Schriftwechſel mit den 
Stqcpfl. ſolche Vorgänge aktenkundig zu machen. 


3. Bei Zweifeln über den Umfang der Steuerpflicht muß 
auch bei Steuererklärungen zu Schätzungen gegriffen werden. 
Hierbei iſt aber zu berückſichtigen, daß die Steuerfeſtſetzung, alſo 
auch die Schätzung, Sache der Steuerbehörden iſt. Hieraus und 
aus der Tatſache der Steuererklärungspflicht folgt die Ver⸗ 
pflichtung des Stpfl. und damit auch feines Steuerberaters, 
die Schätzungsunterlagen den Steuerbehörden dergeſtalt zu un⸗ 
terbreiten, daß tatſächlich ſeitens der Steuerbehörden die ſach⸗ 
gemäße Schätzung erfolgen kann. Darum bedarf es bei der 
Vornahme von Schätzungen anläßlich von Steuererklärungen 
der ausdrücklichen Hervorhebung der Tatſache, daß eine Schät- 
zung vorliegt und nach welchen Geſichtspunkten ſie erfolgt iſt. 
Es erſcheint zweckmäßig, die erfolgte Schätzung und die 
Schätzungsmethoden ſowie ſonſtige Anhaltspunkte für dieſe in 
Form einer Anlage zu den Steuererklärungen behördenkundig 
zu machen. 


4. Soweit der Steuerberater ſelbſt im Auftrage des Stpfl. 
die Steuererklärung abgibt, wäre hierbei noch darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß je nach Lage des Einzelfalles die Schätzungen nicht 
auf Grund eigener Nachprüfung der Buchhaltung, ſondern 
lediglich auf Grund von Angaben des Stpfl. erfolgt ſind. 

Bei Berückſichtigung vorſtehender Grundſätze dürfte das 
Höchſtmaß der an den Steuerberater zu ſtellenden Sorgfalts— 
pflicht erfüllt ſein. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
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11. § 25 RStraß VerkO. Der Kraftfahrer 
muß die Geſchwindigkeit ſo einrichten, daß die 
Entfernung, auf die er anhalten kann, nicht 
größer iſt, als die Uberſicht über die Fahrbahn 
reicht. 


Ein vom Angekl. geführter Laſtkraftwagen mit Anhänger 
fuhr am 26. Okt. 1935 gegen 18 Uhr zwiſchen den Ortſchaften 
R. und Alt⸗B. auf ein mit Baumſtämmen beladenes Langholz⸗ 
fuhrwerk auf. Wegen eines entgegenkommenden Perſonenkraft⸗ 
Magens hatte der Angekl. die Scheinwerfer feines Laſtzuges ab⸗ 
geblendet und infolgedeſſen das vor ihm fahrende Fuhrwerk, das 
mangelhaft beleuchtet und deſſen Rückſtrahler unvorſchrifts⸗ 
mäßig angebracht war, erſt ſo ſpät bemerkt, daß er nicht mehr 
vor dem Fuhrwerk halten konnte. Der Zuſammenſtoß hatte eine 
Beinverletzung des Beifahrers des Angekl. und den Tod des 
Lenkers des Holzfuhrwerks zur Folge. Die Str. hat den An⸗ 
gekl. freigeſprochen, da er nach Lage der Umſtände das Holz- 
uhrwerk nicht rechtzeitig habe wahrnehmen können; ſie meint, 
auch die vom Angekl. eingehaltene Geſchwindigkeit, die nach 
Ausſage eines Zeugen 30 bis 40 km, nach dem Sachverſtän⸗ 
digengutachten 40 bis 50 km betragen habe, gereiche ihm nicht 
dam Vorwurf; denn ſelbſt bei einer Geſchwindigkeit von nur 
85 bis 30 km wäre der Unfall nicht vermeidbar geweſen, da 
ie mangelhafte Beleuchtung des Holzfuhrwerks den Angeil. 
gehindert habe, es früh genug wahrzunehmen. 

„Dieſe Begründung unterliegt rechtlichen Bedenken; aus 
ihr iſt nicht zu erſehen, ob die Str. ſich darüber klar geweſen 
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iſt, welche Beziehungen zwiſchen der Beleuchtung der Fahrbahn 
und der zuläſſigen Geſchwindigkeit beſtehen. Der $ 25 RStraß⸗ 
VerkO. fordert allgemein von jedem Teilnehmer am öffent⸗ 
lichen Verkehr ein ſolches Verhalten, daß er keinen andern 
ſchädigt oder mehr als unvermeidbar, behindert oder beläſtigt. 
Die Geſchwindigkeit iſt daher nach der Ausf Anw. zu § 25 ſo 
einzurichten, daß nötigenfalls rechtzeitig gehalten werden kann. 
Für den zu entſcheidenden Fall ergibt ſich hieraus folgendes. 
Da auf öffentlichen Straßen (ohne Verkehrsregelung) mit dem 
Auftauchen anderer Verkehrsteilnehmer auf der Fahrbahn oder 
einem andern Hindernis gerechnet werden muß, ſo entſpricht 
es der Natur der Sache, die Geſchwindigkeit ſo einzurichten, 
daß die Entfernung, auf die gehalten werden kann, nicht größer 
iſt als die Überſicht über die Fahrbahn reicht. Die Fahrt iſt 
daher zu raſch, wenn der Fahrer zum Anhalten 
einen längeren Bremsweg braucht, als die 
Entfernung iſt, aufdieerein etwa auftauchen⸗ 
des Hindernis wahrnehmen würde (zu vgl. REES. 
65, 135 [138]; 70, 48 JW. 1936, 1219 u; JW. 1931 859 
[unter 11). Wie die Geſchwindigkeit des Kraftwagens und die 
Beleuchtung der Fahrbahn ſich gegenſeitig bedingen, kommt 
übrigens auch in § 20 RStraßVerkO. zum Ausdruck, wo die 
Anforderungen an die Beleuchtungsvorrichtung nach der Höchſt⸗ 
geſchwindigkeit des Wagens abgeſtuft ſind. 


(RG., 5. StrSen. v. 7. Jan. 1937, 5 D 689/36.) 
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12. 8 25 RStraß Verk. O.; § 222 StG B. Sorg⸗ 
faltspflicht des Kraftfahrers bei Nebel. Iſt 
der Überblicküber die Fahrbahn durch Dunkel⸗ 
heit oder durch ſtarken Nebel behindert, ſo 
darf grundſätzlich die Geſchwindigkeit nicht 
größer ſein als eine ſolche, die einen Brems⸗ 
weg bedingt, der geringer iſt als die Sehweite 
des Wagenführers. 


Der Angekl. iſt bei ſtarkem Nebel mit ſeinem Lieferwagen 
auf das in gleicher Richtung vor ihm fahrende Pferdefuhrwerk 
aufgefahren; dieſes iſt durch den Anprall vorwärts und zur 
linken Seite gedrückt worden. Bei dem Zuſammenſtoß iſt der 
Knecht F. zu Tode gekommen, während der Landwirt Kr. er⸗ 
heblich verletzt wurde. Der Lieferungskraftwagen hat eine Ge⸗ 
ſchwindigkeit von 9—10 km in der Stunde gehabt. 

Zur Fahrläſſigkeit führt dann das angeführte Urteil aus: 
Bei dem herrſchenden Nebel habe die mäßige Geſchwindigkeit 
der von dem Angekl. zu beobachtenden Sorgfaltspflicht nicht 
genügt; er habe bei der herrſchenden Wetterlage mit dem un⸗ 
erwarteten Auftreten von Hinderniſſen rechnen und ſich in die 
Lage ſetzen müſſen, unverzüglich ſeinen Lieferwagen vor dieſen 
ſtoppen zu können. Notfalls hätte er halten müſſen. 

Dieſe Ausführungen geben zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß und entſprechen der ſtändigen Rſpr. des RG. Iſt der 
Überblick über die Fahrbahn durch Dunkelheit (oder durch ſtar⸗ 
ken Nebel) behindert, ſo darf grundſätzlich die Geſchwindigkeit 
nicht größer ſein als eine ſolche, die einen Bremsweg bedingt, 
der geringer iſt als die Sehweite des Wagenführers (RGuUrt. 
v. 22. März 1929, 1 D 206/29: JW. 1929, 2059 = DRZ. 1929, 
166 Nr. 400). Iſt aber die Beeinträchtigung des Überblicks jo 
ſtark, daß der Fahrer Hinderniſſe auf der Straße überhaupt 
nicht mehr ſehen kann, ſo bleibt ihm nichts anderes übrig, als 
fein Fahrzeug anzuhalten (vgl. z. B. RGUrt. v. 21. Okt. 1927: 
JW. 1927, 3053 und RGuUrt. v. 21. Nov. 1930, 1 D 991/30). 

An dieſer Rechtsauffaſſung iſt auch unter dem neuen Recht 
feſtzuhalten. Sie entſpricht dem 8 25 RStraßVerkO. und der 
AusfAnw. hierzu, Abſ. 1 und Abſchn. II Abſ. 2 S. 1, der lautet: 
„Die Geſchwindigkeit iſt ſo einzurichten, daß nötigenfalls recht⸗ 
zeitig angehalten werden kann.“ 


(RG., 5. Str Sen. v. 25. Jan. 1937; 5 PD 904/36.) 
Bemerkung zu 11 und 12: Vgl. den Aufſatz von RA. Dr. 
Gülde in dieſem Heft S. 863. D. S. 
* 
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a 13. § 4 Un l WG. bezieht ſich nicht nur auf 
Verkaufs⸗, ſondern auch auf Einkaufsange⸗ 
bote. 

Zur Verurteilung wegen des tateinheitlich mit fortgeſetz⸗ 
tem Betrug zuſammentreffenden Vergehens gegen $ 4 UnlWG. 
iſt zu ſagen: 

Der Angekl. hat ſeine Geſchäftsbriefbogen mit dem Vordruck: 
„Generalvertretungen, Großeinkauf für die Dresdner Kolonial⸗ 
waren⸗, Lebensmittel-, Feinkoſt⸗ und Textilwarenhändler, Aus⸗ 
lieferungslager“ ſowie dem Aufdruck zweier Bankkonten und 
einer Poſtſcheckkontonummer verſehen, obwohl ihm, wie er 
wußte, weder Generalvertretungen noch der Einkauf für Einzel⸗ 
händler übertragen waren, er auch kein Auslieferungslager 
irgendeiner Firma, nicht einmal Geſchäftsbücher und Geſchäfts⸗ 
räume und auch zur fraglichen Zeit kein Poſtſcheckkonto und 
keine laufende Geſchäftsverbindung mit den angegebenen 
Banken hatte. Unter Benutzung dieſer Briefbogen beſtellte er 
zunächſt bei einer Reihe von Tageszeitungen Anzeigen, in denen 
er zu Warenangeboten aufforderte, alsdann bei den zahlreich 
ſich meldenden Fabrikanten Muſterſendungen und Warenliefe- 
rungen auf Kredit. Ohne erſichtlichen Rechtsirrtum nimmt das 
LG. auf Grund dieſes Sachverhalts an, daß die Briefbogen 
Mitteilungen darſtellten, die für einen größeren Kreis von Per⸗ 
ſonen beſtimmt waren. Der Angekl. hat durch die Benutzung 
dieſer Briefbogen über ſeine geſchäftlichen Verhältniſſe wiſſent⸗ 
lich unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben gemacht 
und ſich dabei von der Abſicht leiten laſſen, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, nämlich den An⸗ 
ſchein eines beſonders zahlungsfähigen und kreditwürdigen Be- 
ſtellers. 

Fraglich könnte nur fein, ob $ 4 UnlWG. auch auf Ein⸗ 
kaufsangebote anzuwenden ſei. Eine Beſchränkung auf Ver⸗ 
kaufsangebote ergibt ſich aber weder aus dem Wortlaute noch 
aus dem Zwecke der Strafbeſtimmung. Es iſt kein Grund er⸗ 
ſichtlich, warum nur der Verkäufer, nicht aber der Einkäufer 
zur Ehrlichkeit verpflichtet fein ſollte, zumal betrügeriſche Ge⸗ 
ſchäftsangaben des Einkäufers, insbeſ. in Zeiten der Waren⸗ 
knappheit, in gleicher Weiſe der angeſtrebten Reinhaltung des 
öffentlichen gewerblichen Verkehrs zuwiderlaufen. Es iſt daher 
mit der Rſpr. und dem überwiegenden Teil des Schrifttums 
davon auszugehen, daß Einkaufsangebote (Kaufsgeſuche) ebenſo 
unter $ 4 fallen, wie Verkaufsangebote (KG.: KGJ. 51, 450 = 
23. 1919, 71). 

Die Tatbeſtandsmerkmale des $ 4 UnlWG. find hiernach 
erſchöpfend und rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt. Die erſchwerende 
Abſicht, durch die unlauteren Anpreiſungen das eigene Unter- 
nehmen auf Koften der Mitbewerber zu fördern, alſo zu Zwecken 
des Wettbewerbs zu handeln, wird in $ 4 Unl WG. nicht er⸗ 
fordert. Dem ſteht nicht entgegen, daß § 4 neben der im Inter⸗ 
eſſe der Allgemeinheit erſtrebten Reinhaltung des öffentlichen 
gewerblichen Verkehrs vor allem auch dem Schutze der Mitbe- 
werber dienen ſoll. Denn das Geſetz hat es nicht für angezeigt 
gehalten, in § 4 die Strafbarkeit betrügeriſcher Anpreiſungen 
auf die Fälle eines damit bezweckten Wettbewerbs zu beſchrän⸗ 
ken, alſo den Zweck des Wettbewerbs zu einem Tatbeſtands⸗ 
merkmal zu machen und dadurch unter Einengung des Kreiſes 
der ſtrafbaren Anpreiſungen den durch § 4 bezweckten Schutz 
der Mitbewerber zu verringern (RGUrt. 2 D 761/29 v. 18. Nov. 
1929). 

(RG., 4. Str Sen. v. 22. Jan. 1937; 4 D 974/36.) 

* 


14. 88 53, 238 A b ſ. 2 StPO. 


1. Das Recht des Patienten, den behandeln⸗ 
den Arzt von ſeiner Schweigepflicht zu ent⸗ 
binden, iſteinhöchſtperſönliches Rechtund nicht 
vererblich. 

2. Zeugnisverweigerungs recht des Arztes. 


3. Es liegt kein Verfahrens verſtoß vor, 
wenn der Angekl. und ſein Verteidiger es 
unterlaſſen haben, ſich gegen die Verneh⸗ 


Rechtſprechung 


(Jurlſtiſche Wochenſchriſt 


mung eines Zeugen zu verwahren und die 
Entſch. des Gerichts anzurufen. ) 
(RG., 1. StrSen. v. 17. Nov. 1936; 1 D 793/36.) 


Abgedr.: JW. 1937, 629 1. 


Anmerkung: I. 8 53 Ziff. 2 StPO. ſchützt das beſondere 
Vertrauensverhältnis, das zwiſchen dem Arzt und ſeinem Pa⸗ 
tienten beſteht. Der Arzt wird in vielen Fällen geradezu dar 
auf angewieſen ſein, daß ihm der Kranke „reinen Wein ein⸗ 
ſchenkt“, um eine erfolgreiche Behandlung vornehmen zu kön⸗ 
nen. Zu einem Anvertrauen ſolcher Tatſachen, an deren Ge— 
heimhaltung im übrigen der Kranke intereſſiert iſt, da ſie zum 
Geheimbereich ſeiner Perſon gehören, wird es aber nur dann 
kommen, wenn der Kranke weiß, daß der Arzt nicht von dritter 
Seite dazu gezwungen werden kann, das ihm Anvertraute preis- 
zugeben. Gegen eine freiwillige Weitergabe kann ſich der Pa‘ 
tient naturgemäß nicht reſtlos ſchützen. Aber das Vertrauen, das 
der Kranke in den behandelnden Arzt ſetzt, und das ihn zu 
ihm geführt hat, geht ja auch gerade dahin, daß der Arzt von 
dem ihm Anvertrauten dann nichts preisgeben wird, wenn er 
dadurch den Intereſſen ſeines Patienten entgegen handeln 
würde. Dabei iſt unter dem Begriff des Anvertrauten alles das 
zu verſtehen, was der Arzt durch perſönliche Mitteilung und 
durch eigene Beobachtungen und Feſtſtellungen, z. B. bei der Un⸗ 
terſuchung, erfahren hat. 

Es kann nicht zweifelhaft fein, daß es ſich bei dieſem Ver: 
trauensverhältnis um ein höchſtperſönliches handelt, deſſen Auf: 
rechterhaltung alſo lediglich von dem Willen des Kranken ſelbſt 
abhangt. Das RG. lehnt es m. E. mit Recht ab, daß die Hin— 
terbliebenen über das dem Arzt Anvertraute verfügen können. 
In den Geheimbereich der Perſönlichkeit haben auch die näch⸗ 
ſten Verwandten nicht einzudringen; ſie können daher auch nicht 
ein irgendwie geartetes Herrſchaftsrecht über die zu dieſem 
höchſtperſönlichen Lebenskreis des Verſtorbenen gehörenden Tat⸗ 
ſachen ausüben. 

Dieſe Grundlage des Zeugnisverweigerungsrechts führt 
notwendig zu der Erkenntnis, daß der Angel. im Strafverfah⸗ 
ren (ebenſo wie das Gericht oder die StA.) in keiner Weiſe auf 
die Willensentſchließung des Arztes einzuwirken in der Lage ilt- 
Der als Zeuge geladene Arzt iſt nicht ſeinem Patienten gegen“ 
über verpflichtet, ſeine Ausſage zu verweigern, ſondern 
lediglich berechtigt, nach freiem pflichtgemäßen Ermeſſen 
auszuſagen oder ſein Zeugnis zu verweigern. Erſt recht kann 
alſo der Angekl. keinen verfahrensrechtlichen Anſpruch auf die 
Zeugnisverweigerung haben. a 

Der Angekl. kann aber verlangen, daß das Gericht auch 
ſeinerſeits nicht einen verfahrensrechtlich unzuläſſigen Druck auf 
den Zeugen ausübt etwa dadurch, daß es in dem Zeugen einen 
Irrtum erregt oder eine vorhandene irrige Meinung aufrecht 
erhält, daß ein Fall des Zeugnisverweigerungsrechts nicht De 
ſtehe. Auf dieſe Weiſe würde dem Zeugen gerade die freie Wil 
lensentſchließung genommen werden, er würde ſich gebunden 
fühlen, wo er frei iſt. 0 

Dabei iſt es m. E. nicht erforderlich, daß dem Zeugen die 
Entſchlußfreiheit durch einen förmlichen Gerichtsbeſchluß ge⸗ 
nommen wird — eine Frage, die das RG. hier offen läßt, — 
ſondern es muß ausreichen, daß er ſich nach feiner ſubjekttven 
Auslegung des Verhaltens des Gerichts, d. h. auch eines Mit“ 
gliedes des Gerichts, z. B. des Vorſitzenden, zur Ausſage ver‘ 
pflichtet glaubt. Schon in dieſem Falle ift feine Entſchluß— 
freiheit beſeitigt. Es gilt hier dasſelbe wie in dem Falle, in 
dem der Zeuge ſich über ſein Wahlrecht inſofern in Unkenntnis 
befindet, weil er glaubt, er ſei rechtlich verpflichtet, nicht aus“ 
zuſagen. 

Wenn das RG. dann die Auffaſſung vertritt, daß eine Der 
einträchtigung der Entſchlußfreiheit des Zeugen nur dann einen 
Reviſionsgrund darſtelle, wenn dies gem. § 238 Abſ. 2 Ste. 
gerügt worden iſt, fo kann ich dem nicht beitreten. Es iſt rich“ 
tig, daß ein Reviſionsgrund nur dann anzunehmen iſt, wenn 
das Urteil auf einem Geſetzesverſtoß beruht. Die gegebene Kaus 
ſalität muß aber in jedem Falle berückſichtigt werden, nicht uu 
dann, wenn als Kauſalitätsumſtand eine Rüge nach 8 235 
Abſ. 2 StPO. heranzuziehen ift, ſondern immer dann, wenn das 
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Gericht die Entſch. unter Heranziehung der durch eine Ver⸗ 
letzung der Verfahrensordnung getroffenen Feſtſtellungen be⸗ 
gründet hat. 

II. Wenn das RG. den § 13 RAO. dahin auslegt, daß 
durch dieſe Vorſchrift keine Pflicht des Arztes zur Ausſage be⸗ 
gründet wird, ſo kann dies wohl mit Recht in Zweifel gezogen 
werden. Denn der 8 13 a. a. O. ſtellt ſich in den Fällen, in 
denen die Offenbarung des Geheimniſſes „zur Erfüllung einer 
Rechtspflicht oder einer ſittlichen Pflicht oder ſonſt zu einem 
nach geſundem Volksempfinden berechtigten Zweck, und wenn 
das bedrohte Rechtsgut überwiegt“, erfolgt, auf den Standpunkt 
der materiellen Rechts⸗ und Unrechtsauffaſſung des National- 
ſozialismus. Danach iſt jedoch ein Verhalten immer dann rechts⸗ 
widrig, wenn es den Intereſſen der Geſamtheit mehr ſchadet 
als nutzt. Wenn der Arzt alſo höhere Intereſſen als die des 
Patienten an der Geheimhaltung des Anvertrauten verletzt, ſo 
handelt er rechtswidrig, d. h. er iſt verpflichtet, dieſe rechts⸗ 
widrige Handlung zu unterlaſſen und alſo auszuſagen. 
Pfundtner⸗Neubert (Rel O., § 13 Anm. 5) ſpricht des⸗ 
halb in dieſem Fall m. E. mit Recht von einem „Wegfall der 
Schweigepflicht aus überwiegenden Intereſſen“. 

RA. Dr. Rilk, Berlin. 


* 


15. 1. § 141 StPO. Es bedeutet einen Ver⸗ 
ſtoß gegen Sinn und Zweck des 8 141 StPO., 
wenn das erkennende Gericht trotz Vorlie⸗ 
gens beſonderer Umſtände es unterläßt, dem 
Angekl. von Amts wegen einen Verteidiger 
du beſtellen. 

2. 8 42e StGB. Der Umſtand, daß gegen 
den Täter bereits anderweit rechtskräftig 
auf Sicherungsverwahrung erkannt iſt, darf 
nicht dazu beſtimmen, von dieſer Maßnahme 
abzuſehen, wenn ſie auf Grund eines neuen 
Strafverfahrens angebracht iſt. f) 

(RG., 4. StrSen. v. 17. Nov. 1936, 4 D 339/36.) 

Abgedr. JW. 1937, 630 18. 


Anmerkung: Der Entſch. des RG. iſt in vollem Umfange 
zuzuſtimmen. 

I. Es iſt ſtändige Rſpr. des RG., daß die Beſtellung eines 
Verteidigers von Amts wegen nach 8 141 StPO. nicht im Be⸗ 
lieben des Gerichts ſteht, ſondern im pflichtgemäßen Ermeſſen. 
Alle Organe des Staates müſſen ſinnvoll handeln. Sie können 
ihre Aufgaben daher nur erfüllen, wenn ſie die geſetzlichen Vor⸗ 
chriften, nach denen ſie ſich zu richten haben, zweckgemäß an⸗ 
wenden. 

Es iſt ein alter öffentlich-rechtlicher Grundſatz, daß das Er⸗ 
meſſen nicht ſchrankenlos iſt, es kann vielmehr „auch bei der 
dandhabung von Ermeſſen im einzelnen Fall gegen das Recht 
verſtoßen werden“ (vgl. „Deutſches Verwaltungsrecht“ von 
RMin. Dr. Hans Frank, 1937, S. 347). 

Dieſer Begriff des Rechtsmißbrauchs, wie ihn Rechtslehre 
und Rſpr. herausgebildet haben, iſt auch heute als Grundſatz 
anerkannt (Frank a. a. O. S. 348). 

Mag es nun auch im Verwaltungsrecht heute zweifelhaft 
ſein, inwieweit eine Nachprüfung des Ermeſſensfehlers möglich 
iſt, fo beſteht jedenfalls kein Bedenken, dem RG. darin zu fol⸗ 
gen, daß mit den im Strafverfahren vorgeſehenen Rechtsmitteln 
auch die Verletzung einer Geſetzesvorſchrift geltend gemacht wer⸗ 

en kann, die lediglich eine ſog. Ermeſſensbeſtimmung iſt. 

„. Die RevInſt. hat im vorl. Fall auch mit Recht einen 
Verſtoß gegen § 141 StPO. von ſeiten der Strafkammer als 
vorliegend angeſehen, da der Sachverhalt augenſcheinlich die Be⸗ 
ſtellung eines Verteidigers erforderte. 

am. Doerr (JW. 1934, 901) hat ſich gegen dieſe ſtändige 
Rſpr. des RG. ausgeſprochen mit der Begründung, daß grund⸗ 
ſätzlich anzunehmen ſei, daß das Gericht pflichtgemäß die Be⸗ 
ellung eines Verteidigers erwogen habe. Da eine Begründung 

r die Nichtbeſtellung eines Verteidigers im Geſetz nicht vor⸗ 
geſchrieben ſei, ſo könne auf einen Verſtoß gegen das pflicht⸗ 
gemäße Ermeſſen des Gerichts nicht deshalb geſchloſſen werden, 


weil ſich aus den Akten nichts dafür ergäbe, daß die Beſtellung 
eines Verteidigers in Erwägung gezogen ſei. 

Doerr hat inſofern recht, als die Auffaſſung des RG. 
praktiſch dazu führt, daß die vorinſtanzlichen Gerichte gezwun⸗ 
gen find, die Nichtbeſtellung eines Verteidigers gem. § 141 St⸗ 
PO. zu begründen, falls der Sachverhalt eine ſolche Beſtellung 
als naheliegend anſehen läßt. Der im Geſetz nicht vorgeſehene 
Begründungszwang wird dadurch praktiſch eingeführt, da das 
vorinſtanzliche Gericht beſtrebt iſt, eine Aufhebung des Urteils 
in der RevInſt. zu vermeiden. 

Dieſe Rſpr. des RG. hat aber einen guten Sinn. Wenn 
der Sachverhalt augenſcheinlich die Beſtellung eines Verteidi⸗ 
gers nach pflichtgemäßem Ermeſſen des Gerichts erfordert, ſo 
muß man in der Nichtbeſtellung eines Verteidigers im Zweifel 
einen Verſtoß gegen das pflichtgemäße Ermeſſen des Gerichts 
vermuten. Sollten trotzdem beſondere Umſtände für eine Nicht⸗ 
beſtellung ſprechen, ſo muß dies den Beteiligten von dem Gericht 
kundgetan werden. An Hand der Gründe kann dann die Rev⸗ 
Inſt. erkennen, daß die Augenſcheinlichkeit des Sachverhalts, 
die eine tatſächliche Vermutung für die Notwendigkeit einer Ver⸗ 
teidigerbeſtellung hervorrief, durch beſondere Umſtände wieder 
ausgeräumt iſt. Es iſt dann alſo erſichtlich, daß von einem 
Verſtoß gegen das pflichtgemäße Ermeſſen des vorinſtanzlichen 
Gerichts nicht geſprochen werden kann. So hat das RG. die 
Nichtbeſtellung eines Verteidigers für einen wegen Geiſteskrank⸗ 
heit entmündigten Angekl. nicht als einen Verſtoß gegen § 141 
StPO. angeſehen, weil das vorinſtanzliche Gericht beſondere 
Gründe angeführt hatte, die die Beſtellung eines Verteidigers 
nach § 141 StPO. nicht für erforderlich anſehen ließen (vgl. 
GA. 62, 337). 

Mit Recht wird alſo gefordert, daß die vorinſtanzlichen Ge- 
richte die Gründe für die Nichtbeſtellung eines Verteidigers nach 
814 StPO. anführen und aktenkundig machen müſſen, falls 
die Sach- und Rechtslage in einem unvoreingenommenen Be⸗ 
urteiler die Auffaſſung hervorruft, daß augenſcheinlich ein Fall 
vorliegt, für welchen der Geſetzgeber nach dem Sinn des 8 141 
SPO. eine Verteidigung des Angekl. durch einen Rechtskun⸗ 
digen vorſchreiben wollte. 

II. Dem RG. iſt ferner unbedenklich darin zu folgen, daß 
es die Anordnung der Sicherungsverwahrung nach § 42 e St⸗ 
GB. für mehrere Verurteilungen nach 8 20 a StGB. auch mehr⸗ 
mals für notwendig hält. Die Tatſache, daß durch ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil gegen einen Angekl. bereits auf Sicherungsver⸗ 
wahrung erkannt iſt, kann nicht von einem nochmaligen Er⸗ 
kenntnis auf Sicherungsverwahrung abſehen laſſen, falls die 
Vorausſetzungen dafür vorliegen. Die Erkennung auf Siche⸗ 
rungsverwahrung iſt zwingend vorgeſchrieben. Es beſteht auch 
kein rechtslogiſcher Grund, von ihr abzuſehen, falls ein entſpre⸗ 
chendes Erkenntnis gegen denſelben Angekl. bereits vorliegt. Der 
Rechtslogik widerſpricht auch nicht die mehrmalige Verhängung 
einer Todesſtrafe. Die Rechtsfolgen der einzelnen Sicherungs⸗ 
verwahrung können durch einen Gnadenerweis ausgeräumt 
werden, fo daß ein weiteres Erkenntnis auf Sicherungsverwah⸗ 
rung von erheblicher Bedeutung ſein kann. 

Die Möglichkeit eines Gnadenerweiſes hinſichtlich einer 
Sicherungsverwahrung war zwar anfänglich beſtritten (Dal. 
Frank, „Das StGB. für das Deutſche Reich“ im Nachtrag 
zur 18. Aufl., 1936, S. 79 unter II). Durch die Gnadenordnung 
des RIM. v. 6. Febr. 1935 (DJ. S. 203), § 3 Abſ. 2, iſt jedoch 
beſtimmt worden, daß auch die Sicherungsverwahrung einem 
Gnadenerweiſe zugänglich iſt. Mehrmalige Erkenntniſſe auf 
Sicherungsverwahrung gegen ein und dieſelbe Perſon ſind daher 
ſinnvoll, da durchaus die Möglichkeit beſteht, daß die Wirkun⸗ 
gen eines von den mehreren Erkenntniſſen nachträglich wegfällt. 

Auch das Schrifttum hat ſich der Auffaſſung des RG. an⸗ 
geſchloſſen, daß die Verhängung der Sicherungsverwahrung 
gegen ein und dieſelbe Perſon mehrmals erfolgen könne. 
(Freiesleben⸗Kirchner⸗Niethammer, „Strafgeſetz 
für das Deutſche Reich“, 1936, S. 56 Nr. 4; Kluge, „Die 
Ripr. des RG. zu den Maßnahmen der Sicherung und Beſſe⸗ 
rung“, Berlin 1937, S. 67). 

RA. Dr. Rilk, Berlin. 
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** 16. § 268 StPO.; § 20a StGB. Ergibt ſich 
während der Verleſung der Urteilsformel 
oder der Verkündung der Gründe ein Anlaß, 
die Urteilsformel abzuändern, ſo kann dies 
ohne weiteres geſchehen. Milderungsgründe 
oder der Umſtand, daß die Tat nicht zur Voll⸗ 
endung gekommen oder in der Form der Bei⸗ 
hilfe begangen worden iſt, können nur inner⸗ 
halb des in § 20a StGB. feſtgeſetzten Straf⸗ 
rahmens berückſichtigt werden. F) 


Die Urteilsverkündung hat der Vorſchrift des § 268 Abf. 1 
Satz 1 und 2 StPO. entſprochen. Die Verkündung des Urteils 
erfolgt durch Verleſung der Urteilsformel und Eröffnung der 
Urteilsgründe. Sie iſt erſt beendet, wenn die Urteilsgründe 
vollſtändig mitgeteilt worden ſind. Ergibt ſich während der 
Verleſung der Formel oder der Verkündung der Gründe ein 
Anlaß, die Urteilsformel abzuändern, fo kann dies ohne wei⸗ 
teres geſchehen. Die Berichtigung iſt erſt dann unzuläſſig, wenn 
die Verkündung beendet und die Verhandlung geſchloſſen iſt. 
An dieſen in RGSt. 47, 323; 57, 142; 61, 390 ausgeſprochenen 
Grundſätzen muß auch fernerhin feſtgehalten werden. 

Die Str. hat zwar mit rechtlich einwandfreier Begrün— 
dung dargelegt, daß der Angekl. als ein gefährlicher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher i. S. des § 20a Abſ. 1 StGB. anzuſehen iſt. Sie 
hat aber offenbar überſehen, daß ſie dann die Strafe nach dem 
Strafrahmen des § 20 a SGB. beſtimmen mußte. Milderungs⸗ 
gründe können bei einem gefährlichen Gewohnheitsverbrecher 
nicht dazu führen, die Strafe innerhalb des für die betreffende 
Straftat beim Vorliegen mildernder Umſtände vorgeſehenen 
Strafrahmens feſtzuſetzen (RGSt. 68, 364 = JW. 1935, 3617). 
Auch für die Verhängung einer Gefängnisſtrafe bei verſuchter 
Tat gemäß § 44 Abſ. 4 Satz 2 SGB. iſt kein Raum. Denn 
nach § 20 a Abf. 1 StGB. iſt, ſoweit die neue Tat nicht mit 
ſchwererer Strafe bedroht iſt, auf Zuchthausſtrafe bis zu fünf 
Jahren, und, wenn die neue Tat auch ohne dieſe Strafſchär⸗ 
fung ein Verbrechen wäre, auf Zuchthaus bis zu 15 Jahren 
zu erkennen. Dabei macht das Geſetz keinen Unterſchied, ob die 
neue Tat zur Vollendung oder nur zum Verſuch gelangt, oder 
in welcher Form der Täterſchaft oder Teilnahme ſie begangen 
worden iſt (vgl. auch RGSt. 68, 169 = JW. 1934, 1573 m. 
Anm.). Es iſt in jedem Falle auf eine Zuchthausſtrafe zu er— 
kennen. Milderungsgründe oder der Umſtand, daß die Tat nicht 
zur Vollendung gekommen oder in der Form der Beihilfe be— 
gangen worden iſt, können nur innerhalb des in § 20a Abſ. 1 
StGB. feſtgeſetzten Strafrahmens berückſichtigt werden, aber 
nicht dazu führen, unter die Mindeſtſtrafe von einem Jahr 
Zuchthaus herunterzugehen. 


Der Fehler mußte zur Aufhebung des Urteils im Straf- 
ausſpruch einſchließlich der Anordnung der Sicherungsverwah⸗ 
rung führen. Für die neue Verhandlung erſcheint es angezeigt, 
darauf hinzuweiſen, daß neben der geſchärften Freiheitsſtrafe 
des § 20 a StGB. auf die in § 264 StGB. angedrohte Geld- 
ſtrafe zu erkennen iſt (RGSt. 68, 349). 


(RG., 2. StrSen. v. 21. Jan. 1937; 2 D 18/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt nach der verfahrensrechtlichen 
wie nach der materiell-rechtlichen Seite im Ergebnis beifalls⸗ 
wert. 


1. Nach dem mitgeteilten Sachverhalt hat das LG. wäh⸗ 
rend der Eröffnung der Urteilsgründe die vorher verleſene Ur⸗ 
teilsformel abgeändert. Das RG. erklärt dies Verhalten für 
zuläſſig. Es befindet ſich damit in Übereinſtimmung mit der 
bisherigen von ihm angefochtenen Rſpr. ſowie der Rechtslehre 
(val. Gerland, „Der deutſche Strafprozeß“, 1927, S. 288; 
Gündel- Hartung- Lingemann- Niethbammer, 
„StPO.“, 19. Aufl., § 268, 6; Feiſenberger, „StPO“, 
§ 268, 1; Siegert, „Prozeßhandlungen“, 1929, S. 128). 
Urteilsformel und Urteilsgründe bilden eine notwendige Ein⸗ 
heit. Die Verkündung iſt daher erſt beendet, wenn der Ge⸗ 
ſamtvorgang verkündet iſt. Erſt in dieſem Augenblick wird 
das Urteil für das Gericht unwiderruflich und unabänderlich. 


Die umſtrittenen und für das kommende Strafverfahrensrecht 
dringend einer Löſung bedürfenden Fragen, ob verkündete Ur⸗ 
teile wegen offenbarer Unrichtigkeit berichtigt werden dürfen 
und ob ein verſehentlich nicht mitentſchiedener Teil des Prozeß⸗ 
gegenſtandes durch eine Ergänzungsentſcheidung nachgeholt wer⸗ 
den kann, tauchen daher für den vorl. Fall gar nicht auf. 


2. In materiellrechtlicher Hinſicht ſetzt ſich das RG. er⸗ 
neut mit der Bedeutung der Strafſchärfung für gefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher und ihrem Verhältnis zu anderen Straf⸗ 
ſchärfungs⸗ und Strafmilderungsgründen auseinander. Überein⸗ 
ſtimmung herrſcht darüber, daß § 20 a keinen ſelbſtändigen Tat⸗ 
beſtand ſchafft und daher für ſein Verhältnis zu anderen Be⸗ 
ſtimmungen nicht die Grundſätze über die Tateinheit anwend⸗ 
bar ſind. § 20 a muß vielmehr mit den anderen Strafſchärfungs⸗ 
gründen und mit den Strafmilderungsgründen verglichen wer⸗ 
den. In dem einen Falle werden ſich die Beſtimmungen ergän⸗ 
zen, im anderen ausſchließen. 


a) Mit Recht jagt das RG. am Schluſſe der vorl. Entid., 
daß gegen den rückfälligen Betrüger die Geldſtrafe aus 
8264 StGB. neben der Strafſchärfung aus § 20 à zu ver⸗ 
hängen iſt. Denn der Rſckfallbetrüger muß auch als gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher an ſeinem Vermögen getroffen werden. 


b) Ebenſo eindeutig iſt es, daß dem gefährlichen Gewohn— 
heitsverbrecher nicht die ſonſt vorgeſehenen mildernden 
Umſtände zugebilligt werden dürfen. Denn dieſe kommen nur 
in Betracht, wenn der Täter milder beurteilt werden muß als 
der Normaltyp; 8 20 a beſtimmt aber ſtatt deſſen, daß er ſchär⸗ 
fer zu beſtrafen iſt. Die Vorſchriften über mildernde Umſtände 
müſſen daher bei gefährlichen Gewohuheitsverbrechern außer 
Betracht bleiben. 


c) Anders liegt es, wenn die Milderungsbeſtimmungen 
für Verſuch und Beihilfe Platz greifen. Dieſe ſind zwin— 
gend vorgeſchrieben. Andrerſeits iſt auch § 20 a hier anzuwen— 
den, da der Täter „wegen einer Tat verurteilt“ wird. Zweifel 
haft iſt nur, ob zunächſt der Strafrahmen mit Hilfe von 8 4⁴ 
StGB. unabhängig von § 20 a zu beſtimmen und erſt dann die 
Strafe nach 8 20 a zu verſchärfen iſt, oder ob §44 den vor 
her beſtimmten Rahmen des § 20 a verändert oder ob der Mil 
derungsgrund des Verſuchs und der Beihilfe nur innerhalb des 
Zuchthausrahmens von § 20 4 zu berückſichtigen iſt. Das Letzte 
nimmt das RG. an. Meines Erachtens iſt die erſte Löſung vor— 
zuziehen. Denn § 20 à iſt eine zuſätzliche Ergänzungsbeſtimmung. 
Ob ſie Platz greift, kann erſt feſtgeſtellt werden, wenn der Straf- 
rahmen im übrigen ermittelt iſt. Daraus folgt, daß keine Strafe 
herauskommen kann, die unter 1 Jahr Zuchthaus liegt, wäh’ 
rend die zweite der aufgeführten drei Möglichkeiten dies zuließe. 
Daraus folgt weiter, daß $ 20 a gar nicht zur Anwendung kommt, 
wenn der Verſuch eines Vergehens vorliegt, bei welchem es 
keine Strafbarkeit des Verſuchs gibt 


d) Aus den aufgeführten Fällen trifft das RG. die all“ 
gemeine Schlußfolgerung, daß Milderungsgründe, 
ſowie Beihilfe und Verſuch nur innerhalb des Rahmens von 
§ 20 a berückſichtigt werden, aber nicht dazu führen können, un⸗ 
ter die Mindeſtſtrafe von 1 Jahr Zuchthaus herunterzugehen. 
Dieſer Satz enthält eine zu weit gehende Verallgemeinerung, 
Denn beim Milderungsgrund des jugendlichen Alters 
geht die Beſtimmung des §9 JGG. vor, wonach gegen einen 
Jugendlichen nie auf Zuchthaus erkannt werden darf. 


Schwierig iſt die häufig auftauchende Frage, ob neben der 
Strafſchärfung für gefährliche Gewohnheitsverbrecher für die 
in das richterliche Ermeſſen geſtellte Strafmilderung wegen 
verminderter Zurechnungsfähigkeit noch Raum 
iſt. Schäfer⸗Dohnanyi Nachtrag zu Frank, StGB.“ 
S. 74) bejahen dieſe Frage. Ich möchte ſie verneinen. Der Fall 
liegt ſo wie bei den mildernden Umſtänden (oben zu b). Das 
in § 51 Abſ. 2 eingeführte richterliche Ermeſſen wird beim ge' 
fährlichen Gewohnheitsverbrecher durch die obligatoriſche Straß 
ſchärfung ausgeſchloſſen. Der Richter muß daher auch hier im 
Rahmen des 8 20 a bleiben. 


Prof. Dr. Karl Siegert, Göttingen. 


66. Jahrg. 1937 Heft 14] 
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17. SS 4, 18, 37 Ab ſ. 1 HG B.; 8 140 FGG. Die 
Bezeichnung „Elektrohaus“ deutet auf ein 
dem Umfang nach vollkaufmänniſches Ge- 
ſchäft hin und erweckt deshalb den Eindruck 
einer Firma. Gleichwohl iſt bei Unzuläſſig⸗ 
leit ihres Gebrauchs auch gegen einen Min⸗ 
derkaufmann nicht einzuſchreiten, wenn und 

o weit überwiegende Intereſſen dem ent⸗ 
gegenſtehen. 

Der Elektromeiſter Georg P. betreibt ein Geſchäft für 
Elektroinſtallation und einen Handel mit Elektromaterialien, 
und zwar teils in handwerksmäßiger Weiſe, im übrigen aber 
ohne daß der Betrieb über den Umfang des Kleingewerbes hin— 
ausgeht. Er bedient ſich im geſchäftlichen Verkehr der Bezeich— 
nung „Elektrohaus P.“. 

Das Regiſtergericht leitete gegen ihn ein Ordnungsſtraf— 
verfahren wegen mißbräuchlicher Verwendung der Firma „Elek— 
trohaus P.“ ein. Eiuſpruch und ſofortige Beſchw. hatten keinen 
erfolg. Die ſofortige weitere Beſchw. führte zur Zurückver— 
weiſung der Sache an das LG. 

Da der Beſchw§. als Minderkaufmann nach §4 HGB. 
keine Firma führen darf, iſt die von ihm in ſeinem Geſchäfts 
betriebe verwendete Bezeichnung, unabhängig von ihrer etwai— 
gen Täuſchungseignung, ſchon dann geſetzlich unzuläſſig, wenn 
und ſoweit ſie nach außen den Eindruck einer kaufmänniſchen 
Firma hervorruft. Der BeſchwF. möchte das verneint wiſſen, 
weil die Worte „Elektrohaus P.“ ſich nur als eine Geſchäfts⸗ 
ezeichnung darſtellten. Der Senat hat ſich über den Unterſchied 
zwiſchen einer kaufmänniſchen Firma und einer bloßen Ge— 
ſchaftsbezeichnung dem Begriffe und der rechtlichen Bedeutung 
nach in dem Beſchluſſe IW. 1934, 3072 folgendermaßen aus⸗ 
geſprochen: Gewiſſe Wortzuſammenſtellungen werden im Ver— 
ehr ſtets — ohne Rückſicht auf die Art ihrer Verwendung — 
als Firmen aufgefaßt (3. B. Müller und Schulze, Müller & Co., 
Hans Müller Nachf. Fritz Schulze, Färberei Hans Müller Inh. 
Fritz Schulze), andere dagegen nur, wenn und ſoweit ſie im 
rechtsgeſchäftlichen Verkehr, insbeſ. bei der Unterzeichnung 
rechtserheblicher ſchriftlicher Erklärungen verwendet würden. Zu 
er zweiten Gruppe gehörten ſolche Bezeichnungen, die für ſich 
etrachtet nur auf ein Unternehmen und nicht auf deſſen In⸗ 
aber hinwieſen. Dieſe ſeien als bloße Geſchäftsbezeichnungen 
dor allem im Wettbewerbsverkehr üblich geworden und würden 
dort nicht mehr als Firmen angeſehen. — Ob dazu auch Be- 
zeichnungen gerechnet werden können, denen der Name des Ge- 

aftsinhabers beigefügt iſt, wird in dem erwähnten Beſchluſſe 
ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen. Dagegen nimmt das OLG. 
Unchen in einem zum Abdruck beſtimmten Beſchl. v. 3. Nov. 

936 (WX 97/36) an, daß ſich neben der vom HGB. allein ge- 
egelten eigentlichen Firma eine Art „kleiner Firma“, insbeſ. 
dur Verwendung im Werbeverkehr, herausgebildet habe, die 
ebenfalls als Name des Kaufmanns, nicht nur als Bezeichnung 
eines Geſchäfts diene, und daß auch dieſe „kleine Firma“ den 
Ar fie paſſeuden Vorſchriften des Firmenrechts unterliege. Aber 
auch eine Bezeichnung, die nur das Geſchäft zum Gegenſtande 
dabe, könne u. U. den Eindruck einer Firma hervorrufen, wenn 
5 Aulaß zu Zweifeln an ihrer ſachlichen Berechtigung gebe; 
UM dann erwecke fie — was gerade mit Bezug auf eine das 

zort Haus enthaltende Bezeichnung ausgeführt wird — den 

indruck, daß der Gebrauch ſich deshalb rechtfertige, weil eine 
zntſprechende Firma für das Geſchäft — nach Prüfung der 
Lerhältniſſe — eingetragen worden fei. Der vorl. Fall nötigt 
zicht zu der Eutſch., ob der bisherige Standpunkt des Senats 
I alten desjenigen des OLG. München aufgegeben werden 

u. Denn die vom BeſchwF. verwendete Bezeichnung erſcheint 

beiden Auffaſſungen als eine kaufmänniſche Firma, wie fie 
n un Handwerker und Minderkaufmann nicht geführt wer⸗ 

arf. 

Dies ſteht einmal inſoweit außer Zweifel, als der Beſchwß. 


ſich der Bezeichnung „Elektrohaus P.“, jei es auch unter Hin- 
zufügung ſeines vollſtändigen Namens, im rechtsgeſchäftlichen 
Schriftverkehr bedient. Hier wird ſchon durch die Art der Ver— 
wendung zum Ausdruck gebracht, daß die Bezeichnung eine Be— 
nennung des die Erklärung abgebenden BeſchwF., d. h. den 
Handelsnamen, darſtellen ſoll. Aber auch ſonſt, insbeſ. im Werbe⸗ 
verkehr erſcheint die Bezeichnung als eine kaufmänniſche Firma. 
Das Wort „Haus“ hat infolge der ſich durchſetzenden neueren 
Anſchauungen über die Zuverläſſigkeit von Firmen- (und Ge⸗ 
ſchäfts⸗) Bezeichnungen ſeine urſprüngliche Bedeutung als Be⸗ 
zeichnung eines größeren Geſchäfts mindeſtens inſoweit wie⸗ 
dererlangt, als die Allgemeinheit bei einem jo bezeichneten Un⸗ 
ternehmen einen vollkaufmänniſchen Betrieb und demgemäß die 
Eintragung in das Handelsregiſter vorausſetzt. Die Bezeichnung 
„Elektrohaus Georg P.“, wie die an dem Geſchäftshaus ange— 
brachten Schilder zwanglos geleſen werden können, und ebenſo 
die Bezeichnung „Elektrohaus P.“ laſſen alſo das Unternehmen 
als ein im Handelsregiſter eingetragenes erſcheinen. Dann liegt 
es aber ſehr nahe, anzunehmen, daß vor allem die vom AG. 
gerade nicht beanſtandeten Worte „Elektrohaus P.“, die den 
Anforderungen des § 18 HGB. an die Firma eines Einzelkauf⸗ 
manns entſprechen und der Art ihrer Zuſammenſtellung nach 
als Firma durchaus gebräuchlich find, in der Tat die eingetra— 
gene Firma darſtellen. In der den Gegenſtand dieſes Verfah— 
rens bildenden Wortverbindung „Elektrohaus P.“ fehlt nun 
zwar der nach $ 18 Abſ. 1 HGB. für die Firma eines Einzelkauf⸗ 
manns unerläßliche Vorname des Geſchäftsinhabers. Die Vor⸗ 
ſchriften des Firmenrechtes ſind aber nicht ſo allgemein bekannt, 
daß man annehmen könnte, das Publikum werde ſchon wegen 
dieſes Mangels nicht den Eindruck einer kaufmänniſchen Firma 
haben. Die von dem BeſchwF. im Geſchäftsverkehr verwendete 
Bezeichnung „Elektrohaus P.“ iſt hiernach durchweg unzuläſſig. 
Daß man von dem noch ſtrengeren Standpunkte des OLG. 
München aus zu demſelben Ergebnis gelangt, bedarf keiner be— 
ſonderen Ausführung. Die von der weiteren Beſchw. heran⸗ 
gezogenen Bezeichnungen, gegen welche die Induſtrie- und Han⸗ 
delskammer angeblich keine Beanſtandung erhebt, nämlich „Ra⸗ 
dio B.“ und „Ingenieurbüro Sch.“ unterſcheiden ſich von der 
hier erörterten inſofern weſentlich, als ſie nicht auf eine die 
Eintragung in das Handelsregiſter bedingende Größe des Un⸗ 
ternehmens hinweiſen. 


Die Unzuläſſigkeit eines Firmengebrauchs nötigt das Re⸗ 
giſtergericht aber nicht unter allen Umſtänden zum Einſchreiten, 
ſei es im Amtslöſchungs- oder ſei es im Ordnungsſtrafverfah⸗ 
ren. Vielmehr iſt nach der Rſpr. des Senats von einem Ein⸗ 
ſchreiten abzuſehen, wenn oder ſoweit ſich aus der unzuläſſigen 
Firmenführung nur geringe Unzuträglichkeiten ergeben, durch 
ihre Verhinderung aber für den Geſchäftsinhaber unverhältnis⸗ 
mäßig große Nachteile entſtehen würden. Hierbei ſind die ent⸗ 
gegenſtehenden Intereſſen gegeneinander abzuwägen, d. h. einer⸗ 
ſeits das öffentliche Intereſſe an der Durchführung des Fir⸗ 
menrechtes und andererſeits das private Intereſſe des Geſchäfts— 
inhabers an der Vermeidung der Nachteile, die ihm aus dem 
Zwange zur Aufgabe einer ſeit Jahren eingeführten Firma oder 
Geſchäftsbezeichnung entſtehen würden, damit zugleich aber 
auch ein wiederum öffentliches, nämlich von allgemein volks⸗ 
wirtſchaftlichen und von ſteuerlichen Geſichtspunkten aus be⸗ 
ſtehendes Intereſſe an der Geſunderhaltung leiſtungsfähiger ge⸗ 
ſchäftlicher Unternehmungen. Zu einer Prüfung in dieſer Rich⸗ 
tung gab das Vorbringen des BeſchwF. inſofern Veranlaſſung, 
als er geltend gemacht hatte, er gebrauche die Bezeichnung „Elek⸗ 
trohaus P.“ unbeanſtandet ſchon ſeit 15 Jahren und ſei un⸗ 
ter dieſer Bezeichnung bei ſeinen Kunden bekannt geworden. 
Der Zwang zu ihrer Aufgabe würde ihn daher erheblich ſchä⸗ 
digen, während auf der anderen Seite nicht zu erwarten ſei, daß 
die Bevölkerung, die ſich an die Bezeichnung gewöhnt habe, noch 
ernſtlich durch fie irregeführt werden würde. Demgemäß wiro 
hier zu prüfen ſein, ob und inwieweit infolge der beſonderen 
Umſtände des Falles trotz der grundſätzlich anzuerkennenden 
Unzuläſſigkeit der Firmenführung nur mit ſeltenen und nicht 
ſehr ſchwer wiegenden Irrtümern zu rechnen iſt, und es müß⸗ 
ten gegenüber den bei dieſer Prüfung ſich ergebenden Be⸗ 
denken die noch näher feſtzuſtellenden Schäden gewürdigt wer⸗ 
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den, die für den BeſchwF. aus dem Zwange, die bisherige Be⸗ 
zeichnung ganz oder in gewiſſen Beziehungen aufzugeben, vor⸗ 
ausſichtlich erwachſen würden. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 21. Jan. 1937, 1 WX 714/36.) 
19.4 
* 

18. § 234 HGB. Die im § 234 HGB. behandel⸗ 
ten Veränderungen konnen auch durch ein Vor⸗ 
ſtands mitglied und einen Prokuriſten in un⸗ 
echter Geſamtvertretung zur Eintragung in 
das Handelsregiſter angemeldet werden. f) 

Nach § 234 HGB. iſt jede Anderung des Vorſtandes „durch 
den Vorſtand“ zur Eintragung in das Handelsregiſter anzu⸗ 
melden. Durch dieſe Faſſung wird der Gegenſatz zu anderen 
Beſtimmungen des HGB. ausgedrückt, denen zufolge Anmel⸗ 
dungen durch ſämtliche Mitglieder des Vorſtandes (SS 201, 
289, 291 HGB.) oder durch ſämtliche Mitglieder des Vorſtan⸗ 
des und des Aufſichtsrats (SS 280, 284 HGB.) vorgenommen 
werden müſſen. Im Falle des § 234 HGB. brauchen demnach 
nicht ſämtliche Mitglieder des Vorſtandes anzumelden, ſondern 
nur fo viele, als nach $ 232 HGB. zur Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft erforderlich ſind. Es würde alſo die Anmeldung durch 
ein Vorſtandsmitglied genügen, wenn im Geſellſchaftsvertrag 
die Vertretung durch ein Vorſtandsmitglied vorgeſehen und ein 
ſolches Mitglied vorhanden wäre. Iſt ein Vorſtandsmitglied 
nicht allein vertretungsberechtigt, muß das anmeldende Vor⸗ 
ſtandsmitglied nach $ 232 HGB. weitere Vorſtandsmitglieder 
in der zur Vertretung erforderlichen Zahl oder einen Proku⸗ 
riſten heranziehen. Nach der Rſpr. des RG. und des KG. 
(RG. 134, 303 = JW. 1932, 7171; JW. 1932, 1017 1° Anm.; 
KG.: JW. 1933, 1466) bildet auch die unechte Geſamtvertretung 
einer AktG. ein geſetzliches Vertretungsorgan, wobei der Um⸗ 
fang ſeiner Vertretungsmacht ſich nicht nach der Befugnis des 
Prokuriſten, ſondern nach der des Vorſtandsmitgliedes richtet. 
Von dieſer Grundauffaſſung aus beſtehen keine rechtlichen Be⸗ 
denken, auch Anmeldungen zum Handelsregiſter im Falle des 
§ 234 HGB. durch ein Vorſtandsmitglied und einen Proku⸗ 
riſten in unechter Geſamtvertretung zuzulaſſen. 

Das LG. beruft ſich demgegenüber auf die Ausführungen 
von Fiſcher: JW. 1932, 1017, dem jedoch nicht beizupflichten 
iſt. Fiſcher will dem Prokuriſten die Mitwirkung bei der 
Anmeldung dann verſchließen, wenn ein dem Geſellſchaftsrecht 
angehörender Akt angemeldet wird, weil der Prokuriſt allein 
auf dem Gebiete des Individualrechts handeln und die Beſtel⸗ 
lung wie die Anmeldung der Beſtellung von Vorſtandsmitglie⸗ 
dern nur von Organen der Geſellſchaft ausgehen könne. Dieſe 
Sätze ſtehen im Widerſpruch zu der in den angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen näher begründeten Auffaſſung, daß die unechte Ge⸗ 
ſamtvertretung ein geſetzliches Vertretungsorgan iſt und ſich 
der Umfang der Vertretungsbefugnis nach den Befugniſſen des 
Vorſtandsmitgliedes richtet. Die von Fiſcher gegebene Be⸗ 
gründung, daß der Prokuriſt bei der Beſtellung eines Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes nicht mitwirken könne und deshalb auch bei 
der Anmeldung nicht mitwirken dürfe, iſt überdies ohne Be⸗ 
weiskraft. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Mitwirkung 
des Prokuriſten bei der Beſtellung eines Vorſtandsmitgliedes 
nach § 182 Abſ. 2 Nr. 4 HGB. unzuläſſig wäre; denn in der 
Regel wirken auch die Vorſtandsmitglieder an der Beſtellung 
oder Abberufung anderer Vorſtandsmitglieder nicht mit. Des 
ferneren iſt die Anmeldung zum Handelsregiſter eine rein 
verfahrensrechtliche Erklärung, die im Falle des § 234 HGB. 
auch nicht rechtsbegründend wirkt. Es iſt nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb die Mitwirkung eines Prokuriſten dabei ausgeſchloſſen 
werden ſoll. Die Anſicht des LG., daß es ſich dabei um eine 
vorgeſchriebene Ergänzung der Vorſtandsbeſtellung handele, 
die nicht durch ein vom Vorſtand abhängiges Organ vorge⸗ 
nommen werden könne, verkennt die Rechtsſtellung des Proku⸗ 
riſten im Falle der unechten Geſamtvertretung. Der Prokuriſt 
ſoll dabei nach dem Willen des Geſetzes auf Grund eigener Ent⸗ 
ſchließung und unter eigener Verantwortung tätig werden und 
nicht etwa auf Anordnung des mitwirkenden Vorſtandsmit⸗ 
gliedes. Sonft wäre die Mitwirkung des Prokuriſten überflüſſig. 
Schließlich ſprechen auch dieſelben praktiſchen Bedürfniſſe, die 
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zur Zulaſſung der unechten Geſamtvertretung überhaupt ge⸗ 

führt haben, dafür, die Mitwirkung des Prokuriſten von der 
Anmeldung im Falle des § 234 HGB. nicht auszuſchließen. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. Dez. 1936, 1 Wx cs 
[H. 


Anmerkung: In RZ. 134, 303 = JW. 1932, 717 hat 
das RG. entſchieden, daß ein Vorſtandsmitglied und ein Pro“ 
luriſt, die rechtgeſchäftlich eine AktG. vertreten dürfen, von ſich 
aus einen Prokuriſten beſtellen und dies, weil die formale 
„Anmeldung“ dieſes Rechtsgeſchäfts ein minus gegenüber dem 
maius des Rechtsgeſchäfts ſei, auch „anmelden“ können zum 
Handelsregiſter. l 

In JW. 1933, 1466 hat das KG. entſchieden, daß zwel 
geſamtvertretungsbefugte Prokuriſten einer AktG. in den 
Grenzen der Prokura ($ 49 HGB.) die Löſchung einer Teil⸗ 
hypothek bewilligen und hinſichtlich der Reſthypothek Anderun⸗ 
gen der Bedingungen vereinbaren können, und im Einzelfa 
feſtgeſtellt, daß die Vertretung ſich tatſächlich „in den Grenzen 
der Prokura gehalten hat. 

Dieſe Entſch. befaßt ſich ſomit mit der Legitimation zur 
„Anmeldung“ zum Handelsregiſter überhaupt nicht; jene 
Entſch. befaßt ſich zwar damit, enthält aber keinen all’ 
gemeinen Grundſatz, daß „die unechte Geſamtvertretung 
einer AktG. ein geſetzliches Vertretungsorgan“ ſei. Die Zitate 
der Entſch. treffen daher nicht zu. 

Ein „allgemeiner Grundſatz“ iſt vielmehr vom KG. erſt 
in obiger Entſch. aufgeſtellt, wonach die unechte Geſamtver 
trelung auch die Beſtellung eines Vorſtandsmitglieds folglich 
auch ſeine „Abberufung“) zum Handelsregiſter „anmelden 
kann. Es wird daher auch die Meinung des KG. ſein, daß zwei 
Prokuriſten, die rechtsgeſchäftlich die AktG. vertre⸗ 
ten dürfen, „verfahrensrechtlich“ Beſtellung oder Abberufung 
eines Vorſtandsmitgliedes () „anmelden“ dürfen, obwohl ſich 
kaum ſagen läßt, daß der „Betrieb“ eines Handelsgewerbes 
die Anmeldung mit ſich bringt. 

Während § 231 HGB. die „gerichtliche und außer 
gerichtliche“ Vertretung dem „Vorſtand“ überträgt, läßt 
§ 232 HGB. die ſogenannte unechte Geſamtvertretung durch 
ein Vorſtandsmitglied und einen Prokuriſten bei Rechts 
geſchäften („Willenserklärungen“) zu. Daraus folgt durch 
argumentum a contrario: die „gerichtliche“ Vertretung der 
AEG. durch ein nur geſamtvertretungsbefugtes Vorſtandsmit⸗ 
glied in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten ift unzuläfig; der 
Prokuriſt kann zum Handelsregiſter nicht mitanme!? 
den. 

Die Anſicht des KG., daß „Vorſtand“ nicht bedeute: „Sant 
liche Mitglieder des Vorſtandes“, ſondern nur „jo viele, al? 
nach § 232 HGB. zur Vertretung der Geſellſchaft erforderlich 
ſind“, iſt zwar unbedenklich; im Fall einer Geſamtvertre 
tung iſt aber weder das einzelne Vorſtandsmitgli 
allein, noch dieſes in Gemeinſchaft mit einem 
Prokuriſten „Vorſtand“ (88 231 Abſ. 2, 234 Abſ. I 
HGB.). In dieſem Sinne ſind m. E. auch die Ausführungen 
von Fiſcher (JW. 1932, 1017) zu würdigen: er ſchränkt ſie 
lediglich ein für den Fall der „Anmeldung“ eines rechts“ 
geſchäftlichen Vorgangs, an dem der Prokuriſt mitwirken 
durfte und mitgewirkt hat, während grundſätzlich die Anme 
dung durch die Leitung der AktG. zu erfolgen hat (og! 
auch 8 70 Abſ. 2 S. 1, § 71 Abſ. 1 des neuen Aktiengeſ. vom 
30. Jan. 1937 [RGBl. I, 107). 

Der Geſetzgeber wird es für angemeſſen gehalten haben 
die Prüfung, ob ein Generalverſammlungsbeſchluß ordnung?“ 
mäßig zuſtande gekommen und daher „anzumelden“ iſt, den 
Vorſtand (d. h. den Vorſtands mitgliedern ſelbſt in del 
zur gerichtlichen Vertretung erforderlichen Zahl) vorzu 
behalten. Hiervon ohne Not abzuweichen, entſpricht m. E. nt 
heutiger ſtrengerer Rechtsanſchauung. Auch ein praktiſches Be 
dürfnis für die Ausdehnung gerichtlicher Vertretung auf 5 
unechte Geſamtvertretung iſt nicht anzuerkennen, es ſei de 
daß man die „Bequemlichkeit“ mancher Vorſtandsmitglieben 
die eine Anmeldung für eine läſtige Form anſehen, zu ein 
Bedürfnisfrage erklärt. 
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19. Vollſtr Mißbr . v. 13. Dez. 1934; $ 568 
Abi. 2 ZPO. Anträge auf Gewährung des 
Vollſtreckungsſchutzes aus dem Geſetz vom 
13. Dez. 1934 ſind an das Vollſtreckungsgericht 
zu richten. Eine ausdrückliche Antragſtellung 
iſt nicht erforderlich. Der Antrag kann bei 
zunächſt bloß aus 8 766 3 PO. erhobener Erin⸗ 
nerung noch mit der Beſchwerde nachgeholt 
werden. Jedoch hat alsdann das BeſchwG. 
ſich ſeiner ſachlichen Prüfung und Entſch. zu 
enthalten und ihn dazu an das Vollſtrek⸗ 
sungsgeridt zu verweiſen. 

Das AG. hatte die gegen ſeinen Pfändungs- und Überwei⸗ 
ſungsbeſchluß vom Sch. erhobene Erinnerung aus 8 766 3PO., 
mit der er geltend gemacht hatte, daß der gepfändete Betrag 
für ihn zur Fortführung ſeines landwirtſchaftlichen Betriebs 
unentbehrlich ſei, als unbegründet zurückgewieſen, weil der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz aus 8811 Ziff. 4 ZPO. nicht in Betracht komme 
und ein anderer Schutz dem Sch. nicht zuſtehe. Mit ſeiner fofor- 
tigen Beſchw. nahm der Sch. den Schutz des Geſ. v. 13. Dez. 
1934 für ſich in Anſpruch. LG. hat die Beſchw. als unbegründet 
zurückgewieſen, weil die Gründe des AG. zuträfen und weiter 
der Sch. in keiner Weiſe dargetan habe, daß ſich das Vorgehen 
des Gl. als Vollſtreckungsmißbrauch darſtelle. Mit ſeiner wei 
teren ſofortigen Beſchw. hat der Sch. die Aufhebung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes verlangt, weil die Vorausſetzungen zur An⸗ 
wendung des VollſtrMißbrGG. doch bei ihm vorlägen. 

OLG. hat die weitere Beſchw. für zuläſſig erklärt, weil 
es ſich bei dem Beſchl. des LG. und dem des AG. um zwei 
ihrem Umfange nach, alſo quantitativ verſchiedene Entſch. han- 
delt, das LG. nämlich über die Entſch. des AG. hinaus auch den 
vom AG. überhaupt nicht geprüften Schutz aus dem Gef. vom 
13. Dez. 1934 verſagt hat, das dem Sch. einen ſelbſtändigen 
Rechtsſchutzanſpruch gibt, der Sch. alſo durch die LGEntſch. 
ungünſtiger geſtellt worden iſt, und weiter auch deshalb, weil 
die Entſch. des LG. auf einer Verletzung von Verfahrensvor⸗ 
ſchriften beruht (Jonas, „ZPO.“, 8568 III 2 bei Note 14ff. 
und 18 ff.). Es hat den LGBeſchl. aufgehoben und die Sache 
zur Prüfung und Entſch. des Antrags auf Vollſtreckungsſchutz 
aus dem Geſ. v. 13. Dez. 1934 an das AG. als das dafür zu⸗ 
ſtändige Vollſtreckungsgericht verwieſen. 

Das LG. war nicht und auch das Gericht der weiteren 
Beſchw. iſt nicht zur ſachlichen Prüfung und Entſch. des An⸗ 
trags auf Vollſtreckungsſchutz aus dem Geſ. v. 13. Dez. 1934 
99 der Lage. Allerdings war es dem Sch. unbenommen, dieſen 
Rechtsſchutzbehelf nachträglich noch im Beſchwerdeverfahren gel- 
tend zu machen (Jonas, „ZPO.“, § 570 J). Es iſt auch (ent- 
gegen Kleeberg: JW. 1936, 161) nicht erforderlich, daß ein 
ausdrücklicher Antrag um Vollſtreckungsſchutz aus dem Gel. v. 
13. Dez. 1934 geſtellt wird; es genügt vielmehr, daß aus dem 
ganzen Inhalt des Vorbringens die Inanſpruchnahme der 
Rechtswohltat des Geſetzes unverkennbar hervorgeht. Nach dem 
Geſ. v. 13. Dez. 1934 hat aber über Anträge, die auf Grund die⸗ 
ſes Geſetzes geſtellt werden, das Vollſtreckungsgericht 
zu entſcheiden; das heißt: alle ſolche Anträge ſind ſtets an das 
0 llſtreckungsgericht zu richten, und dieſes muß zu⸗ 
muchſt erſt mal über den Antrag befunden haben, bevor ein 
echtsmittel- (Befchiverde-) Gericht ſich ſachlich mit ihm befaſſen 
arf. Dieſer Standpunkt, der nach dem erſten Anſchein übertrie- 
en formell zu ſein ſcheint, aber es doch nur eben ſcheint, folgt 
aus dem ganzen Sinn und Zweck des Geſetzes, wie das ein⸗ 
gehend in der Entſch. des KG.: JW. 1935, 1715 51 (ſ. weiter 
auch JW. 1936, 122115 und 1310 4) dargelegt ift, der fich der 
2 Mat anſchließt. Insbeſondere folgt das aus der Erwägung, 
15 alle nach der Lage des Einzelfalls irgendwie erheblichen 
Unftände ermittelt, geprüft und berüdfichtigt werden ſollen und 
zemach eine Entſch. gewährleiſtet iſt, welche die Belange bei⸗ 
zer Parteien möglichſt nach jeder Richtung hin wahrt; und 
Verzu wird das Vollſtreckungsgericht, bei dem ja doch die 
beiden der Vollſtreckung zuſammenlaufen, bei ſeiner regelmäßig 
peſſeren Kenntnis der allgemeinen wie auch der beſonderen Ver⸗ 
baltniſſe des zu entſcheidenden Falles und bei der ihm leichter 
gegebenen Möglichkeit demgemäß erſchöpfender und dazu be⸗ 
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ſchleunigter Erledigung gewöhnlich eher in der Lage fein als das 
ihm übergeordnete Beſchwcä. Wird ein Antrag aus dem Gef. 
v. 13. Dez. 1934 erſt im Beſchwerdeverfahren geſtellt, ohne daß 
das Vollſtreckungsgericht zu ihm bisher Stellung genommen 
hatte, dann hat ſich das Befhiv®. daher jeder fachlichen Prü⸗ 
fung und Entſch. über ihn zu enthalten. Es muß vielmehr die 
Prüfung und Entſch. durch das Vollſtreckungsgericht erfolgen 
und der — auch im Intereſſe der Beſchleunigung liegende — 
Weg dazu iſt in entſprechender Anwendung des 8276 ZRO. 
dann der, daß das BeſchwG. die Sache zu dieſem Behufe an 
das Vollſtreckungsgericht als das dafür zuſtändige Gericht ver⸗ 
weiſt (Jonas, „Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht“, S. 266 zu 
5). Demgemäß hätte auch hier das LG., da eine Eutſch. des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts inſoweit bisher nicht vorliegt, verfahren müſ⸗ 
ſen. Seine ſachliche Entſch. war daher auf die weitere Beſchw. 
aufzuheben und es war die Verweiſung an das Vollſtreckungs⸗ 
gericht auszuſprechen. 
(OLG. Naumburg, Beſchl. v. 27. Jan. 1937, 7 W 13/37.) 
x 

20. 88 1542, 1574, 599% RVO. Die LBerjAnft 
bleibt mit der von ihr gezahlten Invali⸗ 
denrente zur Geltendmachung der Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen den Schädiger ſach⸗ 
berechtigt, auch wenn nachträglich die Be- 
rufsgenoſſenſchaft rückwirkend Unfallrente 
gewährt. 

Der Bekl. fuhr mit ſeinem Kraftrad den Zeugen K. an 
und verletzte ihn ſchwer. Die Kl. gewährte bis 30. Sept. 1935 
eine Invalidenrente. Von da ab zahlte die Berufsgenoſſenſchaft 
eine Unfallrente, weil das RVerſA. feſtgeſtellt hatte, daß ein 
Betriebsunfall vorliege. Die Kl. verlangt vom Bekl. Erſatz für 
die von ihr gezahlte Invalidenrente. Der Bekl. bemängelt die 
Sachberechtigung der Kl.; da die Berufsgenoſſenſchaft rückwir⸗ 
kend an K. Rente gezahlt habe, ſeien deſſen Anſprüche nunmehr 
auf die Berufsgenoſſenſchaft übergegangen. 

Zu Unrecht rügt der Bekl. die Sachberechtigung der Kl. 
Dieſe war bis zu dem Zeitpunkt, wo das RVerſA. einen Be⸗ 
triebsunfall feſtſtellte und ein neuer Rentenfeſtſetzungsbeſcheid 
erging, geſetzlich verpflichtet, die Invalidenrente an K. zu zah⸗ 
len. Denn nach § 1274 RWO. i. d. Faſſ. der VO. v. 17. Mai 
1934 (RGBl. I, 419) werden Invaliden- und Unfallrente nicht 
nebeneinander gezahlt. Vielmehr ruht die Invalidenrente neben 
der Unfallrente. Dies tritt aber erſt ein, wenn die Unfallrente 
tatſächlich gewährt wird. Die Berufsgenoſſenſchaft hat einen 
neuen Rentenbeſcheid erlaſſen und die Unfallrente gezahlt. Nach 
§ 1542 RVO. waren für die bis dahin gezahlten Invaliden⸗ 
renten die Schadenserſatzanſprüche des Verletzten K. gegen den 
Bekl. auf die Kl. übergegangen. Hierauf gründet die Kl. auch 
ihre Sachberechtigung. Der Bekl. meint aber, die Kl. habe ihre 
Sachberechtigung dadurch verloren, daß die Unfallberufsgenoſ— 
ſenſchaft jetzt Unfallrente auch für die zurückliegende Zeit ge⸗ 
währe und daher die Schadenserſatzanſprüche gegen ihn nach 
$ 1542 RVO. vollſtändig auf ſie übergegangen ſeien. 

Allerdings hat die Berufsgenoſſenſchaft gem. §S 599 0 RVO. 
die Unfallrente rückwirkend v. 23. Juli 1933 ab laut ihrem Ren⸗ 
tenbeſcheid gewährt, jo daß K. jetzt Invaliden wie Unfallrente 
bis Sept. 1933 erhalten hat. Dieſe Neufeſtſetzung der Unfall⸗ 
rente durch die Berufsgenoſſenſchaft iſt nach 8 1543 RVO. für 
das Gericht bindend. Da mit dem Unfallrentenbeſcheid der In⸗ 
validenrentenbeſcheid ſachlich außer Kraft geſetzt worden iſt, 
könnte man meinen, damit ſeien nunmehr auch alle Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen den Bekl. nach § 1542 RVO. auf die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft übergegangen und der Forderungsübergang 
auf die Kl. ſei hinfällig geworden. Aber damit wird man den 
gegebenen Verhältniſſen nicht gerecht. Man kann nicht an der 
Tatſache vorbeigehen, daß die Kl. Leiſtungen gemacht hat kraft 
ihrer geſetzlichen Verpflichtung, für die ſie keinen Erſatz bekom⸗ 
men hat, und daß die Schadenserſatzanſprüche gegen den Bekl. 
zunächſt auf ſie übergegangen waren. Ihr dieſe vorteilhafte 
Rechtslage zu verkümmern, beſteht kein triftiger Grund. Denn 
ſie iſt mit der Zahlung der Rente ebenfalls wie die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft ihrer geſetzlichen Pflicht nachgekommen, und der 
Zweck des § 1542 RO. iſt es, daß die öffentlichen Verſiche⸗ 
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rungsträger für ihre Leiſtungen geſichert werden. Es liegt um 
ſo weniger ein Anlaß vor, den zunächſt eingetretenen Forde⸗ 
rungsübergang auf die Kl. als hinfällig auzuſehen, weil die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft in der Lage geweſen wäre, ſich dadurch vor 
Schaden zu ſichern, daß ſie an K. nur den die Invalidenrente 
überſteigenden Betrag der Unfallrente für die zurückliegende 
Zeit zahlte. K. hätte argliſtig gehandelt, wenn er, auf ſein for⸗ 
melles Recht aus § 5990 RVO. pochend, Doppelzahlung der 
Rente gefordert hätte. Die Kl. dagegen war nicht in einer ſo 
günſtigen Lage; ſie mußte bedingungslos zahlen. Es kommt 
hinzu, daß inzwiſchen die Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaft 
verjährt ſind und ſie daher mit wenig Ausſicht auf Erfolg 
Schadenserſatzanſprüche gegen den Bekl. auf Grund des ge- 
ſetzlichen Übergangs nach § 1542 RVO. erheben kaun. Bleibt 
der Übergang auf den zunächſt eintretenden Verſicherungsträger 
beſtehen, ſo verlieren auch etwaige vollſtreckbare Titel gegen den 
Schädiger nicht ihre Wirkſamkeit, ſoweit ſie der Verſicherungs⸗ 
träger erſtritten hat, der zuerſt leiſten mußte. Denn für den 
ſpäter zahlenden Verſicherungsträger ſind ſie wertlos, weil er 
nicht Rechtsnachfolger des zuerſt leiſtenden iſt. Hiernach ſind die 
Anſprüche gegen den Bekl. aus dem Unfall in erſter Linie auf 
die Kl. für ihre Erſatzanſprüche übergegangen, und fie hat in⸗ 
ſoweit das Vorrecht vor der Berufsgenoſſenſchaft. Nur für den 
die Invalidenrente überſteigenden Betrag der Unfallrente fin- 
det der Übergang nach § 1542 RVO. auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſtatt. Wenig befriedigend iſt die Anſicht Schrieckels 
(Die Erſatzanſprüche der Verſicherungsträger S. 72). Er will in 
einem ſolchen Fall wie hier der VerſAnſt. nur Bereicherungs⸗ 
anſprüche gegen den Verletzten zugeſtehen. Sie werden durch⸗ 
weg wertlos ſein, weil der Verletzte ſich darauf berufen wird, 
daß er nicht mehr bereichert ſei und weil meiſt auch eine Voll⸗ 
ſtreckung gegen ihn fruchtlos ſein wird. Nach alledem iſt die 
Sachberechtigung der Kl. gegeben. 
(OLG. Köln, 9. ZivSen., Urt. v. 25. Nov. 1936, 9 U 193/36.) 


* 
21. § 66 Abi. 2 Aus f VO. z. RJagd G. Vor dem 
Inkrafttreten des RJagd G. (1. April 1935) ent⸗ 
ſtandene Wildſchaden-Erſatzanſprüche find 
nach den früheren landes rechtlichen Beſtim- 
mungen und § 835 BGB. zu beurteilen. Auf ſolche 
Erſatzanſprüche finden die Verfahrensvor⸗ 
ſchriften der §8 49 und 50 RJag d G. nebſt Ausf⸗ 
BO. nur inſoweit Anwendung, als vordem 
zwingende landesrechtliche Verfahrensvor⸗ 
ſchriften beſtanden haben. Iſt dies nicht der 
Fall — z. B. bei vertraglichen Anſprüchen — jo 
beſteht auch nach dem 31. März 1935 kein An⸗ 
melde- und Verfahrenzwang. Schiedsabreden 
bleiben wirkſam. f) 
(Os G. Darmſtadt, Urt. v. 18. Juni 1936, 3 U 23/36.) 


Anmerkung: Der dem obigen Urteil zugrunde liegende 
Sachverhalt iſt wegen des inzwiſchen erfolgten Zeitablaufs 
ohne Belang. Der Fall gibt jedoch Anlaß zur Prüfung der 
Frage, ob und inwieweit vor oder nach dem Inkrafttreten des 
RJagdG. getroffene Schiedsabreden hinſichtlich der nach dem 
31. März 1935 entſtandenen Wildſchäden verbindlich ſind. 

Nach § 49 Ausf VO. z. RJagdG. unterliegen alle in 88 44, 
45 und 48 RYagd®. geregelten Wild- und Jagdſchadenanſprüche 
dem Anmeldezwang, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſie auf 
geſetzlicher oder vertraglicher Grundlage beruhen. Die Erhaltung 
und Verfolgung des zivilrechtlichen Anſpruchs iſt alſo von der 
rechtzeitigen und ordnungsmäßigen Anmeldung bei der Orts- 
polizeibehörde abhängig. Einigen ſich die Parteien über den An⸗ 
ſpruch, ſo iſt damit die Sache erledigt, andernfalls findet das 
in § 50 AusfVO. z. RJagdG. geordnete polizeiliche „Vorver— 
fahren“ und alsdann das gerichtliche „Nachverfahren“ ſtatt. 
Dieſe Beſtimmungen regeln zwar das Verfahren vor den Be⸗ 
hörden und Gerichten zwingend, laſſen aber das Recht der Par⸗ 
teien zur vergleichsweiſen Erledigung des Streites unberührt. 
Wenn ſich die Parteien jederzeit — ſei es vor der Anmeldung 
oder im amtlichen Verfahren — vergleichen können, jo haben ſie 
nach § 1025 ZPO. auch das Recht, eine ſchiedsrichterliche Entſch. 
des Streites zu vereinbaren. Dieſe Vereinbarung kann ſich als 


Schiedsgerichtsvertrag auf die Entſch. des geſamten Streites er“ 
ſtrecken oder als Schiedsgutachtervertrag auf die Ermittelung 
und Feſtſtellung des Schadens (wie im obigen Fall) beſchränken. 
In ſolchen Fällen, die erfahrungsgemäß nur bei der Verpach⸗ 
tung von Staats⸗ und Eigenjagdbezirken vorkommen, iſt die 
Anrufung der ordentlichen Gerichte nur inſoweit möglich, als 
dies bei einer Schiedsabrede ſonſt zuläſſig iſt. 

Die Zuläſſigkeit einer Schiedsabrede iſt alſo in Wild⸗ und 
Jagdſchadenſachen grundſätzlich zu bejahen. Unzuläſſig iſt da⸗ 
gegen jede die verfahrensrechtlichen Vorſchriften des § 50 Aust“ 
VO. z. Rgagd®. abändernde Vereinbarung; denn das in den 
88 49 und 50 a. a. O. vorgeſehene geſetzliche Verfahren iſt um“ 
teilbar. Demnach kann zufolge Vereinbarung die Entſch. der 
ordentlichen Gerichte in keinem Falle unmittelbar — d. h. ohne 
vorausgegangenes „Vorverfahren“ oder Schiedsverfahren — ber 
antragt werden (gl. auch Behr-Ott-Nöth, München 1936 
zu § 49 Anm. IX und Mitzſchke⸗Schäfer, Berlin 1935 zu 
§ 49 Anm. 7). 8 
LGDir. Dr. Mitzſchke, Berlin. 

* 

22.88 17, 18 G B O. 

1. Der Antrag auf Eintragung der Pfän 
dung eines Briefrechtes iſt ohne Zwiſchenver⸗ 
fügung zurückzuweiſen, ſolange der Brief 
nicht in den Beſitz des Pfändungsgläubiger? 
gelangt Ü iſt. 

2. Wird der Antrag nicht zurückgewieſen, 
die Pfändung aber ſpäter durch Wegnahme! 
des Briefes wirkſam, fo iſt der Antrag ſerſt im 
letztgenannten Zeitpunkt als eingegangen 
i. S. des § 17 GBO. anzuſehen. 

Eigentümer des Grundſtücks war bis zum 25. Sept. 1934 
der Gastwirt S.; ſeit dieſem Zeitpunkt iſt Eigentümer ſein 
Sohn Franz S. In Abteilung III unter Nr. 25 bzw. 21 de 
Grundbuches iſt für Martha D. ſeit 1932 eine Geſamtbrief 
hypothek von 10 500 ./ eingetragen, die nicht valutiert wor 
den iſt. Mit einem am 14. Aug. 1936 bei dem GBA. einge 
gangenen Schriftſatz beantragte die Firma M. D., auf Grun 
eines gegen Guſtav S. erwirkten Arreſtbefehls und Pfändung? 
beſchluſſes vom 12. Aug. 1936, die Pfändung der dem Guſtab 
S. zuſtehenden Geſamtgrundſchuld Nr. 25 bzw. 21 einzutragen. 
Am 26. Aug. ging bei dem GA. ein Antrag des jetzigen Eigen 
tümers Franz S. ein, die vorgenannte Poſt zu löſchen. 
überreichte hierzu den Hypothekenbrief, eine formgerechte Lo. 
ſchungsbewilligung der Frau D., in welcher dieſe erklärte, daß 
das Darlehen dem Grundſtückseigentümer nicht gegeben wor 
den ſei, und einen notariell beglaubigten Antrag des Gute 
S. auf Löſchung dieſer Poſt. Auf Grund weiterer Pfändung” 
beſchlüſſe der Firma M. D. nahm der Gerichtsvollzieher DE 
Hypothekenbrief fort und überreichte ihn am 12. Sept. 1930 
für die Firma M. D. dem GBA. ; 

GBA. und LG. wieſen den Antrag der Firma M. D. af 
Eintragung der Pfändung zurück. Auf die weitere Beſchw. wur 
den die Vorentſch. aufgehoben. 1 

Das LG. geht davon aus, daß die Poſt von 10 500 24 
dem Guſtav S. als Grundſchuld zuſtehe und daß dieſe Po 
erſt am 12. Sept. 1936 gepfändet worden ſei. Der am 14. us 
1936 geſtellte Antrag, das Grundbuch durch Eintragung de 
Pfändung zu berichtigen, ſei alfo damals unbegründet geweſen 
Dieſe Ausführungen find frei von Rechtsirrtum. Das ©, 
führt weiter aus: Der Antrag auf Eintragung der Pfändun 
konne jedoch als am 12. Sept. 1936 geſtellt angeſehen werden. 
Zu der Zeit habe aber ſchon der Antrag auf Löſchung de 
Hypothek vorgelegen, jo daß das AG. mit Recht die Eintragung 
des Pfändungsvermerkes abgelehnt habe. Dieſe Ausführung 
beruhen auf Rechtsirrtum. 

Der Antrag auf Eintragung der Pfändung iſt am 14. Aut 
1936 unbegründet geweſen, weil das Grundbuch in dieſem HM 5 
punkt nicht unrichtig geweſen ift. Das GBA. hätte deshalb je 
Antrag zurückweiſen müſſen. Für eine Zwiſchenverfügung w a 
fein Raum. Der Antrag auf Eintragung der Pfändung 
von einem Nichtberechtigten geſtellt, weil die Beſchwß. dam 
ein Pfandrecht noch nicht erworben hatte. Eine Heilung diel 
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Mangels mit rückwirkender Kraft war nicht möglich. Einem 
erſt außerhalb des Grundbuchs zu erwerbenden Recht gebührt 
der Rang nicht nach dem Eingang beim GBA. ſondern frühe⸗ 
kens nach dem Zeitpunkt des Erwerbes des Rechts (Güthe- 
eber, 6. Aufl., § 18 Anm. 14; Heſſe⸗Saage⸗Fi⸗ 
ſcher, 8 18 GBO. Anm. 3b; Henke⸗Mönch, 8 18 
Erl. 3 A p). Nachdem nun aber die Pfändung durch Wegnahme 
es Briefes wirkſam geworden iſt, iſt das Grundbuch — wenn 
auch nicht mit rückwirkender Kraft — unrichtig geworden. Die 
Tatſache allein, daß der Antrag im Zeitpunkt ſeines Einganges 
Ben begründet war, rechtfertigt nun die Zurückweiſung nicht 
ehr. 


Der Antrag auf Eintragung der Pfändung und der Lö— 
ſchungsantrag betreffen dasſelbe Recht i. S. des 8 17 GBO. 
Ver Antrag auf Eintragung der Pfändung iſt zwar am 14. Aug. 
1936, alſo vor dem Löſchungsantrag bei dem GBA. eingegan⸗ 
gen. Da er aber damals unbegründet und eine Heilung mit 
rückwirkerder Kraft nicht möglich war, er alſo hätte zurückge⸗ 
ieſen werden müſſen, iſt es nun ſo anzuſehen, als ob er erſt 
am 12. Sept. 1936 bei dem GBA. eingegangen wäre, d. h. in 
dem Zeitpunkt, in dem die Pfändung durch Wegnahme des 
Hriefes wirkſam geworden iſt. Das ergibt ſich daraus, daß der 
ntrag nicht mehr zurückgewieſen werden kann, weil das 
Grundbuch inzwiſchen tatſächlich unrichtig geworden iſt, er an— 
dererſeits nach dem Sinn der §§ 17, 18 GBO. nicht mit Vor⸗ 
rang vor dem in der Zwiſchenzeit eingegangenen Löſchungs⸗ 
antrag erledigt werden kann. Deshalb kann die Pfändung erſt 
in das Grundbuch eingetragen werden, nachdem der Löſchungs⸗ 
antrag erledigt worden iſt. 
or § 17 verbietet allerdings nur die Eintragung bei dem als 
päter geſtellt anzuſehenden Antrag, nicht deſſen Zurückweiſung. 
\ doc kann der ſpätere Antrag nicht zurückgewieſen werden, 
wenn die Zuläſſigkeit der beantragten Eintragung nur von der 
Erledigung des früher geſtellten Antrages abhängt. Denn dann 
äht ſich, ſolange die Entſch. über den früheren Antrag noch 
ausſteht, nicht mit Sicherheit feſtſtellen, daß der als ſpäter 
geſtellt anzuſehende Antrag unbegründet iſt (JFG. 2, 450; 
Henke⸗Mön ch, 8 17 Exl. 3 B b). Eine Zurückweiſung des 
ntrages iſt auch dann nicht angebracht, wenn ihm zwar noch 
andere Eintragungshinderniſſe entgegenftehen, dieſe aber durch 
Owiſchenverfügung behoben werden können. 
Die Vorentſch. könnten hiernach höchſtens dann aufrecht⸗ 

erhalten werden, wenn dem Löſchungsantrage auf jeden Fall 
attgegeben werden müßte. Das iſt aber nicht der Fall. Denn 
es fehlt nach der Wegnahme des Briefes durch den Gerichts- 
Be für den Löſchungsantrag an der Vorlegung des 
tiefes. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 19. Nov. 1936, 1 Wx 559/36.) 

5.) 
* 


23. § 54 G B O. Iſt eine öffentliche Laſt im 
fetundbuche, wenn auch unter Verletzung ge⸗ 
deslicher Vorſchriften, gelöſcht, ſo iſt ihre 
Dtedereintragung nach § 54 GBO. grundſätz⸗ 

ich nicht zuläſſig. e 
de Im Grundbuch waren in Abt. II Belaſtungen zugunſten 
es preußiſchen Domänenfiskus eingetragen, die die Pflicht, 
einen Graben und einen Deich in ordnungsgemäßem Zuſtande 
au erhalten, die Vorwegnahme des zur Bewäſſerung eines an⸗ 
eren Grundſtücks erforderlichen Waſſers aus einem Flußlauf 
15 geſtatten, und ähnliche Verpflichtungen zum Gegenſtande 

atten. Das Grundſtück kam zur Zwangsverſteigerung und 
Zurde der Stadtgemeinde W. zugeſchlagen. Auf Erſuchen des 
Dbangsverſteigerungsgerichts löſchte das GBA. u.a. die vor⸗ 

zeichneten Belaſtungen. 

„ Der RegpPräſ. in L. beantragte die Wiedereintragung der 
gelöſchten Rechte, hilfsweiſe die Eintragung eines Widerſpruchs 
Eden die Richtigkeit des Grundbuchs bei den gelöſchten Rechten. 

machte geltend: trotz des Erſuchens des Verſteigerungsge⸗ 
ats hätte das GBA. die eingetragenen Rechte nicht löſchen 
diefen, da es ſich um öffentlich⸗rechtliche Laſten gehandelt habe, 
Ze, auch ohne in das geringſte Gebot zu kommen, durch den 
Zuſchlag nicht erloſchen ſeien. 
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Das GBA. wies dieſen Antrag mit der Begründung zu⸗ 
rück, daß die Löſchung der Rechte auf Grund des Erſuchens des 
Verſteigerungsgerichts ordnungsmäßig erfolgt ſei. Beſchw. und 
weitere Beſchw. hatten keinen Erfolg. 

Die ſachliche Richtigkeit des Erſuchens des Zwangsver⸗ 
ſteigerungsrichters unterliegt grundſätzlich nicht der Nachprü⸗ 
fung der Grundbuchbehörden. Eine Ausnahme hat das KG. für 
eintragungsfähige öffentlich-rechtliche Verfügungsbeſchränkun⸗ 
gen (3. B. die Anerbengutseigenſchaft, Beſchränkungen nach 8 35 
PrAusfGG. zum RsSiedlG.) anerkannt; einem Erſuchen des 
Zwangsverſteigerungsrichters um Löſchung einer derartigen 
Verfügungsbeſchränkung darf der Grundbuchrichter nicht ſtatt⸗ 
geben (JFG. 4, 367; Güthe⸗Triebel, „GBO.“, 6. Aufl., 
§ 33 Anm. 9). Ob das gleiche für Grundſtücksbelaſtungen öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Inhalts zu gelten hat und ob es ſich hier tat⸗ 
ſächlich, wie der Beſchw§. behauptet, um ſolche handelt, iſt im 
vorl. Verfahren nicht zu entſcheiden. Denn ſelbſt wenn ihre 
Löſchung zu Unrecht erfolgt iſt, können ſie nicht wieder einge⸗ 
tragen werden, da ihre Wiedereintragung durch 8 54 GBO. 
(n. F.) verboten iſt. Nach § 54 GBO. find die auf einem Grund⸗ 
ſtück ruhenden öffentlichen Laſten als ſolche von der Eintra⸗ 
gung in das Grundbuch ausgeſchloſſen, es ſei denn, daß ihre 
Eintragung geſetzlich beſonders zugelaſſen oder angeordnet iſt. 
Eine beſondere Anordnung oder Zulaſſung der Eintragung be⸗ 
ſteht für die hier gelöſchten Rechte nicht. Die Beſtimmung des 
§ 54 GBO. beruht auf der Erwägung, daß die öffentliche Laſt 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht unterſteht und 
deshalb nicht in das Grundbuch gehört (RGZ. 86, 359 JW. 
1915, 15%; 336. 4, 364; Heſſe⸗Saage⸗Fiſcher, 
„GB.“, § 54 Anm. I, 2). Während bisher nach preußiſchem 
Recht (Art. 11 AGB., Art. 1 Ziff. 2 AG ZwVerſtG.) nur ge⸗ 
meine, d. h. allen Grundſtücken beſtimmter Art ohne beſon⸗ 
deren Verpflichtungsakt obliegenden Laſten (von einigen hier 
nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen) von der 
Eintragung ins Grundbuch ausgeſchloſſen waren, ſind jetzt alle 
öffentlichen Laſten als ſolche eintragungsunfähig, wenn ihre 
Eintragung nicht beſonders zugelaſſen oder angeordnet iſt. Es 
iſt alſo nicht zu erörtern, ob die hier in Rede ſtehenden Laſten, 
wenn ſie öffentliche ſind, als gemeine oder als beſondere öffent⸗ 
liche Laſten angeſehen werden müſſen. 

Soweit allerdings öffentliche Laſten bei Inkrafttreten des 
neuen § 54 GBO., d. h. am 1. April 1936 (Art. 7 VO. vom 
5. Aug. 1935 [RGBl. I, 1065), eingetragen waren, behält es 
dabei ſein Bewenden; derartige Laſten ſind alſo nur unter den 
gewöhnlichen Vorausſetzungen zu löſchen. Iſt aber die Löſchung 
einmal erfolgt, ſei es auch unter Verletzung geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften, ſo iſt die Wiedereintragung nicht zuläſſig; denn nach 
dem Sinn und Zweck des §S 54 GBO. ſoll das Grundbuch 
künftig ganz allgemein von öffentlichen Laſten freigehalten wer⸗ 
den, weil ihre Eintragung zwecklos iſt und zu dem Irrtum 
verleiten könnte, daß Beſtand und Umfang der Laſt von der 
Eintragung im Grundbuch abhänge. Es beſteht kein Anlaß, für 
die Wiedereintragung zu Unrecht gelöſchter Rechte eine Aus⸗ 
nahme zu machen. Denn auch zu Unrecht gelöſchte öffentliche 
Laſten beſtehen außerhalb des Grundbuches weiter und unter⸗ 
ſtehen nicht dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs. 

Ob die Wiedereintragung einer zu Unrecht gelöſchten 
öffentlichen Laſt auch dann nach $ 54 GBO. unzuläſſig iſt, wenn 
die öffentliche Laſt zu ihrer Entſtehung der Eintragung im 
Grundbuche bedarf und ſie dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuches unterſteht (vgl. z. B. die von dem Ufereigentümer 
nach § 119 Waſſch. übernommene Unterhaltungspflicht: J§G. 
4, 377), braucht nicht erörtert zu werden. Die hier in Rede 
ſtehenden Laſten bedürfen, wenn fie tatſächlich öffentliche Laſten 
ſind, nicht der Eintragung in das Grundbuch und ſtehen auch 
nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuches, wie 
der RegPräſ. ſelbſt vorträgt. Auf dieſe Laſten muß alſo $ 54 
GBO, in vollem Umfange Anwendung finden. 

Kann ſonach die Wiedereintragung der gelöſchten Rechte 
nicht erfolgen, ſo erledigt ſich damit auch der Hilfsantrag auf 
Eintragung von Widerſprüchen bei den gelöſchten Rechten. Der 
Widerſpruch iſt dazu beſtimmt, einen Anſpruch auf Berichti⸗ 
gung des Grundbuches zu ſichern (JFG. 9, 179). Ein Berich⸗ 
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tigungsanſpruch ſteht aber dem RegPräſ. nicht zu: Wenn es 
ſich um privatrechtliche Anſprüche handelt, ſo ſind ſie von dem 
GBA. zweifellos ordnungsmäßig entſprechend dem Erſuchen 
des Verſteigerungsrichters gelöſcht; ſollte es ſich um öffentliche 
Laſten handeln, ſo kann ihre Wiedereintragung mit Rückſicht 
auf § 54 GBO., wie oben ausgeführt iſt, nicht erfolgen. Es 
beſteht alſo kein Berichtigungsanſpruch, der durch Eintragung 
eines Widerſpruchs geſichert werden könnte. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Dez. 1936, 1 WX 540/36.) 
H. 
* 


24. 1. 88 2, 4, 6, 25 G BBerein G. v. 18. Ju li 1930 
(RG Bl. L 305); SS 1113, 1153, 1192 BGB. Der Pfand⸗ 
gläubiger einer im Zuge des GBBerein G. ge⸗ 
löſchten Papiermarkgrundſchuld hat von ſich 
aus keine Möglichkeit, die Eintragung einer 
entſprechenden Erſatzgrundſchuld zu ver⸗ 
langen. 

2. 88 1192, 1142 BGB. Der Eigentümer eines 
mit einer Grundſchuld belaſteten Grundſtücks 
kommt dem Grundſchuldgläubiger gegenüber 
nicht in Verzug, wenn er nicht zugleich deſſen 
perſönlicher Schuldner iſt. 

3. § 285 BGB Unter welchen Umſtänden 
ſchließt Rechtsirrtum über die Vorſchriften 
des GBBerein G. Verzug aus? 

4. Zur Auslegung des § 14b und e des Hypo⸗ 
thekenmoratoriums v. 11. Nov. 1932 (RG Bl. I, 
525). 

Die Kl. kauften am 17. April 1924 von dem inzwiſchen 
verſtorbenen Kaufmann Otto B. das Hausanweſen Nr. 9 an 
der K.ſtraße zu L. Der Kaufpreis betrug 280 000 GM. 
100 000 GM. wurden ſofort in bar gezahlt, der Reſt ſollte in 
näher beſtimmten Raten beglichen werden. 

Auf dem Grundſtück laſteten damals zwei Eigentümer⸗ 
grundſchulden in Höhe von je 250 000 Papiermark, die der Ver⸗ 
käufer B. am 13. März 1920 an einen gewiſſen G. außerhalb 
des Grundbuchs verpfändet hatte und die er nunmehr auf ſeine 
Koſten zu löſchen verſprach. Da mit der Möglichkeit zu rechnen 
war, daß ſich die Löſchung dieſer Grundſchulden erſt nach ge⸗ 
raumer Zeit durchführen laſſe, behielten ſich die Kl. in Ziff. 8 
des Kaufvertrages das Recht vor, bis dahin von der zuletzt 
fälligen Kaufpreisrate einen entſprechenden Betrag unverzins⸗ 
lich zurückzubehalten. 

Da die Auflaſſung erſt ſpäter erfolgte, belaſtete B. das 
Grundſtück am 4. Juli 1924 mit 24 Eigentümergrundſchulden in 
Höhe von insgeſamt 180 000 GM,, verrechnete fie mit den Kl. 
auf den Reſtkaufpreis und trat ſie ſodann an die Bekl. ab, die 
ihm hierauf einen größeren Kontokorrent⸗Kredit einräumte. 

Als B. die beiden Papiermarkgrundſchulden in der Folge⸗ 
zeit nicht zur Löſchung brachte, dieſe vielmehr im Zuge des GB⸗ 
Berein®. von Amts wegen gelöſcht wurden, ſtellten ſich die Kl. 
auf den Standpunkt, daß ſie berechtigt ſeien, von der zuletzt 
fälligen Grundſchuld in Höhe von 10 000 GM. den Betrag von 
4000 GM. bis auf weiteres zurückzubehalten, da die Möglichkeit 
beſtehe, daß G., dem B. die beiden Papiermarkgrundſchulden 
unter Übergabe der Briefe verpfändet, ins Grundbuch entſpre⸗ 
chende Erſatzgrundſchulden eintragen laſſe und von ihnen dann 
Zahlung verlange. 

Die Bekl., die Ende 1932 auf Grund des mit B. abge⸗ 
ſchloſſenen Kreditvertrags noch 3939 N, zu beanſpruchen 
hatte, von dieſem aber keine Zahlung erlangen konnte, nahm 
Anfang Dezember 1932 für dieſen Betrag die Kl. als Grund⸗ 
ſchuldſchuldner in Anſpruch und ließ, als dieſe ſich auf ihr Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht beriefen und jede Zahlung verweigerten, 
auf Grund des in ihren Händen befindlichen Vollſtreckungstitels 
deren Mieteingänge pfänden. 

Gegen dieſe Pfändung ſtrengten die Kl. die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage an, mit der ſie vor dem LG. zwar unterlagen, vor 
dem OLG. aber durchdrangen. 

Aus den Gründen: 

1. Die Kl., die auf den Kaufpreis unbeſtrittenermaßen 
noch 4000 GM. zu zahlen haben, haben ſich in Ziff. 8 des Kauf⸗ 


vertrages das Recht vorbehalten, dieſen Betrag bis zur Lb⸗ 
ſchung der beiden Papiermarkgrundſchulden zurückzubehalten, 
die der Verkäufer B. Anfang 1920 als Eigentümergrundſchulden 
beſtellt und am 13. März 1920 an G. verpfändet hatte. Da dieſe 
Löſchung aber nicht auf Veranlaſſung des B., ſondern im Zuge 
des GBBerein®. von Amts wegen durchgeführt wurde, jo kön⸗ 
nen ſie ſich auf ihr Zurückbehaltungsrecht nur dann berufen, 
wenn die Löſchung keine endgültige Wirkung und ſomit den 
9 Untergang der beiden Grundſchulden nicht zur Folge 
atte. 

Nun kann der Gläubiger, der die Eintragungsfriſt nach 
§ 2 GHBBerein®. v. 18. Juli 1930 (RG Bl. I, 305) verſäumt und 
der ſo die Vorausſetzung für die Löſchung ſeiner Grundſchuld 
geſchaffen hat, gemäß SS 4 und 6 des erwähnten Geſetzes aller⸗ 
dings verlangen, daß ihm an nächſtbereiter Rangſtelle eine Er⸗ 
ſatzgrundſchuld eingetragen werde. Auf dieſes Recht hat aber 
B. verzichtet und den Verzicht gemäß Art. VII VO. zur Ande⸗ 
rung der VO. über die Einrichtung und das Verfahren der 
Aufwertungsſtellen v. 27. Nov. 1925 (RGBl. I, 392) i. Verb. m. 
§ 2 DurchfVBO. zum Aufw®. v. 12. Sept. 1927 (RGBl. I, 299) 
in zuläſſiger Weiſe auch ins Grundbuch eintragen laſſen, ſo 
daß ihm bzw. ſeinen Erben jede Möglichkeit fehlt, ſich ein er 
ſatzrecht eintragen zu laſſen. 

Aber auch G. kann dies nicht verlangen, dem B. die beiden 
Grundſchulden am 13. März 1920 außerhalb des Grundbuchs 
verpfändet hat. 

Das ergibt ſich zwar nicht daraus, daß B. auf die Ein- 
tragung eines Erſatzrechtes verzichtet und daß er dieſen Ver 
zicht hat ins Grundbuch eintragen laſſen; denn dieſer Verzicht 
berührt das Eintragungsrecht eines Dritten, ſofern es über 
haupt beſteht, in keiner Weiſe, da dasſelbe von ſeinem eigenen 
Recht völlig unabhängig iſt. 

Es ergibt ſich dies aber auch nicht aus dem Wortlaut des 
§ 4 BBBereinG.; denn wenn auch dieſe Vorſchrift die Ein‘ 
tragung des neuen Rechts ausdrücklich von dem Antrag des 
Gläubigers völlig abhängig macht, jo beſteht doch kein begrün 
deter Anlaß, ſie gegenüber der Beſtimmung des § 25 G. 
Bereind. als Ausnahmevorſchrift anzuſehen, die das Eintra— 
gungsrecht neben dem Gläubiger auch all den Perſonen zu 
billigt, die an der Eintragung „ein rechtliche? 
Intereſſe“ haben. 

Ein „rechtliches Intereſſe“ an der Eintragung kann aber 
G. für ſich nicht in Anſpruch nehmen, da er auch dann keinen 
Nachteil erleidet, wenn das Erſatzrecht nicht eingetragen wird: 
denn mit der Löſchung der beiden Grundſchulden iſt fein Pfand 
recht an denſelben endgültig erloſchen, und es kann auch dank 
nicht wieder aufleben, wenn für die gelöſchten Papiermatl 
grundſchulden entſprechende Erſatzgrundſchulden ins Grundbuch 
eingetragen werden, da dies im Geſetz nicht vorgeſehen, der Grund 
fa der Surrogation aber, aus dem ſich eine ſolche Rechtsfolge 
herleiten ließe, nur dort Platz greift, wo er im Geſetz aus 
drücklich anerkannt iſt. Daß der Geſetzgeber das Surrogation? 
prinzip nicht zur Anwendung bringen wollte, ergibt ſich übrt 
gens auch daraus, daß er dem Grundbuchrichter keine zeit 
raubenden Ermittlungen nach dem Beſtehen ſolcher Belaſtun 
gen übertragen und daß er es vermeiden wollte, daß die Eintr 
gung des Erſatzrechts mangels Eintragung folder Belastungen 
von vorneherein unrichtig wird. 

Anders iſt es freilich bei der Hypothek, die infolge ihre“ 
akzeſſoriſchen Natur ſtets das Schickſal der Forderung teilt, 
deren Sicherung fie dient (88 1113, 1153 BGB.); denn wird 
gelöſcht, ſo wird die ihr zugrunde liegende Forderung dadun, 
nicht berührt, und daraus ergibt ſich, daß das Pfandrecht an 1 
Forderung auch dann beſtehen bleibt, wenn die Hypothek ſelbſ 
untergeht. Bleibt aber das Pfandrecht an der Forderung 2: 
ſtehen, fo ergreift es gemäß § 1153 BGB. auch die Erſatzhyße, 
thek, die an Stelle der gelöſchten Hypothek eingetragen wird, ul 
daraus folgt weiter, daß der Pfandgläubiger der Forderung 
gemäß § 25 BBBerein®. die Eintragung der Erſatzzypothe. 
auch von ſich aus herbeiführen kaun. Dieſe Grundſätze find. 
aber auf die Grundſchuld keine Anwendung; denn gen 75 
§ 1192 BGB. ſetzt fie im Gegenſatz zu der Hypothek eine u 
derung nicht voraus. Wird ſie gemäß § 2 GHBBerein®. gelöſch. 
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Io geht das an ihr beſtehende Pfandrecht endgültig unter, und 
es lebt an der Erſatzgrundſchuld auch dann nicht wieder auf, 
wenn es ſich nicht nur auf die Grundſchuld, ſondern kraft be⸗ 
ſonderer Vereinbarung auch auf die Forderung erſtreckt, zu 
deren Sicherung die Grundſchuld beſtellt wurde, da die Vor⸗ 
ſchrift des § 1153 Abſ. 2 BGB. für Grundſchulden keine Gel- 
tung hat. 

Iſt ſo aber davon auszugehen, daß G. an der Eintragung 
von Erſatzgrundſchulden „rechtlich“ nicht intereſſiert iſt, und daß 
er fie deshalb auch gem. $ 25 GBBerein®. nicht verlangen kann, 
ſo entbehrt das Zurückbehaltungsrecht der Kl. jeder Grundlage, 
und es braucht deshalb nicht unterſucht zu werden, ob es der 
Bell. überhaupt entgegengehalten werden kann. 

2. Trotzdem war aber der Berufung der Erfolg nicht zu 
verſagen, da die Kl. den Schutz der VO. des RPräſ. über die 
Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden v. 11. Nov. 1932 
(RGGBl. 1, 525) für ſich in Anſpruch nehmen können, die durch 
das RGeſ. v. 20. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1255) und § 2 Geſ. über 
einige Maßnahmen auf dem Gebiete des Kapitalverkehrs vom 
18, Dez. 1935 (RGBl. I, 147) mit der Wirkung aufrechterhalten 
wurde, daß die Rückzahlung einer durch eine Hypothek oder eine 
Grundſchuld an einem inländiſchen Grundſtüͤck geſicherte For- 
derung nicht vor dem 1. Juli 1939 verlangt werden kann. 

Zwar hat dies der Erſtrichter verneint, da die Kl. mit der 
Zahlung des Kaufpreiſes in Höhe von 3939 Rn nebſt Zin⸗ 
ſen bereits ſeit 1928 in Verzug ſeien und die genannte 
Stundungs O. gemäß § 1 Abſ. 2 S. 2 nicht zum Schutze von 
Schuldnern erlaſſen ſei, die es aus Böswilligkeit oder aus Ver- 
ennung von Rechtstatſachen verſtanden hätten, ſich bisher ihrer 
Zahlungsverpflichtung zu entziehen. Jedoch zu Unrecht; denn 
abgeſehen davon, daß die Bekl. in ihrer Berufungsbeantwortung 
elbſt zugibt, daß fie ſich erſt am 3. Dez. 1932, alſo erſt nach 
Inkrafttreten der genannten VO. an die Kl. gewandt und ſie 
um Mitteilung erſucht habe, ob ſie in der Lage ſeien, die Dar⸗ 
lehensſchuld des B. in Höhe von 3939 , Hauptſache und 
34,90 Sea, Zinſen zu bezahlen, konnten dieſe bzgl. der Haupt⸗ 
lache und der Zinſen auch deshalb nicht in Verzug kom⸗ 
men, weil fie der Bekl. gegenüber nicht als perſönliche Schuld- 
ner, ſondern nur als Grundſtückseigentümer hafteten und weil 
le unter dieſen Umſtänden nach Fälligkeit des Grundſchuld— 
detrags und der Zinſen nicht „verpflichtet“, ſondern gemäß 
3 1142 BGB. nur „berechtigt“ waren, die Zahlung zu leiſten, 
um dadurch die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück abzu⸗ 
wenden. 

Aber ſelbſt wenn man annehmen wollte, daß ſie nach 
Fälligkeit des Grundſchuldbetrags und der Zinſen zur Zahlung 
„derpflichtet“ geweſen wären, jo könnte doch nicht ange— 
nommen werden, daß ſie in Verzug geraten ſeien; denn ſie 
durften zum mindeſten des guten Glaubens ſein, daß ſie nicht 
nur die Begleichung des Kapitals, ſondern auch die Zahlung 
er Zinſen ſo lange verweigern könnten, als G. noch im Beſitze 
der ihm von B. verpfändeten Grundſchuldbriefe über zweimal 
750 000 Papiermark und ſomit in der Lage ſei, ſich an Stelle 
er im Zuge des GBBerein®. von Amts wegen gelöſchten 
Grundſchulden gemäß SS 4, 6, 25 GBBerein®. entſprechende 
Erſatzgrundſchulden eintragen zu laſſen. Zwar war dieſe Mei⸗ 
gung irrig, da der Pfandgläubiger einer nach der gleichen Be- 
ſtimmung gelöſchten Papiermarkhypothek keine Möglichkeit 
at, die Eintragung eines Erſatzrechtes herbeizuführen und da 
hon deshalb ihre Zahlungsverweigerung unbegründet war. 

och war ſie nicht derart abwegig, daß ſie nicht ernſtlich hätte 
geltend gemacht werden können, und zwar um ſo weniger, als 
lie auch in der Literatur vertreten wird (vgl. Roß, Lockerungs⸗ 
geſetz betr. Fälligkeit und Verzinſung der Auswertungshypo⸗ 
5 eken und GBBereinG., Dortmund 1930, S. 236 f.) und höchſt⸗ 
Ichterliche Entſch. über dieſe Frage noch nicht ergangen ſind. 
Turften fie aber dieſer Meinung ſein, jo kann es ihnen nicht 
zum Nachteil gereichen, wenn ſie auf Grund der Vereinbarun⸗ 
ſen mit B. den Betrag von 3939 , zurückbehielten und für 
; n auch keine Zinſen zahlten, da ſie — zum mindeſten von 
brem Standpunkt aus — weiter davon ausgehen durften, 
Ba die Bekl. diefe Vereinbarung gekannt und daß fie ſich die⸗ 
elben im Hinblick auf RGZ. 91, 224 auch in ihrer Eigenſchaft 
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als Grundſchuldgläubigerin entgegenhalten laſſen müſſe; denn 
gemäß § 285 BGB. kommt der Schuldner ſo lange nicht in 
Verzug, als er die Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu 
vertretenden Umſtandes oder mit anderen Worten infolge einer 
Rechtsauffaſſung unterläßt, die durch höchſtrichterliche Entſch. 
noch nicht geklärt und in der Literatur beſtritten iſt (vgl. RG. 
96, 313 JW. 1919, 993; RG. 105, 359; Jurgdſch. 1927 
Nr. 2079). 

Die Bekl. hat in erſter Inſtanz allerdings noch geltend 
gemacht, daß die genannte Stundungsverordnung gemäß § 14 b 
auch deshalb nicht zur Anwendung kommen könne, weil ihr die 
fragliche Grundſchuld zur Sicherung „eines bankmäßigen Per⸗ 
ſonalkredits“ abgetreten worden ſei. Jedoch zu Unrecht; denn 
ganz abgeſehen davon, daß § 14 b vorausſetzt, daß der „bank⸗ 
mäßige Perſonalkredit“ durch eine Grundſchuld auf einem dem 
Kreditnehmer gehörenden Grundſtücke geſichert iſt, der Kredit⸗ 
nehmer B. aber zur Zeit der Inanſpruchnahme des Kredits, 
nämlich am 14. Okt. 1930 nicht mehr Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks war, kann dieſe Vorſchrift, ebenſo wie $ 14 b auch 
deshalb nicht Platz greifen, weil der von B. am 14. Okt. 1930 
in Anſpruch genommene Kredit in Höhe von 4000 e „in 
jährlichen Raten von / des Kapitals = 20 , fällig erſt⸗ 
mals am 31. Okt. 1931“ getilgt werden ſollte und ſomit nicht 
als „kurzfriſtig“ angeſehen werden kann. 

Iſt jo aber davon auszugehen, daß die Bekl. die Rück⸗ 
zahlung der auf dem Anweſen der Kl. laſtenden Grundſchuld 
nicht vor dem 1. Juli 1939 verlangen können, ſo war unter 
Aufhebung des erſtrichterlichen Urteils die Pfändung, die ſie 
auf Grund der am 13. Jau. 1936 für vollſtreckbar erklärten Ur⸗ 
kunde des Notariats L. v. 3. Juli 1924 in Verbindung mit dem 
Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß des AG. L. v. 3. Febr. 
1936 gegen die Kl. bei der Firma D. vorgenommen hatten, ge⸗ 
we §§ 794 Abſ. 1 Nr. 5, 795, 767 ZPO, für unzuläſſig zu er⸗ 

ären. 
(OLG. Zweibrücken, Urt. v. 17. Nov. 1936, 1 U 99/6.) 
ER 

25. 88 4, 7, 11 Wohnſiedl G.; SI Ausf VO. vom 
25. Febr. 1935. Die Wirkſamkeiteiner unter Auf⸗ 
lagen erteilten Genehmigung iſt grundſätzlich 
unabhängig von der Erfüllung der Auflage. 

Der Landrat hat den Kaufvertrag auf Grund des Wohn— 
ſiedl h. genehmigt mit der Auflage, das für eine Straßenver⸗ 
breiterung erforderliche Gelände koſten- und laſtenfrei aufzu⸗ 
laſſen und 500 ½½% Anliegerkoſten zu entrichten. GBA. und 
LG. verlangten eine ergänzende Erklärung des Landrats des 
Inhalts, daß die Wirkſamkeit der Genehmigung nicht von der 
Erfüllung der Auflagen abhängen ſolle. Die weitere Beſchw. 
hatte Erfolg. 

Das LG. begründet ſeine Entſch, im weſentlichen wie folgt: 
„Ein unbefangener Leſer könne den Genehmigungsbeſcheid da⸗ 
hin verſtehen, daß die Genehmigung nicht ohne weiteres er⸗ 
teilt, ſondern von der Erfüllung der Auflagen abhängig ge- 
macht werde; darauf deute die Verkoppelung der Genehmigung 
mit den Auflagen hin. Dieſes Verfahren widerſpreche der Vor⸗ 
ſchrift des 8 9 AusfVO. v. 25. Febr. 1936. Ein gegen dieſe 
Vorſchrift verſtoßender Genehmigungsbeſcheid ſei ein unwirk⸗ 
ſamer Verwaltungsakt; deshalb ſei hier ein klarſtellender Zu⸗ 
ſatz der Genehmigungsbehörde zu dem Beſcheid nötig.“ 

Dieſe Erwägungen verletzen $ 7 WohnſiedlG. i. Verb. m. 
§ 9 AusfVO. und 8 133 BGB. Nach § 9 Abſ. 1 AusfVO. vom 
25. Febr. 1935 (RGBl. I, 292) darf die Wirkſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung nicht von der Erfüllung der Auflagen abhängig 
gemacht werden. Da das WohnſiedlG. den Begriff „Auflage“ 
nicht ſelbſt beſtimmt, muß davon ausgegangen werden, daß es 
dieſen Ausdruck in demjenigen Sinne verwendet, der in der 
Rechtsordnung und im Rechtsverkehr allgemein mit ihm ver⸗ 
bunden wird, d. h. i. S. einer einem beſtimmten rechtlichen 
Willensakt hinzugefügten Pflicht des Berechtigten, deren Er⸗ 
füllung oder Nichterfüllung nicht, wie der Eintritt oder Nicht⸗ 
eintritt einer Bedingung eine Vorausſetzung für das Wirkſam⸗ 
werden (aufſchiebende Bedingung) oder für das Wirkſamblei⸗ 
ben (auflöſende Bedingung) des betreffenden Willensaktes iſt 
($ 158 BGB.), ſondern auf die Wirkſamkeit des Willensaktes 
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ohne Einfluß ift. Im Weſen der Auflage liegt es, daß fie auf 
ein künftiges Tun oder Unterlaſſen gerichtet iſt. Die in $ 7 
des Geſetzes beſonders erwähnte und im vorl. Falle tatſächlich 
gemachte Auflage der übereignung des zur Straßenverbreite⸗ 
rung erforderlichen Geländes an die Gemeinde kann erſt nach 
künftiger Feſtſtellung des erforderlichen Geländes erfolgen. Die 
Genehmigung würde ihren Zweck, die Vollziehung der Auf⸗ 
laſſung ſogleich zu ermöglichen, nicht erfüllen, wenn ihre Wir⸗ 
kung erſt mit der in ungewiſſer Zukunft möglichen Erfüllung 
der Auflage einträte. So betrachtet, würde eine Genehmigung 
unter Auflagen in der Wirkung einer vorläufigen Verſagung 
der Genehmigung gleichkommen. 

Das Weſen einer Bedingung erhält die Auflage uur daun, 
wenn derjenige, der ſie einer rechtlichen Willensäußerung bei⸗ 
fügt, die Wirkſamkeit der letzteren von der Erfüllung der Auf⸗ 
lage abhängig macht. Gerade dies wird aber durch § 9 Ausf⸗ 
BO. den Genehmigungsbehörden ausdrücklich verboten und da⸗ 
durch noch beſonders zum Ausdruck gebracht, daß eine der Ge⸗ 
nehmigung ſchlechthin beigefügte Auflage die Wirkſamkeit der 
Genehmigung auch zeitlich nicht beeinfluſſen ſoll. Dieſe Be⸗ 
deutung der Auflagen i. S. des § 7 des Geſetzes zeigt ſich ferner 
darin, daß fie nach § 10 des Geſetzes im Verwaltungswege er⸗ 
zwungen werden können. Denn der Eintritt einer Bedingung, 
mag dieſe in der Vornahme einer Handlung des Berechtigten 
oder in einem von ſeinem Willen unabhängigen Ereignis be⸗ 
ſtehen, erfolgt ohne rechtsgeſchäftliche Bindung der Beteiligten. 

Da grundſätzlich davon ausgegangen werden muß, daß 
Behörden bei Vornahme von Verwaltungsakten (Anordnungen 
und Entſch.) die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen kennen und 
befolgen, zumal wenn ſie wie hier einfach und klar ſind, muß 
angenommen werden, daß eine nach Erlaß der AusfVO. vom 
25. Febr. 1935 erteilte Genehmigung mit Auflagen nach dem 
Willen der Genehmigungsbehörde immer ſchon dann unab⸗ 
hängig von der Erfüllung der Auflagen Wirkung äußern ſolle, 
wenn ihre Wirkſamkeit im Genehmigungsbeſcheide nicht aus⸗ 
drücklich von der Erfüllung der Auflagen abhängig gemacht iſt. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 21. Jan. 1937, 1 Wx 659/36.) 
8. 
* 


26. SS 4, 11 WohnſiedlG.; 88 28, 29 GB O. 

1. Eine Wohnſiedlungsgenehmigung zur 
Abſchreibung eines noch nicht vermeſſenen 
Grundſtücksteiles muß — gegebenenfalls aus 
einem zur Genehmigung gehörenden Lage- 
plan — erkennen laſſen, auf welchen Grund 
ſtücksteil ſie ſich bezieht: eine kataſteramtliche 
Bezeichnung der abzuſchreibenden Parzellen 
iſt nicht erforderlich. 

2. Die Teilungserklärung des Grund- 
ſtückseigentümers bedarf der Form des $ 29 
GB O. 

Die Grundſtückseigentümerin hat dem GBA. Auszüge aus 
den kataſteramtlichen Fortſchreibungsverhandlungen betr. die 
Parzellen a, b und e mit den zugehörigen Handzeichnungen 
ſowie eine von einem vereidigten Landmeſſer beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift eines Genehmigungsbeſcheides des Oberbürgermeiſters 
zu B., die dieſer auf Grund des Wohnfiedl®. erteilt hat, über⸗ 
reicht und in privatſchriftlicher Form beantragt, die genannten 
Parzellen von dem Grundbuchblatt .. abzuſchreiben und jede 
für ſich auf ein neues Grundbuchblatt zu übertragen. In der 
überreichten Genehmigungserklärung genehmigte der Oberbür⸗ 
germeiſter „die Aufteilung des im angehefteten Lageplan vom 
. . gelbumzogenen Grundſtücksteiles des Grundſtücks ...“. Der 
Lageplan war der Abſchrift der Genehmigung nicht angeheftet, 
er wurde ſpäter von der Eigentümerin zu den Grundakten 
nachgereicht. 

Das GBA. beanſtandete Form und Inhalt der borge- 
legten Genehmigung, weil ſie Gemarkung, Kartenblatt und 
Parzellen der abzuſchreibenden Trennſtücke nicht angebe. Die 
Beſchw. hatte keinen Erfolg. Das KG. hob die Vorentſch. aus 
verfahrensrechtlichen Gründen auf und führte ferner aus: 

Das GBA. iſt nach § 11 WohnſiedlG. zur ſelbſtändigen 
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Prüfung, ob ein ordnungsmäßiger Genehmigungsbeſcheid der 
Wohnſiedlungsbehörde vorliegt, verpflichtet. An dieſer Rechts 
lage hat ſich nichts dadurch geändert, daß nach einem RoErl. 
des PrFin Min. v. 26. Aug. 1936 bereits das Kataſteramt vor 
der Fortführung des Kataſters zu prüfen hat, ob eine Geneh⸗ 
migung nach dem WohnſiedlG. erteilt iſt. 

Das LG. geht davon aus, daß die Bezeichnung des ab⸗ 
zuſchreibenden Grundſtücksteiles nicht der Vorſchrift des 8 28 
GBO. entſpricht. Nach S 28 GBO. iſt das Grundſtück in der 
Eintragungsbewilligung oder, wenn eine ſolche nicht erforder 
lich iſt, in dem Eintragungsantrag übereinſtimmend mit dem 
Grundbuch oder durch Hinweis auf das Grundbuchblatt zu be’ 
zeichnen. Dieſe Beſtimmung gilt nach allgemeiner Meinung 
auch für andere Eintragungsgrundlagen, z. B. eine Zuftim‘ 
mungserklärung (vgl. § 22 Abſ. 2 GBO.) oder für Urkunden, 
die eine Eintragungsbewilligung erſetzen (Abtretungserklärun⸗ 
gen nach $ 26 GBO., Urteile nach §§ 894, 895 ZPO. uſw.). 
Sie gilt auch für behördliche Genehmigungen, die Voraus- 
ſetzung für die Vornahme der beantragten Eintragung ſind. 
§ 28 GBO ift aber anerkanntermaßen nicht ſtreng auszulegen. 
Es genügt daher, wenn die Wohnſiedlungsgenehmigung deut⸗ 
lich erkennen läßt, auf welchen Rechtsvorgang ſie ſich bezieht. 
Im allgemeinen wird es allerdings zweckmäßig fein, auch M 
der Wohnſiedlungsgenehmigung das Grundſtück oder den ab‘ 
zuſchreibenden Grundſtücksteil, wenn angängig, nach dem 
Grundbuch bzw. dem Kataſter zu bezeichnen, ſchon um die Zu; 
ſammenarbeit der beteiligten Behörden zu erleichtern und 
Irrtümer und Mißverſtändniſſe auf jeden Fall auszuſchließen, 
Es genügt aber z. B. bei der Genehmigung eines Kaufver— 
trages über ein Grundſtück oder über einen — in dem Ver“ 
trage eindeutig beſchriebenen — Grundſtücksteil, wenn der 
Kaufvertrag in der Genehmigung nach dem Namen und der 
Nummer des Notariatsregiſters des Notars bezeichnet wird 
(vgl. dazu § 5 Abſ. 1 AusfBO. zum WohnſiedlG. v. 25. Febr. 
1935 [RG Bl. I, 292). Grundſätzlich beſtehen auch keine Be⸗ 
denken, einen zur Wohnſiedlungsgenehmigung gehörenden 
Lageplan als ausreichend anzuſehen, ſofern nur der Lageplan 
— unter Berückſichtigung der Fortſchreibungsverhandlung un 
der Handzeichnung des Kataſteramts — eindeutig erkennen 
läßt, auf welchen abzuſchreibenden Grundſtücksteil ſich die 
Wohnſiedlungsgenehmigung bezieht. 

Es entſpricht auch einem dringenden praktiſchen Bedürſ“ 
nis, daß im Grundbuchverfahren auf eine kataſteramtliche Be 
zeichnung eines abzuſchreibenden, noch nicht vermeſſenen Tren 
ſtücks in der Wohnſiedlungsgenehmigung grundſätzlich verzieh 
tet wird. Da nach dem RdErl. des PrFinMin. v. 26. Aug. 1900 
betr. die Fortſchreibung des Kataſters in Wohnſiedlungsgebie 
ten (Fin Min Bl. 1935, 123) Meſſungen zur Teilung von Grund 
ſtücken regelmäßig, die Fortführung des Kataſters ſtets er 
nach Vorlage der Entſch. der Genehmigungsbehörde zu erfolgen 
haben, iſt bei der Genehmigung der Teilung eines noch ni 
vermeſſenen Grundſtücks eine Angabe der Parzellenbezeichnu 
in Preußen überhaupt nicht möglich. Wollte man trotzdem eim 
Aufführung der Parzellen in der Wohnſiedlungsgenehmigur 
verlangen, ſo müßte die Wohnſiedlungsbehörde zweimal 2 
einer und derſelben Grundſtücksteilung befaßt werden. 
die dadurch erforderlich werdende Mehrarbeit und in jed 
Falle eintretende Verzögerung weder i. S. des Geſetzes noch 
Intereſſe der Arbeitsbeſchaffung liegt, bedarf keiner weiter 
Ausführung. PP} 

Bei der Abſchreibung eines nicht vermeſſenen Grundſtüchs 
teiles werden ſich daher in Preußen belegene GBA. grundſas 
lich mit einer Genehmigung zu begnügen haben, die keine w 
taſteramtliche Bezeichnung der abzuſchreibenden Parzellen ent 
hält. Wohl aber muß aus der Genehmigung oder aus dem zu 
gehörigen Lageplan eindeutig erſichtlich ſein, daß die Genehme 
gung ſich auf die abzuſchreibenden Parzellen bezieht. 15 

Inhaltlich beſtehen alfo gegen die vorgelegte Bench 
gung keine Bedenken. Auf welche Parzellen im einzelnen 
die Teilungsgenehmigung bezieht, iſt aus dem Lageplan in 
bindung mit der Handzeichnung des Kataſteramts und 
Auszügen aus den Fortſchreibungsverhandlungen eindeutig 50 
entnehmen. 
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Allerdings beſtehen Bedenken gegen die Form der Ge- 
nehmigung. Die Genehmigung muß gemäß § 29 GBO. durch 
eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewie⸗ 
ſen werden (Henke⸗Mönch, EBD, § 29 Anm. 2 D b). Die⸗ 
ſem Erfordernis genügt eine Abſchrift nicht, die von einem ver⸗ 
eidigten Landmeſſer beglaubigt iſt. Was den Lageplan betrifft, 
4 Io muß dieſer entweder mit der Genehmigung bzw. der beglau⸗ 

bigten Abſchrift der Genehmigung feſt verbunden ſein oder 
ſelbſt die Urſchrift oder beglaubigte Abſchrift einer öffentlichen 
Urkunde darſtellen; eine fakſimilierte Unterſchrift ohne Siegel 
oder Stempel genügt alſo nicht. 

Schließlich bedarf die Teilungserklärung, die an das GBA. 
zum Zwecke der Eintragung einer Grundſtücksteilung gerichtet 
wird, der Form des § 29 GBO., da die Grundſtücksteilung eine 
ſachlich-rechtliche Verfügung über das Grundſtück iſt; denn 
durch die Teilung entſtehen an Stelle des bisherigen einheit⸗ 
lichen Grundſtücks mehrere Grundſtücke im Rechtsſinne. Durch 
die Teilung wird alſo das Eigentumsrecht unmittelbar be⸗ 
troffen und geändert (Güthe⸗Triebel, GBO., 5. Aufl., 
Bd. 2, S. 2104; Recke: JW. 1935, 2781; BayOs G. 1, 420). 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 26. Nov. 1936, 1 Wx 586/36.) 

.] 
* 

27.852 ShuldReglG; § 38 GB O. 

1. Bei dem Eintragungserſuchen auf Grund 

des beſtätigten Entſchuldungsplans hat 
allein das Entſchuld A. zu prüfen undträgt die 
Verantvortung dafür, welche einzelnen Ber- 
änderungen nach dem Plan in das Grundbuch 
zu übernehmen ſind. 
2. In dem Erſuchen hat das Entſchuld A. deu 
Inhalt der im einzelnen anzugebenden Ein⸗ 
tragungen fo weit feſtzulegen, daß die einzu- 
tragende materielle Rechtslage klargeſtellt 
wird; die Angabe des Wortlauts der Eintra- 
gungen iſtgrundſätzlich nicht erforderlich. 

3. Dem Erfordernis zu 2 kann das Ent⸗ 
ſchuld A. auch dadurch genügen, daß es in das 
Erſuchungsſchreiben einen „Vorſchlag“ für 

ie vollſtändige Faſſung der einzelnen Ein⸗ 

Tagungen aufnimmt. 

Über einen landwirtſchaftlichen Betrieb iſt das Entſchul⸗ 
dungsverfahren durchgeführt und nach Beſtätigung des Entſchul⸗ 
dungsplans im Grundbuche der Vermerk über die Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahrens gelöſcht und die Eigenſchaft als Ent⸗ 
chuldungsbetrieb gemäß § 80 S. 2 Schuld ReglG. eingetragen 
worden. Demnächſt überſandte der Leiter des Entſchuld A. dem 
GBA. Ausfertigung des beſtätigten Entſchuldungsplanes „mit 
dem Erſuchen um Vornahme der erforderlichen grundbuch⸗ 
nabigen Eintragungen“. In dem Erſuchungsſchreiben heißt es 

eiter: 

„„Ich ſchlage folgende Faſſung vor:“, worauf die einzelnen 
Eintragungsvermerke im Wortlaut folgen. Durch Zwiſchenver⸗ 
fügung verlangte das GBA., daß der Leiter des Entſchuldel. 
an Stelle des von ihm gemachten „Vorſchlages“ die vorzuneh— 
menden Eintragungen in dem „Erſuchen“ im einzelnen angebe, 
weil die Prüfung, welche Eintragungen nach dem Entſchul⸗ 
dungsplan vorzunehmen ſeien, nicht Aufgabe des GB A., ſon⸗ 
dern allein des Entſchuld A ſei. Die Beſchw. des Leiters des 
* wurde zurückgewieſen. Die weitere Beſchw. hatte 
erfolg. 

In 8 52 SchuldReglG. iſt vorgeſchrieben, daß das Eut⸗ 
ſchuld A. (Art. 3 Abſ. 2 der 7. DurchfVO.) auf Grund einer Aus⸗ 
ertigung des beſtätigten Eutſchuldungsplans das GBA. er⸗ 
hicht, den Fortfall oder die Anderung der dinglichen Belaftung 
des Grundſtücks nach dem Plan in das Grundbuch einzutragen, 
und daß die Eintragung auf Grund dieſes Erſuchens zu er- 
ſolgen hat. Der durch Erlaß des RJ M. und des RErnährM. 
b. g. Juli 1935 (DJ. 1935, 981) zur gemeinſchaftlichen Richtlinie 
Nr. 19 erhobene und deshalb gemäß Art. 5 der 7. DurchfVO. 
für das Entſchuld A. bindende Beſcheid des RErnährM. vom 
14. Jan. 1935 (Amtl. Mitt. Entſch. 130, 57, abgedr. bei Har⸗ 
mening⸗Pätzold, 2. Aufl., Bem. 5 zu § 52 SchuldReglG.) 
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beſtimmt hierzu weiter, daß die vorzunehmenden Eintragungen 
im einzelnen anzugeben ſind. 

In dem angefochtenen Beſchluß iſt unter Billigung des 
Standpunktes der Zwiſchenverfügung ausgeführt, das Erſu⸗ 
chungsſchreiben des Leiters des Entſchuld A. genüge dieſen An⸗ 
forderungen nicht; denn in der Richtlinie 19 ſei nicht ausge⸗ 
ſprochen, daß das Entſchuld A. „Vorſchläge“ über die Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs machen ſolle, ſondern es ſei klargeſtellt, 
daß die in Theorie und Praxis für § 38 (früher $ 39) GBO. 
aufgeſtellten Grundſätze auch für das Erſuchen aus § 52 Schuld⸗ 
ReglGG. Geltung hätten. 

Dem iſt inſofern zuzuſtimmen, als das Entſchuld A. in dem 
Erſuchen gemäß $ 52 ſich in der Regel nicht darauf beſchränken 
darf, das GBA. auf den die eingetretenen Veränderungen im 
einzelnen ausweiſenden Entſchuldungsplan zu verweiſen, ſon⸗ 
dern die vorzunehmenden Eintragungen bzgl. eines jeden Po⸗ 
ſtens näher bezeichnen muß. Es trifft ferner zu, daß dieſes 
Erſuchen, nicht etwa der Entſchuldungsplan, die Grundlage für 
die vom GBA. zu bewirkenden Eintragungen i. S. des § 38 
GBO. bildet und daß die Prüfung, welche einzelnen Verände⸗ 
rungen nach dem Entſchuldungsplan in das Grundbuch zu über⸗ 
nehmen ſind, nicht dem GBA., ſondern dem Entſchuld A. obliegt, 
das dafür die Verantwortung trägt. Die Zweifel, die in dieſer 
Richtung bei Berückſichtigung allein des $ 52 Schuld ReglG. im 
Hinblick auf die dort vorgeſchriebene Eintragung der Ergebniſſe 
des Entſchuldungsverfahrens nach dem — ſtets dem Erſuchen 
in Ausfertigung beizufügenden — Entſchuldungsplan beſtehen 
konnten, ſind durch die gemeinſchaftliche Richtlinie Nr. 19 be⸗ 
hoben worden. Mit der dort dem Entſchuld A. zur Pflicht ge⸗ 
machten Angabe der auf Grund des Plans vorzunehmenden 
Eintragungen im einzelnen, die mit dem praktiſchen Bedürfnis 
gerechtfertigt wird, ſollte das Erſuchen aus § 52 Schuld ReglG. 
ausgeſprochenermaßen mit der für die Eintragungserſuchen des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens geltenden Regelung in Ein- 
klang gebracht werden. Der Grundbuchrichter hat danach die 
materiellen Grundlagen des Erſuchens des Entſchuld A. nicht 
nachzuprüfen (HFarmening⸗ Pätzold, Bem. 4, Mat⸗ 
teru, 2. Aufl., Bem. 5 zu § 52 Schuld ReglG.), wenn es auch 
zu ſeiner Amtspflicht gehört, die erſuchende Behörde auf eine 
etwa erkennbare Unſtimmigkeit zwiſchen dem Erſuchen und dem 
Entſchuldungsplan aufmerkſam zu machen 

Nicht zu billigen und rechtsirrig iſt jedoch die Anſicht des 
Vorderrichters, daß das Erſuchungsſchreiben des Entſchuld A. 
den erörterten Vorausſetzungen nicht entſpreche, weil es nur 
einen Vorſchlag der einzelnen vorzunehmenden Eintragungen 
enthalte. Dieſe Auffaſſung beruht erſichtlich auf einer Zerlegung 
des Schreibens in das eigentliche Erſuchen, in dem vorſchrifts⸗ 
widrig ohne nähere Angaben lediglich auf den Plan verwieſen 
wird, und einen davon getrennten Vorſchlag von Eintragun⸗ 
gen. Eine ſolche Trennung von Zuſammengehörigem erſcheint 
nicht angängig. Nach dem auch im Grundbuchverkehr anwend⸗ 
baren § 133 BGB. muß vielmehr das Erſuchungsſchreiben des 
Entſchuldel. einheitlich und als Ganzes gewürdigt werden. Das 
führt dahin, daß das Eintragungserſuchen durch den „Vor⸗ 
ſchlag“, dem eine ſelbſtändige Bedeutung nicht zukommt, er⸗ 
läutert und ergänzt wird und die vorgeſchlagene Faſſung der 
Eintragungen lediglich einen Teil des Erſuchens darſtellt. Einen 
Vorſchlag bedeutet ſie nur inſofern, als das GBA. an den an⸗ 
gegebenen Wortlaut nicht gebunden ſein ſoll, ſondern in der 
Faſſung, nicht inhaltlich, aus grundbuchtechniſchen Geſichts⸗ 
punkten davon abweichen darf. Der Inhalt der vorgeſchla⸗ 
genen Eintragungen gehört jedoch zum Gegenſtand des Ein⸗ 
tragungserſuchens. An dieſer Auslegung würde auch nichts ge⸗ 
ändert werden, wenn das Entſchuld A. etwa die Bezeichnung 
„Vorſchlag“ für die Wiedergabe des Wortlautes der Eintra⸗ 
gungen in bewußtem Gegenſatz zu dem „Erſuchen“ gewählt 
hätte, um zum Ausdruck zu bringen, daß es inſoweit keine 
Verantwortung übernehmen wolle, vielmehr das GBA. den 
Umfang und Inhalt der erforderlichen Eintragungen an der 
Hand des Entſchuldungsplans ſelbſt nachprüfen müſſe. Ein ſol⸗ 
cher Wille wäre ohne rechtliche Bedeutung; er würde weder die 
aus dem Geſetz folgende Verantwortung des Entſchuld A. für 
den vollen Inhalt beſeitigen, noch die Prüfungspflicht des 
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GB A., die fi), wie bereits erwähnt, auf die Grundlagen des 
Erſuchens nicht erſtreckt, erweitern können. Ob die Beurteilung 
anders ausfallen müßte und das GBA. zur Ablehnung des 
Erſuchens berechtigt wäre, wenn das Entſchuld A. darin die 
eigene Verantwortung für die Eintragungen ausdrücklich ab- 
lehnte (vgl. Güthe-Triebel, 6. Aufl., Bem. 51 Abſ. 2 a. E. 
zu § 38 GBO.), kann dahingeſtellt bleiben, da dies im vorl. 
Falle nicht geſchehen iſt. 

Der Umfang und weſentliche Inhalt der zu bewirkenden 
Eintragungen, wie er aus der vom Entſchuld A. vorgeſchlage⸗ 
nen Faſſung hervorgeht, bildet hiernach einen Teil des Er⸗ 
ſuchens. Mit dieſem Inhalt genügt aber das Erſuchen den Er⸗ 
forderniſſen des $ 38 GBO. und § 52 SchuldReglGG. Das GBA. 
kann danach nicht verlangen, daß das Erſuchen den vollen Wort⸗ 
laut der Eintragungen wiedergibt, ſo daß dieſer lediglich in das 
Grundbuch übernommen zu werden braucht. Das ergibt ſchon 
der Hinweis auf die entſprechende Regelung für die übernahme 
der Ergebniſſe des Zwangsverſteigerungsverfahrens in das 
Grundbuch. Das Erſuchen braucht nur den Inhalt der einzel⸗ 
nen durch den Plan gebotenen Grundbucheintragungen ſoweit 
feſtzulegen, daß dadurch die einzutragende materielle Rechtslage 
klargeſtellt wird. Die grundbuchtechniſchen Einzelheiten der Ein⸗ 
tragungen können dem GBA. vorbehalten bleiben (vgl. Mat⸗ 
tern: D. 1936, 1156 ff., insbeſ. 1159). Nur wenn es ſich um 
Landesrentenbank- oder Beſitzfeſtigungsrenten handelt, iſt die 
Aufnahme des vollen Wortlautes der Eintragungen in das Er⸗ 
ſuchen des Entſchuld A. durch die gemeinſchaftliche Richtlinie 
Nr. 48 vom 31. Juli 1935 (DJ. 1935, 1127) ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. Jan. 1937, 1 WX 597/36.) 
H.] 
* 

28. Art. 54 A bſ. 1der 7. Durchf VO. z. Schuld⸗ 
ReglG. Die Eintragung eines Rangvermerks 
bei einer Entſchuldungsrente iſt inhaltlich 
unzuläſſig. 

Auf Erſuchen des Entſchuld A. hatte das GBA. eine Ent⸗ 
ſchuldungsrente und vier neue Hypotheken in das Grundbuch 
eingetragen. Es hatte dabei vermerkt, daß die Entſchuldungs⸗ 
rente den Hypotheken im Range vorgehe. Das Entſchuld A. legte 
gegen die Eintragung Beſchw. ein, weil die Entſchuldungsrente 
ranglos ſei. Das LG. wies die Beſchw. zurück. Das KG. gab 
der weiteren Beſchw. ſtatt. 

Nach § 53 Abſ. 1 Satz 2 GBO. iſt eine Eintragung, wenn 
ſie ſich ihrem Inhalte nach als unzuläſſig erweiſt, von Amts 
wegen zu löſchen. Inhaltlich unzuläſſig iſt nach allgemeiner 
Meinung eine Eintragung, wenn fie überhaupt fein eintra- 
gungsfähiges dingliches Recht verlautbart oder wenn das Recht 
nicht mit dem geſetzlich gebotenen oder geſetzlich zuläſſigen In⸗ 
halt eingetragen iſt. Iſt ein Teil der Eintragung inhaltlich un⸗ 
ſofern der Reit der Eintragung inhaltlich zuläſſig iſt (Güthe- 
Triebel, GBO., 6. Aufl., §S 53 Anm. 29). 

Ein Rangvermerk bei der nach Art. 54 Abſ. 1 der 7. Durchf 
VO. zum SchuldgteglG. einzutragenden Entſchuldungsrente iſt 
inhaltlich unzuläſſig. Die Entſchuldungsrente iſt, wie in Art. 54 
Abſ. 1 a. a. O. ausdrücklich beſtimmt iſt, eine öffentliche Grund— 
ſtückslaſt. Sie entſteht außerhalb des Grundbuches. Jedoch iſt 
in Art. 54 Abſ. 1 a. a. O. ausdrücklich beſtimmt, daß die Ent⸗ 
ſchuldungsrente in das Grundbuch eingetragen werden ſoll; 
Art. 54 Abſ. 1 a. a. O. enthält alſo eine Ausnahme von 854 
GBO., wonach auf einem Grundſtück ruhende öffentliche Laſten 
als ſolche von der Eintragung in das Grundbuch grundſätzlich 
ausgeſchloſſen ſind. 

Offentliche Grundſtückslaſten gehen allen anderen Rechten 
am Grundſtück in der Zwangsverſteigerung vor, ſofern nichts 
anderes beſtimmt iſt. Rechte, die auf Grund des Geſetzes ohne 
Rückſicht auf Ort und Zeit der Eintragung allen anderen 
Grundſtücksrechten vorgehen, haben keinen „Rang“ i. S. des 
BGB. (88 8179 ff.) und der GBO. (845). Art. 54 Abſ. 1 a. a. O. 
ſchaltet alſo für die Entſchuldungsrente die SS 879 ff. BGB. aus 
(Mattern: DJ. 1936, 11683; Sauermann: AME. 
Heft 215 S. 76; vgl. für die Reichsnotopferhypothek KG.: KGJ. 


53, 208; für die Hauszinsſteuerhypothek KG.: JFG. 11, 342 
JW. 1933, 1418 2). Allerdings kann der Geſetzgeber die Eintra⸗ 
gung eines Rangvermerks im Grundbuch bei derartigen Rech⸗ 
ten anordnen und damit derartige Rechte in das Rangſyſtem 
des BGB. und der GBO. einordnen; das iſt z. B. — nach Er⸗ 
laß der vorerwähnten Entſch. des KG. — bzgl. der Notopfer⸗ 
hypothek geſchehen (§ 17 Notopfer HypVO. v. 15. Nov. 1921 [RO 
Bl. 13590). Soweit aber der Geſetzgeber eine derartige aus” 
drückliche Anordnung nicht getroffen hat, kann von einem Rang 
eines Rechtes, welches kraft Geſetzes allen anderen Grundſtücks⸗ 
belaſtungen vorgeht, nicht geſprochen werden. Vielmehr hat ein 
ſolches Recht nur eine beſondere Vorzugsſtellung hinſichtlich der 
Reihenfolge der Befriedigung aus dem Grundſtück in der 
Zwangsverſteigerung. So waren z. B. der Reichsnotzins ($ 3³ 
NotopferG. v. 6. Juli 1931 [RGBl. 8380) und die (einer Real- 
laſt ähnliche) Grundſchuld der Deutſchen Rentenbank (§6 Rem 
tenbankVO. v. 15. Okt. 1923 [RGBl. I, 963]) zwar eintragungs⸗ 
fähig, aber ein Rang kam ihnen nicht zu, obgleich die Anſprüche 
aus beiden Rechten vor allen anderen Grundſtückslaſten zu be⸗ 
friedigen waren (wegen des Reichsnotzinſes vgl. Janiſch— 
JW. 1921, 566). 

Allerdings folgt daraus, daß Rechte, die nach dem Geſetz 
allen anderen Rechten am Grundſtück vorgehen, ohne Rang⸗ 
vermerk einzutragen ſind, noch nicht, daß die Eintragung eines 
Rangvermerks inhaltlich unzuläſſig iſt. So hat der Senat bei 
der Eintragung der Hauszinsſteuerablöſungshypothek einen Ver 
merk im Grundbuch, daß dieſe Hypothek allen anderen Rechten 
am Grundſtück vorgehe, zwar für entbehrlich, aber doch für zu⸗ 
läſſig erklärt (SIG. 11, 342 = JW. 1933, 1418 2). Bei der 
Hauszinsſteuerablöſungshypothek handelt es ſich aber um eine 
wirkliche privatrechtliche Hypothek, die erſt mit der Eintragung 
entſteht. Wenn dieſe Hypothek auch keinen Rang i. S. der 
SS 879 ff. BGB. hat, jo konnte es doch als unſchädlich an“ 
geſehen werden, die geſetzlich geordnete Reihenfolge der Befrie⸗ 
digung in der Zwangsverſteigerung in der Weile grundbuch⸗ 
mäßig zum Ausdruck zu bringen, daß der „Vorrang“ des Rechts 
vor den anderen Grundſtücksrechten im Grundbuch vermerkt 
wurde. Mißverſtändniſſe konnten dadurch nicht entſtehen. 

Bei der Entſchuldungsrente aber würde die Eintragung 
eines Rangvermerkes nicht nur bei der Entſchuldungsrente 
ſelbſt, ſondern auch bei den „zurücktretenden“ Rechten, in doppel“ 
ter Hinſicht Mißverſtändniſſe begründen können. Erſtens würde 
durch die Eintragung eines Rangvermerkes trotz des in Wahr“ 
heit nicht beſtehenden Rangverhältniſſes der irrtümliche Ein“ 
druck erweckt werden können, als würde die Entſchuldungsrente 
durch den Zuſchlag erlöſchen, wenn ſie nicht in das geringſte 
Gebot aufgenommen wird. Es unterliegt aber keinem Zweifel, 
daß die Entſchuldungsrente bei der Zwangsverſteigerung im 
geringſten Gebot nicht zu berückſichtigen iſt, trotzdem aber, da 
ſie öffentliche Grundſtückslaſt iſt, beſtehen bleibt. Zweiten? 
würde, wenn man einen Rang der Entſchuldungsrente anne!“ 
men wollte, die irrtümliche Auffaſſung Platz greifen können, 
daß die Entſchuldungsrente in der Zwangsverſteigerung allen 
anderen Grundſtückslaſten vorgehe. Das ift aber nicht der Fall 
Vielmehr ſind nach Art. 54 Abſ. 1 a. a. O. die laufenden und 
gewiſſe rückſtandige Zins- und Tilgungsbeträge der bei Beftätt‘ 
gung des Entſchuldungsplanes beſtehen bleibenden Hypotheken 
(auch wenn fie neu eingetragen werden), ſog. Althypotheken, 
vor den laufenden und rückſtändigen Rentenbeträgen der Ent 
ſchuldungsrente zu befriedigen. Hierbei handelt es ſich nicht um 
einen Rang i. S. der 88 879 ff. BGB., ſondern um das Rand‘ 
verhältnis, d. h. die Reihenfolge der Befriedigung, i. S. von 
§ 10 ZuvVerſtG. . 

Die geſetzlich feſtgelegte Reihenfolge der Befriedigung, die 
für die Entſchuldungsrente und die übrigen Rechte am Grune 
ſtück beſteht, kann nicht geändert werden; auch daraus erg! 
ſich, daß die Entſchuldungsrente keinen eintragungsfähigen Rang 
hat. Von dem Rang eines Rechts kann nur die Rede fein, we 
der Berechtigte das Rangverhältnis auf rechtsgeſchäftlichen 
Wege (durch Einigung und Eintragung) abändern kann. 5 
„Rang“ der Entſchuldungsrente kann aber weder verbeſſert ne 
verſchlechtert werden, ſie iſt alſo ranglos. Wenn ein Hypothe, 
kengläubiger auf die ihm durch Art. 54 Abſ. 1 a. a. O. zuſtehend 
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Befriedigung gewiſſer Zins⸗ und Tilgungsbeträge ſeiner Hypo⸗ 
thek vor der Entſchuldungsrente verzichtet, ſo wirkt dieſer 
Verzicht, wie Sauermann (AME. Heft 215 S. 76) zutref 
fend hervorhebt, nicht dinglich, iſt alſo einer Rangänderung 
nicht gleichzuſtellen. 

Hat alſo das Geſetz bzgl. der Entſchuldungsrente nur eine 
beftimmte Reihenfolge der Befriedigung, nicht aber einen Rang 
beſtimmt, ſo verbleibt es bei der Regel, daß die öffentliche Grund⸗ 
ſtückslaſt ranglos ift und daher ohne Rangvermerk im Grund⸗ 

uch eingetragen werden muß. Ein Rangvermerk könnte die 

wahre Rechtslage, wenn Althypotheken vorhanden ſind, nicht 
richtig wiedergeben, ſondern nur Mißverſtändniſſe darüber, daß 
die Entſchuldungsrente eine öffentliche Grundſtückslaſt darſtellt, 
ſowie über die Reihenfolge der Befriedigung der aus der Ent— 
ſchuldungsrente ſich ergebenden einzelnen Rentenbeträge be⸗ 
gründen und muß daher als ſeinem Inhalte nach unzuläſſig an⸗ 
geſehen werden. 

Der Rangvermerk bei der Entſchuldungsrenute iſt daher in⸗ 
haltlich unzuläſſig. Infolgedeſſen ſind auch die Rangvermerke 
ei den neu eingetragenen Hypotheken, die mit dem Rangver⸗ 
nierk bei der Entſchuldungsrente untrennbar verbunden ſind, 
inhaltlich unzuläſſig. Alle dieſe Rangvermerke ſind daher von 
Amts wegen zu löſchen 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Dez. 1936, 1 Wx 576/36.) [H.] 
* 

29. § 54 Schuld ReglG.; Art. 7 der 3. Durchf⸗ 
BO; Art. 34 der 6. Durchf VO. und Art. 6 der 
8. Durchf VO. z. Schuld Regl. Samtliche Ur⸗ 
kunden, die die Entſchuldungsgerichte oder 
Entſchuldungsſtellen zum ausſchließlichen 
Gebrauch für das Schuldenregelungsverfah— 
ren anfordern oder von denen ſie beſcheini⸗ 
gen, daß ſie der Betriebsinhaber ausſchließ⸗ 
lich zu dieſem Zweck angefordert hat, ſind 
gem. Art. 34 der 6. Durchf VO. z. Schuld ReglG. 
gebührenfrei. Hierzu gehören auch ſolche Ur⸗ 
kunden, durch die der Ehegatte oder künftige 
Erbe des Betriebsinhabers eigenes Ver⸗ 
mögen zum Zwecke der Durchführung des 
Schuldenregelungsverfahrens zur Verfü⸗ 
gung ſtellt. 

Die Ehefrau des Bauern L. hat gemäß dem Entſchuldungs⸗ 
plan eine ihr zuſtehende Hypothek an die Entſchuldungsſtelle 
zur Sicherung der Anſprüche aus dem Entſchuldungsplan ab- 
getreten. Für die Beglaubigung der Unterſchriften der Ehe— 
leute L. und die Anfertigung von beglaubigten Abſchriften hat 
der UrkB. Gebühren erhoben, obwohl die Entſchuldungsſtelle be⸗ 
ſcheinigt hatte, daß die Urkunden zur Durchführung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens benötigt werden. Auf Beſchw. hat das LG. die 
Gebühren außer Anſatz gebracht. Die weitere Beſchw. der Reichs- 
aſſe hatte keinen Erfolg. 

Nach Art. 34 der 6. DurchfVO. z. Schuld ReglGG. v. 7. Juli 
1934 (RG Bl. I, 609) find gebührenfrei zu erteilen beglaubigte 
Grundbuchabſchriften, Kataſterauszüge, Beſcheinigungen über 

en ſteuerlichen Einheitswert, Erbſcheine und andere Urkunden 
(54), ſoweit ſie die Entſchuldungsgerichte und Entſchuldungs⸗ 
ſtellen zum ausſchließlichen Gebrauch für das Schuldenregelungs⸗ 
erfahren anfordern oder beſcheinigen, daß fie von dem Be- 
triebsinhaber ausſchließlich zu dieſem Zweck angefordert ſind. 
Durch dieſe mit rückwirkender Kraft ausgeſtattete Vorſchrift iſt 
die Entſch. des Senats v. 13. April 1934 (Ich. Erg d. 13, 
58 JW. 1934, 1566) überholt, in der der Senat ausgeſprochen 
dat, daß die Erteilung von Grundbuchabſchriften an den Eigen⸗ 
tümer zwecks Verwendung im Entſchuldungsverfahren gebüh— 
renpflichtig iſt. Die in der Beſtimmung des Art. 34 in Bezug 
genommene Vorſchrift des § 54 Schuld ReglG. beſagt, daß in 
en Fällen, in denen zur Eintragung im Grundbuch auf Grund 
eines Entſchuldungsplans oder eines Zwangsvergleichs ein Erb⸗ 
chein oder eine andere Urkunde erforderlich iſt, die dem Be⸗ 
rechtigten auf Antrag von einer Behörde, einem Beamten oder 
einem Notar zu erteilen iſt, die Entſchuldungsſtelle die Er⸗ 
leilung der Urkunde an Stelle des Berechtigten verlangen kann. 
le Bezugnahme des Art. 34 der 6. DurchfVO. auf § 54 Schuld- 


ReglG. kann nun nicht etwa dahin verſtanden werden, daß ent⸗ 
ſprechend dem Wortlaut des §54 SchuldReglGG. nur die Ertei⸗ 
lung ſolcher Urkunden gebührenfrei iſt, die „zur Eintragung im 
Grundbuch“ erforderlich ſind; denn ganz abgeſehen davon, daß 
die in Art. 34 aufgeführten beglaubigten Grundbuchabſchriften 
und Beſcheinigungen über den ſteuerlichen Einheitswert hierzu 
nicht erforderlich wären, erweitert Art. 34 den Kreis der in 
§ 54 Schuld Reglcß. aufgeführten Urkunden bereits dadurch, daß 
er ausdrücklich die „zum ausſchließlichen Gebrauch für das Schul⸗ 
denregelungsverfahren“ angeforderten Urkunden für gebühren⸗ 
frei erklärt. Mit dieſer Auslegung deckt ſich auch der Beſcheid 
des Reichsernährungsminiſters v. 13. Sept. 1935 (Harme⸗ 
ning⸗ Pätzold, Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung, 
2. Aufl., S. 974), welcher beſagt, daß die in §54 Schuld ReglG. 
enthaltenen Einſchränkungen nur für die Frage Bedeutung 
haben, ob die Entſchuldungsſtelle dieſe Urkunden an Stelle des 
Berechtigten verlangen kann, daß ſie dagegen für Art. 34 nicht 
gelten, ſondern daß die dort beſtimmte Gebührenfreiheit ſich auf 
alle Urkunden erſtreckt, bei denen die ſonſtigen Vorausſetzungen 
des Art. 34 erfüllt ſind. Hiernach muß dann aber dieſe Vorſchrift 
dahin verſtanden werden, daß ſämtliche Urkunden gebührenfrei 
ſind, die die Entſchuldungsgerichte oder Entſchuldungsſtellen zum 
ausſchließlichen Gebrauch für das Schuldenregelungsverfahren 
anfordern oder von denen ſie beſcheinigen, daß fie von dem Be- 
triebsinhaber ausdrücklich zu dieſem Zweck angefordert ſind. Zu 
den gebührenfrei zu erteilenden Urkunden gehören dann aber 
ſchlechthin ſämtliche Urkunden, die entſprechend dem Wortlaut 
des Art. 34 zum ausſchließlichen Gebrauch „für das Schulden⸗ 
regelungsverfahren“ angefordert ſind, ſomit auch ſolche Urkun⸗ 
den, durch die der Ehegatte oder künftige Erbe des Betriebs⸗ 
inhabers gem. Art. 7 der 3. DurchfVO. z. SchuldReglG. (RGBl. 
1933, J, 641) und Art. 6 der 8. DurchfVO. z. Schuld ReglG. 
(RG Bl. 1936, I, 496) eigenes Vermögen zum Zwecke der Durch- 
führung des Schuldenregelungsverfahrens zur Verfügung ſtellt; 
denn eine Einſchränkung des Inhalts, daß ſich Art. 34 etwa nur 
auf ſolche Urkunden bezieht, die den zu entſchuldenden Grund⸗ 
beſitz betreffen, iſt dieſer Vorſchrift nicht zu entnehmen. Dieſe 
Auslegung erſcheint auch im Hinblick auf die in Entſchuldungs⸗ 
ſachen allgemein beſtehende weitgehende Gebührenfreiheit ge— 
boten, die den Zweck verfolgt, die Durchführung des Schul⸗ 
denregelungsverfahrens zu erleichtern, da es in erſter Linie 
dem Wohl der Allgemeinheit dient, die ein lebenswichtiges In⸗ 
tereſſe daran hat, daß die landwirtſchaftlichen Betriebe geſund 
ſind (vgl. Meyer: JW. 1935, 2794). Hiernach fällt ſowohl die 
Beglaubigung der Unterſchriften des Bauern und feiner Ehe⸗ 
frau unter der Hypothekenabtretungserklärung als auch die Her⸗ 
ſtellung beglaubigter Abſchriften dieſer Erklärung unter den Be⸗ 
griff der Urkunden i. S. des Art. 34. Da auch die ſonſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen dieſer Vorſchrift hier erfüllt ſind, genießen die Ur⸗ 
kunden folglich Gebührenfreiheit. 

(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 18. Dez. 1936, 1a Wx 2022/36.) 

* 

30. Art. 15 der 3. Durchf VO. zum Schuld⸗ 
ReglG. ; 8 38 GBO. Das Erſuchen des Entſchul⸗ 
dungsamts auf Eintragung von Tilgungs⸗ 
hypotheken muß außer dem Zeitpunkte des 
Zinsbeginns auch denjenigen des Tilgungs⸗ 
beginns bezeichnen, wenn der erſtere Zeit⸗ 
punkt vor dem Tage der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens liegt. 

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß in einem Er⸗ 
ſuchen auf Eintragung einer Tilgungshypothek der Beginn der 
Tilgung angegeben werden muß, weil dies zur vollſtändigen 
Bezeichnung des Inhalts der Forderung gehört. Es vermißt 
nun hier die danach nötigen Angaben mindeſtens inſoweit, als 
„die bezeichneten Anfangstermine für den Zinsbeginn nicht 
mit dem Tage der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens zu⸗ 
ſammenfallen, ſondern vor dieſem Tage liegen“. Das iſt recht⸗ 
lich zu billigen. Es trifft gewiß zu, daß die Tilgungsraten als 
Zuſchlage zu den Zinſen erhoben werden und daß deshalb im 
allgemeinen mangels abweichender Beſtimmung die Anfangs⸗ 
termine für die Tilgung und für die Zinszahlung zuſammen⸗ 
fallen werden. Begrifflich notwendig iſt das aber nicht. Die 
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Tilgung kann zum mindeſten ſpäter als die Zinszahlung be⸗ 
beginnen. Das GBA. darf ſich deshalb mit der bloßen Angabe 
des Beginnes der Verzinſung nicht begnügen, wenn den Um⸗ 
ſtänden nach Zweifel darüber beſtehen, ob dieſe Angabe auch 
für die Tilgung gelten ſoll. Solche Zweifel waren hier nach 
dem Inhalte des Entſchuldungsplanes nicht von der Hand zu 
weiſen. Die regelmäßige Bedeutung der Angabe als zugleich 
für die Verzinſung und für die Tilgung geltend wird nämlich, 
wenn der angegebene Zeitpunkt vor dem Tage der Eröffnung 
des Verfahrens liegt, durch Art. 15 Abſ. 1 Satz 2 der 3. Durchf⸗ 
VO. z. Schuld ReglG. inſofern in Zweifel geſtellt, als danach 
die infolge der Beſtätigung des Entſchuldungsplanes bezüglich 
Höhe, Verzinſung und Fälligkeit ſich ergebenden Veränderun⸗ 
gen der Forderungen, alſo auch die etwaige Umwandlung in 
Tilgungsforderungen, als im Zeitpunkte der Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahrens eingetreten gelten. Ob davon, wie 
das Entſchuld A. meint, eine Ausnahme für den Fall zu machen 
iſt, daß „laufende“ Zinſen, d. h. ſolche, die erſt nach der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens fällig geworden ſind, für einen ſchon 
vorher begonnenen Zeitpunkt zu entrichten ſind, iſt nicht ohne 
weiteres aus dem Geſetz zu entnehmen. In einem ſolchen Falle 
iſt es aber Sache des Entſchuld A., die Frage, wann die Tilgung 
beginnt, zu entſcheiden und in ſeinem Eintragungserſuchen für 
das GBA. klarzuſtellen. Hierzu iſt in dem erörterten Falle eine 
ausdrückliche Erklärung darüber erforderlich, ob der für den 
Zinsbeginn angegebene Zeitpunkt auch für die Tilgung gelten 
oder mit welchen anderen Zeitpunkte die letztere beginnen ſoll. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. Jan. 1937, 1 WX 591/36.) 
8. 


Oberlandesgerichte: Strafſachen 


31. Zu S$ 180, 181 StGB. Geſchlechts verkehr 
zwiſchen Verlobten iſt Unzucht. Die gegen⸗ 
teilige, auf der Anſchauung ihres Geſell⸗ 
ſchaftskreiſes beruhende Annahme der El⸗ 
tern der Verlobten, welche deren Geſchlechts⸗ 
verkehr in ihrer Wohnung dulden, iſt außer⸗ 
ſtrafrechtlicher, die Schuld nach § 59 Abſ. 1 
StGB ausſchließender Irrtum. 

Dem Beſchuldigten wird zur Laſt gelegt, geduldet zu haben, 
daß ſeine volljährige in ſeinem Haushalt lebende Tochter mit 
ihrem volljährigen Verlobten in ſeiner Wohnung geſchlechtlich 
verkehrte. Der Verlobte iſt Markthelfer, die Tochter Arbeiterin, 
der Beſchuldigte Ratsarbeiter. 

Die Str. hat die Eröffnung des Hauptverfahrens ab- 
gelehnt. 

Bedenklich erſcheint es, wenn ſie das Tatbeſtandsmerkmal 
„Unzucht“ der 88180, 181 StGB. ſchon objektiv deshalb 
nicht für erfüllt anſieht, weil nach der Anſchauung des Volks⸗ 
kreiſes, dem die Beteiligten angehören, der voreheliche Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr zwiſchen miteinander verlobten Perſonen nicht 
gegen Zucht und Sitte verſtoße. Dieſe Auffaſſung des LG. ſteht 
mit der Auslegung des geltenden Rechts in Widerſpruch. Die 
amtliche Strafrechtskommiſſion hat es in beiden Leſungen ab- 
gelehnt, entſprechend dem Vorſchlag älterer Strafgeſetzentwürfe 
die Duldung des geſchlechtlichen Umgangs zwiſchen Verlobten 
durch die Eltern vom Tatbeſtand der Kuppelei auszunehmen, da 
ſich eine Ausnahme dieſer Art doch nur auf die in manchen 
Bevölkerungskreiſen herrſchende Anſchauung über den Verkehr 
zwiſchen Verlobten ſtützen könne (Gürtner, „Das kommende 
deutſche Strafrecht“, Beſ. Teil, 2. Aufl., S. 206 und 210). 

Dagegen wird die angefochtene Entſch. durch die zweite Er⸗ 
wägung der Str. getragen: Hinreichender Verdacht gegen den 
Angeſchuldigten entfalle, weil dieſer ſich in einem vorwiegend 
auf nichtſtrafrechtlichem Gebiete liegenden Irrtum befunden 
habe. Der Angeſchuldigte hat im Vorverfahren angegeben: Er 
habe den geſchlechtlichen Umgang ſeiner Tochter mit ihrem Ver⸗ 
lobten in ſeiner Wohnung deshalb geduldet, weil beide erwach⸗ 
ſen ſeien und ſich demnächſt heiraten wollten. Unter ſolchen 
Umſtänden fände man in ſeinen Kreiſen nichts Anſtößiges da⸗ 
bei, daß Verlobte miteinander in der Wohnung der Eltern ge⸗ 
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ſchlechtlich verkehrten. Dieſe Schutzbehauptung iſt nach dem Er⸗ 
mittelungsergebnis nicht unglaubhaft. 

Der zur Erfüllung der inneren Tatſeite der Kuppelei not⸗ 
wendige Vorſatz erfordert das Bewußtſein des Täters, durch die 
Handlung der Unzucht zwiſchen zwei Perſonen Vorſchub zu 
leiſten, alſo einem Verhalten anderer, das gegen die geſchlecht⸗ 
liche Zucht und Sitte verſtößt. Fehlt dem Täter dieſes Bewußt⸗ 
ſein nur deshalb, weil er trotz Kenntnis der konkreten Tat⸗ 
umſtände das von ihm unterſtützte Gebaren anderer z. B. den 
geſchlechtlichen Umgang zwiſchen Verlobten nicht für Unzucht 
angeſehen hat, ſo liegt nach der ſtändigen Rſpr. des RG. nur 
ein Irrtum über das Strafgeſetz vor, der für die Schuldfrage 
ohne Bedeutung ift (RGSSt. 8, 172; 40, 326 und RG.: Goltd⸗ 
Arch. 60, 445). Dieſer Rechtsauffaſſung hat ſich von den bekann⸗ 
ten Kommentatoren des StGB. nur Schwarz angeſchloſſen 
(StGB., 4. Aufl., Anm. 1A zu 8 180). Dagegen wird fie im 
pz Komm. z. StGB., 5. Aufl., Bd. 1, Anm. 7a zu 8 59, im 
Olshauſenſchen Komm. z. StGB., 11. Aufl., Anm. 2 zu 8 180 
und von Frank, StGB., 18. Aufl., Anm. IV zu 88 180, 181 
abgelehnt. Der Senat vermag die Meinung des RG. nicht zu 
teilen. Der ein Tatbeſtandsmerkmal der Kuppelei in 88 180, 
181 StGB. bildende Komplexbegriff „Unzucht“ iſt nach An 
ſicht des Senats kein ſtrafrechtlicher Begriff, überhaupt kein 
rein rechtlicher, ſondern zunächſt ein ſolcher der Sitte, der vom 
Geſetzgeber übernommen worden iſt (ogl. LpzKomm. a. a. O.). 
Ein Irrtum des Täters über den Begriff der Unzucht iſt alſo 
nicht ſtrafrechtlicher, ſondern außerſtrafrechtlicher Natur. Somit 
iſt der auf den Anſchauungen ſeines Geſellſchaftskreiſes fußende 
Irrtum des Angeſchuldigten, der voreheliche Geſchlechtsverkehr 
zwiſchen volljährigen Verlobten ſei nicht Unzucht, ein Schuld- 
ausſchließungsgrund i. S. des 8 59 Abſ. 1 StB. (ebenſo im 
Ergebnis OLG. Hamburg: HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 798). 

Da ſomit ſchon aus dieſem Grunde nach Anſicht des Se. 
nats mit Recht die Eröffnung des Hauptverfahrens vom LG. 
abgelehnt worden iſt, kann dahingeſtellt bleiben, ob im vorl. Fall 
der Angeſchuldigte als Vorſtand des Haushaltes, dem die er 
wachſene Tochter angehörte, die Rechtspflicht hatte, ſeine 
Tochter von dem geſchlechtlichen Umgang mit ihrem Verlobten 
in feiner Wohnung abzuhalten oder nicht (vgl. einerſeits ROSE 
67, 314 und andererſeits RG.: DRZ. 1935 Nr. 300). Aus dem 
Elternverhältnis kann im vorl. Falle eine ſolche Rechtspflicht 
des Angeſchuldigten nicht abgeleitet werden, weil die Tochter 
nicht mehr minderjährig war (RGSt. 40, 165). 

(Os G. Dresden, 2. StrSen., Beſchl. v. 5. Febr. 1937, 21 WE 
10/37.) 


Bemerkung. Vgl. hierzu den Aufſatz „Kuppelei an 
Verlobten?“: JW. 1937, 660. D. S. 


0 * 

32. Ausf An w. z. RStraß Ver O. v. 29. Sept. 
1934 und 16. Mai 1936 (RG Bl. I, 869, 455) zum 8 25 
R Straß Verk. O. Abſ. 2 Ziff. II A b ſ. 3. Es beſteht 
kein Hupverbot. 

Früh gegen 4 Uhr befuhren den ſonſt verkehrsfreien Fahr? 
damm der nach B.⸗L. führenden Straße mit etwa 60 Std/kM 
Geſchwindigkeit rechter Hand ein Laſtzug und hinter ihm der 
Angekl. mit feinem PKW. Auf etwa 60 m heran, gab er zum 
Zeichen, daß er überholen wolle, ein langgezogenes Hupenſignal, 
Als daraufhin der Triebwagen des Laſtkraftzuges und der 
des Angekl. auf gleicher Höhe lagen, gab er, obwohl er freie 
Fahrt hatte, erneut laute, anhaltende Warnzeichen mit der Hupe. 
Die Rev. des aus 836 i. Verb. m. § 25 RStraßVerkO. ver’ 
urteilten Angekl. mußte mit der Maßgabe zurückgewieſen were 
den, daß er aus § 36 RStraßVerkO. i. Verb. m. einer Zuwider⸗ 
handlung gegen AusfAnw. zum 8 25 Abſ. 2 Ziff. II Abſ. 3 ver 
urteilt iſt. Unzutreffend iſt zunächſt die Auffaſſung des AG. 
„auch heute gelte noch allgemein das ſog. Hupverbot in 
B.“. Keine Behörde hat ein ſolches erlaſſen. Das AG. hat aut 
ſelbſt eine beſtimmte Anordnung dieſer Art nicht angeführt. Ein 
allgemeines Hupverbot würde auch, wie der RVerkMErl. bo 
27. Mai 1936, K 1 7280 (RKraftf. 36, 147) noch beſonders her“ 
vorhebt, der Rechtslage widerſprechen, alfo unzuläſſig und un“ 
wirkſam fein. Das AG. meint indes offenbar den RVerkMerr 
v. 8. Mai 1936, K 14781 (Rstraftf. 36, 145) über die Verminde 
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rung des Lärms im Straßenverkehr, wo allerdings die äußerſte 
Einſchränkung in der Beuntzung von Warnvorrichtungen jedem 
Fahrer eines Kraftfahrzeugs zur Vermeidung feiner Beſtrafung 
zur Pflicht gemacht wird. Damit ſollen aber die beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften nicht beſeitigt oder geändert werden. 
Nach wie vor „darf“ ſomit gemäß AusfAnw. Abſ. 2 Ziff. 2 
Abſ. 3 Satz 2 zum 825 RStraßVerkO. die Abſicht des Überholens 
durch Warnzeichen kundgegeben werden. Darüber hinaus muß 
ein Warnzeichen überall da gegeben werden, wo es ein jorg- 
zaltiger, verſtändiger, die jeweilige Verkehrslage beachtender 
Menſch geben würde (vgl. RGUrt. v. 22. Okt. 1936, VI 179/36: 
JW. 1937, 158 8; HöchſtRRſpr. 37 Nr. 102 und RKraftf. 37, 11 
W hy Dieſes Abgeben von Warnzeichen hat jedoch im Rahmen 
der Grundregel des 825 RStraßVerkO. zu geſchehen, d. h. durch 
die Abgabe ſolcher Warnzeichen darf kein anderer geſchädigt 
oder mehr, als nach den Umſtänden unvermeidbar, behindert 
oder beläſtigt werden. 

Da ferner die geſetzlichen Vorſchriften hierbei keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Verkehr auf den Landſtraßen und dem Ver⸗ 
kehr innerhalb einer Ortſchaft machen, entbehrt auch die Auf⸗ 
faſſung des AG., die Huperlaubnis in der AusfAnw. zum 825 
(Abſ. 2 Ziff. II Abſ. 3 Satz 2) ſei „offenſichtlich“ den Verkehrs⸗ 
teilnehmern nur für die Landſtraße erteilt, jeglicher rechtlichen 

rundlage. 

Getragen wird die Verurteilung des Angekl. jedoch trotz⸗ 
dem durch die Feſtſtellung, der Angekl. habe während der lan⸗ 
gen Überholungsbewegung „mehrere langanhaltende, überflüſ— 
lige Signale“ gegeben, nachdem dargelegt war, daß nach den 
ortlichen Verhältniſſen eine Gefahr für ihn bei der Überholung 
aicht beſtand. Dieſe Feſtſtellung rechtfertigt ſodann auch die vom 

G. gezogene Folgerung, daß der Angekl. entgegen dem Ver⸗ 
bot in Satz 3 der eben genannten Ausf Anw. Signale „mehr als 
nötig“ abgegeben hat. Da der Angekl. als gebildeter Mann den 
Umſtänden nach unſchwer fein Verhalten auch als verkehrs- 
widrig hat erkennen können und erkannt hat, was dem Geſamt⸗ 
inhalt des Urteils des AG. unbedenklich zu entnehmen iſt, war 
amit die Verurteilung, wenn auch nicht wegen Zuwiderhand- 
lung gegen § 25 ſelbſt, fo doch gegen Abſ. 2 Ziff. II Abſ. 3 Satz 3 

usf Anw. zum 8 25 gerechtfertigt. Zur Verurteilung aus 825 
würde weiter die — hier fehlende — Feſtſtellung nötig geweſen 
ſein, daß der dort verlangte Erfolg tatſächlich eingetreten war. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 16. Febr. 1937, 1 Ss 22/37.) 
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** 33. Tarifauslegung: Auswärtszulagen 
(Auslöſungen) ſind dazu beſtimmt, dem an 
eine auswärtige Arbeitsſtelle entſandten 
Beſchäftigten einen Ausgleich für den ihm 
erwachſenden Mehraufwand zu geben. 

Die für die Entſch. in Betracht kommende Beſtimmung 
des Lohn⸗ und Arbeitstarifvertrages für Hoch-, Beton⸗ und 
Tiefbauarbeiter (Bezirkstarifvertrag) für Oſtpreußen v. 30. Mai 
933 hat im 8 2 unter IV 4 folgenden Wortlaut: 
.. „Werden Arbeitnehmer vom Einſtellungsort oder ihrer 
Arbeitsſtelle oder ihrem Wohnort nach einer mehr als 8 km 
entfernten Arbeitsſtelle entſandt, ſo erhalten ſie außer dem 
ohn im eigenen Lohngebiet und den ſonſtigen Bergütungen 
für jeden angefangenen Arbeitstag noch eine tägliche Auslöſung 
in Höhe von 2½ Facharbeiterſtundenlöhnen im Lohngebiet I 
und von 1% Facharbeiterſtundenlöhnen in den übrigen Lohn⸗ 
gebieten als Erſatz für den Mehraufwand. Iſt der Lohn im 
zurldürtigen Lohngebiet höher, ſo iſt der höhere Lohn zu 
A 
Unſtreitig liegen die Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung 
Miofern vor, als der Kl. von feinem im Lohngebiet IV liegen⸗ 
en Einſtellungsort nach einer mehr als 8 km entfernten, im 
gebiet I gelegenen Arbeitsſtelle entſandt worden iſt. Un⸗ 
ſtreitig iſt auch, daß der tarifliche Stundenlohn des Lohngebie⸗ 
tes J höher iſt als der für den Kl. zuſtändige Lohn des Lohn⸗ 


gebietes IV zuzüglich des Lohnes für 2½ Facharbeiterſtunden. 
Streit beſteht darüber, ob der Kl. für die Zeit ſeiner Entſen⸗ 
dung nach Königsberg neben dem für das Lohngebiet I maß⸗ 
gebenden Stundenlohn auch noch Auslöſung beanſpruchen kann. 
Das LArbG. hat die Berechtigung des Auslöſungsanſpruches 
neben dem höheren Lohne des auswärtigen Lohngebietes an⸗ 
erkannt. 

Die Rev. der Bekl. iſt begründet. 

Es hat ſich im praktiſchen Leben das Bedürfnis heraus- 
geſtellt, für die Fälle der Entſendung des Arbeiters an eine 
auswärtige Arbeitsſtelle eine beſondere Regelung zu treffen. 
Sie findet ſich namentlich in Tarifverträgen der Metallindu- 
ſtrie, z. B. Montagearbeiter, und vor allem im Baugewerbe, wo 
Auswärts⸗Zulagen oder die ſogenannte „Auslöſung“ dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, dem an eine auswärtige Arbeitsſtelle entſandten 
Arbeiter einen Ausgleich für die Mehrkoſten zu geben, die ihne 
dadurch entſtehen, daß er nicht am Orte ſeiner regelmäßigen 
Arbeitsſtätte leben kann. In dieſem Sinne ſind in der Rſpr. 
die ſogenannten Auslöſungsbeſtimmungen, die im übrigen ſehr 
mannigfaltig geſtaltet ſind, ſtets verſtanden und ausgelegt 
worden (vgl. RArbG. 15, 221 und die dort angeführten Entſch. 
mit der Berichtigung, daß nicht RArbG. 7, 293, ſondern 
R ArbG. 5, 293 in Frage kommt). Den gleichen Zweck verfolgt 
auch die hier ſtreitige Beſtimmung, wie dies der Satz 1 aus⸗ 
drücklich hervorhebt. Sie enthält eine ſelbſtändige Regelung des 
Lohns der an eine auswärtige Arbeitsſtelle entſandten Arbei⸗ 
ter. Es iſt deshalb nicht richtig, bei der Auslegung der Be⸗ 
ſtimmung zu unterſtellen, daß der an die auswärtige Arbeits⸗ 
ſtelle entſandte Arbeiter grundſätzlich ohne weiteres den An⸗ 
ſpruch auf den höheren Lohn der auswärtigen Bauſtelle habe 
und die im Satz 1 getroffene Regelung, daß der Arbeiter nach 
dem Lohnſatze des eigenen Lohngebietes zu entlohnen ſei, an 
ſich eine Ausnahme hiervon bedeute. Die grundſätzliche Rege⸗ 
lung befindet ſich im Satz 1. Danach erhält der an eine aus⸗ 
wärtige Arbeitsſtelle entſandte Arbeiter grundſätzlich nicht den 
für die auswärtige Arbeitsſtelle maßgebenden Lohn, es bleibt 
vielmehr der Lohn desjenigen Lohngebietes maßgebend, in dem 
ſich ſeine regelmäßige Arbeitsſtelle befindet, und außer dieſem 
Lohn erhält er noch die Auslöſung. Den hiernach dem Arbeiter 
zukommenden Auslöſungsbetrag haben die Parteien des Tarif⸗ 
vertrages ſichtlich für ausreichend erachtet, um die Mehrkoſten 
auszugleichen, die ihm durch den Aufenthalt an der auswär⸗ 
tigen Arbeitsſtelle entſtehen. Geht man von dieſer Regelung 
des Satzes 1 als einer ſelbſtändigen grundſätzlichen Regelung 
aus, ſo ergibt ſich der Satz 2 als eine Ausnahme dahin, daß, 
wenn der Lohn im auswärtigen Lohngebiet höher iſt, als die 
nach der grundſätzlichen Regelung des Satzes 1 dem Arbeiter 
zukommende Geſamtvergütung, dieſer höhere Lohn bezahlt wer⸗ 
den ſoll. 

Der innere Grund dafür, daß die Beſtimmung des 
Satzes 2 neben der des Satzes 1 überhaupt noch getroffen iſt, 
iſt wohl einerſeits darin zu ſuchen, daß die an demſelben Ort 
Arbeitenden gleich entlohnt werden ſollen, um Mißgunſt der 
Auswärtigen auszuſchließen, andererſeits in dem Beſtreben, da⸗ 
durch die Möglichkeit einer die Bauunternehmer eines Lohn⸗ 
gebietes mit höherem Lohn benachteiligenden Konkurrenz von 
Bauunternehmern aus Lohngebieten mit niedrigeren Lohnen 
auszuſchalten. 

(RArbG., Urt. v. 28. Okt. 1936, RAG 131/36. — Königsberg.) 

* 

* 34. Tarifauslegung: Als „gelernte Fach⸗ 
arbeiter“ gelten im allgemeinen ſolche, die 
eine mindeſtens dreijährige Lehrzeit in 
ihrem Fach zurückgelegt haben. Kraftfahrer 
find den gelernten Facharbeitern nicht ohne 
weiteres gleichzuſtellen. 

Das Lohntarifabkommen der Leipziger Metallinduſtrie 
vom 1. Dez. 1932 (der frühere Manteltarifvertrag iſt abge⸗ 
laufen und nicht wieder erneuert worden) ſetzt Löhne feſt für 
1. gelernte Arbeiter, 2. angelernte Arbeiter, 3. ungelernte 
Arbeiter, 4. Arbeiterinnen. Das LArbGG. hat aus § 16 Abſ. 1 
der Betriebsordnung: „Jedes Mitglied der Gefolgſchaft erhält 
unter Zugrundelegung der tariflichen Beſtimmungen für die 
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von ihm geleiſtete Arbeit die vereinbarte Vergütung Monats⸗ 
gehalt, Wochen⸗, Stunden- oder Akkordlohn)“ entnommen, daß 
alle Gefolgſchaftsmitglieder der Bekl. ohne Ausnahme nach den 
jeweiligen für die Bekl. geltenden tariflichen Lohnbeſtimmun⸗ 
gen, alſo im vorl. Fall nach dem Lohnabkommen v. 1. Dez. 
1932, entlohnt werden ſollen. 

Der vom BG. dem § 16 Abſ. 1 der Betriebsordnung ge 
gebenen Auslegung iſt zuzuſtimmen. Wenn § 16 Abſ. 1 über 
haupt einen beſtimmten Sinn haben und nicht nur ganz Selbſt⸗ 
verſtändliches ſagen will, ſo kann man ihn nur als eine 
Generalklauſel der Art auffaſſen, wie fie in RArbG. 15, 343 
behandelt worden iſt, die den Zweck verfolgt, ſoweit überhaupt 
Tariflöhne beſtehen, allen im Betrieb beſchaftigten Gefolg— 
ſchaftsmitgliedern unabdingbare Mindeſtanſprüche gemäß den 
tariflichen Lohnbeſtimmungen zu gewähren, wobei Gruppen, 
die nicht unmittelbar in der maßgeblichen Lohntafel genannt 
ſind, ſinngemäß einzureihen ſind. Es fragt ſich dann nur noch, 
wie ein Kraftwagenführer von der Art des Kl. in die Lohn⸗ 
tafel vom 1. Dez. 1932 eingruppiert werden muß. 

Das ALS. hat feſtgeſtellt, daß der — abgelaufene und 
nicht erneuerte — Manteltarifvertrag für die Leipziger Metall 
induſtrie von 1921 eine Beſtimmung enthielt, wonach „gelernte 
Facharbeiter“ eine mindeſtens dreijährige Lehrzeit in ihrem 
Fach zurückgelegt haben mußten, und daß man ſich im Leip⸗ 
ziger Bezirk hiernach auch dann noch gerichtet hat, als kein 
Manteltarifvertrag mehr beſtand. Dieſe Auffaſſung entſpricht 
auch dem allgemeinen Sprachgebrauch und findet in zahl— 
reichen Tarifordnungen mit gleichen oder ähnlichen Worten 
Ausdruck. 

Das LArbG. nimmt offenbar nicht an, daß der Kl. die 
Vorbedingungen eines gelernten Facharbeiters unmittelbar er— 
füllt habe. Er meint nur, es ſei unbillig, ihm trotz der Opfer 
an Zeit und Geld, die er auf die Erlangung des Führerſcheins 
verwandt habe, und trotz der weſentlich höheren Verantwor— 
tung und — wie hinzugefügt werden kann — höheren perſön⸗ 
lichen Gefährdung, die mit der Tätigkeit eines Kraftfahrers 
im Vergleich mit der vom Kl. vorher ausgeübten Tätigkeit 
verbunden ſei, keinen höheren Lohn zu geben, als er vorher 
erhalten habe. Solche Geſichtspunkte können allerdings dazu 
führen, daß in einer Tarifordnung ein geprüfter Kraftfahrer 
— ſofern er nicht überhaupt eine Gruppe für ſich mit eigener 
Lohnregelung bildet — aus der Gruppe der nur angelernten 
Arbeiter durch Bewilligung eines Lohnzuſchlags herausgehoben 
oder geradezu in die Gruppe der gelernten (Fach-) Arbeiter 
eingereiht wird, ja ſogar mit einem Zuſchlag zu dem Fad)- 
arbeiterlohn bedacht wird. Das RArbBl. von 1936 weiſt Bei⸗ 
ſpiele für jede dieſer Löſungsarten auf. Vielfach werden Kraft— 
fahrer dadurch herausgehoben, daß ſie Wochenlohn erhalten im 
Gegenſatz zu den ſtundenweiſe bezahlten Arbeitern. Die Tarif 
ordnungen für die milchbe- und verarbeitenden Betriebe in 
Schleswig-Holſtein und in Mecklenburg (RArbBl. 1936, IV, 
1142 und 1144) gewährten Kraftfahrern einen Zuſchlag von 
10% auf den Lohn der „Arbeiter“, die ihrerſeits im Lohn tiefer 
als die gelernten „Gehilfen“ ſtehen. Die Tarifordnung für die 
Molkerei- und Käſereibetriebe Weſtfalens (S. IV, 1031) da⸗ 
gegen gibt Kraftfahrern den Lohn der gelernten „Molkereige⸗ 
hilfen“. Den gelernten Facharbeitern ausdrücklich gleichgeftellt 
werden geprüfte Kraftfahrer z. B. in der Tarifordnung für 
das Holzgewerbe Südweſtdeutſchlands (S. IV, 790). Die Tarif: 
ordnung für das Holzhandwerk im RegBez. Magdeburg und 
Land Anhalt (S. IV, 1147) unterſcheidet zwiſchen „Kraftwagen⸗ 
führern, die als Schloſſer gelernt haben, und kleinere Repara⸗ 
turen ſelbſtändig ausführen“, und ſolchen, „die nicht als 
Schloſſer gelernt haben“, und gibt letzteren den Lohn als 
Fachkräfte, erſteren dazu noch einen Zuſchlag von 15%. Einen 
Zuſchlag zum Lohn der gelernten Arbeiter erhalten „Kraft⸗ 
fahrer, die ausſchließlich als ſolche arbeiten“, auch nach der 
Tarifordnung für die Metallinduſtrie in Württemberg und 
Hohenzollern (S. IV, 606). Die Tarifordnung für das Fleiſcher⸗ 
handwerk in Trier uſw. (S. IV, 906) gewährt Kraftfahrern 
und Kutſchern denſelben Wochenlohn wie den (gelernten) Ge- 
ſellen. Unter die Facharbeiter werden Kraftfahrer gezählt in 
der Tarifordnung für die Hutinduſtrie v. 30. März 1936 (S. VI, 


421). Andererſeits werden Schofföre in der Tarifordnung für 
die Süßwareninduſtrie im Deutſchen Reich v. 7. März 1936 
(VI, 230) ausdrücklich in die Gruppe der angelernten Arbeiter 
eingereiht. 4 

Aus dieſem — nicht vollſtändigen — Überblick ergibt ſich 
ſchon, daß keineswegs allgemein der Beſitz des Führerſcheins 
und desjenigen Maßes von Fachausbildung und Fertigkeiten, 
das in der Führerſcheinprüfung nachzuweiſen iſt, als Erſatz 
einer Fachausbildung durch Zurücklegung einer regelrechten 
Lehrzeit angeſehen wird, und daß auch keineswegs allgemein 
der Beſitz dieſer Sonderkenntniſſe in Verbindung mit der 
höheren Verantwortung und höheren perſönlichen Gefährdung 
als ausreichender Grund für eine lohntarifliche Gleichſtellung 
mit gelernten Facharbeitern anerkannt wird. Sonderkenntniſſe 
machen noch keinen „gelernten Arbeiter“. Sie ſind z. B. au 
zum Führen eines Pferdegeſpanns notwendig, ohne daß daran 
gedacht werden kann, einen Geſpannführer als gelernten Arbei⸗ 
ter zu bezeichnen. Wenn für die Bedienung eines führerſchein⸗ 
pflichtigen Kraftfahrzeugs Ausbildung durch einen zugelaſſenen 
Fachlehrer und Ablegung einer Prüfung vorgeſchrieben iſt, 18 
hat das lediglich polizeiliche Bedeutung, rechtfertigt aber, wenn 
es ſich nur um die Einreihung in die Gruppe der gelernten oder 
der angelernten Arbeiter handelt, keinen Unterſchied zwiſchen 
einem Kraftfahrer und einem Geſpannführer. So findet ſich denn 
auch eine völlige Gleichſtellung von Kraftfahrern und Kutſchern 
z. B. in der genannten Tarifordnung für das Fleiſcherhandwerk 
in Trier uſw. (S. IV, 906). 

(RArbGg., Urt. v. 11. Nov. 1936, RAG 154/36. — Leipzig.) 

* 

35. § 32 Arb OG. Verhältnis eines als Tarif- 
ordnung weitergeltenden Bezirkstarifver⸗ 
trags zu dem zugehörigen Reichstarifvertrag 
nach deſſen Außerkrafttreten. 

Die Beſtimmungen in $ 9 des als Tarifordnung für die 
Parteien geltenden Tarifvertrages für das Steinſetzgewerbe in 
der Provinz Brandenburg regeln das ſogenannte Wegegeld und 
ſehen unter anderem vor, daß bei Arbeiten, die mehr als 8 KM 
vom Wohnort des Arbeitgebers entfernt liegen, ein Zuſchlag 
zum Lohn von 12 Pfg. je Stunde gezahlt wird. 

Der Reichstarifvertrag für Steinmetz-, Pflaſter⸗, Stein 
ſchlag⸗ und Straßenbauarbeiter v. 21. März 1931 ſtellt ſich als 
Rahmentarifvertrag dar, der ſeine Ergänzung durch bezirkliche 
Lohn- und Arbeitstarife vorausſetzt. Er beſtimmt in $ 2 Ziff. 2 
daß dieſe nicht in Widerſpruch zu den Beſtimmungen des Reichs“ 
tarifvertrages ſtehen dürfen. Daraus folgt, daß entgegenſtehende 
Beſtimmungen der Bezirkstarifverträge als unwirkſam anzu⸗ 
ſehen waren. Mit dem Außerkrafttreten des Reichstarifvertrages 
am 15. Febr. 1933 und der Erklärung des Bezirkstarifvertrages 
zur Tarifordnung durch Bek. des RArbM. v. 20. Okt. 1934 i. 
an dieſem Rechstzuſtand nichts geändert worden. Tarifordnung 
iſt ſeitdem der Bezirkstarifvertrag im Rahmen ſeiner früheren 
Geltung. Dieſe iſt aber nur an der Hand des Reichstarifvertra⸗ 
ges zu ermitteln. 

Offenſichtlich ſtellen die im § 9 des Bezirkstarifvertragz 
enthaltenen Beſtimmungen über das ſogenannte „Wegegeld' 
Ausführungsvorſchriften gemäß § 2 Ziff. 4d des Reichstariſ' 
vertrages zu deſſen § 6 dar. Dieſer $ 6 billigt dem Arbeitney 
mer Zuſchläge für „auswärtige Arbeiten“ dann nicht zu, wenn 
fie auf einer außerhalb des Geſchäftsſitzes des Arbeitgebers 9 
legenen Bauſtelle für dieſe eingeſtellt werden. Der Grund liegt 
zweifelsfrei darin, daß in dieſem Falle eine „Verſchickung“ des 
Arbeitnehmers zu auswärtigen Arbeiten (8 6 Ziff. 2 Abs.? 
nicht vorliegt, und der Arbeitnehmer, der ſich an eine von Jet 
nem Wohnort abgelegene Bauſtelle erſt verdingt, damit ſelbſ 
die durch die Erreichung der Arbeitsſtelle verurſachten Unbe⸗ 
quemlichkeiten und Mehrkoſten auf ſich nimmt. Daß $ 9 des 
Bezirkstarifvertrages mit ſeinen Beſtimmungen über das 
„Wegegeld“ von dieſen Grundſätzen des Reichstarifvertrage“ 
habe abgehen wollen, iſt nicht anzunehmen. Sollten ſie aber 
wirklich eine Abweichung vom Reichstariſvertrag darſtellen, 1 
würde dieſe nach dem oben Geſagten auch gegenwärtig 1 
unwirkſam ſein, alſo der Gültigkeit entbehren. 

(RArbG., Urt. v. 2. Dez. 1936, RAG 169/36. — Berlin.) 
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Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 
los Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
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x 36. 58 5 Abſ. 1 Ziff. 1 VO. über die Werter⸗ 
mittlung bei der Grunderwerbſteuer vom 
10. April 1933 (RG Bl. I, 193; R St Bl. 1933, 342). 

18 1. Stichtagbewertung für öffentliche 
Straßen. 

2. Über die Grunderwerbſteuerpflicht iſt 
nicht bei der Stichtagbewertung, ſondern 
don der Grunderwerbſteuerbehörde und ge- 
gebenenfalls im Rechtsmittelverfahren 
gegen den Grunderwerbſteuerbeſcheid zu ent- 
ſcheide n. f) 

Durch Vertrag v. 19. und 22. Sept. 1933 hat die Deutſche 
Reichsbahn-Geſellſchaft, vertreten durch die Reichsbahndirektion, 
die in ihrem Eigentum ſtehende Bahnhofſtraße an die Gemeinde 
übereignet. Die Auflaſſung iſt am 17. Juli 1934 erklärt, die 
Ligentumsänderung iſt am 28. Juli 1934 im Grundbuch ein- 
getragen worden. Die übereignete Straße dient dem öffentlichen 
Verkehr. Für das Straßengrundſtück iſt früher kein Einheits⸗ 
wert feſtgeſtellt worden. Auf Antrag der Grunderwerbſteuer⸗ 

Hörde hat das Fin A. gem. §5 Abſ. 1 Nr. 1 VO. v. 10. April 
1933 über die Wertermittlung bei der Grunderwerbſteuer (RG⸗ 
Bl. I, 193 und RStBl. 1933, 342) den Stichtagwert der Straße 
. 28. Juli 1934 geſondert auf 33 600 %% feſtgeſtellt. Dieſer 
Betrag ſtellt den gemeinen Wert des Straßengrundſtücks am 
Feſtſtellungsſtichtag dar. 

Die Gemeinde und die Reichsbahndirektion haben einge⸗ 
wendet, daß das RBewG. keine Einheitswertfeſtſtellung für 
öffentliche Straßen vorſehe, und daß für den Eigentumsüber⸗ 
gang an einem derartigen Grundſtück auch keine Grunderwerb- 
Neuer erhoben werde. Die Einſprüche find ohne Erfolg geblie- 
den. Auf die Berufungen hat das YinGer. die Einſpruchsent⸗ 
ſcheidung und den Einheitswertbeſcheid aufgehoben und den Ein⸗ 
eitswert auf 0.2. feſtgeſtellt. Die Vorentſcheidung iſt damit 
begründet, daß eine öffentliche Straße kein Beſitzteil ſei, der 
mit irgendeinem Wert angeſetzt werden könne, denn ſie ver⸗ 
urſache lediglich Koſten für die Unterhaltung und laſſe ſich nicht 
urgendwie wirtſchaftlich mit Nutzen verwerten; ſie ſei eine dem 
Wirtſchaftsverkehr entzogene Sache. 

Die RBeſchw. des Fin A. macht geltend, daß der Übergang 
des Eigentums an der Straße grunderwerbſteuerpflichtig ſei, 
und daß daher der Einheitswert nach der VO. v. 10. April 1933 
1 Zeitpunkt des Eigentumsübergangs feſtgeſtellt werden 

uſſe. 

Auf Anfrage des Senats hat die Grunderwerbſteuerbehörde 
erklärt, daß fie an der Grunderwerbſteuerpflicht der Übertra- 
gung der Bahnhofſtraße feſthalte. Beſonders in den Braunkoh⸗ 
engrubengegenden komme es immer wieder vor, daß Straßen 
erworben und wieder abgegeben würden. Die Rückgabe von 
Straßen durch die Braunkohlengruben an die in Betracht kom⸗ 

enden Gemeinden, nachdem die unter den Straßen und in der 
Nähe anſtehende Kohle abgebaut ſei, und nachdem die Geſell⸗ 
ſchaften durch den Erwerb verdient hätten, biete keine Veranlaſ— 
ung zu ſteuerlichen Begünſtigungen. 

Die RBeſchw. des Fin A. iſt begründet. 

m Nach 83 VO. v. 10. April 1933 iſt für die Berechnung der 
Drunderwerbſteuer (§S 11 GrErw StG.) der Einheitswert maß⸗ 
gebend, der nach den Vorſchriften des RBewG. auf den dem 
Ai tag unmittelbar vorausgegangenen Feſtſtellungszeitpunkt 
ür den Grundbeſitz feſtgeſtellt worden iſt. Nach 8 5 Abſ. 1 Ziff. 1 
= a. O. iſt abweichend von den Vorſchriften des $3 der Wert, 
er ſich nach den Verhältniſſen am Stichtag ergibt (Stichtag⸗ 

ert), der Berechnung der Grunderwerbſteuer zugrunde zu legen, 

enn es ſich um einen Grundbeſitz handelt, für den die Feſtſtel⸗ 
ung eines Einheitswerts nicht vorgeſchrieben iſt. Dieſe Vor⸗ 


ausſetzung iſt hier gegeben. Daher hätte das Fin A. als die zur 
Einheitswertfeſtſetzung zuſtändige Behörde auf Antrag der 
Grunderwerbſteuerbehörde den Stichtagwert des Straßengrund⸗ 
ſtücks nach den Vorſchriften des RBewG. feſtzuſtellen. Dies iſt 
geſchehen. Gegen die Stichtagbewertung ſind, ſoweit es ſich um 
die Bewertung als ſolche, d. h. die Höhe des Stichtagwerts, han⸗ 
delt, dieſelben Rechtsmittel wie gegen die Einheitswertfeſtſtel⸗ 
lung gegeben. 

Dagegen iſt, wie das Fin A. in der Einſpruchsentſcheidung 
zutreffend hervorgehoben hat, die Frage, ob für den Eigentums⸗ 
übergang eine Grunderwerbſteuerpflicht beſteht, nach den Vor⸗ 
ſchriften des GrErwStG. von der Grunderwerbſteuerbehörde 
und gegebenenfalls im Rechtsmittelverfahren gegen den Grund⸗ 
erwerbſtenerbeſcheid zu entſcheiden (vgl. Seweloh: StW. 
1933, 1304 und Ott, „Handbuch des Grunderwerbſteuerrechts“, 
4. Aufl., S. 315). 

Ob die Anſicht des FinGer., daß eine öffentliche Straße 
eine dem Wirtſchaftsverkehr entzogene Sache ſei und keinen 
Wert haben könne, in ſolcher Allgemeinheit zutrifft, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Jedenfalls muß dieſe Erwägung in den Fäl⸗ 
len ausſcheiden, in denen eine öffentliche Straße, wie hier, zum 
Gegenſtand eines Rechtsvorgangs gemacht worden iſt, für den 
eine Grunderwerbſteuerpflicht in Betracht kommen kann. Da 
das FinGer. dies verkannt hat, war die Vorentſcheidung wegen 
Rechtsirrtums aufzuheben. 

Die Sache iſt ſpruchreif. Die Höhe des vom Find. feſt⸗ 
geſtellten Stichtagwerts iſt nicht beſtritten. Bei der Feſtſtellung 
des gemeinen Werts des Straßengrundſtücks iſt das Fin A. von 
richtigen Geſichtspunkten ausgegangen, beſonders auch unter Be⸗ 
rückſichtigung des Umſtands, daß es vergleichbare Straßengrund⸗ 
ſtücke, die im freien Verkehr umgeſetzt worden ſind, nicht gibt 
(vgl. Urt. des RH. v. 2. März 1933, III A 716/31: RStBl. 
1933, 789 = SW. 1933 Nr. 44 und dazu die Beſprechung von 
Seweloh: StW. 1934, 846 ff.). Daher waren die Berufungen 
der Gemeinde und der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. Nunmehr kann auf Grund des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheids v. 2. April 1936 das Verfahren nach dem Gr⸗ 
ErwStG. durchgeführt und erforderlichenfalls die ſtreitige Frage 
der Grunderwerbſteuerpflicht des vorl. Eigentumsübergangs im 
Rechtsmittelverfahren gegen den Grunderwerbſteuerbeſcheid aus— 
getragen werden. 


(RFi., 2. Sen., Urt. v. 22. Okt. 1936, III A 136/36.) [S.] 
Anmerkung: Eine Bahnhofſtraße, die anſcheinend von der 
Deutſchen Reichsbahn angelegt worden iſt, iſt von der Deutſchen 
Reichsbahn auf die Gemeinde übereignet worden. Für dieſe 
Übereignung ſoll Grunderwerbſteuer verlangt werden. Zum 
Zwecke der Grunderwerbſteuerveranlagung iſt zunächſt eine 
Stichtagwertfeſtſtellung eingeleitet worden, die Gegenſtand des 
mit obigem RFH.-Urteil abgeſchloſſenen Streitverfahrens ge— 
weſen iſt, an die ſich alsdann die Frage der Grunderwerbſteuer⸗ 
pflicht anſchließen dürfte, welche in einem beſonderen Rechtsmit⸗ 
telverfahren gegen den Grunderwerbſteuerbeſcheid zu klären iſt: 
1. Was zunächſt die Grunderwerbſteuerpflicht betrifft, ſo 
wird beim Erwerb von Grundſtücken für Zwecke öffentlicher 
Straßen und Plätze nach $3 Ziff. 10 GrErwStG. eine Grund⸗ 
erwerbſteuer nicht erhoben. Der Erwerb muß „für Zwecke 
öffentlicher Straßen“ geſchehen. Es iſt aber weder notwendig, 
noch ſchädlich, daß die Straße bereits im Zeitpunkt der Übereig⸗ 
nung vorhanden iſt. Wie Ott, 4. Aufl., Anm. 3 zu 88 Ziff. 10 
GrErwStG. ſagt, genügt, daß die Zweckbeſtimmung im Zeit⸗ 
punkte der Übereignung beſtanden hatte. Infolgedeſſen wird für 
unausgebautes Straßenland, das erſt noch bebaut werden ſoll, 
ſtändig Grunderwerbſteuerfreiheit gewährt. Iſt aber die Straße 
im Zeitpunkte der Übereignung bereits ausgebaut, ſo muß 
gleichfalls von der Grunderwerbſteuer freigeſtellt werden. Häu⸗ 
fig werden bei Siedlungen Straßen zunächſt von dem Sied⸗ 
lungsunternehmer ausgebaut, und dann wird das Straßenland 
nach Ausbau an die Gemeinde aufgelaſſen. Auch hier tritt 
Steuerfreiheit ein, und ebenſo muß Steuerfreiheit eintreten, 
wenn die Reichsbahn eine Straße zunächſt als Unternehmerin 
ausgebaut hat und dieſe Straße alsdann der Gemeinde über⸗ 
eignet. Dabei braucht die Straße noch nicht dem öffentlichen 
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Verkehr gewidmet und in diefem Sinne öffentlich zu ſein; es 
genügt, daß die Straße, auch wenn ſie noch Privatſtraße iſt, 
jedermann unter gleichen Bedingungen offenſteht (Ott, 
4. Aufl., Anm. 8 zu $8 Ziff. 10 GrErwStG.). 

2. Für die Stichtagbewertung iſt der gemeine Wert maß⸗ 
gebend (vgl. 853 R Bew. 1934 t. Verb. m. § 5 Abſ. 1 Ziff. 1 
VO. v. 10. April 1933). 

Der gemeine Wert von Straßen läßt ſich nun außerordent⸗ 
lich ſchwer feſtſtellen, weil Straßen nicht umgeſetzt zu werden 
pflegen. Das FinGer. hat den Einheitswert mit 0.2 feſt⸗ 
geſtellt, weil eine öffentliche Straße kein Beſitzteil, ſondern eine 
dem Wirtſchaftsverkehr entzogene Sache ſei. Der RF. hat dieſe 
Anſicht abgelehnt und für die Zwecke der Grunderwerbſteuer 
einen Einheitswert feſtgeſtellt. 

In dem Urteil iſt leider die intereſſante Frage nicht be⸗ 
handelt, ob bei der Einheitsbewertung der Umſtand, daß ein 
Grundſtück als öffentliche Straße dient und ſomit einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Dienſtbarkeit unterliegt, bewertungsrechtlich von 
Bedeutung iſt. Ob die Bahnhofſtraße von allen Beteiligten be⸗ 
reits bei der Übereignung dem öffentlichen Verkehr gewidmet, 
alſo zur öffentlichen Straße im techniſchen Sinne geworden war, 
oder ob ſie erſt mit der Übereignung an die Gemeinde öffentliche 
Straße werden ſollte, iſt aus dem Tatbeſtand nicht erſichtlich 
und anſcheinend in dem Verfahren auch nicht erörtert worden. 
Meines Erachtens muß eine öffentlich-rechtliche Widmung eines 
Grundſtücks als Straßenland als wertmindernder Umſtand an- 
geſehen werden; denn es handelt ſich um eine ganz weſentliche 
Benutzungseinſchränkung öffentlich-rechtlicher Natur. Wenn eine 
ſolche Beſtimmung tatſächlich vorgelegen haben ſollte, ſo konnte 
das FinGer. m. E. zu dem Ergebnis gelangen, daß der Wert 
des Straßengrundſtücks O all ſei. Aber auch wenn eine 
öffentlich-rechtliche Widmung noch nicht vorlag, die Fluchtlinien 
aber feſtſtanden und daraus erſichtlich war, daß das Grundſtück 
nur als Straßenland bewußt werden konnte, wird man m. E. 
eine Bewertung bis auf 0 e annehmen können. Denn „im 
gewöhnlichen Geſchäftsverkehr“ (vgl. 8 10 Satz 2 RBewG.) wird 
Bauland, das im Fluchtlinienplan als Straßenland ausgewie⸗ 
ſen worden iſt und auf dem — wenigſtens nach preußiſchem 
Recht — nicht mehr Bauten errichtet werden dürfen (vgl. 8 11 
PrFluchtlG.), tatſächlich häufig mit 0 %% bewertet. In dieſer 
Richtung hätte m. E. der RF. Ermittlungen anſtellen laſſen 
müſſen. Das obige Urteil läuft auf das Ergebnis hinaus, daß 
öffentliches Straßenland, das zum Gegenſtand eines Rechtsvor— 
ganges gemacht iſt, einen Wert haben muß. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
* 

37. 88 2 Abſ. 1 Nr. 1, 21, 23 A bſ. 1 Erbſch StG. 
1925. Die Erbauseinanderſetzung hat regel⸗ 
mäßig auf die Erbſchaftsbeſteuerung keinen 
Einfluß. 

(RFH., 3. Sen., Urt. v. 26. Nov. 1936, III e A 66/36 U.) 

Abgedr. JW. 1937, 490 41. 


Anmerkung: Mittels der Erbſchaftſteuer ſoll der Erwerb 
von Todes wegen ſteuerlich erfaßt werden. Demgemäß iſt der 
Erwerb zu verſteuern, den der Erbe gemacht hat. Daraus folgt, 
daß für die Erbſchaftsbeſteuerung nicht zugrunde zu legen ſind 
die Werte, die erſt infolge der Auseinanderſetzung dem Erben 
zugeführt werden bzw. ihm verbleiben. 

Hierauf iſt bei Auseinanderſetzungen zu achten, weil häu⸗ 
fig, vornehmlich aus familiären Erwägungen heraus, von der 
letztwilligen Verfügung oder von der geſetzlichen Erbrechtslage 
abweichende Auseinanderſetzungsvereinbarungen getroffen wer⸗ 
den. Der RFhi. hat bereits darauf hingewieſen, daß in ſolchen 
Abweichungen u. U. ein weiterer ſchenkungsſteuerpflichtiger Vor⸗ 
gang liegen kann. 

Nicht zu verwechſeln mit dieſer grundſätzlichen Feſtſtellung 
iſt die auch vom RF. anerkannte Auslegung letztwilliger Ver⸗ 
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fügungen. Wird nämlich von den Erben übereinſtimmend die 
letztwillige Verfügung, ohne daß der Tatbeſtand der Steuer 
umgehung anzunehmen iſt, vom Wortlaut der letztwilligen Ver⸗ 
fügung abweichend, andersartig ausgelegt, jo iſt auch dieſer Bor 
gang von den Finanzbehörden anzuerkennen. 

Wegen der erbſchaftſteuerlichen Behandlung ungültiger 
Verfügungen von Todes wegen vgl. im übrigen mein Hand⸗ 
buch des Steuerrechts für den Rechtsanwalt und Notar S. 11⁷ 
bis 122. 

RA. Dr. Dr. Meg ow, Küſtrin. 
* 

38. §s 15, 16 St AnpG.; Art. 3 des Deutjd> 
Schweizeriſchen Doppelbeſteuerungsabkom? 
mens v. 15. Juli 1931. „Betriebsſtätte“ einer 


ausländiſchen Geſellſchaft kann der Ge’ 
ſchäftsraum eines inländiſchen Geſchäfts“ 
führers der Geſellſchaft auch dann ſein, 


wenn das Eigentum oder Nutzungsrecht am 
Geſchäftsraum und ſeiner Einrichtung nicht 
der Geſellſchaft, ſondern dem Geſchäftsfüh? 
rer zuſteht. 
(RFH., 3. Sen., Urt. v. 3. Dez. 1936, III A 161/86.) 
* 

39.83 Abſ. 13iff. 6 Verm StG. 1934; 8 1 A b ſ. 2, 
§ 2 Abſ. 1 Ziff. 3b Verm StDurchfBeſt.; ss 17, 18 
St An pG. 

a) Wenn ein Verein, deſſen Mitglieder 
einem beſtimmten Beruf angehören, notlet? 
dende berufs angehörige Nichtmitglieder un 
terſtützen will, dann kann die Gemeinnützig 
keit dieſes Zweckes nur dann verneint werden, 
wenn die Zahl der zu unterſtützenden Berufs 
genoſſen dauernd nur klein ſein kann. 

b) Die Unterſtützung notleidender Berufs 
genoſſen iſt dann mildtätig, wenn es ſich um 
bedürftige deutſche Volksgenoſſen handelt. 

e) Wenn der Reichsinnungs verband eine? 
Berufsſtandes nach der Satzung eines Verein 
die Gewähr dafür übernimmt, daß das Ver 
mögen des gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke verfolgenden Vereins beider Vereins 
auflöfung für gleiche Zwecke verwendet wird, 
dann iſt hierin eine Sicherſtellung der Ver 
wendung des Vermögens i. S. § 2 Abſ. 1 Nr. 3b 
Verm St Durchf Beſt. 1935 zu erblicken. 

(RFS., 3. Sen., Urt. v. 10. Dez. 1936, III A 164/36.) 


| Keichsverſicherungsamt | 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirelttor 
Kerſting, Berlin 
[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt] 
© Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 

O 40. Für das Wiederaufleben von Anwart, 
ſchaften gem. Art. 23 des Vertrages zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und dem Königreich der 
Serben, Kroaten und Slowenen über S 
zlalverſicherung v. 15. Dez. 1928 (RG Bl. 1929, Mb 
562, 568) find nur die Beiträge zu berückſich 
tigen, die nach dem Inkrafttreten des Ber! 
worden 


trages, dem 1. Okt. 1929, entrichtet 

ſind. Pr 
(RVerſA., 6. RevSen. [Knappſch Sen.], Urt. v. 27. Nov. 19555 

III a Kn 1522/36 2) . 
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Stellvertreter: Carl⸗ Herbert Wehmankı 
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